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Vorwort 

Die Volksanwaltschaft - im folgenden kurz als "V A" bezeichnet - legt 
dem Nationalrat ihren Sechsten Bericht vor, der über die Tätigkeit in der 
Zeit vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1982 Aufschluß gibt. 

Der bisherigen Übung folgend, besteht auch dieser Bericht aus zwei Teilen, 
nämlich einem Allgemeinen und einem Besonderen Teil, sowie einem Stati­
stischen Anhang. Der Allgemeine Teil enthält neben Hinweisen über die 
Entwicklung des Aufgabenbereiches und der Tätigkeit der VA auch Aus­
führungen über den Fortgang der Bearbeitung der von der VA in ihren bis­
herigen Berichten gemachten Wahrnehmungen und Anregungen. Der 
Besondere Teil enthält die Berichte der Volksanwälte über ihre Aufgaben­
bereiche mit einer kurzen Darstellung bestimmter Beschwerdefälle und der 
Ergebnisse der bezughabenden Prüfungsverfahren der VA. Im Statistischen 
Anhang sind alle Beschwerden ausgewiesen, die dem Bereich der Bundes­
verwaltung zuzuordnen waren. 

Die Volks anwälte nehmen auch diesen Bericht zum Anlaß, ihren Mitarbei­
tern für die geleistete Unterstützung den Dank auszusprechen. 

Der vorliegende Bericht wurde in der kollegialen Sitzung der VA am 
19. November 1984 einstimmig beschlossen. 

Wien, im November 1984 
Dr. Franz Bauer 

Dipl.-Vw. Helmuth Josseck 
Franziska Fast 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)4 von 202

www.parlament.gv.at



1 

2 

3 

4 

5 

Inhaltsverzeichnis 

1. ABSCHNITI 

ALLGEMEINER TEIL 

Inanspruchnahme und Tätigkeit der VA 

Entwicklung des Geschäftsanfalles ............................. . 

Telefonische Auskünfte .. . ............. .. . .... . ...... .. . . ... . . 

Sprechtage .. .... ...... .. ...... ......... .. .. .. .. . ..... ..... . 

Öffentlichkeitsarbeit und internationale Kontakte ................ . 

Prüfungsverfahren und Erledigungen . .......... . ............ .. . 

II. ABSCHNITI 

BESONDERER TEIL 

Aufgabenbereich des Volksanwaltes Robert Weisz 

Seite 

7 

7 

7 

7 

8 

1 Bundeskanzleramt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 13 

2 Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz. . . . . . . . . . . .. 13 

3 Bundesministerium für soziale Verwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 17 

4 Bundesministerium für Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 62 

Aufgabenbereich des Volks anwaltes Or. Franz Bauer 

1 Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten. . . . . . . . . . . . . .. 83 

2 Bundesministerium für Bauten und Technik. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 85 

3 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft .. ..... .... ...... 109 

4 Bundesministerium für Unterricht und Kunst ........... .... ... ... 132 

5 Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung . . . . . . . . . . . . . . . 142 

Aufgabenbereich des Volksanwaltes Gustav Zeillinger 

1 Bundesministerium für Finanzen .. .... ............... ....... ... 147 

2 Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie .. .... .. ..... 174 

3 Bundesministerium für Inneres. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 179 

4 Bundesministerium für Justiz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 189 

5 Bundesministerium für Landesverteidigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 199 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 5 von 202

www.parlament.gv.at



I. ABSCHNITT 

ALLG EMEINER TEIL 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)6 von 202

www.parlament.gv.at



III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 7 von 202

www.parlament.gv.at



Inanspruchnahme und Tätigkeit der VA 

1 Entwicklung des Geschäftsanfalles 

Im Berichtszeitraum vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1982 wurden an die 
VA insgesamt 4 311 Beschwerden und sonstige Anliegen herangetragen. 
Die folgenden Zahlen zeigen die Entwicklung in den letzten drei Jahren: 

1980: 4 075 
1981: 5 055 
1982: 4 311 

2 Telefonische Auskünfte 

Die Zahl der telefonischen Anfragen ist infolge des zunehmenden Interes­
ses und Verständnisses der Bürger für die Tätigkeit der VA weiter gestie­
gen. Im Berichtsjahr wurden an die VA rund 5 130 telefonische Anfragen 
gerichtet. 

Die VA hat daher einen Auskunftsdienst eingerichtet. Dieser dient, soweit 
es sich nicht um Angelegenheiten der VA handelt, als Service- und Infor­
mationseinrichtung. 

3 Sprechtage 

Um der Bevölkerung aus ländlichen Gebieten den Zugang zur VA zu er­
leichtern, wurden nicht nur in den Landeshauptstädten, sondern auch in 
den Bezirksstädten Sprechtage ~bgehalten. Damit wird auch einem von den 
Bundesländern geäußerten Anliegen Rechnung getragen. 

Im Berichtsjahr wurden insgesamt 231 (1981: 242) Sprechtage abgehalten, 
davon 74 (1981: 84) außerhalb von Wien. Bei den 157 (1981: 158) Sprech­
tagen in Wien haben 574 (1981: 633) Personen vorgesprochen, bei den 
Sprechtagen außerhalb von Wien 1 497 (1981: 1 738). 

Die in den Bundesländern stattfindenden Sprechtage werden auch zum An­
I~ß genommen, im Rahmen der ~rüfungstätigkeit der VA Verwaltungsakte 
emzusehen und Lokalaugenscheme durchzuführen. 

4 Öffentlichkeitsarbeit und internationale Kontakte 

Die VA hat im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit ihre Teilnahme an der 
Fernsehsendung des ORF "Ein Fall für den Volksanwalt?" fortgesetzt, die 
an 34 Samstagen als Live-Sendung ausgestrahlt wurde, um der Bevölkerung 
einen Einblick in die Prüfungstätigkeit der VA zu geben. Abgeordnete zum 
Nationalrat haben sowohl in den Ausschuß- als auch in den Plenarsitzun­
gen den Wunsch nach zusätzlichen Sendungen im ORF-Hörfunk geäußert, 
um einem noch größeren Personenkreis über die Tätigkeit der VA Infor­
mationen zu vermitteln. Derartige Rundfunksendungen wurden mit Beginn 
des Jahres 1983 in das Programm des ORF aufgenommen. 
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Im Berichtsjahr haben Mitglieder des Petitionsausschusses des Deutschen 
Bundestages, des Hessischen Landtages und des Abgeordnetenhauses von 
Berlin der VA einen Besuch abgestattet. Diese Besuche boten Gelegenheit 
zu einem wertvollen Erfahrungsaustausch. Zu erwähnen sind auch die re­
gelmäßigen Kontakte mit dem International Ombudsman Institute und mit 
der VA vergleichbaren Einrichtungen im Ausland. 

5 Prufungsverfahren und Erledigungen 

8 

Von der VA wurden im Berichtszeitraum 2 973 Beschwerdefälle erledigt. 
Ohne Berücksichtigung der nicht in den Verwaltungsbereich fallenden Be­
schwerdefälle erwiesen sich rund 20% der geprüften Beschwerden als be­
rechtigt, wobei in 86% dieser Fälle die Behebung des Beschwerdegrundes 
möglich war. 

Etwa 40% der in einem formellen Prüfungsverfahren behandelten Be­
schwerden erwiesen sich als nicht berechtigt und gaben daher keinen Anlaß 
für weitere Maßnahmen der VA. 

In rund der Hälfte aller im Berichtszeitraum behandelten Geschäftsfälle be­
durfte es keiner Durchführung eines formellen ~rüfungsverfahrens, son­
dern es konnte dem Beschwerdeführer das Ergebms der Prüfung aufgrund 
der bei der VA vorha~denen Be~chwerdeunterl~gen mitgeteilt werden. Die­
ser Gruppe von Erledlgungen smd vor allem die Fälle der mangelnden Be­
schwerdelegitimation sowie der Unzulässigkeit der Beschwerdeführung in­
folge Verfahrensanhängigkeit zuzurechnen, aber auch solche Anbringen, 
bei denen schon aufgrund des vom Beschwerdeführer selbst vorgelegten 
Aktenmaterials ein behördliches Fehlverhalten nicht erweislich ist. 

Die VA war auch im Berichtszeitraum bemüht, die Prüfungsverfahren 
rasch und unbürokratisch durchzuführen. Wenn im Prüfungsverfahren um­
fangreiche Sachverhaltsermittlungen, insbesondere die Beiziehung von 
Sachverständigen und die Vornahme eines Lokalaugenscheines erforderlich 
werden, dauern die Prüfungsverfahren entsprechend länger. Im übrigen 
hängt die Dauer eines bei der VA anhängigen Prüfungsverfahrens auch da­
von ab, ob der VA für die Besorgung ihrer Prüfungstätigkeit das erforderli­
che Personal zur Verfügung steht. Da die Mitarbeiter auch bei der Be­
richtstätigkeit gegenüber dem Nationalrat und den Landtagen von sieben 
Bundesländern herangezogen werden, wird dadurch ein Teil der an sich für 
P~üfungsa~fgaben v?rh~nde!len per~OI~ellen Kapazität weiterhin gebunden. 
Em Ausgleich läßt Sich m dieser Hmslcht nur durch entsprechende Perso­
nalvermehrung erzielen. 

Wie die VA bereits in ihren früheren Berichten an den Nationalrat festge­
stellt hat, wird die Dauer eines Prüfungsverfahrens maßgeblich auch nach 
der für die Stellungnahme der befaßten obersten Verwaltungs organe benö­
tigten Zeit bestimmt. Auf diesen Umstand ist wiederum hinzuweisen, weil 
sich auch im Berichtszeitraum eine Verbesserung nicht herbeiführen ließ. 
Wenn auch eine Stellungnahme, zu der auch Erhebungen bei nachgeordne­
ten Stellen erforderlich werden, längere Zeit in Anspruch nimmt, so sollten 
für Stellungnahmen oberster Verwaltungsorgane, zu denen eine Informa­
tion durch andere Stellen nicht nötig ist, nicht mehrere Monate benötigt 
werden. Dazu kommt - wie die VA schon in ihrem Fünften Bericht an den 
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Nationalrat ausgeführt hat -, daß auch die seitens der VA im Prüfungsver­
fahren verlangte Vorlage von Akten oftmals zu lange Zeit in Anspruch 
nimmt. Die personelle Ausstattung der VA gestattet es nicht, im Prüfungs­
verfahren immer an Ort und Stelle Akten einzusehen oder einen Lokalau­
genschein vorzunehmen. Da der Akteneinsicht im Prüfungsverfahren eine 
wesentliche Bedeutung zukommt, sollte dafür vorgesorgt werden, daß die 
Verwaltungsakten der VA rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden. 

Nach wie vor ist festzustellen, daß die Ressorts in ihren Stellungnahmen an 
die VA darauf hinweisen, der Beschwerdeführer hätte sich durch ein or­
dentliches Rechtsmittel oder durch die Erhebung einer Verfassungs- oder 
Verwaltungsgerichtshofbeschwerde vor Rechtsnachteilen schützen können. 
Dieser Standpunkt verkennt jedoch die Aufgabe der VA, deren Zuständig­
keit von Verfassungs wegen auf die Prüfung rechtskräftig abgeschlossener 
Verfahren abgestellt ist. Es macht hiebei keinen Unterschied, ob der Instan­
zenzug ersc.höpft ist od~r nicht. Im übrigen ~rifft den Beschwerdeführer be! 
Anrufung elOes der Genchtshöfe des öffentlIChen Rechtes - anders als bel 
der Anrufung der VA - ein erhebliches Kostenrisiko. 

Darüber hinaus stellt die Mißstandskontrolle durch die VA eine Ergänzung 
zur Rechtskontrolle dar. 

9 
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Aufgabenbereich des Volksanwaltes Robert Weisz: 
Dem Volksanwalt Robert Weisz oblagen: 

Die Aufgaben der VA, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wirkungs­
bereich nachstehender Bundesministerien fallen: 

Bundeskanzleramt, 

Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz, 

Bundesministerium für soziale Verwaltung, 

Bundesministerium für Verkehr. 

1 Bundeskanzleramt 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum waren acht Beschwerden dem Vollziehungsbereich des 
Bundeskanzleramtes zuzuordnen, wobei zu berücksichtigen ist, daß Be­
schwerden in dienst- und besoldungsrechtlichen Angelegenheiten von dem 
Volksanwalt behandelt werden, der für den Ressortbereich, dem der Be­
schwerdeführer angehört, zuständig ist; nur gr~.ndSätzliche Fragen des 
Dienst- und Besoldungsrechtes führen zu einer Uberprüfung im Bereich 
des Bundeskanzleramtes. 

Im Rahmen des öffentlichen Dienstes sind Beschwerden über Versorgungs­
leistungen, Abfertigungsansprüche sowie die Gewährung von Zulagen und 
auch das Ausscheiden aus diesem Dienstverhältnis behandelt worden. Ein­
zelne Fragen gab es auch bezüglich des Vertragsbedienstetenverhältnisses, 
der Vermögensrückstellungen sowie des Pensionsrechtes. 

2 Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 

Allgemeines 

Den Ressortbereich des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz 
betreffend wurden im Berichtszeitraum 37 Beschwerden anhängig gemacht. 

Im medizinischen Bereich betrafen zahlreiche Beschwerden Fehldiagnosen 
und Behandlungen in Krankenanstalten, Gesundheitsschädigungen nach 
dem Impf- und Epidemiegesetz und daraus resultierende Entschädigungs­
und Versicherungsansprüche. Weitere Beschwerden betrafen die Anwen­
dung des Tierseuchengesetzes. 

13 
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Auf der anderen Seite führten Ärzte üb~.r eingeschränkte Möglichkeiten 
der Arbeitsbewilligung für ausländische Arzte sowie über die Versagung 
von Stipendien während der Ausbildungszeit Beschwerde. 

Einzelfälle 

2.1 Privilegien der Amtstierärzte gegenüber freiberuflichen Tierärzten 

14 

VA 9 W-2/81 21. IV-440 712/1-1181 

Dr. D. J. aus Ried/Riedmark/Oberösterreich legte in seiner an die VA ge­
richteten Beschwerde jene Gründe dar, derentwegen sich die Durchfüh­
rung des Tierseuchengesetzes 1909 immer mehr zum Nachteil der frei 
praktizierenden Tierärzte auswirke. 

Dieses Gesetz regle das Aufgabengebiet der Veterinärbehörden. Das 
Hauptaufga~engebiet habe s.ich infolge Tilgun~ 4~r meisten im Gesetz an­
geführten TIerseuchen auf dIe ~~ntrolle und dIe Uberwachung vorbeugen­
der Maßnahmen verlagert wie Uberwachung der Marktaufsicht auf Tier­
märkten, der Tiertransportbeschau, der Vieh- und Fleischbeschau, 9:er Tbc­
sowie Banguntersuchungen des gesamten Rinderbestandes, der Uberwa­
chung und Kontrolle vorbeugender Impfungen, der Hygiene tierischer Le­
bensmittel und tierische Abfälle. 

Die für Amtstierärzte geltende Dienstinstruktion 1909, RGB1. Nr. 179, be­
schränke deren Funktion auf die Kontrolle und Überwachung der aufge­
zählten Aufgabenbereiche. Allerdings weiche die Praxis von dieser Rege­
lung ab. Die Durchführung des Tierseuchengesetzes führe zu einer Kon­
zentration von dienstlicher und privater tierärztlicher Tätigkeit, die die Exi­
stenz der freiberuflich tätigen Tierärzte bedrohe. 

Im Prüfungsvedahren verwies der Bundesminister für Gesundheit und Um­
weltschu~.z darauf hin, daß Amtstierärzte der Bezirkshauptmannschaften 
und der Amter der Landesregierungen im Landesdienst stehende Veterinär­
beamte seien, die auf dem Gebiet des in mittelbarer Bundesverwaltung und 
damit durch Landesbehörden (Art. 102 Abs. 1 B-VG) zu vollziehenden 
Tierseuchengesetzes tätig werden. Ein Weisungsrecht bestünde gegenüber 
dem Landeshauptmann als oberstes Organ der mittelbaren Bundesverwal­
tung zur Vollziehung der Materie. 

Der wesentlichste Angriff richte sich jedoch gegen das Dienstrecht, das 
aber hinsichtlich der Bediensteten der Länder sowohl in der Gesetzgebung 
als auch in der Vollziehung Landessache (Art. 21 Abs. 1 B-VG) sei. Womit 
auch die Frage der Unvereinbarkeit, z . B. durch Ausübung eines Nebenbe­
rufes durch Landesbeamte innerhalb der Dienstzeit von den Ländern selb­
ständig zu regeln und zu vollziehen ist. 

Der Auffassung des Landeshauptmannes nach dürfen Amtstierärzte in ihrer 
Dienstzeit keine Tätigkeit ausüben, die aufgrund der gesetzlichen Bestim­
mungen auch einem praktischen Tierarzt übertragen werden können, so­
fern ihm hiefür neben dem ihn von jener Gebietskörperschaft, zu der er in 
einem Dienstverhältnis steht, geleisteten Entgelt Gebühren zufließen. Sol­
che Gebühren können dem Amtstierarzt nur zufließen, wenn er diese Tä-
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tigkeit gemäß der ihm zustehenden freiberuflichen Tätigkeit ausübt. 
Ebenso ist daher auch die Verwendung eines Dienstkraftwagens und die 
Verrechnung von Reisegebühren nicht zulässig. Allerdings haben die 
durchgeführten Erhebungen gezeigt, daß diese freiberufliche Tätigkeit au­
ßerhalb der Dienstzeit, im wesentlichen am Wochenende oder im Urlaub, 
gegebenenfalls im Rahmen von Dienstzeitausgleich oder DienstfreisteIlun­
gen durchgeführt werden. Sollte sich ein Mißbrauch herausstellen, wäre 
dieser jedoch unverzüglich abzustellen. 

Die bundesgesetzliche Regelung läßt die länderweise verschiedenen gesetz­
lichen Auslegungen zu und zwar in dem Umfang, in dem auch andere ärzt­
liche Tätigkeit gegenüber ihren Dienststellen zugelassen wird. 

Angesichts eines Arbeitsmarktes, der sich sowohl durch steigende Absolven­
tenzahlen als auch durch Sinken von Krankheitsfällen durch kurative Er­
folge zunehmend verknappt und damit den Konkurrenzdruck verstärkt, 
sollten alle legislativen Maßnahmen be~.onders genau auf die Sicherung der 
Gleichbehandlung gleichqualifi~ierter Arzte sein. Besonderer Schutz sollte 
in die~em Zusa~m~nhang den Arzten zukommen, die ihre Existenz der be­
hördhchen Tätigkeit verdanken. 

Im übrigen wird auf diesen Beschwerdefall in dem an den Oberösterreichi­
schen Landtag zu erstattenden Bericht der VA einzugehen sein. 

2.2 Ablehnung von Entschädigungsansprüchen nach dem Tierseuchengesetz 
VA 26 W-2182 IV-746 063/3-1/82 

H. S. aus Alberschwende, Vorarlberg, brachte in seiner an die VA gerichte­
ten Beschwerde vor, der Landeshauptmann von Vorarlberg habe ihm als 
Landwirt für eine über behördliche Anordnung wegen Verdachts der Wut­
krankheit getötete Kuh aus Bundesmitteln eine Entschädigung in der Höhe 
von 21 000 S zuerkannt. Gegen diesen Bescheid habe die Finanzprokuratur 
wegen ~nte.rlassung einer. sofortigen Anzeige an den Amtstie~arzt beru.fen 
und somit emen Entschädigungsausschlußgrund gemäß § 53 ht. ades Tler­
seuchengesetzes angenommen. Nach dem Auftreten der ersten Krankheits­
symptome der Kuh sei jedoch der Tierarzt sofort verständigt worden. 

Im Prüfungsverfahren der VA stellte sich heraus, daß gemäß § 17 Abs. 1 
des Tierseuchengesetzes bei Verdacht einer anzeigepflichtigen Tierseuche 
der zugezogene Tierarzt, der Tierhalter, die vom Tierhalter mit der Obhut 
und Aufsicht der Tiere betraute Person, jede Person, derzufolge ihres Beru­
fes die Erkennung von Anzeichen des Verdachtes auf eine anzeigepflichtige 
Tierseuche zumutbar ist, unverzüglich und auf kürzestem Wege Anzeige 
zu erstatten hat. 

Gemäß § 17 Abs. 2 2. Satz des Tierseuchengesetzes entfällt die Anzeige­
pflicht des Tierhalters und der vom Tierhalter mit der Obhut und Aufsicht 
der Tiere betrauten Person, sobald ein Tierarzt zugezogen wurde, was in 
diesem Falle zutrifft. Dieser Auffassung schloß sich das Bundesministerium 
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für Gesundheit und Umweltschutz an und behob seinen ersten Bescheid 
von Amts wegen im Sinne des § 68 Abs. 2 AVG 1950. 

Damit war der Beschwerdegrund behoben. 

2.3 Ablehnung eines Anspruches auf Entschädigungsleistungen nach dem Epide­
miegesetz 

16 

VA 32 W-2/82 Z1. IV-740 844/3-2/84 

eh. D. aus Neumarkt, Steiermark, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde vor, seine Ehegattin betreibe einen kleinen Kiosk und ein Gast­
lokal. Da der Beschwerdeführer wegen offener Tbc 1979 in eine Heilstätte 
eingewiesen und am 23. März 1981 entlassen worden sei, sei seine Gattin 
gezwungen gewesen, für den Gastbetrieb einen Kellner anzustellen. Wegen 
der geringen Einnahmen vom Gastbet~ieb sei se~ne Ehegattin gezwunge? 
worden, das Lokal zu sperren. Da er 10 der Zelt vom 17. März 1981 bis 
zum 10. Oktober 1982 keinerlei Einkommen bezogen habe, sei seine Gat­
tin, die nur ein geringes Einkommen vom Kiosk für eine fünfköpfige Fami­
lie erhalten habe, in Zahlungsschwierigkeiten gekommen. Da der Be­
schwerdeführer keinerlei schwere Arbeiten verrichten könne und seine An­
suchen um eine Vergütung durch den durch den Krankheitsfall bedingten 
Verdienstentgang abgewiesen worden sei, liege darin ein Mißstand im Be­
reich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz fest, daß der Lan­
deshauptmann von Steiermark mit Bescheid vom 20. September 1982 den 
Antrag der Ehegattin als Arbeitgeberin des Beschwerdeführers vom 24. Juni 
1982 auf Entschädigung des Verdienstentganges des für die Kontumazzeit 
ausgezahlten Entgeltes unter Berücksichtigung des Tuberkulosegesetzes 
abgewiesen hatte. Dieser Bescheid wurde vom Bundesminister für Gesund­
heit und Umweltschutz vom 20. Feber 1984 aufgehoben. Dem Landes­
hauptmann von Steiermark wurde aufgetragen, im fortgesetzten Verfahren 
zu prüfen, ob die den Anspruch auf Vergütung für den Verdienstentgang 
auslösenden Voraussetzungen tatsächlich gegeben sind, insbesondere, ob 
d~r Beschwerdeführ~r im maßgeb~ichen ~eitraum in einem Arbeitsver~ält­
ms zur Antragstellenn stand, ob diese an Ihn gemäß § 32 Abs. 3 des EpIde­
miegesetzes die entsprechenden Zahlungen leistete und ob schließlich bei 
der AntragsteIlung die im § 33 des Epidemiegesetzes festgelegte Frist ge­
währt wurde. Die Bezirkshauptmannschaft Murau wurde am 22. Juni 1984 
angewiesen, im Zusammenwirke.n mit der Antragstellerin die erforderlichen 
Erhebungen und Ergänzungen Im fortgesetzten Verfahren durchzuführen 
und das Ergebnis vorzulegen. 

Das Prüfungsverfahr~n der VA ist mangels. Erledig~ng durch die angewie­
sene Behörde noch mcht abgeschlossen. Die VA Wird den Beschwerdefall 
weiterhin beobachten, bis der dem Gesetz entsprechende Zustand herge­
stellt ist. 
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3 Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Allgemeines 

Dem Ressortbereich des Bundesministers für soziale Verwaltung waren im 
Berichtszeitraum 612 an die VA herangetragenen Beschwerden zuzuord­
nen, wobei wiederum der größte Teil den Bereich der Sozialversicherung 
betraf. 

Die Entscheid.ung~n der S?zialversi.cherungstr.äger bestimme~ in einem so 
hohen Maß die wlrtschaftltchen ExlStenzmögltchkelten der mcht bzw. nur 
mehr beschränkt erwerbsfähigen Bevölkerung, daß mit einer verständlichen 
und berechtigten Sensibilität der Antragsteller gerechnet werden muß. Ge­
rade aus diesem Grund konnte die VA fast ausnahmslos mangelnde Infor­
mations- und Servicebereitschaft der befaßten Institutionen als Ursache für 
die Beschwerden an die VA feststellen. Das ASVG regelt zum Großteil die 
Auskunftspflicht der Versicherten gegenüber der Anstalt, keineswegs aber 
die Auskunftspflicht der Versicherungsträger gegenüber dem Versicherten. 
Dies geht so weit, daß das ASVG nicht einmal einen Anspruch auf Par­
teiengehör ausdrücklich normiert. Zum Unterschied davon kennt das seit 
1. Jänner 1976 in Kraft stehende Sozialgesetzbuch der Bundesrepublik 
Deutschland die ausdrückliche Verpflichtung zur Auskunft, der Beratung 
und der Information. Programmatisch heißt es dort: » ... die Gegebenhei­
ten setzen den Bemühungen unseres sozialen Rechtsstaates, durch die Ge­
staltung unserer sozialen Rechtsordnung nicht nur die Allgemeinheit über 
die Effizienz unseres Netzes der sozialen Sicherheit ausreichend zu infor­
mieren, sondern dem einzelnen Bürger auch seine sozialen Rechte und 
Pflichten nahezubringen, Schranken. Diese Begrenzung kann letztlich nur 
überwunden werden, wenn gleichzeitig auch besonderer Wert auf die Ver­
pflichtungen gelegt wird, daß der soziale Rechtsstaat seine Bürger ausrei­
chend über ihre sozialen Rechte und Pflichten aufzuklären, zu beraten und 
durch Auskunftserteilung zu informieren hat." Die Durchführungsbestim­
mungen lauten b~züglich. der ~uf~lärung (§ 13): "Die Leistungsträger, ~hre 
Verbände und die sonstigen 10 diesem Gesetzbuch genannten öffentltch­
rechtlichen Vereinigungen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständig­
keit die Bevölkerung über die Rechte und Pflichten nach diesem Gesetz­
buch aufzukläre',l.", bezüglich Ber~tung (§ 14):."J eder hat Anspruch auf 
Beratung über seme Rechte und Pfltchten nach diesem Gesetzbuch; zustän­
dig für die Beratung sind die Leistungsträger, denen gegenüber die Rechte 
geltend zu machen oder die Pflichten zu erfüllen sind" und darüber hinaus 
eine qualifizierte Auskunftspflicht im Ermittlungsverfahren eingeschalteter 
Sozialversicherungsstellen, bezüglich Auskunft (§ 15): "Die nach Landes­
recht zuständigen Stellen sowie die Träger der gesetzlichen Krankenversi­
cherung sind verpflichtet, über. alle s~zialen Angeleg.enheiten nach .diesem 
Gesetzbuch Auskünfte zu erteden. Die Auskunftspfltcht erstreckt SICh auf 
die Benennung der für die Sozialleistungen zuständigen Leistungsträger so­
wie auf die alle Sach- und Rechtsfragen, die für die Auskunftssuchenden 
von Bedeutung sein können und zu deren Beantwortung die Auskunfts­
stelle imstande ist. Die Auskunftsstellen sind verpflichtet, untereinander 
und mit anderen Leistungsträgern mit dem Ziel zusammenzuarbeiten, eine 
möglichst umfassende Auskunftserteilung durch eine Stelle sicherzustel­
len." . 
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Die VA konnte mehrfach beobachten, daß die österreichischen Sozialversi­
cherungsträger ein aktives Service im Interesse der Versicherten bereits 
heute bieten. Dem Einzelnen jedoch erwächst daraus kein Rechtsanspruch 
auf diese Leistung. 

Die VA regt daher analog den gesetzlichen Bestimmungen der Bundesrepu­
blik Deutschland eine Normierung an, um den bereits vorhandenen Inten­
tionen der Sozialversicherungsträger zur durchgehenden Service- und Ko­
operationsleistung Effektivität zu verleihen. 

Im Hinblick auf die Komplexität des Sozialversicherungsrechtes wird dem 
Servicecharakter der Tätigkeit der Anstalten nur mit einem hohen Maß an 
Koordinations- und Informationsbereitschaft gerecht werden können. Wie 
jedoch eine Reihe von Beschwerden im Sozialversicherungssektor erkennen 
ließ, ist e~ durch organisatorische M~ngel der. Sozialversicherungsa~stal~en 
zu Fehlleistungen gekommen. Für die Bewältigung des Aufwandes Ist eine 
organisatorische Gliederung der Anstalt sicher unerläßlich. Wenn auch die 
organisatorischen Edordernisse für die personelle Zuteilung von Bedienste­
ten der Anstalten zu kranken-, unfall- und pensionsversicherungsrechtli­
chen Bereichen nicht verkannt werden kann, müßte doch besonderers Au­
genmerk darauf gerichtet werden, daß die Querverbindungen innerhalb der 
Organisationseinheiten in einem Maß bestehen, daß jede nach außen tre­
tende als umfassende und vollständige Entscheidung der Anstalt gewertet 
werden kann. 

Diese Umstände führen häufig zu Vedahrensverzögerungen, die auch in 
einer großen Zahl von Beschwerdefällen existenzbedrohend waren. Ver­
schärft wird diese Haltung dadurch, daß die Landeshauptmänner im sozial­
rechtlichen Wirkung~bereich gegebenen Aufsichtpflicht ungern nachkom­
men, was zur Kumulierung von Verzögerungstendenzen führt. 

So konnte einem Bericht der Magistratsdirektion der Stadt Wien, Verwal­
tungsrevision, vom 18. März 1983 wörtlich entnommen werden: "Es wurde 
von der Magistratsdirektion in den Akt Einsicht genommen und mit der 
nunmehr zuständigen Referentin, insbesondere aber auch mit dem Dienst­
stellenleiter, Rücksprache gehalten. Es steht fest, daß in der Zeit vom März 
1981 bis Feber 1983 der Akt im Bereich der Magistratsabteilung 14 unbear­
beitet blieb. Am 2. Feber 1983 wurde die Stellungnahme der Gebietskran­
kenkasse an den Rechtsvertreter der Partei im Sinne des Parteiengehörs ge­
sandt. Der Akt ist zwischenzeitig entscheidungsreif. Die VA wird über die 
Bescheidausfertigung selbstverständlich auch informiert werden. Es handelt 
sich also im vorliegenden Fall um eine rechtswidrige und offensichtlich 
auch um eine schuldhafte Unterlassung. 

Zur Säumigkeit der Magistratsabteilung 14 sei bemerkt, daß die Magi­
stratsdirektion bereits seinerzeit auf die Rückstände im Bereich des Sozial­
versicherungswesens aufmerksam gemacht wurde und mit zusätzlicher Per­
sonal~uweisung ~eagierte. Statistisch ist seitens der pienststellen be.1egbar, 
daß eine Aufarbeltung der Rückstandsakten sukzeSSive edolgt und eine we­
sentliche Verbesserung der Situation bereits eingetreten ist. Bedauerlicher­
weise gehört auch der gegenständliche Beschwerdeakt zu diesen in Rück­
stand geratenen Erledigungen." 
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Die VA hat diesen Beschwerdefall zum Anlaß genommen, die Bedeutung 
des Einschreitens des Landeshauptmannes von Wien in diesem Zuständig­
keitsbereich aufzuweisen. Die VA hegt die Befürchtung, daß ansonsten mit 
einer Reihe weiterer einschlägiger Beschwerden gerechnet werden müßte. 
Die VA sieht sich daher gezwungen darauf zu dringen, der Bundesminister 
für soziale Verwaltung möge insbesondere im Hinblick auf die vorhande­
nen Rückstände entsprechenden Einfluß auf den Landeshauptmann von 
Wien ausüben. Der einzige Ausweg für die Betroffenen ist dann der Gang 
zur VA. 

Diese ist für die Prüfung von Fällen der Untätigkeit von Organen einer Be­
hörde bei rechtswidriger, schuldhafter Unterlassung zuständig (vgl. das Er­
kenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 18. Feber 1981, 
Zl. 82-16-007/6). Der VA ist durch Art. 148a B-VG das Instrument der 
Empfehlung an das mit den obersten Verwaltungsagenden des Bundes be­
traute Organ zur Verfügung gestellt worden. Aus der Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes sowie der Auslegung des Art. 148 a B-VG ergibt 
sich eindeutig, daß neben einem Devolutionsantrag des Beschwerdeführers 
an das Bundesministerium für soziale Verwaltung auch eine Beschwerde 
bei der VA möglich ist. 

Beschwerde wurde bei der VA auch darüber geführt, daß der Pensionsan­
spruch, ~er zum größten Teil aus dem Grundbetrag bestand, weg~n ein~r 
Beschäfugungsaufnahme fast zur Gänze zum Ruhen gekommen seI. Damit 
sei für die Beschwerdeführerin eine praktisch ausweglose Situation entstan­
den. Der Familienerhalter und Vater sei im Alter von 39 Jahren gestorben 
und habe zwei Kinder im Alter von 11 und 17 Jahren hinterlassen. Das Fa­
milieneinkommen sei radikal zusammengeschmolzen. Witwenpension und 
Waisenpension betrügen nur ungefähr ein Drittel des letzten Einkommens. 
Die Beschwerdeführerin hätte nur durch Dazuverdienen überleben können. 

Das Ruhen der Pension wird vielfach, wie auch die VA aus vielen Be­
schwerdefällen ersehen konnte, als Härte oder, wie allgemein gesagt wird, 
"als Bestrafung" für eine geleistete ~rbeit empf~nden. Die?e Situa.tion ~ird 
besonders dann verschärft, wenn die Sorgepfltcht für KlI1der die Witwe 
zum Erwerb eines Einkommens zwingt und die Pension nur knapp über 
dem Grundbetrag zu liegen kommt. Für die Kinder bedeutet der Verlust 
des Vaters den Verlust der Lebensqualität. Dieser soziale Aspekt sollte in 
den Ruhensbestimmungen Eingang finden. 

Die VA hat bereits in ihrem Vierten Bericht an den Nationalrat die Be­
fürchtung geäußert, daß die Milderung der Zurechnungsbestimmungen ab 
1. Jänner 1981 das Problem der Feststellung des Anspruches auf Aus­
g!e!chszulage nicht zur Gänze .beseitigt. Auch im Berichtszeitraum waren 
ell1lge Beschwerdeführer von dieser Regelung betroffen. Nach der gegen­
wärtigen Rechtslage kann auf die Zurechnung der ganzen Unterhaltsforde­
rung, nicht aber auf die eines Teiles verzichtet werden. Wird ein Unter­
haltsbetrag infolge einer zivilgerichtlichen Entscheidung reduziert, bleibt 
dies bei der Zurechnung unberücksichtigt. Darin liegt eine soziale Härte. 

Schon damals hat die VA die Meinung vertreten, daß auch die Zurechnung 
des Teiles unterbleiben sollte, der den Pauschalunterhaltsbeitrag wegen ei­
ner gerichtlichen Einschränkung der Höhe des Unterhaltsanspruches unter-
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schreitet. Wenn nämlich die Zurechnung eines Unterhaltsbeitrages bei Un­
einbring!ichkeit oder Aussichtslosigkei~ seiner Verfolgung ~ur Gänze zu 
unterbleiben hat, dann wäre auch auf die Zurechnung des Teiles des Unter­
haltsbeitrages zu verzichten, dessen Uneinbringlichkeit wegen einer zivilge­
richtlichen Entscheidung ebenso feststeht, wie die Aussichtslosigkeit der 
Verfolgung des gesamten Unterhaltsbeitrages. Die VA regt daher neuerlich 
an, die derzeit noch bestehende, im Gesetz begründete Härte zu beseitigen. 

Weitere Beschwerden betrafen Fälle, in denen zwar Sozialversicherungsbei­
träge entrichtet worden sind, die allerdings nicht leistungswirksam wurden. 
Der Bundesminister für soziale Verwaltung kann nach der geltenden 
Rechtslage in Fällen besonderer Härte Beiträge auch als wirksam entrich­
tete anerkennen, die für Zeiten der Beitragspflicht nach Ablauf der gesetzli­
chen Zahlungsfrist entrichtet worden sind. Die Interpretation des Begriffes 
"besondere Härte" durch das BM für soziale Verwaltung ist derzeit von ei­
ner außerordentlichen Strenge gekennzeichnet. Als besondere Härte wird 
nur anerkannt, wenn durch die Nichtanrechnung der Versicherungszeiten, 
für welche die Beiträge verspätet entrichtet wurden, der Pensionsanspruch 
überhaupt verlorenginge. Einbußen in der Pensionshöhe werden auch dann 
nicht als besondere Härte angesehen, wenn die verspätete Beitragsleistung 
durch den Versicherten erwiesenermaßen unverschuldet erfolgt ist. Diesen 
Standpunkt nimmt auch die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
ein. Es ist für den Staatsbürger schwer verständlich, daß selbst unverschul­
det verspätet e~trichteten Beiträgen kei~erlt;~ Gegenleistung gegenüber­
steht. Nach Ansicht der VA wäre daher eme Anderung der Rechtslage ge­
boten. 

Auf wenig Verständnis stieß die Tatsache, daß die Festlegung des Einheits­
wertes auf Null durch die Finanzbehörde zunächst im sozialversicherungs­
rechtlichen Bereich keine Berücksichtigung findet. Dieses zeitliche Ausein­
anderklaffen hat offenkundige finanzielle N aclJ:teile für den Betroffenen 
zur Folge. Da auc:.h künftighin de~ Einhei~swert ~nderungen un.terliegt ';Ind 
das Problem der Uberbrückung bis zu sozlalverslcherungsrechthc~.en Wirk­
samkeit erhalten bleiben wird, sollten für jene Fälle, für die die Anderung 
des Einheitswertes eine Verschlechterung bedeutet, gesetzlich wirksame 
Schutzklauseln eingebaut werden. 

Einzelfälle 

3.1 Langer Kampf um eine Pensionsberechtigung nach dem ASVG 
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VA 279W-3/80 Z1.120612/5-6/1982 

R. F. aus Wolfurt, Vorarlberg, brachte in ihrer an die VA gerichteten Be­
schwerde vom 2. Juli 1980 vor, daß die Gebietskrankenkasse die Anmel­
dung zur Sozialversicherung trotz ihres hohen Alters anstandslos entgegen­
genomf!1en habe: Dje Pe.nsionsversicheru.ngs~nstalt ~er Angestellten sei je­
doch nicht bereit, Ihr eme BerufsunfähigkeitspensIOn zu gewähren. Der 
Bundesminister für soziale Verwaltung verzögere eine Verfahren über die 
von ihr eingebrachte Berufung gegen einen Bescheid betreffend ihre Versi­
cherungspflicht nach dem ASVG. Seit April 1978 sei dieses Berufungsver­
fahren anhängig, eine Entscheidung sei jedoch bisher nicht ergangen. Die 
Beschwerdeführerin sei 95 Jahre alt, und es bestehe die Gefahr, daß sie eine 
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Entscheidung des Bundesministers nicht mehr erleben werden. Der Ver­
dacht liege nahe, daß auf diese Weise einer Entscheidungspflicht ausgewi­
chen werden soll. Im Verhalten des Bundesministers für soziale Verwaltung 
erblicke sie einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung der beschwerdegegen­
ständlichen Verwaltungsakten fest, daß der Bundesminister für soziale Ver­
waltung mit Bescheid vom 30. Juli 1980 der Berufung der Beschwerdefüh­
rerin gegen den Bescheid des Landeshauptmannes von Vorarlberg vom 
7. April 1978 betreffend ihre Vollversicherungspflicht nach dem ASVG ge­
mäß § 66 Abs. 4 AVG keine Folge gegeben hatte. Der angefochtene Be­
scheid wurde mit der Ergänzung bestätigt, daß die Beschwerdeführerin auf­
grund ihrer Tätigkeit in der Firma K. in Wolfurt in der Zeit vom 1. Jänner 
1972 bis 31. Mai 1975 und vom 1. August 1975 bis 28. Feber 1977 der V 011-
versicherungspflicht gemäß § 4 ASVG nicht unterlegen ist. Gegen den Be­
scheid des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 30. Juli 1980 erhob 
R. F. am 11. September 1980 Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof. 
Aufgrund dieser Beschwerde hob der Verwaltungsgerichtshof mit Erkennt­
nis vom 18. Juni 1982 den angefochtenen Bescheid wegen Rechtswidrigkeit 
seines Inhaltes auf. Zu diesem Zeitpunkt war R. F. bereits 96 Jahre alt. In 
der Folge gab der Bundesminister für soziale Verwaltung mit Bescheid vom 
21. Juli 1982 der Berufung der Beschwerdeführerin gegen den Bescheid des 
Landeshauptmannes von Vorarlberg vom 7. April 1978 gemäß § 66 Abs. 4 
AVG 1950 Folge und stellte in Abänderung des angefochtenen Bescheides 
fest, daß die Beschwerdeführerin aufgrund ihrer Tätigkeit in der Firma K. 
in der Zeit vom 1. Jänner 1972 bis 31. Mai 1975 und vom 1. August 1975 
bis 28. Feber 1977 der Vollversicherungspflicht gemäß § 4 Abs.1 und 
Abs. 2 ASVG unterlegen ist. 

Erst mit dem Einschreiten der VA, die niemals einen Zweifel am Bestand 
der Vollversicherungspflicht gehegt hatte, konnte aufgrund des Erkenntnis­
ses des Verwaltungsgerichtshofes vom 18. Juni 1982 die Beschwerdeführe­
rin doch noch ihre Pension erleben, womit der Beschwerdegrund behoben 
wurde. 

3.2 Mangelnde Servicebereitschaft des Sozialversicherungsträgers 
VA 534 W-3/80 Zl. 942 289/1-1a/1984 

I. W. aus Baden beschwerte sich darüber, daß, als es im Laufe eines freiwil­
lig verlängerten Grundwehrdienstes zu einem Dienstunfall (Unterschenkel­
fraktur) am 7. Juli 1975 kam, eine Anzeige nach dem Heeresversorgungs­
gesetz unterblieb, da eine bleibende Gesundheitsschädigung vom damaligen 
medizinischen Standpunkt als unwahrscheinlich erschien. Bereits nach län­
gerer ambulanter Behandlung mußte er im Mai 1976 erneut operativ be­
handelt werden. Eine weitert;. Verschlechterung und abermalige ambulante 
Behandlungen folgten. Bei Uberprüfung seiner körperlichen Leistungsfä­
higkeit habe schließlich eine am 12. Jänner 1978 durchgeführte Untersu­
chung bestätigt, daß mit einer Leistung im vollen Umfange nicht mehr ge­
rechnet werden könne. Deshalb sei er auch mit einem "Nichtgenügend" in 
dem Gegenstand "Körperausbildung" im Abschlußzeugnis der Militäraka­
demie in Wiener Neustadt ausgemustert worden. Angesichts dieses körper­
lichen Zustandes habe er sich an die Versicherungsanstalt öffentlicher Be-
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diensteter gewendet, um in den Genuß einer Unfallrente zu kommen. Es sei 
ihm dann auch im Jänner 1979 bestätigt worden, daß sein Unfall als Dienst­
unfall anerkannt werde. Diese Feststellung sei jedoch insofern einge­
schränkt worden, als die BVA mit Bescheid vom 30. Mai 1979 seinen An­
trag wegen Unzuständigkeit abgewiesen habe. Das Rechtsbüro der Ge­
~erk.schaft habe ihn. dann ~uf die Mög}ichkeit eines Antrages be~m Landes­
lllvabdenamt für Wien, Niederösterreich und Burgenland verwiesen. Tat­
sächlich habe er auch von dieser Stelle mit Bescheid vom 23. September 
1980 eine Rente von monatlich 1 811 Saufgrund einer Minderung seiner 
Erwerbsfähigkeit um 30 v. H. ab 1. Mai 1979 zuerkannt erhalten. Er habe 
aber durch die widersprüchlichen Maßnahmen der BV A einen finanziellen 
Schaden erlitten. 

Die Stellungnahme der BVA im Prüfungsverfahren der VA widerspricht 
der Beschwerdedarstellung nicht. Der Fall sei dem Renten- und Rehabilita­
tionsausschuß zur Prüfung vorgelegt und das vorgenannte Schreiben zuge­
stellt worden. Er sei aber zum Zeitpunkt des Unfalles noch nicht pragmati­
siert und daher bei der BV A nicht unfallversichert gewesen. Eine Versiche­
rungszuständigkeit der BVA habe zum Unfallszeitpunkt daher nicht be­
standen. Dies wurde auch dem Beschwerdeführer bescheidmäßig mitgeteilt. 
Für die BVA wäre nicht erkennbar gewesen, welche Behörde im gegen­
ständlichen Fall zuständig sei. Eine Weiterleitung der Akten bzw. eine Wei­
terverweisung des Beschwerdeführers im Sinne der einschlägigen Verfah­
rensbestimmungen sei daher nicht möglich gewesen, sodaß dem Beschwer­
deführer gegenüber mit Bescheid die Unzuständigkeit ausgesprochen wor­
den sei. 

Die VA erkannte der Beschwerde Berechtigung zu, wobei die Frage im 
Vordergrund stand, ob die BVA weitergehende Sorgfaltspflichten gegen­
über dem Antragsteller hatte. Hiebei bezog sich die VA auf die Rechtspre­
chung des Verfassungsgerichtshofes, der die Träger der Sozialversicherung 
als Bundesbehörden wertete, weil sie vom Bundesgesetzgeber in unterster 
Instanz mit Aufgaben der Bundesvollzie.~ung bauftragt sind (Verfassungs­
gerichtshof 3. Dezember 1962, B 207, OJZ 1965 Nr.9, Seite 240). Auch 
das OLG Wien vertrat die Rechtsauffassung, daß der Sozialversicherungs­
träger, wenn er der Meinung ist, daß er zur Erbringung der beantragten 
Leistung nicht zuständig ist, ohne bescheidmäßig zu entscheiden, von Amts 
wegen den !,uständigen V ersic~erungstr~ger zu. ermitteln und den Antrag 
ohne unnötigen Aufschub an diesen weiterzuleiten hat. Kommt es - der 
Rechtsprechung des OLG Wien zufolge - wegen der Leistungsunzustän­
digkeit zwischen den Versicherungsträgern zu keiner einheitlichen Auffas­
sung, so ist nach § 413 Abs. 4 ASVG die Einleitung des Verfahrens beim 
Landeshauptmann zu beantragen. 

Da die Klärung der Zuständigkeit Voraussetzung für die zu treffende 
Maßnahme ist, konnte seitens der VA nicht eingesehen werden, weshalb 
eine Weiterleitung des Antrages im Sinne der einschlägigen Verfahrensbe­
stimmungen nicht möglich hätte sein können, denn gemäß § 129 B-KUVG 
gelten hinsichtlich des Verfahrens zur Durchführung dieses Bundesgesetzes 
die Bestimmungen des 7. Teiles des ASVG. Im § 361 Abs. 4 ASVG heißt es 
ausdrücklich, daß ein Antrag, der bei einem andern (als dem zuständigen) 
Versicherungsträger eingebracht wird, ohne unnötigen Aufschub an den 
zuständigen Versicherungsträger weiterzuleiten ist. Der Gesetzgeber setzt 
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also die Kenntnis der Zuständigkeitsbestimmungen bei den Versicherungs­
trägern voraus. Jedenfalls wäre gemäß § 361 Abs. 4 lit. a ASVG eine Wei­
terleitung an das Landesinvalidenamt ohne unnötigen Aufschub geboten 
gewesen. 

Die VA vertritt die Auffassung, daß im gegenständlichen Fall formale Aus­
einandersetzungen über den Anwendungsbereich des ASVG, welches eine 
Manuduktionspflicht normiert, zu Lasten des Betroffenen geführt hat. 
Selbst wenn man sich der Auffassung des Landesinvalidenamtes hätte an­
schließen können, wäre aus dem Selbstverständnis der Verwaltung diese 
Serviceleistung zu erwarten gewesen. Diese Auffassung wurde auch mit der 
Gewährung eines Härteausgleiches gemäß § 73 a HVG im Ausmaß der für 
Jänner bis April 1979 gebührenden Beschädigtenrente bestätigt, womit der 
Beschwerdegrund behoben war. 

3.3 Lange Verfahrensdauer verhindert Auszahlung einer Ausgleichszulage zu ei­
ner Berufsunfähigkeitspension 
VA 408 W-3/81 ZI. 122 102/1-5/83 

M. H. aus Maishofen, Salzburg, führte am 22. Juni 1981 bei der VA Be­
schwerde, weil sie von der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 
noch immer keine Berufsunfähigkeitspension erhalten habe, obwohl die 
Anstalt mit Urteil des Schiedsgerichtes der Sozialversicherung für Salzburg 
vom 23. September 1980 für schuldig erkannt worden sei, die Berufsunfä­
higkeitspension ab 1. Jänner 1979 zu gewähren. Auf ihre Anfrage im Feber 
1981 sei ihr von der HauptsteIle in Wien mitgeteilt worden, daß der Zuer­
kennungsbescheid bereits an die Außenstelle Salzburg ergangen sei und sie 
in Kürze die Pension erhalten müsse. Im März habe sie bei der Außenstelle 
Salzburg vorgesprochen, wo ihr jedoch mitgeteilt worden sei, daß die Erle­
digung wegen der vielen Neuanmeldungen noch einige Zeit dauern werde. 
Bei ihrer neuerlichen Vorsprache im Mai 1981 in der Außenstelle Salzburg 
sei ihr versichert worden, sie werde die Pension bis 20. Juni sicherlich aus­
bezahlt erhalten. Bei ihrem Anruf am 19. Juni 1981 habe sie die Auskunft 
erhalten, es würden noch Unterlagen von der Wiener Gebietskrankenkasse 
benötigt, die der Anstalt noch nicht zur Verfügung stünden. In dieser V or­
gangsweise der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten, d. h. in der 
schleppenden Verfahresführung und Hinhaltetaktik, erblicke sie einen 
Mißstand in der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren der VA stellte sich heraus, daß die Beschwerdeführe­
rin am 22. März 1978 den Antrag auf Gewährung einer Berufsunfähigkeits­
pension bei der Außenstelle Salzburg der Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestell.ten eingebracht hatte. Der Antrag war v<:>lIständig ausgeferti/?t 
und enthIelt den Berufsverlauf der Beschwerdeführenn ab 1. März 1944 bIS 
27. Dezember 1972. Am 30. März 1978 sandte die Anstalt ein Schreiben an 
die Beschwerdeführerin mit dem Ersuchen, die mitgesandten Formblätter, 
nämlich ein "Beiblatt zum Antrag auf Berufsunfähigkeitspension" und ei­
nen "Fragebogen zum Antrag auf Berufsunfähigkeitspension" , auszufüllen 
und zu unterschreiben sowie die Tätigkeit, die sie ab 28. Dezember 1972 
ausgeübt habe, bekanntzugeben. Die Antwort der Beschwerdeführerin, sie 
übe seit 29. Dezember 1972 keine berufliche Tätigkeit mehr aus, langte bei 
der Anstalt am 7. April 1978 ein. Da sie das Beiblatt und den Fragebogen 
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zum Antrag auf Berufsunfähigkeitspension offenbar nicht eingeschickt 
hatte, sandte ihr die Anstalt diese Formblätter mit Schreiben vom 3. Mai 
1978 neuerlich zur Ausfertigung und Unterschrift zu und ersuchte gleich­
zeitig um Einsendung von "Quittungskarten mit Markenklebung bis 1942" 
sowie "Quittungs karten mit Verdiensteintragungen bis 1955". Die von der 
Beschwerdeführerin ausgefertigten Unterlagen, der Fragebogen und das 
Beiblatt, lagen der Anstalt am 22. Mai 1978 mit der zusätzlichen Mitteilung 
der Beschwerdeführ~rin vor, über ärztliche Befunde verfüge sie nicht, da 
diese sich bei ihren Arzten befänden. Am 24. Mai 1978 wurde sodann die 
ärztliche Untersuchung der Beschwerdeführerin veranlaßt. Am 3. Mai 1978 
wurden die Versicherungsunterlagen von der Burgenländischen Gebiets­
krankenkasse angefordert, die am 9. Mai 1978 antwortete, Versicherungs­
zeiten für die fragliche Zeit wären bei der Steiermärkischen Gebietskran­
kenkasse zu erheben. Das Standesblatt der Steiermärkischen Gebietskran­
kenkasse dürfte bei der Anstalt um den 15. Juni 1978 eingegangen sein; es 
findet sich darauf jedoch kein Eingangsdatum. Am 26. Juni 1978 waren der 
Anstalt auch die Zeiten bekannt, während der die Beschwerdeführerin 
Geldleistungen aus der Arbeitslosenversicherung bezogen hatte. 

Nicht zu erheben war, wann erstmals die Standesblätter und die Stammkar­
ten von der Wiener Gebietskrankenkasse angefordert worden waren noch 
wann diese Unterlagen erstmals der Pensionsversicherungsanstalt der. An­
gestellten vorlagen. Am 11 . September 1978 ersuchte die Anstalt um Über­
prüfung des Standesblattes bzw. um Erstellung einer Mitgliedschaftsbestäti­
gung sowie um Ergänzung der Stamm karten 1-3 hinsichtlich der Kran­
kenstandszeiten, der Dauer der Wochenhilfe sowie der Beitragsgrundlagen 
bei der Wiener Gebietskrankenkasse. Am 25. September 1978 langten diese 
Unterlagen von der Wiener Gebietskrankenkasse wieder bei der Pensions­
versicherungsanstalt der Angestellten mit dem Bemerken ein, die Versiche­
rungszeiten auf den Meldeunterlagen bzw. auf der Leistungskarte und 
Stammkarte seien überprüft worden, und es werde um genaue Angaben 
über die Zeit der von der Anstalt gewünschten Beitragsgrundlagen ersucht. 

Nach Abschluß der letzten der drei veranlaßten fachärztlichen Untersu­
chungen, nämlich der neurologisch-psychiatrischen, am 28 . September 
1978 wurde am 16. Oktober 1978 die chefärztliche Feststellung, die Be­
schwerdeführerin sei nicht berufsunfähig, getro~fen . Der Bescheid über di.e 
Ablehnung des Antrages der Beschwerdeführenn aufgrund der chefärzth­
chen Feststellung vom 16. Oktober 1978 wurde am 8. Feber 1979 erlassen, 
nachdem vorher am 13. Dezember 1978 die Erfüllung der versicherungs­
rechtlichen Voraussetzungen festgestellt worden war. 

Die von der Beschwerdeführerin während des Verfahrens vorgelegten Per­
sonaldokumente und sonstigen Unterlagen wurden nicht gleichzeitig mit 
dem Bescheid, sondern gesondert erst am 6. März 1979 an sie zurückge­
sandt. 

Am 2. April 1979 brachte die Beschwerdeführerin gegen den Bescheid der 
Anstalt die Klage beim Schiedsgericht der Sozialversicherung ein; mit Ur­
teil vom 23 . September 1980 wurde der Klage stattgegeben. Eine schriftli­
che Urteils ausfertigung langte bei der Anstalt am 10. Oktober 1980 ein. Am 
21. Oktober 1980 machte die Bezirkshauptmannschaft Zell am See einen 
Ersatzanspruch auf die Nachzahlung an Berufsunfähigkeitspension geltend 
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und teilte gleichzeitig mit, die Beschwerdeführerin werde seit Jahren aus 
Mitteln der Salzburger Sozialhilfe unterstützt und erhalte eine monatliche 
Geldleistung von 1410 S. Offenbar anläßlich ihrer persönlichen Vorspra­
che in der Anstalt (Außenstelle Salzburg) ließ man die Beschwerdeführerin 
eine w,,:hrh~itsgemä~e Erklärung u~terf~rtigen, d~e wörtlich lautet: "Ich e:­
kläre hiemit wahrheItsgemäß, daß Ich m der Zelt vom 27. März 1944 bIS 
31. März 1945 das Pflicht jahr." Am 26. Mai 1981 wurde sodann das "Er­
mittlungsblatt" zur Feststellung der allgemeinen Anspruchsvoraussetzun­
gen ausgefertigt, das am 28. Juli 1981 geprüft worden ist. Am 12. August 
1981 wurden die Datenformulare für die elektronische Datenverarbeitung 
erstellt, worauf am 19. August 1981 der Bescheid über die Gewährung der 
Berufsunfähigkeitspension erlassen wurde. 

Die VA vertritt daher die Auffassung, daß - soweit es sich um das Verfah­
ren bis zur Klagserhebung beim Schiedsgericht der Sozialversicherung han­
delt - die ärztliche Begutachtung der Beschwerdeführerin am 27. Mai 
1978 hätte unterlassen bleiben müssen, weil zu diesem Zeitpunkt die Erfül­
lung d~r allgemeinen V orall;ssetzungen für eine Berufsunfähigkeitspensio.n 
noch nIcht festgestanden sem können, da erst am 29. Dezember 1978 dIe 
aktenkundige Prüfung der %-Deckung verlangt wurde. Eine derartige Vor­
gangsweise erscheint unzweckmäßig, da im Falle der Nichterfüllung der 
allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen für eine Berufsunfähigkeitspension 
die Ergebnisse der medizinischen Untersuchung, die mit Kosten verbunden 
sind, unerheblich sind. 

Das am 11. September 1978 an die Wiener Gebietskrankenkasse gerichtete 
Schreiben um Erstellung einer Mitgliedschaftsbestätigung sowie Ergänzung 
der Stammkarten ist derart unpräzise, daß es nicht beantwortet werden 
konnte, aber offensichtlich auch nicht beantwortet werden mußte, da man 
später .auch ohne die erbetene Ergänzung das .Auslangen zur Feststellung 
des Leistungsanspruches der Beschwerdeführenn fand. 

N ach dem Vorliegen des letzten der eingeholten ärztlichen Gutachten am 
13. Oktober und der chefärztlichen Feststellung, die Beschwerdeführerin 
sei nicht berufsunfähig, am 16. Oktober 1978 wurde der Bescheid erst fast 
vier Monate später, nämlich am 8. Feber 1979, erlassen. 

Obwohl die Beschwerdeführerin bereits im Antrag ihren Beschäftigungs­
verlauf ab 1. März 1944 angegeben hatte, wurden von ihr Quittungskarten 
mit Markenklebung für die Zeit bis 1942 verlangt, für einen Zeitraum also, 
in dem sie ihr 13. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. 

Bezüglich der von der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten bei 
Anträgen auf Gewährung einer Berufsunfähigkeitspension verwendeten 
Formulare "Beiblatt zum Antrag auf B~ruf~unfähi~keitsp~nsion" ~nd "F~a­
gebogen zum Antrag auf BerufsunfählgkeltspenslOn", dIe auch 1m vorlIe­
genden Fall zur Verfahrensverlängerung beigetragen haben, gibt die VA zu 
bedenken, daß im Interesse einer Vereinheitlichung und Vereinfachung der 
gegenständlichen Formulare auf die Zusammenfassung der inhaltlich iden­
tischen Fragen Bedacht zu nehmen wäre. Zum Verfahren nach dem Einlan­
gen des Urteils des Schiedsgerichtes vom 23. September 1980 wurde festge­
stellt: 
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Von der Anstalt wurde bis zum 26. Mai 1981 nichts zur Feststellung des 
Pensions anspruches der Beschwerdeführerin unternommen, wenn man von 
der "wahrheitsgemäßen Erklärung" absieht, die man die Beschwerdeführe­
rin am 22. Mai 1981 anläßlich ihrer Vorsprache unterfertigen ließ, obwohl 
sich das Standesblatt der Steiermärkischen Gebietskrankenkasse über diese 
fragliche Zeit bereits seit Juni 1978 im Pensionsakt befand. 

Von der Feststellung der Erfüllung der allgemeinen Anspruchsvorausset­
zungen bis zur Bescheiderteilung verst~ichen noch we~tere drei Monate, 
wofür es aus der Aktenlage ebenfalls keine Erklärung gibt. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Pensionsversicherungsanstalt 
der Angestellten das in Beschwerde gezogene Verfahren zur Feststellung 
der Berufsunfähigkeitspension nach dem Urteil des Schiedsgerichtes der 
Sozialversicherung vom 23. September 198~ nicht mit der gebotenen Sorg­
falt durchgeführt hat, wodurch es zu vermeidbaren Verzögerungen gekom­
men ist. Dazu kommt noch, daß der Beschwerdeführerin über ihre Urgen­
zen wiederholt eine rasche Erledigung zugesagt worden ist, diese Verspre­
chen jedoch nicht eingehalten wurden. Wenn auch nach dem Einschreiten 
der VA mit dem Bescheid vom 19. August 1981 der Beschwerdegrund be­
hoben wurde, so stellt die Vorgangsweise der Pensionsversicherungsanstalt 
der An.gestellte.n dennoch, wie von der Beschwer~efüh~erin behaufte.t, ei­
nen Mißstand In der Verwaltung dar. Darüber hinaus ist noch au die­
amtswegig - festgestellten Verfahrensmängel von der Antragstellung am 
22. März 1978 bis zum Bescheid vom 8. Feber 1979 hinzuweisen. 

Abschließend sei noch bemerkt, daß die Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten sich zwar bei der Beschwerdeführerin entschuldigte und die 
Bereitschaft zur künftigen Hilfeleistung bekundete, es allerdings anläßlich 
der Bescheiderteilung am 19. August 1981 unterließ, eine Entscheidung 
über einen allfälligen Anspruch auf Ausgleichszulage zu treffen oder in 
Aussicht zu stellen; dies, obwohl die Höhe der Pension unter dem Richt­
satz liegt und der Anstalt seit Oktober 1980 bekannt ist, daß die Beschwer­
deführerin von der Bezirkshauptmannschaft Zell am See Sozialhilfeleistun­
gen bezog. 

Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat erst nach dieser Mißstands­
feststellung am 23. Juli 1983 mitgeteilt, daß eine Ausgleichszulage in der 
Höhe von (ab 1. Jänner 1979) zunächst 447,50 S monatlich bis 31. Dezem­
ber 1982, ab 1. Jänner 1983 eine Ausgleichszulage von monatlich 660,10 S 
zuerkannt wurde. Somit konnte die Pension von 6 096,70 S monatlich ab 1. 
Juli 1983 zur Auszahlung gebracht werden. 

3.4 Verlust eines Antrages auf Ausstellung eines Lichtbildausweises nach dem 
Invalideneinstellungsgesetz sowie der de~ Antrag folgenden Eingaben 
durch das Landesinvalidenamt für Wien, NÖ und Burgenland 
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VA 542 W-3/81 Z1. 94128012-6/83 

G. T. aus Neunkirchen, NÖ, erhob bei der VA folgende Beschwerde : 

Er habe mit Schreiben vom 10. März 1981 beim Landesinvalidenamt für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland einen Antrag auf Ausstellung eines 
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Lichtbildausweises für begünstigte Invalide eingebracht. Diesem Schreiben 
habe er ein amtsärztliches Gutachten, ein amtsärztliches Untersuchungser­
gebnis, einen Bescheid über die Erhöhung der Hilflosenzulage, zwei Paß­
bilder und seinen vom Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
ausgestellten Dienstausweis beigeschlossen. Mit Schreiben vom 16. April 
1981 habe er ersucht, seinen Dienstausweis nach erfolgter Einsichtnahme 
zurückzusenden. Nachdem auf dieses Schreiben keine Reaktion erfolgt sei, 
habe er die Rücksendung mit Schreiben vom 25. Mai 1981 urgiert. Nach­
dem auch dieses Schreiben ohne Erfolg geblieben sei, habe er das Bundes­
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten um Unterstüzung für sein Be­
gehren ersucht. Aufgrund der Intervention des Bundesministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten habe er vom Landesinvalidenamt die Mittei­
lung erhalten, daß sein Antrag vom 9. November 1976 auf Ausstellung ei­
nes Behindertenausweises abgewiesen, dem Antrag kein Dienstausweis bei­
geschlossen gewesen und seither auch kein Urgenzschreiben beim Landes­
invalidenamt eingelangt sei. Diese Mitteilung sei insofern befremdend, als 
er nie behauptet habe, seinem Antrag vom November 1976 den Dienstaus­
weis beigelegt zu haben. Seinen Dienstausweis habe er vielmehr dem Ansu­
chen vom 10. März 1981 angeschlossen und seither zweimal um die Rück­
sendung gebeten. Alle Schreiben an das Landesinvalidenamt habe er "ein­
geschrieben" zur Post gegeben. Er sei empört darüber, daß das Landesinva­
lidenamt - von der Mitteilung vom 19. August 1981 abgesehen - keine 
weiteren Veranlassungen getroffen habe, obwohl er die Existenz seiner 
Eingaben mittels Postaufgabescheine nachgewiesen habe. Wenn schon 
beim Landesinvalidenamt eine derartige Unordnung herrsche, daß drei ein­
geschriebene Briefsendungen verlorengehen können, hätte zumindest die 
Intervention des Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten ein­
gehende Nachforschungen über den Verbleib der Schriftstücke auslösen 
müssen. Da er in der Vorgangsweise des Landesinvalidenamtes einen Miß­
stand in der Verwaltung erblicke, wende er sich an die Volksanwaltschaft, 
damit dieses Amt zu mehr Sorgfalt gegenüber Antragstellern verhalten 
werde. 

Die VA hat ein Prüfungsverfahren eingeleitet und den Bundesminister für 
soziale Verwaltung um Stellungnahme zum Beschwerdevorbringen ersucht. 
In der der VA übermittelten Stellungnahme führte der Bundesminister für 
soziale Verwaltung aus, daß eine dem Beschwerdeführer und dem für ihn 
intervenierenden Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten er­
teilte Nachricht des Landesinvalidenamtes für Wien, NO und Bgld. vom 
19. August 1981, wonach die Briefe des Beschwerdeführers vom 10. März 
1981, 16. April 1981 und 25. Mai 1981 nicht eingelangt seien, urichtig war. 
Diese falsche Auskunftserteilung sei damit zu erklären, daß in der für die 
Antragserledigung zuständigen Geschäftsabteilung 2 b des Landesinvali­
denamtes keines der erwähnten Schreiben eingelangt wäre und nicht be­
kannt gewesen sei, daß der Beschwerdeführer die beiden Briefe vom 
10. März 1981 und 16. April 1981 eingeschrieben zur Post gegeben hatt, 
sodaß man schon bei einer früheren Station des Aktenlaufes hätte nachfor­
schen können. Erst aufgrund des vom Beschwerdeführer an das Landesin­
validenamt gerichteten Schreibens vom 1. September 1981 hätten sich An­
haltspunkte ergeben, worauf umfangreiche amtsinterne Emittlungen einge­
setzt hätten, die auch zu keinem Erfolg geführt haben. 

Weiters teilte der Bundesminister für soziale Verwaltung mit, daß aufgrund 
der in der Beschwerde enthaltenen Angaben unter Mitwirkung eines leiten-
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den Bediensteten der Zentralstelle neuerlich Nachforschungen über den 
Verbleib der beiden nachweislich als Einschreibsendungen an das Landesin­
validenamt adressierten Briefe vom 10. März und 16. April 1981 sowie der 
dem erstgenannten Brief angeschlossenen Unterlagen und nach dem Ur­
genzschreiben vom 25. Mai 1981, die alle insgesamt verschwunden sind, 
angestellt worden seien. Auch diese Bemühungen hätten zu keinem Erfolg 
geführt. Es hätte sich lediglich dabei ergeben, daß in der Zentraleinlauf­
steIle des Landesinvalidenamtes auf dem postalischen "Gesamtabgabe­
schein" vom 12. März 1981 und 17. April 1981 jeweils der Eingang der 
Einschreibsendungen sowie deren Weitergabe an die gemeinsame Kanzlei­
steIle der Geschäftsabteilung 2 a-2 c bzw ... an das Ausweisreferat vermerkt 
worden ist; für c!!e Weitergabe bzw. die Ubernahme der Geschäftsstücke 
durch die für NO zuständige Geschäftsabteilung 2 b oder irgendeine an­
dere Stelle des Amtes lägen jedoch keinerlei Nachweise vor. 

Dazu hat der Bundesminister für soziale Verwaltung in seiner Stellung­
nahme noch bemerkt, daß schon seit vielen Jahren, zurückgehend auf eine 
Empfehlung des Rechnungshofes, aus Gründen der Sparsamkeit im Ver­
waltungsaufwand die zu einzelnen Versorgungsangelegenheiten einlangen­
den Geschäftsstücke nicht mehr protokolliert, sondern durch ein Emp­
fangsnachrichtensystem über eine Zentralstelle in Evidenz gehalten wer­
den. Im vorliegenden Fall hätte jedoch keine Stelle des Landesinvalidenam­
tes eine derartige Empfangsnachricht zu einem der verschwundenen Ge­
schäftsstücke an die Zentralevidenz erteilt. 

Abschließend führte der Bundesminister für soziale Verwaltung noch aus, 
daß die einzelnen Geschehnisse tatsächlich bedenklich seien, zumal gleich 
drei Briefe des Beschwerdeführers abhanden gekommen sind. Eine Aufklä­
rung dieser Geschehnisse sei jedoch nicht möglich gewesen. 

Im Hinblick auf diese Ausführungen in der Stellungnahme des Bundesmini­
sters für soziale Verwaltung, welche das Beschwerdevorbringen eindeutig 
bestätigen, war von der VA festzustellen, daß die gegenständliche Be­
schwerde berechtigt und tatsächlich ein Mißstand in der Verwaltung vorge­
legen war. Da d~e Fehlleistung. der Behörde evident ist, erscheinen nähere 
Ausführungen wie z. B. über die Außerachtiassung der gebotenen Sorgfalt 
usw. entbehrlich. 

Von der Erteilung einer Empfehlung gemäß Art. 148 c Bundes-V erfas­
sungsgesetz konnte im gegenständlichen Fall abgesehen werden, da inzwi­
schen über das Begehren des Beschwerdeführers .~ntschieden worden ist, 
der Leiter des Landesinvalidenamtes für Wien, NO und Bgld. sich mit ei­
nem persönlichen Schreiben beim Beschwerdeführer entschuldigt hat und 
auch dem Beschwerdeführer die durch den Verlust entstandenen finanziel­
len Auslagen ersetzt worden sind. 
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3.5 U ngerechtfertigte Verzögerung von bei der Pensionsversicherungsanstalt 
der Angestellten durchgeführten Verwaltungs- und Leistungsverfahren 
VA 562 W-3/81 ZI. 120010/2-5/83 

G. G. aus Wollstonecraft, NSW 2065 Australien, wandte sich mit folgender 
Beschwerde vom 9. Oktober 1981 an die VA: Sie sei gebürtige Wienerin, 
habe hier die Schule besucht und nach den Ereignissen am 13. März 1938 
aus rassischen Gründen emigrieren müssen. Im Juni 1946 sei sie nach Wien 
zurückgekehrt und habe Osterreich am 8. Juni 1947 endgültig verlassen. 

Sie gehöre dem nach §§ 500 H. ASVG in der Pensionsversicherung begün­
stigten Personenkreis an, weshalb sie am 11. November 1974 Anträge auf 
begünstigte Anrechnung von Versicherungs zeiten und auf Weiterversiche­
rung in der Pensionsversicherung gestellt habe. Dem Antrag auf begün­
stigte Anre~hnu~g von Versi.cherung~zeiten sei mit Bescheid vom 23. Mai 
1975 für dIe Zelt vom 1.Jult 1938 bIs 15. August 1946 stattgegeben wor­
den, allerdings sei die Zeit vom 20. November 1940 bis 9. August 1944 
nicht gemäß § 502 Abs. 1, sondern gemäß § 502 Abs. 4 ASVG berücksich­
tigt worden. Im Einspruchsverfahren gegen den Bescheid der Pensionsver­
sicherungsanstalt der Angestellten habe der Landeshauptmann von Wien je­
doch auch diese Zeit nach § 502 Abs. 1 ASVG begünstigt angerechnet. 
Dem Antrag auf Weiterversicherung in der Pensionsversicherung sei erst 
mit den Schreiben der Anstalt vom 27. bzw. 31. Jänner 1977 stattgegeben 
worden, ohne sie darüber zu informieren, da die begünstigt angerechneten 
Versicherungszeiten bei Eintritt des Versicherungsfalles des Alters nicht an­
rechenbar sein würden. Sie habe sodann erhebliche Beträge zur Weiterver­
sicherung an die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten gezahlt. 

Im August 1979 habe sie die Gewährung der Alterspension beantragt, weil 
sie am 16. Feber 1980 ihr 60. Lebensjahr vollenden würde. Dieser Antrag 
sei mit Bescheid vom 26. Feber 1980 mangels Erfüllung der Wartezeit abge­
lehnt worden. Ihre Frage, weshalb man sie jahrelang Beiträge zur Weiter­
versicherung habe zahlen lassen, wenn dann bei Erreichung des 60. Lebens­
jahres keine Alterspension gewährt werde, sei mit dem Hinweis beantwor­
tet worden, mit der Bewilligung zur Zahlung von freiwilligen Beiträgen sei 
keineswegs die Zusicherung für die Gewährung einer Alterspension ver­
bunden. Es bestünden für sie zwei Möglichkeiten: nämlich entweder bei ei­
ner Weiterzahlung der Beiträge bis einschließlich 31. Oktober 1982 einen 
Antrag auf Berufsunfähigkeitspension zu stellen oder bei Weiterzahlung bis 
einschließlich August 1989 eine Alterspension zu beantragen. 

Gegen den ablehnenden Bescheid der Anstalt habe sie die Klage beim 
Schiedsgericht der Sozialversicherung erhoben. Dieses Verfahren sei unter­
brochen worden, um die Voraussetzungen für die Anrechnung weiterer Be­
günstigungszeiten bis 31. März 1959 zu prüfen. Der entsprechende Antrag 
sei mit Bescheid vom 21. August 1980 abgewiesen worden. Dank der Inter­
vention des Bundesministeriums für soziale Verwaltung habe die Pensions­
versicherungsanstalt der Angestellten ihre ablehnende Stellungnahme im 
Einspruchsverfahren geändert. Nach dem im August 1980 erlassenen Be­
scheid des Landeshauptmannes von Wien sei jedoch im Hinblick auf ihren 
Antrag auf Gewährung einer Alterspension nichts geschehen. Sie habe trotz 
vieler Bemühungen ihres Vertreters bis Oktober 1981 die Erledigung ihres 
Antrages nicht erreichen können. Darin erblicke sie einen Mißstand in der 
Verwaltung. 
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Durch Einsichtnahme in den Pensionsakt der Beschwerdeführerin stellte 
die VA folgenden Sachverhalt fest: 

Mit dem bei der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten am 11. No­
vember 1974 eingelangten Schreiben der Beschwerdeführerin beantragte sie 
die begünstigte Anrechnung von Versicherungs zeiten und die freiwillige 
Weiterversicherung in der Pensionsversicherung. Mit Bescheid der Anstalt 
vom 23. Mai 1975 wurde dem Antrag auf begünstigte Anrechnung von 
Versicherungszeiten für die Zeit vom 1. Juli 1938 bis 15. August 1946 statt­
gegeben. Der Bescheid des Landeshauptmannes von Wien über das Ein­
spruchsverfahren gegen den Begünstigungsbescheid ist am 26. November 
1976 bei der Anstalt eingelangt. Am 27. Jänner 1977 und 31. Jänner 1977 
wurden die Verständigungen über die Berechtigung zur freiwilligen Wei­
terversicherung der Beschwerdeführerin ab 1. November 1972 erlassen. Auf 
welche gesetzlichen Vorschriften sich die Feststellung der Berechtigung zur 
Weiterversicherung stützte, ist aus dem Pensionsakt nicht ersichtlich. Erst 
aus der Feststellung der Versicherungszeiten vom 26. Feber 1980 ist ersicht­
lich, daß 120 Versicherungs monate (davon 102 Beitragsmonate der Pflicht­
versicherung) in der Pensionsversicherung und damit die Berechtigung zur 
Weiterversicherung vorlagen. 

Die Höhe des Beitrages zur Weiterversicherung wurde aus den Beitrags­
grundlag~n ermittelt, die die Beschwerdeführerin während ihrer Beschäfti­
gung in Osterreich im Jahre 1946 erzielt hat. Für das Jahr 1972 galt demge­
mäß eine Beitragsgrundlage zur Weiterversicherung von 3725,90 S. Für 
das Jahr 1973 wurde eine Beitragsgrundlage von 7 141 S festgestellt. Von 
der Beschwerdeführerin wurden die Beiträge zur Weiterversicherung in 
entsprechender Höhe gezahlt. 

Am 31. August 1979 lag so dann der Anstalt der Antrag auf Gewährung ei­
ner Alterspension vor, der mit Bescheid vom 26. Feber 1980 abgelehnt 
wurde. Auf die schriftliche Feststellung der Beschwerdeführerin, sie glaube, 
ihr Antrag sei aus den im Bescheidformular aufscheinenden Punkt a abge­
wiesen worden und ersuche deshalb um Mitteilung, weshalb ihr im Jahre 
1977 rückwirkend ab 1. November 1972 die Weiterversicherung in der 
Pensionsversicherung bewilligt worden sei, wenn sie nun keinen Anspruch 
auf eine Alterspension habe, wurde ihr mit Schreiben der Anstalt vom 
2. April 1980 mitgeteilt, daß mit der Bewilligung zur Zahlung von freiwilli­
gen Beiträgen keineswegs die Zusicherung für die Gewährung einer Pen­
sion verbunden sei. Um dennoch einen Leistungsanspruch zu erreichen, 
wären zwei Möglichkeiten gegeben, nämlich die Stattgebung eines Antra­
ges auf Berufsunfähigkeitspension zum 1. November 1982, wenn bis dahin 
noch eine freiwillige Weiterzahlung für 33 Monate erfolge, bzw. könne bei 
rechtzeitiger Antragstellung eine Alterspension zugesprochen werden, so­
fern die Zahlung von freiwilligen Beiträgen bis einschließlich August 1989 
fortgesetzt werde. 

Gegen den Bescheid wurde sodann die Klage beim Schiedsgericht der So­
zialversicherung erhoben, in der auf die gegebenen Voraussetzungen für 
eine begünstigte Anrechnung von Versicherungs zeiten bis 31. Jänner 1959 
aufgrund der Bestimmungen der 32. Novelle zum ASVG hingewiesen 
wurde. Der Beschluß des Schiedsgerichtes, innerhalb von zwei Wochen 
Einwendungen gegen die Klage zu erstatten und den Anstaltsakt vorzule-
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gen, lag der Anstalt am 9. April 1980 vor. Auf Urgenz des Schiedsgerichtes 
vom 20. Mai 1980 wurden die Einwendungen am 17. Juni 1980 mit der 
Feststellun~ erstattet, den:t Klagebegehren komme kein~ Berechtigung zu. 
Am 16. Juli 1980 wurde In der Tagsatzung zur mündlIChen Verhandlung 
auf Antrag des Klagevertreters die Unterbrechung des Verfahrens bis zum 
Abschluß der Verwaltungssache über die weitere Begünstigung der Be­
schwerdeführerin unterbrochen. Der Antrag vom 25. April 1980 auf die be­
günstigte Anrechnung von Versicherungszeiten bis 31. März 1959 wurde 
mit Bescheid vom 19. August 1980 abgewiesen. Das bei der Anstalt am 
1. August 1980 eingelangte Schreiben des Vertreters der Beschwerdeführe­
rin, mit dem er eine positive Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes in 
einem gleichgelagerten Fall zur Vorlage brachte, war zum Zeitpunkt der 
Bescheiderlassung am 19. August 1980 dem Pensionsakt noch nicht ange­
schlossen. Am 25. August 1980 wurde der Einspruch von Wien erhoben. 
Am 31. Oktober 1980 ersuchte das Bundesministerium für soziale Verwal­
tung um einen Bericht der Anstalt zur gegenständlichen Angelegenheit. 
Dieses Ersuchen löste in der Anstalt einen heftigen Meinungsbildungspro­
zeß, verbunden mit Auseinandersetzungen über Kompetenzfragen zwi­
schen zwei Direktoren, aus. 

Am 16. Dezember 1980 wurde dem Bundesministerium für soziale Verwal­
tung berichtet, daß die Anstalt keine Einwendungen zum Einspruch der Be­
schwerdeführerin erheben wolle. 

Laut Eingangsstampiglie ist der Bescheid des Landeshauptmannes von 
Wien über die Begünstigung bis 31. März 1959 bereits am 26. August 1980 
bei der Anstalt eingetroffen, obwohl er erst mit 10. Feber 1981 datiert ist. 

Im fortgesetzten Verfahren vor dem Schiedsgericht der Sozialversicherung 
wurde der Anstalt aufgetragen, binnen drei Wochen zu dem Anspruch der 
klagenden Partei unter Bedachtnahme auf den nunmehr erweiterten Versi­
cherungsverlauf Stellung zu nehmen. Am 2. April 1981 wurde die Stellung­
nahme der Anstalt vom Schiedsgericht der Sozialversicherung urgiert. Am 
16. April 1981 teilt die Anstalt dem Schiedsgericht ihr Bedauern über die 
Verzögerung mit und ersuchte um Fristerstreckung. Am 11. Juni 1981 teilt 
die Anstalt dem Schiedsgericht der Sozialversicherung mit, daß einver­
ständlich ersucht werde, vorläufig von der Anberaumung einer Tagsatzung 
Abstand zu nehmen, damit vordringlich eine bescheidmäßige Erledigung 
hinsichtlich der Gewährung der Alterspension erfolgen könne. Am 20. Ok­
tober 1981 wurde vor dem Schiedsgericht der Sozialversicherung ein Ver­
gleich abgeschlossen, demzufolge sich die Anstalt verpflichtete, eine Alter­
spension im gesetzlichen Ausmaß, bzw. zunächst eine vorläufige Leistung 
aufgrund der festgestellten Beitragsgrundlagen der freiwilligen Weiterversi­
cherung zu gewähren. 

Die Verständigung über die Gewährung einer vorläufigen Leistung erging 
am 18. November 1981. 

Die VA ging bei Beurteilung des Beschwerdefalles von folgenden Erwägun­
gen aus: 

Obwohl die Beschwerdeführerin gleichzeitig die begünstigte Anrechnung 
von Versicherungszeiten und die Weiterversicherung in der Pensionsversi-
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cherung beantragt hatte, erfolgte die Erledigung der beiden Anträge ohne 
ersichtlichem Grund getrennt. Mit Bescheid vom 23. Mai 1975 wurde dem 
Antrag auf Begünstigung bis 15. August 1946 stattgegeben und in einem 
Begleitschreiben die Durchführung der Begünstigung noch einmal betont 
sowie auf ein Mer~~latt über die Anspruchsvoraussetzungen auf eine Pen­
sion hingewiesen. Uber den Antrag auf freiwillige Weiterversicherung in 
der Pensionsversicherung wurde weder gleichzeitig entschieden noch die 
Erledigung des Antrages in Aussicht gestellt. Es bestand zu diesem Zeit­
punkt aber kein Grund, nicht auch über die beantragte freiwillige Weiter­
versicherung zu entscheiden, vielmehr hätte es sich sowohl im Sinne der 
besseren Information der Beschwerdeführerin als auch aus Gründen der ra­
tionellen internen Verwaltung der Anstalt empfohlen, über beide Anträge 
gleichzeitig abzusprechen. Die Bewilligung der freiwilligen Weiterversiche­
rung erfolgte mit Schreiben vom 27. Jänner 1977 für November und De­
zember des Jahres 1972 und mit Schreiben vom 31 . Jänner 1977 für die Zeit 
ab 1. Jänner 1973. Dies, obwohl zu diesem Zeitpunkt nicht aktenkundig 
war, ob die Berechtigung zur Weiterversicherung überhaupt bestand, da die 
erstmalige Feststellung der Versicherungszeiten der Beschwerdeführerin 
erst am 25. Feber 1980 anläßlich des Antrages auf Gewährung einer Alter­
spension erfolgte. Das in der Zwischenzeit durchgeführte Verwaltungsver­
fahren über die Frage der begünstigten Anrechnung der Zeit vom Oktober 
1941 bis August 1944 nach § 502 Abs . 1 oder § 502 Abs. 4 ASVG stand der 
Erledigung des Antrages auf Weiterversicherung nicht entgegen und hatte 
auf die Berechtigung zur Weiterversicherung auch keinen Einfluß. Immer­
hin war die Korrespondenz mit der in Australien wohnhaften Beschwerde­
führerin zu führen, sodaß schon aus diesem Grunde die gemeinsame Ver­
sendung der beiden Bewilligungen rationeller erschiene. 

Beson~ers augenfällig ist ~ie Unrichtigkeit. der ur~prünglich vorgeschrieb~­
nen Beltragshöhe (bzw. dIe dafür maßgebhche BeItragsgrundlage) zur freI­
willigen Weiterversicherung ab 1. Jänner 1973. Denn eine ursprünglich ge­
ringere Beitragsgrundlage hatte ab 1. Jänner 1973 die Entrichtung wesent­
lich höherer Beiträge zur Folge als die später höhere. (Um als Beispiel nur 
ein Jahr, nämlich 1979, herauszugreifen: Die ursprünglich für die freiwil­
lige Weiterversicherung herangezogene Beitragsgrun?lage des Jahres 1.946 
von 194,30 S ergab aufgewertet 14 055 S, während dIe später maßgebhche 
von 210 S für das Jahr 1938 im Jahr 1979 nur 12 846 Sausmacht). 

Was den Bescheid vom 26. Feber 1980 betrifft, so vertritt die VA die Auf­
fassung, daß sein Inhalt nicht annähernd geeignet war, der Beschwerdefüh­
rerin Klarheit über die Gründe zu verschaffen, die ihrem Anspruch auf Al­
terspension entgegenstanden. 

Die Feststellung der Anstalt im Schreiben vom 2. April 1980, mit der Bewil­
ligung zur Zahlung von freiwilligen Beiträgen sei keineswegs die Zusiche­
rung für die Gewährung einer Alterspension verbunden, erscheint insofern 
problematisch, weil es sicher zweckmäßiger gewesen wäre, die Beschwerde­
führerin schon bei der Bewilligung der freiwilligen Weiterversicherung im 
Jahre 1977 auf die anspruchsrechtlichen Konsequenzen aufmerksam zu 
machen. Falsch ist jedenfalls die Feststellung in diesem Schreiben, daß bei 
Zahlung von freiwilligen Beiträgen bis einschließlich August 1989 im Falle 
rechtzeiti~er . Antragstellung eine Alt~rspensi~n zugesp.rochen . werden 
könne. Em emfacher Rechenvorgang zeIgt nämhch, daß die für dIe Alters-
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pension erforderlichen 180 Versicherungsmonate (15 Jahre) bereits im Ok­
tober 1987 vorliegen würden, wenn seit November 1972 freiwillige Beiträge 
gezahlt werden. 

Für die Entscheidung über den Antrag auf erweiterte Begünstigung vom 
25. April 1980 war kein Ermittlungsverfahren erforderlich. Die Erledi­
gungsdauer bis zum 10. August 1980 war daher unbegründet, denn das an­
hängige Schiedsgerichtsverfahren, das von der Anstalt ebenfalls nur schlep­
pend und auf gerichtliche Urgenz weitergeführt wurde, war kein Erledi­
gungshindernis. Die Mitteilung an das Schiedsgericht, daß vom Landes­
hauptmann von Wien dem Antrag auf weitere Begünstigung stattgegeben 
worden ist, erfolgte erst am 8. Mai 1981, obwohl der Bescheid bei der An­
stalt jedenfalls am 19. Feber 1981 eingelangt war, wenn auch der Einlauf­
stempel den 26. August 1980 trägt, obwohl der Bescheid erst mit 10. Feber 
1981 datiert ist. Auch dieser offensichtliche Irrtum ist ein Hinweis dafür, 
daß einer ordnungsgemäßen Verfahrensführung weniger Aufmerksamkeit 
und Sorgfalt zugewendet wurde als internen Auseinandersetzungen über 
Kompetenzfragen. 

Aus der Aktenlage ist auch nicht ersichtlich, weshalb die Anstalt nach 
Kenntnis der Entscheidung des Landeshauptmannes nicht sofort den Lei­
stungsantrag erledigte, zumal dies mit Schreiben an das Schiedsgericht vom 
11. Juni 1981 in Aussicht gestellt worden war. Vielmehr wurde die Aus­
schreibung einer neuerlichen Verhandlung für den 20. Oktober 1981 abge­
wartet, um dort den Vergleich zu schließen, eine Alterspension zu gewäh­
ren. Der handschriftliche Dienstzettel im Schiedsgerichtsakt an die Lei­
stungsabteilung läßt erkennen, daß seit dem Eingang des Bescheides des 
Landeshauptmannes von Wien am 19. Feber 1981 bis Oktober 1981 nichts 
zur Erledigung des Antrages unternommen wurde, wenn man von der An­
forderung der Lohnunterlagen, die allerdings keinerlei Bedeutung für den 
Leistungsfall hatten, absieht. Im übrigen befand sich eine Versicherungs­
karte mit den Löhnen bereits seit Jahren beim Akt. 

Aus all den angeführten Gründen kam die VA zu dem Ergebnis, daß das 
Verfahren der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten über die An­
träge der Beschwerdeführerin unzulänglich war und einen Mißstand in der 
Verwaltung darstellt. 

Der Bundesminister für soziale Verwaltung brachte der VA zu dieser Miß­
standsfeststellung die Auffassung der Pensionsversicherungsanstalt zur 
Kenntnis, durch die die Erwägungen der VA in keiner Weise entkräftet 
werden konnten. 

Die VA verkennt nicht das Bemühen der Verwaltung, einen Rechtsstand­
punkt weiterhin zu verteidigen, hält es jedoch nicht für zweckmäßig, Argu­
mente zu wiederholen, die sich im Prüfungsverfahren der VA nicht als 
stichhältig erwiesen haben. 
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3.6 Von Behörden im Stich gelassen 
VA 675 W-3/81 Z1. 740 452/2-8/1982 

34 

S. M. aus Lieschen, Steiermark, schilderte bei seiner ersten Vorsprache am 
28 . November 1981 bei der VA, daß er als junger arbeitsloser Mann beim 
"Fensterln" von einem wütenden Vater mit einem Schrotgewehr so verletzt 
worden sei, daß er lebenslang arbeitsunfähig sei. Er wolle sich erkundigen, 
ob er einen Anspruch auf Invaliditätspension von der Pensionsversiche­
rungsanstalt der Arbeiter habe. Bis 19. Jänner 1982 habe er Notstandshilfe 
bezogen und habe einen Schadenersatzanspruch, der von der Pension des 
Schädigers, der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter, abgezogen und 
dem Beschwerdeführer direkt in der Höhe von monatlich 300 S überwiesen 
werde. 

Aufgrund der ungenauen Angaben des Beschwerdeführers mußte die VA 
zunächst eine Leistungszuordnung vornehmen. 

Im Prüfungsverfahren der VA teilte der Bundesminister für soziale Verwal­
tung mit, daß die Bemessung des Arbeitslosengeldes und somit auch der 
daran anschließenden gebührenden Notstandshilfe auf der Grundlage des 
Entgeltes im Sinne der gesetzlichen Sozialversicherung, auf das der Arbeits­
los~ i~ den letzten yier vollen Wochen seiner arbeitsl~senversicherun.gs­
pflichtigen Beschäftigung Anspruch hatte, erfolge. DIe Notstandshilfe 
werde in der Höhe von 92% des zustehenden Arbeitslosengeldes bzw. der 
Anspruch auf Familienzuschlägen in der Höhe des Arbeitslosengeldes be­
messen. Allfällige Anrechnungsbeträge können die Höhe der N otstands­
hilfe jedoch weiter vermindern. In Fällen, in denen die Notstandshilfezuer­
kennung länger als zwei Jahre zurückliege, ist die Höhe der Leistung je­
weils am 1. Jänner des Folgejahres zu dynamisieren. Der Beschwerdeführer 
sei zuletzt bis 16. September 1962 in einem arbeitslosenversicherungspflich­
tigen Dienstverhältnis mit einem wöchentlichen Bruttoverdienst einschließ­
lich der Sonderzahlungsanteile von 799 S gestanden. Seit 27. November 
1962 beziehe der Bes~hwerdeführer mit geringfüg~gen Unte.rbrechungen 
durchgehend das ArbeItslosengeld bzw. Notstandshtlfe, wobeI er während 
der Zeit seiner ~ensionsbeantragungen die Leistung als Pensionsv?rschuß 
erhalten habe. BIS 31 . Dezember 1981 habe der Beschwerdeführer eme mo­
natliche Notstandshilfe von 1 476 S erhalten. Vom 1. Jänner 1982 an sei 
der Anspruch auf 1 551 S monatlich erhöht worden. Die angeführten Lei­
stungssätze ergeb~n sic~ nach Abzug der Unfallentschädigung in der Höhe 
von 300 S monatlich. Eme Handhabe zur Erhöhung der gebührenden Not­
stands hilfe besteht nach der derzeit geltenden Rechtslage nicht. Der erste 
Antrag des Beschwerdeführers auf Gewährung von Hilfeleistungen nach 
dem Bundesgesetz vom 9. Juli 1972, BGB1. Nr. 288, wurde mit Erlaß vom 
10. November 1980 abgewiesen. Die strafbare Handlung, durch welche die 
schwere Körperverletzung herbeigeführt worden war, mußte als Fahrlässig­
keitsdelikt gewertet werden. 

Durch das Einschreiten der VA wurde das Landesinvalidenamt für Steier­
mark angeregt, daß der Beschwerdeführer nochmals im Sinne des genann­
ten Gesetzes einen Antrag stellt. Der Bundesminister für soziale Verwal­
tung vertrat hier die Meinung, daß es wegen der schwerwiegenden Folgen 
der strafbaren Handlung im Sinne einer sozialen Rechtsanwendung ge­
rechtfertigt erscheint, in der Anwendung des § 1 Abs. 2 Z. 1 des Bundesge-
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setzes BGBI. Nr. 288/1972 eine besondere Härte zu erblicken und daher 
ein Härteausgleich in der Höhe von monatlich 3 474 S ab 1. Jänner 1981 
bewilligt wurde. Gleichzeitig teilte die Steiermärkische Landesregierung 
mit, daß nach der ersten Ablehnung der Invaliditätspension durch die Pen­
sionsversicherungsanstalt der Arbeiter vom Gemeindeamt Oberhaag um die 
Bewilligung einer Notstandshilfe beim Arbeitsamt Leibnitz angesucht wor­
den war. Diese wurde auch tatsächlich bis 24. Jänner 1982 gewährt. Der 
Beschwerdeführer habe auch eine laufende Unterstützung bis 31. August 
1979 aus Mitteln des Sozialhilfeverbandes Leibnitz erhalten. Zusätzlich 
habe er eine monatliche Rente von 300 S vom Schadensverursacher bezo­
gen. Die Einstellung der Notstandshilfe sei mit 24. Jänner 1982 verfügt 
worden. Daraufhin habe der Beschwerdeführer einen neuerlichen Antrag 
auf Invaliditätspension eingebracht. Aufgrund des im Zuge der Untersu­
c~ung festgestellten Sachve~haltes ~estehe ein?eu~ig Hilfsbedürftigk~it im 
SlOne der §§ 4 und 7 des SteIermärktschen SOZlalhdfegesetzes. Bescheidmä­
ßig wurde eine laufende Geldleistung in der Höhe von 3 370 S ab 1. Feber 
1982 bis auf weiteres zuerkannt. 

Dank des Prüfungsverfahrens der VA wurde dem Beschwerdeführer rück­
wirkend ab 1. Jänner 1981 ein monatlicher Härteausgleich vom Bundesmi­
nisterium für soziale Verwaltung von 3 474 S und eine Sozialhilfeleistung 
vom Amt der Steiermärkischen Landesregierung von monatlich 3 370 S ab 
1. Feber 1982 mit der Verpflichtung, dem zuständigen Sozialamt die Ge­
währung des Härteausgleiches zu melden, gewährt. Weiters wurde dem Be­
schwerdeführer gemäß Bundesgesetz vom 9. Juli 1972, BGBI. Nr. 288, Hil­
feleistungen als Opfer eines Verbrechens im Rahmen der Heilfürsorge ge­
währt. Der Beschwerdeführer konnte nunmehr mit einem Monatseinkom­
men von zirka 7 000 S gegenüber den anfänglichen nicht ganz 2 000 S 
rechnen. Die Beschwerdeberechtigung war somit erwiesen und der Be­
schwerdegrund behoben. 

3.7 Pensionsverlust durch Nichtanrechnung von Ersatzzeiten 
VA 677 W-3/81 

F. T. beschwerte sich bei der VA darüber, daß ihm die Zeit von 15 Mona­
ten, in denen er kriegsbedingt im Spital lag, als Ersatzzeiten im Rahmen der 
Pensionsfeststellung nicht anerkannt wurden. 

Er sei 1942 als Wehrmachtsangehöriger ins Reservelazarett VII b im Wil­
helminenspital eingeliefert worden. Aufgrund seines Krankheitsbildes sei er 
über einen langen Amtsweg in das deutsche Kriegerkurhaus in Davos über­
stellt worden, womit sich auch der Zusammenhang zum Kriegsdienst er­
gebe. Laufende Kontrollen durch den Chefarzt der Wehrmachtsfürsorge 
und des Versorgungsamtes (nach 1945 Landesinvalidenamt) ergaben, daß 
er für die Zeit vom 2. Juli 1942 bis 31. Dezember 1949 als schwer Kriegsbe­
schädigter der Stufe III (entspricht einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von mindestens 70%) und als arbeitsunfähig eingestuft gewesen sei. In die­
ser Zeit habe er ein Versehrtengeld nach Stufe 111 sowie eine A VU -Rente 
(Arbeitsverwendungsunfähigkeitsrente) erhalten. 

Im Prüfungsverfahren der VA stellte sich heraus, daß die Pensionsversiche­
rungsanstalt der Angestellten den Anspruch des S. T. auf eine vorzeitige Al-

35 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)36 von 202

www.parlament.gv.at



36 

terspension be! Arbei~losigkeit gemäß §§ 270 uI?-d 235 a ~SVG anerkannt 
und den PenslOnsbegmn gemäß § 86 ASVG mIt 27 . JUnI 1980 festgelegt 
hatte. Ersatzzeiten konnten ihm gemäß § 227 Z. 11 ASVG und gemäß 
§ 228 Abs. 1 Z . 1 lit. b ASVG nach der 34. Novelle 2 ASVG nicht zuer­
kannt werden. Nach dieser Novelle gelten als Ersatzzeit auch Zeiten einer 
Anstaltspflege im Anschluß an den Kriegsdienst oder die Kriegsgefangen­
schaft . .v or~ussetzung dafür ist, daß, die Anstaltspflege al:lf den Kri~gsdienst 
oder dIe KrIegsgefangenschaft uD.Dllttelbar folgte, daß em ursächlIcher Zu­
sammenhang zwischen Kriegsdienst oder Gefangenschaft und dem darauf 
folgenden Anstaltsaufenthalt besteht und daß der Versicherte am Stichtag 
(im Fall des Beschwerdeführers 1. Juli 1980) Anspruch auf eine Beschädig­
tenrente nach dem Ko VG 1957 zufolge einer Minderung der Erwerbsfä­
higkeit ".on mindest~ns 70% hat. Ab 1. Jänner 1950 ~rhi.elt der Beschw~rde­
führer eme BeschädIgtenrente nach dem Ko VG mIt emer Erwerbsmmde­
rung von 50 v. H. Eine Anrechnung gemäß § 228/(1) lit. b ASVG konnte 
daher nicht erfolgen. 

Die VA mußte daher feststellen, daß diese Entscheidung gesetzeskonform 
ergangen ist und daher keinen Mißstand in der Verwaltung darstellt, hinge­
gen handelt es sich eindeutig um eine aus der Textierung des § 228 Abs. 1 
Z. 1 lit. b ASVG entstandene Härte. Mit obiger Gesetzesstelle wurde in das 
ASVG folgender Wortlaut eingefügt : "b) sich in Anstaltspflege befunden 
hat, die unmittelbar an eine Zeit im Sinne der lit. a anschließt und die im 
ursächlichen Zusammenhang mit dem Kriegsdienst oder der Kriegsgefan­
genschaft steht, wenn der Versicherte einen bescheidmäßig zuerkannten 
Anspruch auf eine Beschädigtenrente nach dem Kriegsopferversorgungsge­
setz 1957 aufgrund einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 
70 v. H . hat." 

Eine analoge Änderung wurde durch die Einfügung einer neuen Z. 7 für 
den Bereich jener Personen geschaffen, die eine Beschädigtenrente nach 
dem Opferfürsorgegesetz aufgrund einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von mindestens 70 v. H. erhalten. 

Dadurch, daß die Auslegung des Gesetzes so erfolgt, daß die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von mindestens 70 v. H. am Stichtag für die Pensions­
zuerkennung vorhanden sein muß, sind alle jene erheblich Schwerkriegsbe­
schädigten (MdE mindestens 70 v. H. oder Versehrtenstufe mindestens der 
Stufe III oder arbeitsverwendungsunfähig), die unmittelbar im Anschluß an 
den ~iegsd!enst <?der die Kriegsgefangenschaft sich w<:gen. einer ~iegsbe­
schädIgung 1m SpItal oder Lazarett aufhalten mußten, m dIeser Zelt daher 
Versicherungszeiten nicht erwerben konnten, später jedoch aufgrund der 
Besserung des Krankheitszustandes eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
unter 70 v. H. aufweisen, von der Anrechnung der Spitals- oder Lazarett­
zeiten als Ersatzzeiten ausgeschlossen. Für diesen Personenkreis bedeutet 
dies deswegen eine besondere Härte, weil beispielsweise durch das Fehlen 
dieser Ersatzzeiten ein Pensionsanspruch überhaupt in Frage gestellt wer­
den kann, oder, wenn dieser besteht, eine Verringerung in der Pensionslei­
stung eintritt. 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 37 von 202

www.parlament.gv.at



3.8 Verpflichtung zur rückwirkenden Zahlung von Sozialversicherungsbeiträ­
gen ; kein Anspruch auf rückwirkende Anrechnung der entsprechenden Ver­
sicherungs zeiten 
VA 30 W-3/82 Zl. 121 195/2-6/82 

J. B. aus Wien führte bei der VA Beschwerde gegen die Sozialversiche­
rungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, weil die Zeit vom 1. Jänner 1958 
bis 31. Oktober 1962 nicht als Beitragszeit in der Pensionsversicherung an­
erkannt worden sei, obwohl er dafür die Beiträge zur Pensionsversicherung 
entrichtet habe. Seinem Antrag auf Anerkennung der wirksamen Entrich­
tung dieser Beiträge sei mit Bescheid des Bundesministers für soziale Ver­
waltung vom 12. Jänner 1981 keine Folge gegeben worden. Darin liege ein 
Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für soziale Verwaltung fest, daß der Beschwerdeführer 
sich aufgrund seiner Beschäftigung als freiberuflicher Künstler zum 1. Jän­
ner 19~8 nicht zur. Sozi~lversic.heru.ng angemeldet hatte. Der Grund dafür 
lag dann, daß für Ihn nicht ersichtlich war, ob er dem betreffenden Perso­
nenkreis überhaupt angehörte, weil er nämlich keine Kunstschule besucht 
hatte. Die Anmeldung durch den Beschwerdeführer erfolgte erst im Jahre 
1964 bei der Pensionsversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, die 
ein diesbezügliches Feststellungsverfahren beim Bundesministerium für Un­
terricht und Kunst einleiten mußte, um ihrerseits die Frage der Versiche­
rungspflicht des Beschwerdeführers klären zu können. Letztlich wurde 
diese Frage positiv beantwortet und die Versicherungsbeiträge ab 1. Jänner 
1958 vorgeschrieben. Die vom Beschwerdeführer für die Zeit vom 1. Jänner 
1958 bis 31. Oktober 1962 gezahlten Beiträge wurden allerdings nicht lei­
stungswirksam, weil sie als verspätet entrichtet galten. Ein Antrag auf Wirk­
samerklärung dieser Beiträge wurde vom BM für soziale Verwaltung nega­
tiv beschieden, weil nach Auffassung des Ministeriums kein Fall besonderer 
Härte vorlag. (Die Anrechnung der Zeiten war für den Pensionsanspruch 
dem Grunde nach nicht erforderlich; sie würde sich nur auf die Pensions­
höhe auswirken.) 

Die VA teilt die Auffassung des Ministeriums aus folgendem Grunde nicht: 
Im vorliegenden Fall war sowohl für den Beschwerdeführer als auch für 
den zuständigen Versicherungsträger zweifelhaft, ob eine Versicherungs­
pflicht überhaupt vorlag. Die verspätete Anmeldung erfolgte daher offen­
sichtlich unverschuldet. Der Beschwerdeführer war ja letztlich, als fest­
stand, daß er der Pensionsversicherungspflicht unterliegt, hocherfreut, und 
zahlte bereitwillig die B~iträg.e für einen Zeitrat.Jm von ca. 6 Jahren nach. 
Umso größer mußte für Ihn die Enttäuschung sem, als er erfuhr, daß er für 
4 Jahre umsonst bezahlt hatte. Nach Ansicht der VA stellt auch die Tatsa­
che, daß jemand unverschuldet die Beiträge verspätet entrichtet, mit der 
Konsequenz der Nichtanrechnung bei der Pensionsleistung, einen Fall be­
sonderer Härte dar. (Siehe auch die Ausführungen im Allgemeinen Teil 
dieses Ressorts.) 

37 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)38 von 202

www.parlament.gv.at



3.9 Beitragspflicht zur Unfallversicherungspflicht der Bauern 
VA 77 W-3/82 

38 

I. E. aus Freiland, NÖ., führte bei der VA Beschwerde darüber, daß ihm 
die Sozi~lversicherungsans.talt ~er Baue~n Beiträge zur Unfa~lversicherung 
vorschreibe, obwohl der Emheltswert semes Grundstückes mit Null festge­
setzt worden sei. Darin erblicke er einen Mißstand im Bereich der Verwal­
tung. 

Im Prüfungsverfahren s~~llte die VA fest, daß die Einheitswerte immer wie­
der einer gesetzlichen Anderung unterliegen, deren vorletzte, nach dem 
Abgabenänderungsgesetz zum 1. Jänner 1979 vorzunehmen war. Aus ver­
ständlichen Gründen können die zuständigen Stellen die Bescheide über 
die geänderten Einheitswerte nicht unmittelbar nach dem gesetzlichen Än­
derungszeitpunkt versenden. Deshalb sehen die sozialversicherungsrechtli­
chen Bestimmungen vor, daß die sozialversicherungsrechtlichen Auswir­
kungen aus den ge~nderten Einheitswerten erst zu einem späteren Zeit­
punkt als dem der Anderung der Einheitswerte eintreten. Der Betroffene 
kann der Sozialversicherungsanstalt, welche die Auswirkung der Einheits­
wertänderungen festzustellen hat, den neuen Einheitswertbescheid erst zur 
Vedügung stellen, wenn er ihn von der zuständigen Behörde erhalten hat. 
Daraus ergibt sich, daß die Einheitswertänderungen zum 1. Jänner 1979 
ihre sozialversicherungsrechtlichen Auswirkungen nicht sofort mit diesem 
Tage haben konnten. Im vorliegenden Fall war der ursprüngliche Zeitpunkt 
für die sozialversicherungsrechtliche Wirksamkeit der geänderten Einheits­
werte der 1. Jänner 1981 . In der Folge stellte sich heraus, daß dieser Zeit­
punkt nicht gehalten werden konnte, weil die Finanzämter nicht in der 
Lage waren, die Bescheide über die geänderten Einheitswerte ab 1. Jänner 
1979 bis Ende 1980 zu erlassen. Es konnte nämlich die sozialversicherungs­
rechtliche Wirksamkeit der Einheitswertänderung zum 1. Jänner 1981 nicht 
für die Personen gelten, die ihren Einheitswertbescheid bereits vor diesem 
Zeitpunkt erhalten hatten, während für die, die ihn erst zu einem späteren 
Zeitpunkt erhalten würden, die sozialversicherungsrechtliche Wirksamkeit 
auch später eintreten würde. Daher wurde der Zeitpunkt für die sozialver­
sicherungsrechtliche Wirksamkeit vorerst auf den 1. Jänner 1982 und 
schließlich auf den 1. Jänner 1983 verschoben, weil nicht alle Bescheide 
über die neue Festsetzung der Einheitswerte zum 1. Jänner 1979 ausgefer­
tigt werden konnten. Die Sozialversicherungsanstalt der Bauern ist zur 
Durchführung der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet. Die Tatsache, 
daß der Grundbesitz nicht mehr bewertet wird, ist zwar abgabenrechtlich 
mit 1. Jänner 1979 festgestellt worden; für den Umstand der Pflichtversi­
cherung in der Unfallversicherung wird sie jedoch erst mit 1. Jänner 1983 
wirksam werden. Bis dahin gilt sozialversicherungsrechtlich der frühere 
Einheitswertbescheid und damit besteht auch ein Unfallversicherungs­
schutz. Die Feststellung der Sozialversicherungs·anstalt der Bauern, daß der 
Beschwerdeführer weiterhin der Pflichtversicherung in der Unfallversiche­
rung unterliege, ist daher gesetzlich gedeckt, sodaß die VA nicht in der 
Lage war, das Ausscheiden des Beschwerdeführers aus der Unfallversiche­
rung zu veranlassen. 
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3.10 Feststellung der Versicherungspflicht nach dem ASVG; lange Verfahrens­
dauer beim Bundesministerium für soziale Verwaltung 
VA 79 W-3/82 ZI. 122 09513-6/82 

Dipl.-Vw. E. L. aus Dornbirn, Vorarlberg, führte am 11. Feber 1982 bei der 
VA Beschwerde gegen Bundesminister für soziale Verwaltung wegen Ver­
fahrensverzögerung. Mit Bescheid vom 2. September 1975 habe die Vorarl­
berger Gebietskrankenkasse für Arbeiter und Angestellte festgestellt, daß 
der Beschwerdeführer gemäß § 35 Abs. 1 ASVG als Dienstgeber gelte und 
gemäß § 58 Abs. 2 ASVG verpflichtet sei, für eine Reihe namentlich ange­
führter Dienstnehmer und bezeichneter Zeiträume nachverrechnete Sozial­
versicherungsbeiträge in Höhe von 74280,65 S binnen 11 Tagen nach Er­
halt dieses Bescheides einzuzahlen. Gegen diesen Bescheid habe der Be­
schwerdeführer Einspruch erhoben, den der Landeshauptmann von Vorarl­
berg mit Bescheid vom 26. April 1877 gemäß § 66 Abs. 4 AVG 1950 teil­
weise Folge gegeben habe, weil hinsichtlich einiger Dienstnehmer eine 
Vollversicherungspflicht nicht bestehe. Einer gegen diesen Bescheid erho­
benen Berufung habe der Bundesminister für soziale Verwaltung mit Be­
scheid vom 18. Jänner 1978 keine Folge gegeben. Dagegen habe er Be­
schwerde an den Verwaltungsgerichtshof erhoben. Dieser habe mit Er­
kenntnis vom 14. November 1980 den Bescheid des Bundesministers für so­
ziale Verwaltung wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfah­
rensvorschriften aufgehoben, ohne daß der Bundesminister für soziale Ver­
wa�tung bisher neuerlich entschieden hätte. Am 24. August 1981 habe der 
Beschwerdeführer schriftlich um Erledigung der Sache gebeten. Auch die­
ses Schreiben sei nicht beantwortet worden. Darin liege ein Mißstand im 
Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für soziale Verwaltung fest, daß das Beschwerdevor­
bringen den Tatsachen entsprach. Der Bundesminister für soziale Verwal­
tung ordnete daraufhin generelle Maßnahmen an, um ähnliche Verfahrens­
verzögerungen in Zukunft auszuschließen. Die zuständigen Abteilungen 
werden künftig nach aufhebenden Erkenntnissen der Gerichtshöfe des öf­
fentlichen Rechtes grundsätzlich den zu erlassenden Bescheid binnen drei 
Wochen, und im Falle des Erfordernisses von weiteren Erhebungen, binnen 
drei weiterer Monate nach Zustellung des Erkenntnisses, zu erlassen haben. 
Die VA erkannte der Beschwerde gegen die Verfahrensverzögerungen Be­
rechtigung zu. 

In der Folge entschuldigte sich der Bundesminister für soziale Verwaltung 
für die als Folge eines Personalengpasses entstandene Verzögerung bei der 
Erlassung seines Bescheides. Durch die Zustellung des Bescheides am 
14. Juli 1982 wurde der Beschwerdegrund behoben. 

3.11 Verfahrensmängel bei der Feststellung eines Pensionsanspruches 
VA 138 W-3/82 ZI. 120646/1-5/83 

O. V. aus Wien führte im März 1982 bei der VA Beschwerde darüber, daß 
er nach Ablauf von sieben Monaten über den Verbleib einer deutschen 
Rentennachzahlung im Betrag von 15026,90 DM, die von der Landesversi­
cherungsanstalt Oberbayern an die Sozialversicherungsanstalt der gewerb-
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lichen Wirtschaft überwiesen worden war, keine Auskünfte erhalten habe 
können. Nach Ablauf von sieben Monaten nach Einlangen der deutschen 
Rentennachzahlung bei der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft seien ihm aufgrund der Intervention einer Tageszeitung inner­
halb e~p.es Monates einmal 50 000 S und einmal 25 000 S ausgezahlt wor­
den. Uber das Schicksal des weiter aushaftenden Betrages von über 
30000 S habe er auch nach Ablauf eines Jahres seit dem Einlangen der 
Nachzahlung bei der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft nichts in Erfahrung bringen können. Darin erblicke er einen Miß­
stand in der Verwaltung. Der Beschwerdeführer ersuchte die Volks anwalt­
schaft in diesem Zusammenhang, auch die Richtigkeit der früheren Fest­
stellung der Anstalt über seinen österreichischen Pensionsanspruch zu prü­
fen, weil ihm einmal die Zurückziehung eines Leistungsanspruches nahege­
legt worden wäre, er sich jedoch nicht sicher sei, ob diese Maßnahme ge­
rechtfertigt gewesen wäre. 

Durch Einsichtnahme in den Pensionsakt des Beschwerdeführers hat die 
VA folgenden Sachverhalt festgestellt: 

Der Beschwerdeführer stellte am 8. Juli 1973 bei der Sozialversicherungs­
anstalt der gewerblichen Wirtschaft einen Antrag auf Gewährung einer vor­
zeitigen Alterspension bei langer Versicherungsdauer. In seiner Mitteilung 
des Versicherungsverlaufes vom 5. September 1973 gab er unter anderem 
an, vom 14. Mai 1938 bis 17. September 1938 auf dem Gebiet der heutigen 
Bundesrepublik Deutschland beschäftigt gewesen zu sein. Mit Bescheid der 
Anstalt vom 9. Feber 1974 wurde der Anspruch des Beschwerdeführers auf 
eine vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer in Verbindung 
mit den Bestimmungen über die Wanderversicherung anerkannt. In der Ge­
samtleitung war eine von der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter 
festgestellte Teilleistung enthalten. Für die Bemessung der Pension wurden 
467 Leistungsmonate berücksichtigt, davon 93 nach dem ASVG und 374 
nach dem GSPVG. Die Bemessungsgrundlage nach dem ASVG betrug 
4096 S. 

Am 19. Juni 1975 stellte der Beschwerdeführer wegen der am 30. August 
1975 bevorstehenden Erreichung seines 65. Lebensjahres einen Antrag auf 
Gewährung der Alterspension. In dem nun durchgeführten Wanderversi­
cherungsverfahren ergab sich eine Verschiebung der Leistungsmonate, weil 
die Pensionsversicherungsträger in der Zwischenzeit eine neue Zuständig­
keitsvereinbarung für die Anrechnung von Ersatzzeiten (Kriegsdienst) ge­
troffen hatten. Nunmehr waren nach dem ASVG 185 und nach dem dama­
ligen GSPVG 283 Versicherungsmonate zu berücksichtigen. Dadurch ver­
schob sich der Bemessungszeitraum nach dem ASVG, sodaß nur noch eine 
Bemessungsgrundlage von 3 532 S zum Stand 1975 gegenüber der von 
4 096 S zum Stand 1973 nach dem ASVG errechnet worden ist. Die Alters­
pension des Beschwerdeführers wäre daher erheblich geringer gewesen als 
die vorzeitige Alterspension, die er bezog. Aus dem Pensionsakt geht her­
vor, daß er zu einer persönlichen Vorsprache eingeladen worden ist, die ih­
ren Niederschlag in den Worten gefunden hat : "Ich ziehe meinen Antrag 
vom 19. Juni 1975 zurück." 

Nach Inkrafttreten der seit 1. Jänner 1977 geltenden neuen Vorschriften 
über die Wanderversicherung stellte der Beschwerdeführer am 31. Juli 1980 
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neuerlich einen Antrag auf Gewährung einer Alterspension. Diesmal kam 
es zu der mit Bescheid vom 24. Oktober 1980 festgestellten, nicht unerheb­
lichen Erhöhung der Pension. 

Am 11. November 1980 sprach der Beschwerdeführer neuerlich bei der An­
stalt vor, wobei die Niederschrift des Inhaltes: "Ich habe im Jahre 1938 in 
D gearbeitet und ersuche um weitere Veranlassung" aufgenommen worden 
ist. Von der Anstalt wurde nun das zwischenstaatliche V erfahren bei der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte eingeleitet und der 31. Juli 1980 
als erstmalige AntragsteIlung, der 30. August 1975 als Eintritt des Versiche­
rungsfalles des Alters und der 30. Juli 1980 .. als Beginn des Anspruches auf 
Alterspension angegeben. Im Formblatt "Osterreichischer V ersicherungs­
verlauf" wurde dem deutschen Versicherungsträger der Bezug der vorzeiti­
gen Alterspension für die Zeit vom 1. November 1973 bis 29. Juli 1980 be­
kanntgegeben. Im Februar 1982 teilte die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte mit, für die Bearbeitung des Antrages sei die Landesversiche­
rungsanstalt Oberbayern zuständig. 

Am 15. Juni 1981 ist sodann der Bescheid der Landesversicherungsanstalt 
Oberbayern über die Gewährung eines Altersruhegeldes ab 1. Juni 1975 bei 
der Anstalt eingelangt, worauf am 11. August 1981 die Pensionsversiche­
rungsanstalt der Arbeiter ersucht wurde, die ASVG-Teilleistung zwischen­
staatlich zum 1. Juni 1975 bekanntzugeben. Die Bekanntgabe erfolgte am 
7. September 1981, wobei von der Pensionsversicherungsanstalt der Arbei­
ter für die Feststellung der Teilleistung die Versicherungszeiten und die Be­
messungsgrundlage aus dem Verfahren als Basis genommen worden war, 
das wegen der Zurückziehung des Antrages überhaupt keinen Niederschlag 
im Anspruch des Beschwerdeführers gefunden hatte. Mit Schreiben vom 
16. Oktober 1981 ersuchte die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft um Prüfung der bekanntgegebenen Teilleistung, weil von der 
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter ursprünglich 93, nunmehr aber 
185 ASVG-Versicherungsmonate angerechnet worden seien. Vom 4. De­
zember 1981 findet sich ein Aktenvermerk, demzufolge es laut Rückspra­
che mit der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter bei der Berücksichti­
gung von 185 ASVG-Versicherungsmonaten bliebe. Vom 4. Dezember 
1981 stammt auch eine Revisionsverfügung, mit der die zwischenstaatliche 
Kürzung der Alterspension und die Erlassung eines Bescheides gemäß § 69 
A VG angeordnet wurde. Am 21. Dezember 1981 wurde ein neuerliches 
Schreiben an die Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter gerichtet und 
die Frage gestellt, ob die Teilleistung nach dem ASVG bereits zum seiner­
zeitigen Stichtag zwischenstaatlich zu kürzen gewesen wäre; weiters wurde 
die Zurückziehung des seinerzeitigen Antrages auf Alterspension bekannt­
gegeben und neuerlich um Prüfung der am 3. September 1981 bekanntge­
gebenen Teilleistung ersucht. 

Mit Verständigung vom 30. Dezember 1981 wurde schließlich die Alters­
pension des Beschwerdeführers wegen deren voraussichtlicher Verminde­
rung herabgesetzt. Aufgrund eines neuerlichen Schreibens vom 25. Februar 
1982 gab die Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter die Teilleistung 
zum Stand 1. Juni 1975, zwischenstaatlich gekürzt, bekannt. 

Die Feststellung der vorzeitigen Alterspension bzw. ab 30. Juli 1980 der Al­
terspension des Beschwerdeführers erfolgte sodann mit Bescheid vom 
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23. April 1982, und zwar in Wiederaufnahme des Verfahrens gemäß § 69 
Abs. 1 lit. bund Abs. ~ A vq. Die endgültige ~brechnung erhielt. der Be­
schwerdeführer erst 1m Juh 1982, d. h. dreI Monate nach selOer Be­
schwerdeerhebung bei der VA. 

Die VA ging bei Beurteilung des vorliegenden Beschwerdefalles von fol­
genden Erwägungen aus: 

Auszugehen ist davon, daß das derzeit geltende österreichisch-deutsche 
Abkommen über soziale Sicherheit mit Wirksamkeit vom 1. Juni 1975 auch 
von der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft für die in 
ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Leistungsfälle anzuwenden war. Als 
der Beschwerdeführer seinen Antrag vom 19. Juni 1975 auf Gewährung der 
Alterspension wegen Erreichung des 65. Lebensjahres stellte, wurden von 
der Anstalt jedoch die im Vertrag vorgesehenen Maßnahmen zur Feststel­
lung eines Anspruches des Beschwerdeführers aus der deutschen Renten­
versicherung nicht ergriffen, obwohl seine Beschäftigung in Deutschland 
seit 1973 aktenkundig war. Aber auch der neuerliche Antrag des Beschwer­
deführers vom 31. Juli 1980 auf Anwendung der seit 1. Jänner 1977 neuen 
Wanderversicherungsbestimmungen wurde nicht zum Anlaß genommen, 
das Verfahren beim deutschen Rentenversicherungsträger· einzuleiten. Erst 
auf den vom Beschwerdeführer am 11. November 1980 ausdrücklich geäu­
ßerten Wunsch wurden - somit nach Ablauf von mehr als fünf Jahren -
die erforderlichen Maßnahmen getroffen. Allerdings wurde das Verfahren 
irrtümlich bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte in Berlin ein­
geleitet, obwohl der Beschwerdeführer ausdrücklich angegeben hatte, als 
Geselle - und es konnte sich nur wegen des von ihm erlernten Friseurberu­
fes um eine Arbeitertätigkeit handeln - in der Bundesrepublik beschäftigt 
gewesen zu sein. Unverständlich erscheint auch, weshalb in dem für die 
Durchführung des zwischenstaatlichen Verfahrens aufgelegten Formblatt 
- wie oben im Sachverhalt bereits dargelegt - die erstmalige AntragsteI­
lung mit 31. Juli 1980, der Eintritt des Versicherungsfalles mit 30. August 
1975 und das Bestehen eines österreichischen Alterspensionsanspruches mit 
30. Juli 1980 angegeben wurde, obwohl die erstm~lige AntragsteIlung we­
gen der dort angegebenen deutschen Versicherungszeiten mit dem Antrag 
auf die österreichische Pension zusammenfällt und der Pensionsanspruch 
aus der österreichisc~en Pensionsversicherung be~eits .seit 1973 bestand. 
Vom deutschen VersIcherungsträger wurde offenslchthch wegen der An­
gabe im "Versicherungsverlauf", der Beschwerdeführer habe vom 1. No­
vember 1973 bis 29. Juli 1980 eine vorzeitige Alterspension bezogen, der 
Pensionsantritt mit 1. Juni 1975 festgesetzt. 

Nach dem Einlangen des Bescheides und der Nachzahlung der Landesver­
sicherungsanstalt Oberbayern vom 15. Juli 1981 trat eine Verzögerung der 
Erledigung der Beschwerdesache bereits dadurch ein, daß das V erfahren 
zur Neufeststellung der Alterspension ab Beginn der deutschen Leistung, 
also ab 1. Juni 1975, bei der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter erst 
am 11. August 1981 eingeleitet wurde. Dazu kommt noch, daß die an die 
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter gerichteten Anfragen nicht 
zweckentsprechend gestellt wurden. Bis zur Gewährung der Alterspension 
nach den neuen Wanderversicherungsvorschriften mit Bescheid vom 
24. Oktober 1980 lag nämlich dem Pensionsanspruch des Beschwerdefüh­
rers die ursprüngliche Versicherungslastverteilung zwischen der Pensions-
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versicherungsanstalt der Arbeiter und der Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft mit 93 ASVG- und 374 GSPVG-Monaten zu­
grunde. Die Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter konnte aber nicht 
wissen, daß die ihr zuletzt bekannte Verteilung von 185 ASVG- zu 
283 GSPVG-Monaten wegen der Zurückziehung des Antrages des Be­
schwerdeführers ebensowenig wirksam geworden war wie die von der Pen­
sionsversicherungsanstalt der Arbeiter damals errechnete Bemessungs­
grundlage. Obwohl die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt­
schaft erkennen mußte, daß die Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter 
von falschen Voraussetzungen. ausgega~gen war, wurde auch im. Schreiben 
vom 16. Oktober 1981 noch mcht auf dIe Tatsache der Zurückziehung des 
seinerzeitigen Alterspensionsantrages hingewiesen. Offenbar wurde die 
Feststellung der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter als richtig aufge­
nommen. In diesem Zusammenhang muß auch die Revisionsverfügung vom 
4. Dezember 1981 gesehen werden, mit der auf das Erfordernis der zwi­
schenstaatlichen Kürzung und der Erlassung eines Bescheides gemäß § 69 
AVG hingewiesen wurde. Dabei wurde übersehen, daß gemäß Art. 45 des 
österreichisch-deutschen Abkommens die Neufeststellung einer österreichi­
schen Teilleistung jeweil~ ab dem Z~itl?unkt, . ab dem eine deutsche .Leistung 
anfällt oder geändert WIrd, zuläSSlg 1st. DIe Anordnung der WIederauf­
nahme des Verfahrens erfolgte daher in Verkennung der Rechtslage. 

Am 21. Dezember 1981 wurden 50 000 Sund am 20. Jänner 1982 wieder 
25000 S an den Beschwerdeführer aus der deutschen Nachzahlung ange­
wiesen. Ob diese Auszahlung aufgrund der Intervention einer Tageszeitung 
e~olgte, . kon.nte nicht verifiziert werden. Aus ~er Aktenlage ist. jedenfalls 
mcht erslchtbch, welche Gründe dafür maßgebbch waren, daß dIe Auszah­
lung in Etappen e,rfolgte, weiter~, warum ~erade diese Termine .. gewählt 
wurden und letztlIch, weshalb dIe endgültige Abrechnung und Uberwei­
sung der BRD-Nachzahlung erst im Juli 1982 möglich war. 

Zusammenfassend gelangte die Volksanwaltschaft bei der Beurteilung der 
gegenständlichen Beschwerdesache zu dem Ergebnis, daß die Sozialversi­
cherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft das gesamte Verfahren mit 
Unzulänglichkeiten und Versäumnissen belastet hat, die bei Anwendung 
der pflichtgemäßen Sorgfalt vermeidbar gewesen wäre. Die bei der VA er­
hobene Beschwerde war berechtigt, da sich der behauptete Mißstand im 
Prüfungsverfahren bestätigt hat. 

3.12 Neubemessung der Ausgleichszulage zur Alterspension durch die Pensions­
versicherungsanstalt der Arbeiter 
VA 188 W-3/82 

W. W. aus Neupölla, Niederösterreich, brachte in ihrer an die VA gerichte­
ten Beschwerde vor, mit Bescheid der Pensionsversicherungsanstalt der Ar­
beiter vom 15. April 1981 sei ihre Ausgleichszulage um 340,60 S gekürzt 
worden, weil die anrechenbare Unterhalts leistung ihres geschiedenen Gat­
ten monatlich 940,60 S betragen müsse. Dieser bezahle seit der Scheidung 
im Jahre 1965 jedoch monatlich nur 600 S. Die Ausgleichszulage sei mit 
dem genannten Bescheid mit 1 974,40 S festgesetzt worden. Eine dagegen 
erhobene Klage sei vom Schiedsgericht mit der Begründung abgewiesen 
worden, daß der geschiedene Ehegatte 940,60 S zu bezahlen hätte und der 
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Differenzbetrag einzuklagen sei. Eine gütliche Einigung mit dem geschie­
denen Ehegatten sei nicht zu erreichen gewesen. Aufgrund eines später er­
zielten gerichtlichen Vergleiches bezahle der geschiedene Ehegatte vom 
1. November 1981 an die Beschwerdeführerin eine monatliche Unterhalts­
leistung von 750 S, sodaß für die Beschwerdeführerin noch immer eine Ein­
kommensverminderung von 190,60 S bestehe. Ein neuerlicher Antrag auf 
Festsetzung der Ausgleichszulage sei von der Pensionsversicherungsanstalt 
mit dem Hinweis abgewiesen worden, daß nach den gesetzlichen Regelun­
gen eine Erhöhung nicht möglich sei. Nach dem Gesetz sei dem Einkom­
men des Pensionsberechtigten ein Betrag von 15% des monatlichen Net­
toeinkommens des geschiedenen Gatten zuzurechnen. Dies geschehe unab­
hängig von der Höhe der Unterhaltsleistung. Das sei eine unsoziale Lö­
sung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA fest, daß nach der geltenden Rechts­
lage 15% des Nettoeinkommens des Unterhaltsverpflichteten als weitere 
Einkünfte der geschiedenen Gattin für die Feststellung des Ausgleichszula­
genanspru~hes g~lten. paher konn~e der gerichtlich g~schlossene Unter­
haltsvergleIch kemen Emfluß auf dIe Höhe des AusgleIchszulagenanspru­
ches haben. Das Ausgleichszulagenrecht geht von einer Annahme aus, die 
zivilrechtlich oft nicht zu verwirklichen ist, daher ergeben sich Differenzen 
zwischen den tatsächlichen Einkünften der Ausgleichszulagenbezieherin 
und den für den Ausgleichszulagenanspruch gesetzlith maßgeblich anzu­
nehmenden Einkünften. Dies wird von den Betroffenen nach Ansicht der 
VA zu Recht als Härte empfunden, zumal doch mit dem Instrument der 
Ausgleichszulage den Pensionisten ein Mindesteinkommen garantiert wer­
den soll. Die VA regt daher, wie schon in den vorangegangenen Berichten, 
an, durch legislative Maßnahmen die derzeit bestehenden Härten zu besei­
tigen. (Siehe auch Ausführungen unter Allgemeines.) 

3.13 Ungerechtfertigte Vorschreibung von Beiträgen zur Unfallversicherung 
durch die Sozialversicherungsanstalt der Bauern 
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VA 192 W-3/82 

A. J. aus Wr. Neustadt, Niederösterreich, brachte in seiner Beschwerde an 
die VA vor, seine landwirtschaftlichen Flächen würden nicht mehr bearbei­
tet; der Einheitswert sei vom Finanzamt bereits auf Null gestellt worden. 
Ungeachtet dessen schreibe die Sozialversicherungsanstalt der Bauern Un­
fallversicherungsbeiträge vor. Darin liege ein Mißstand im Bereich der Ver­
waltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA fest, daß die landwirtschaftlichen Flä­
chen des Beschwerdeführers noch im Mai 1981 mit einem Einheitswert von 
6000 S bzw. 5000 S vom Finanzamt bewertet wurden. Mittlerweile wur­
den die Einheitswerte vom Finanzamt auf Null gestellt. Der Grund dafür, 
daß die landwirtschaftlichen Flächen vom Finanzamt nicht mehr bewertet 
werden, geht offensichtlich auf die Änderungen der Einheitswerte anläßlich 
der Hauptfeststellung zum 1. Jänner 1979 zurück. Soweit nach den Bestim­
mungen des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes E~.nheitswerte 
land-(forst-)wirtschaftlicher Betriebe heranzuziehen sind, sind Anderungen 
dieser Einheitswerte anläßlich der Hauptfeststellung zum 1. Jänner 1979 
für die Zeit vor dem 1. Jänner 1983 nicht zu berücksichtigen. Dies bedeu-
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tet, daß die Änderungen der Einheitswerte zum 1. Jänner 1979 sozialversi­
cherungsrechtlich mit 1. Jänner 1983 wirksam werden. Wenn diese Vor­
schrift nicht sehr befriedigend ist, so ist sie aus technischen Gründen uner­
läßlich. Die Finanzämter sind nämlich nicht in der Lage, alle Bescheide 
über die Änderung der Einheitswerte anläßlich der Hauptfeststellung in so 
kurzer Zeit zu erlassel,1;, daß die sozialversicherungsrechtliche Wirksamkeit 
unmittelbar nach der Anderung der Einheitswerte eintritt. 

Die VA konnte daher keinen Mißstand im Bereich der Verwaltung feststel­
len und sah sich auch nicht in der Lage, die Sozialversicherungsanstalt der 
Bauern dazu zu veranlassen, von der Einhebung des Beitrages zur Unfall­
versicherung vor dem 1. Jänner 1983 Abstand zu nehmen. Die bestehende 
Problematik sollte hiermit jedoch aufgezeigt werden. 

3.14 Ablehnung von Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung durch 
die Salzburger Gebietskrankenkasse für Arbeiter und Angestellte 
VA 213 W-3/82 08/Pi/Fi/8306 

Mag. E. M. aus Wien führte bei der VA Beschwerde darüber, daß ihm als 
einem im Raufhandel Unbeteiligten die Salzburger Gebietskrankenkasse 
für Arbeiter und Angestellte die ihm aus der gesetzlichen Krankenversiche­
rung zustehenden Leistungen eingestellt habe. Der Beschwerdeführer sei 
nach Auffassung der Krankenkasse an einem Raufhandel beteiligt gewesen 
und müsse daher beim Verursacher des Schadens die Leistungen einklagen. 
In dieser ablehnenden Haltung erblicke er einen Mißstand im Bereich der 
Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
der Szbg. Gebietskrankenkasse für Arbeite~. und Angestellte fest, daß sich 
diese dazu veranlaßt sah, eine nochmalige Uberprüfung der Angelegenheit 
durchzuführen. Dabei kam die Anstalt entgegen der Auffassung ihrer Au­
ßenstelle in Zell am See zu der Ansicht, daß dem Beschwerdeführer weiter­
hin Krankengeld gebühre und überwies an den Beschwerdeführer eine vor­
läufige Zahlung von 10 000 S. Insgesamt erhielt der Beschwerdeführer ei­
nen Betrag von.18 828,60 S. Weiters wurde .ihm für die beantragte Haus­
krankenpflege elO Betrag von 6 700 S überwiesen. 

Die VA erkannte der Beschwerde hinsichtlich des Vorgehens der Salzbur­
ger Gebietskrankenkasse für Arbeiter und Angestellte Berechtigung zu. Da 
die Anstalt aber den Fehler revidierte und die Angelegenheit im Interesse 
des Beschwerdeführers bereinigte, war seitens der VA keine weitere Veran-
1assung zu treffen. 

3.15 Rückforderung eines Witwenpensions-Überbezuges durch die Pensionsversi­
cherungsanstalt der Angestellten infolge Ruhen eines Teiles dieser Pension 
VA 285 W-3/82 

M. St. aus Wien brachte in ihrer an die VA gerichteten Beschwerde vor, die 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten fordere von ihr zu Unrecht 
einen Teil ihrer Witwenpension zurück. Sie beziehe für zwei Kinder eine 
Waisenpension und empfinde das Ruhen der Witwenpension als Härte, 
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weil sie dadurch für den Erwerb eines Nebeneinkommens bestraft werde. 
In der Rückforderung erblicke sie einen Mißstand im Bereich der Verwal­
tung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß die Feststellung des Ruhens 
der Witwenpension nach dem ASVG, die zweifellos für die Beschwerde­
führerin eine besondere Härte darstelle, dem Gesetz entspricht. Die VA 
stellt in diesem Zusammenhang zur Erwägung, in jenen Fällen, in denen 
auch Waisenpensionsansprüche bestehen, gesetzliche Maßnahmen dafür zu 
treffen, daß ein Ruhen der Witwenpension nicht eintritt. (Siehe auch Aus­
führungen unter Allgemeines.) 

3.16 Einbeziehung in die Pensionsversicherung nach dem B-SVG und Beitrags­
vorschreibung trotz rechtzeitigem Befreiungsantrages 

46 

VA 302 W-3/82 

M. St. aus Sauerbrunn, Burgenland, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde vor, er habe Ende 1979 bei der Sozialversicherungsanstalt der 
Bauern in Eisenstadt vorgesprochen und einen Antrag auf Befreiung von 
der Pensionsversicherung der Bauern eingebracht. In Erledigung dieses An­
trages habe er einen Bescheid vom 20. Feber 1980 mit der Befreiung von 
der Pensionsversicherungspflicht erhalten. Erst mit "Bescheid" vom 8. Fe­
ber 1982 sei er dennoch rückwirkend ab 1. Jänner 1980 in die Pensionsver­
sicherung einbezogen worden. Darin liege ein Mißstand im Bereich der 
Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA fest, daß der Beschwerdeführer am 
20. November 1979 einen landwirtschaftlichen Betrieb zur Bewirtschaftung 
auf eigene Rechnung und Gefahr übernommen hatte. Da er damals und 
auch noch später der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach 
dem ASVG aufgrund seiner unselbständigen Erwerbstätigkeit unterlag, war 
er nach der damaligen Rechtslage bis 31. Dezember 1979 von der Pensions­
versicherungspflicht nach dem B-SVG ausgenommen. Mit 1. Jänner 1980 
wurde in der Pensionsversicherung d!~ sogenannte "Mehrfachversiche­
rung" gesetzlich eingeführt. In einer Ubergangsbestimmung zur Einfüh­
rung der Mehrfachversicherung räumte der Gesetzgeber den Betriebsfüh­
rern eines landwirtschaftlichen Betriebes, die nach der früheren Rechtslage 
wegen des Bestandes einer Pflichtversicherung aufgrund unselbständiger 
Erwerbstätigkeit von der Pensionsversicherungspflicht nach dem B-SVG 
ausgenommen waren, die Möglichkeit einer über den 1. Jänner 1980 hin­
ausgehenden Befreiung von der Pensionsversicherungspflicht nach dem B­
SVG ein, dies allerdings nur auf Antrag der in Frage kommenden Perso­
nen. ~ieser Antrag k~nnte nur .bis 31. Dezember 1980 gestellt werden; die 
BefreIUng galt rückWirkend mit 1. Jänner 1980. Da das Gesetz erst am 
4. Dezember 1979 mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1980 beschlossen wurde, 
war somit eine AntragsteIlung nicht möglich. Bei dem Beschwerdeführer 
entstand die Meinung, daß es sich anläßlich seiner Vorsprache wegen Be­
kanntgabe der Betriebsübernahme auch um einen Befreiungsantrag gehan­
delt habe. Ein Bescheid über die Befreiung von der Pensionsversicherungs­
pflicht konnte ihm daher nicht zugehen. Es handelte sich bei dem vom Be­
schwerdeführer erwähnten Schreiben der Sozialversicherungsanstalt der 
Bauern vom 28. Feber 1980 nur um eine Mitteilung über seine Pflichtversi-
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cherung in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung. Eine Befreiung von 
der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung war mit diesem Schrei­
ben nicht verbunden. Auch die Einbeziehung in die Pensionsversicherungs­
pflicht erfolgte nicht mit Bescheid, sondern nur mit Verständigung vom 
9. Feber 1982. 

Obwohl die Maßnahmen der Sozialversicherungsanstalt der Bauern durch 
die geltenden gesetzlichen Vorschriften voll gedeckt waren und vom Be­
schwerdeführer kein Antrag auf Befreiung von der Pflichtversicherung ge­
stellt wurde, erachtete die VA die Beschwerde gegen die Einbeziehung in 
die Pflichtversicherung aus folgenden Gründen für berechtigt: 

Von der Sozialversicherungsanstalt der Bauern wurden anläßlich der Ein­
führung der Mehrfachversicherung alle Personen, die nach der bis 31. De­
zember 1979 in Kraft gestandenen Rechtslage von der Pflichtversicherung 
nach dem B-SVG wegen Bestehens einer solchen nach dem ASVG bzw. 
nach dem GSVG ausgenommen waren, auf die Möglichkeit, bis 31. De­
zember 1980 einen Befreiungsantrag stellen zu können, hingewiesen. Im 
vorliegenden Fall unterblieb dies, weil die Ausnahme des Beschwerdefüh­
rers von der Pflichtversicherung nach dem B-SVG bis 31. Dezember 1979 
wegen der erst am 20. November 1979 erfolgten Betriebsübernahme noch 
nicht in der elektronischen Datenverarbeitung erfaßt war. 

Die Einbeziehung des Beschwerdeführers in die Versicherungspflicht in der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung erfolgte mit Schreiben der Sozial­
versicherungsanstalt der Bauern vom 9. Feber 1982. Zu diesem Zeitpunkt 
war die Mehrfachversicherung bereits in Kraft. Da die Sozialversicherungs­
anstalt der Bauern nach außen als eine Anstalt auftritt und nicht als an­
staltsinterne Organisationseinheit, wäre auch ohne gesetzliche Verpflich­
tung zu verlangen gewesen, daß der Beschwerdeführer anläßlich seiner 
Einbeziehung in die Versicherungspflicht in der landwirtschaftlichen Un­
fallversicherung am 28. Feber 1980 auf die pensionsversicherungsrechtli­
chen Verhältnisse und deren Befreiungsmöglichkeit hingewiesen worden 
wäre. 

Der VA blieb nur die Möglichkeit, unter den gegebenen Umständen die Be­
rechtigung der Beschwerde festzustellen. Eine Befreiungsmöglichkeit von 
der Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung der Bauern war nicht 
mehr gegeben, weil einerseits ein Befreiungsantrag tatsächlich nicht gestellt 
und andererseits eine gesetzliche Vorschrift von der Sozialversicherungsan­
stalt der Bauern nicht verletzt wurde. 

3.17 Nichtanrechnung von Beschäftigungszeiten sowie von Zeiten der freiwilli­
gen Weiterversicherung in der Pensionsversicherung durch die Sozialversi­
cherungsanstalt der Bauern 
VA 373 W-3/82 2320 Ko/Bau 

S. St. aus St. Jakob, Steiermark, führte in seiner an die VA gerichteten Be­
schwerde aus, es sei ihm bei Berechnung seiner Pension die Zeit vom 1. De­
zember 1939 bis 30. November 1942 nicht anerkannt worden, obwohl sein 
Dienstgeber für diese Zeit Pensionsbeiträge an die Landwirtschaftskran­
kenkasse geleistet habe. Dies führe zu einem monatlichen Pensionsverlust 
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von 196 S. Seit dem Jahre 1961 sei er selbständiger Landwirt, und als sol­
cher habe er für die Jahre 1961 bis 1969 freiwillige Pensionsbeiträge (Wei­
terversicherung nach seiner unselbständigen Tätigkeit) geleistet, die weder 
für die Pensionsberechnung anerkannt noch rückerstattet worden seien. 
Darin liege ein Mißstand in der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
der Sozialversicherungsanstalt der Bau.ern fest, daß der ehemalige Dienst­
geber den Beschwerdeführer erstmahg vom 1. November 1947 an als 
Dienstnehmer angemeldet hatte und erst seit diesem Zeitpunkt bei der 
Landwirtschaftskrankenkasse für Steiermark Beiträge zur Rentenversiche­
rung entrichtet worden waren. Als früheste nachgewiesene Versicherungs­
zeiten waren beim Beschwerdeführer die Ersatzzeiten (Kriegsdienst und 
Gefangenschaft) von Dezember 1942 bis Oktober 1947 heranzuziehen. 
Dem Beschwerdeführer gelang es nicht, frühere Versicherungs zeiten nach­
zuweisen, obwohl er sicherlich einer Beschäftigung nachgegangen war. Das 
Vorgehen der Sozialversicherungsanstalt der Bauern entsprach den gesetz­
lichen Vorschriften. Es konnte daher von der VA kein Mißstand in der 
Verwaltung festgestellt werden. 

Zur begehrten Rückerstattung von Beiträgen zur freiwilligen Weiterversi­
cherung in der Pensionsversicherung nach dem ASVG in der Zeit vom 
April 1961 bis Juni 1970 wurde der VA berichtet, daß vom Beschwerdefüh­
rer bei der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter keine Rückzahlung 
beantragt wur?e. And~rerseits unterblieb b.ei der Pensi.onszuerkennung die 
Anrechnung dleser Bemäge als Höherverslcherungsbelträge. Aufgrund des 
Einschreitens der VA sah sich die Sozialversicherungsanstalt der Bauern 
veranlaßt, den gesetzlichen Zustand mittels Bescheides herzustellen und die 
Pension des Beschwerdeführers neu zu bemessen. Gemäß den einschlägi­
gen gesetzlichen Bestimmungen war eine Rückzahlung dieser Beiträge 
nicht möglich. Der Beschwerdeführer erhielt daher ab Oktober 1982 zu sei­
ner bisherigen Pension als besonderen Steigerungsbeitrag monatlich 1 % der 
aufgewerteten Höherversicherungsbeiträge. Dieser Steigerungsbetrag er­
rechnet sich nach den Angaben der Sozialversicherungsanstalt der Bauern 
für 1981 mit 508,80 S und für 1982 mit 536,40 S netto monatlich. Der 
Differenzbetrag von Mai 1981 bis einschließlich Dezember 1982 in der 
Höhe von 10442,10 S netto wurde an den Beschwerdeführer im Oktober 
1982 bereits zur Auszahlung gebracht. Die Beschwerde hinsichtlich der Bei­
träge zur freiwilligen Weiterversicherung in der Pensionsversicherung war 
somit berechtigt. Da aber die Sozialversicherungsanstalt der Bauern eine 
Berichtigung durchführte, hatte die VA keine weiteren Veranlassungen zu 
treffen. 

3.18 Ruhen einer Berufsunfähigkeitspension und Überbezugsrückforderung 
durch die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 
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VA 374 W-3/82 

W. G. aus Maierhofen, Steiermark, führte bei der VA Beschwerde darüber, 
daß von der Pensionsversicherungsanstalt (PVA) der Angestellten bereits 
anläßlich der Erlassung t:jnes Bescheides über seinen Anspruch auf Berufs­
unfähigkeitspension ein Uberbezug von 40903,70 S festgestellt, rückgefor­
dert und in Raten auf seinen laufenden Pensionsanspruch aufgerechnet 
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worden sei, obwohl ihm kein Meldeverschulden anzulasten wäre. Er habe 
am 23. Feber 1981 bei der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten ei­
nen Antrag auf Berufsunfähigkeitspension gestellt. Da es ihm wegen seines 
Leidens in Wien nicht gut gegangen sei, habe er mit seiner Familie den 
Wohnsitz in Maierhofen genommen. Er habe während dieser Zeit Kran­
kengeld von der Wiener Gebietskrankenkasse bezogen. Am 11. August 
1981 habe er zum Gruppenarzt nach Wien müssen, worauf dieser veranlaßt 
habe, daß er seinen Krankenstand in der Steiermark anmelden solle, um 
nicht jedes Mal nach Wien fahren zu müssen. Von der Wiener Gebiets­
krankenkasse erhielt er das Krankengeld noch bis 11. August 1981 ausbe­
zahlt und ab Oktober habe er das Krankengeld rückwirkend ab 12. August 
von der Bezirksstelle Fürstenfeld der Steiermärkischen Gebietskranken­
kasse erhalten. 

Am 12. Oktober 1982 sei ihm eine Verständigung der Pensionsversiche­
rungsanstalt der Angestellten zugegangen, derzufolge ihm ab 23. Feber 
1981 ein jederzeit widerruflicher und verrechenbarer Vorschuß auf die Be­
rufsunfähigkeitspension gewährt worden sei. Mit dem Bescheid über seinen 
Anspruch auf Berufsunfähigkei~pension vom 9. April 1982 sei ihm die für 
ihn unfaßbare Tatsache eines lJberbezuges von 40903,70 S zur Kenntnis 
gebracht worden, obwohl eine Anderung in der Höhe des Pensionsanspru­
ches gegenüber der Verstä!?-digung vom 6. Oktober 1981 nicht eingetreten 
war. Die Feststellung des Uberbezuges und seine Verpflichtung zu dessen 
Rückersatz habe ihn umso mehr getroffen, als er bereits seit 29. März 1980 
Kranken- bzw. Familiengeld bezogen habe. Seine finanziellen Reserven 
wären im Zusammenhang mit seiner Erkrankung und der darauf edolgten 
Wohnsitzverlegung bereits erschöpft gewesen. 

Die VA stellte durch Einsichtnahme in den Pensionsakt des Beschwerde­
führers folgenden Sachverhalt fest : 

In seinem am 16. Feber 1981 eingebrachten Antrag auf Gewährung einer 
Berufsunfähigkeitspension hat der Beschwerdeführer die Frage, ob er eine 
Leistung aus der Krankenversicherung (Krankengeld) beziehe, mit ja be­
antwortet. Anschließend findet sich im Pensionsakt die Anforderung der 
Versicherungsunterlagen des Beschwerdeführers von der Wiener Gebiets­
krankenkasse bzw. am 1. Jänner 1972 vom Hauptverband der österreichi­
schen Sozialversicherungstr~ger. ~it Ers~el~ungs?aten vom 12. März 1981 
und 17. März 1981 wurden mhaltlich völlig identische EDV-Ausdrucke der 
Versicherungsdaten vom Ha~ptverband an die. Pensionsyersicherungsan­
stalt der Angestellten übermittelt. Von der Wiener Gebietskrankenkasse 
sind die Unterlagen auf die Anforderung vom 5. März 1981 vorerst nicht 
eingelangt. Am 25. Juni 1981 wurde lediglich um Bekanntgabe der Höhe 
des täglichen Krankengeldes bei der Wiener Gebietskrankenkasse neuerlich 
ersucht. Am 30. Juni 1981 wurde mit einer gesonderten Urgenz die Über­
mittlung der Versicherungsunterlagen und die Bekanntgabe der Höhe des 
Krankengeldes neuerlich verlangt. Die Urgenz vom 30. Juli wurde von der 
Wiener Gebietskrankenkasse mit der Übersendung nur einer von mehreren 
~.tammkarten am 19. Juli 1981 beantwortet. Da auf dieser Stammkarte die 
Ubersendung der Versicherungsunterlagen an die Pensionsversicherungs­
anstalt der Angestellten per tO. März 1981 vermerkt war, wurde mit Schrei­
ben vom 15. Juli 1981 um Ubersendung von Kopien von bei der Wiener 
Gebietskrankenkasse noch aufliegenden Unterlagen, die bei der Anstalt am 
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4. September 1981 dann eingingen. Nach einem vom Hauptverband der So­
zialversicherungsträger am 24. August 1981 erstellten Ausdruck war der 
Krankengeldbezug des Beschwerdeführers mit 11 . August 1981 beendet. 
Ab 12. August 1981 wird er der Pflichtversicherung in der Pensionsversi­
cherung unterliegend geführt. Auch auf der von der Wien er Gebietskran­
kenkasse am 14. August 1981 beantworteten Anfrage der Pensionsversiche­
rungsanstalt der Angestellten vom 25 . Juni 1981 scheint die Beendigung des 
Krankengeldes mit 11. August 1981 auf. Die Antwort auf die von der An­
stalt an den Beschwerdeführer am 10. September 1981 schriftlich gestellte 
Frage nach der Höhe seines Brutto-Entgeltes ab 12. August 1981 und der 
Anzahl der Wochenstunden ab diesem Datum ist bei der Anstalt am 
24. September eingelangt und lautete, der Beschwerdeführer habe vom 
12. August 1981 bis 28. August 1981 Krankenentgelt bezogen und stehe 
seit 12. August 1981 nicht in Arbeit. In dem bei der Anstalt am 30. Septem­
ber 1981 eingelangten Antrag auf Wohnungsbeihilfe, der ihm am 22. Sep­
tember 1981 zugesandt worden ist, beantwortete er die Frage nach dem Be­
zug von Leistungen aus der Krankenversicherung neuerlich mit ja. Zusätz­
lich teilte der Beschwerdeführer mit, sein Krankengeld werde jetzt von der 
Wiener Gebietskrankenkasse, Wien 1100, Wienerbergstraße, überwiesen. 
Mit 2. Oktober 1981 wurde vom Hauptverband der österreichischen So­
zialversicherungsträger ein neuerlicher EDV-Ausdruck e:stell~, in dem ein 
laufender Krankengeldanspruch ab 1. Jänner 1981 bestätigt Wird. 

Am 6. Oktober 1981 erließ die Pensionsversicherungsanstalt der Angestell­
ten die Verständigung über die Gewährung eines Vorschusses auf die Be­
rufsunfähigkeitspension mit einem Ruhen des Vorschusses ab Leistungsbe­
ginn vom 23. Feber 1981 bis 11. August 1981 nach § 90 ASVG und ab 
12. August 1981 gemäß § 94 ASVG. In dem an den Beschwerdeführer am 
13. Oktober 1981 übersandten "Fragebogen nach Ruhensgründen" teilt er 
am 23. Oktober 1981 mit, daß er bis zur Erstellung eines Pensionsbeschei­
des von der Krankenkasse ein Krankengeld erhalte, das bisher von der 
Wiener Gebietskrankenkasse ausbezahlt worden sei, und weist außerdem 
noch einmal darauf hin, daß er sich auf seinem Zweitwohnsitz in Maierho­
fen aufhalte. Am 20. Oktober 1981 wendet sich die Pensionsversicherungs­
anstalt der Angestellten unter Beilage des die Pflichtversicherung ab 
12. August 1981 bestätigenden Hauptverband-Ausdruckes vom 24. August 
1981, einer Bestätigung der Wiener Gebietskrankenkasse über das Ende 
des Krankengeldanspruches mit 11. August 1981 und des neuerlichen 
Hauptverband-Ausdruckes vom 2. Oktober 1981, in dem ein laufender 
Krankengeldbezug seit 1. Jänner 1981 aufscheint, mit dem Hinweis um Be­
achtung der beiliegenden Kopien an die Wiener Gebietskrankenkasse. Die 
Antwort vom 26. November 1981 lautete: "Siehe beiliegende SART 64. 
Blatt 3+4, KG-Bezüge gespeichert." Vom 16. Dezember 1981 findet sich 
sodann ein Aktenvermerk, wonach sich der Beschwerdeführer laut telefoni­
scher Rücksprache mit der Wiener Gebietskrankenkasse auch ab 12. Au­
gust 1981 im Krankenstand mit Krankengeldbezug von täglich 420 S be­
finde. Der voraussichtliche Aussteuerungstag werde der 30. April 1982 sein. 
Auf einem Beanstandungsblatt der Prüfabteilung scheint der Vermerk vom 
24. März 1982 auf, § 94 wäre ab Pensionsbeginn zu beachten. Mit 9. April 
1982 ist schließlich der Bescheid über die Anerkennung des Anspruches des 
Klägers auf eine Berufsunfähigkeitspension ab 23. Feber 1981 datiert. Er 
enthält die in ~~schwerde gezogene Feststellung, infolge der Leistungsän­
derung sei ein Uberbezug im Betrage von 40903,70 S entstanden, der zum 
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Rückersatz vorgeschrieben werde. Am 3. Mai 1982 teilte die Pensio.l!sversi­
cherungsanstalt dem Beschwerdeführer auf seine Frage nach dem Uberbe­
zug mit, es sei ihm mit Verständigung vom 6. Oktober 1981 ab 23. Feber 
1981 ein laufender, jederzeit widerruflicher und verrechenbarer Vorschuß 
auf die Berufsunfähigkeitspension gewährt worden. Ab 12. August 1981 
wären an Stelle der Bestimmung des § 90 ASVG die des § 94 angewendet 
worden. Da aus der nachträglich übersandten Bestätigung der Kranken­
geldanspruch über den 12. August 1981 hinaus hervorgegangen sei, seien 
die richtigen Bestimmungen mit dem Bescheid vom 9. April 1982 angewen­
det worden. Die Pensionsnachzahlung sei zur teilweisen Verrechnung mit 
den bereits ausbezahlten Vorschußbeträgen einbehalten worden; über die 
Rückforderung zu viel ausgezahlter Vorschußbeträge und die Höhe der 
monatlichen Rückzahlungsraten werde er gesondert eine Verständigung 
erhalten. Die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten bedaure, dies 
mitteilen zu müssen, wolle aber darauf hinweisen, daß verrechenbare V or­
schüsse zum Rückersatz vorzuschreiben seien. 

Die VA erkannte der Beschwerde Berechtigung zu. Das von der Pensions­
versicherungsanstalt der Angestellten durchgeführte Verfahren wies aber 
auch über das unmittelbare Beschwerdevorbringen hinaus erhebliche Män­
gel auf: 

So ist nicht einzusehen, aus welchen Gründen am 25. Juni 1981 lediglich 
die Höhe des täglichen Krankengeldes von der Wiener Gebietskranken­
kasse neuerlich nach der Erstanforderung vom 5. März 1981 erhoben wor­
den ist, obwohl bis dahin auch die übrigen Versicherungs unterlagen vom 
Beginn der Pflichtversicherung des Beschwerdeführers bis 31. Dezember 
1981 noch nicht bei der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten ein­
getroffen waren. Es war unrationell, nur die Krankengeldhöhe am 25. Juni 
1982 von der Wiener Gebietskrankenkasse zu verlangen, während mit ei­
nem neuerlichen Schreiben vom 30. Juni 1981 die Versicherungsunterlagen 
und neuerlich die Hö~.e des Krankengeldes anzufordern waren. Es er­
scheint aber auch die Ubersendung zweier inhaltlich gleicher Ausdrucke 
des Hauptverbandes der österreichischen Versicherungsträger (einmal Er­
stellungsdatum 12. März 1981 und einmal 17. März 1981) aufklärungsbe­
dürftig. Wesentlich schwerer als der unnötige zweifache Schriftverkehr mit 
der Wiener Gebietskrankenkasse wiegt jedoch, daß die Antworten des Be­
schwerdeführers und seines Dienstgebers auf die Ermittlungen der Anstalt 
sowie der vermutlich auch noch vor der Erteilung der Verständigung vom 
6. Oktober 1981 eingelangte Ausdruck des Hauptverbandes vom 2. Okto­
ber 1981 nicht beachtet worden sind. Der Dienstgeber des Beschwerdefüh­
rers teilte nämlich am 24. September 1981 mit, daß die Krankenentgeltzah­
lung ab 29. August 1981 eingestellt worden sei und der Beschwerdeführer 
ab 12. August 1981 nicht arbeite. Der Beschwerdeführer teilte am 30. Sep­
tember 1981 mit, sein Krankengeld werde jetzt von der Wiener Gebiets­
krankenkasse überwiesen, dort liege auch seine Familienbeihilfenkarte seit 
10. September 1981 auf. Und vom Hauptverband lag schließlich die Bestäti­
gung eines laufenden Krankengeldbezuges seit 1. Jänner 1981 vor. Den­
noch wurde die maschinelle Durchführung der Vorschußgewährung nicht 
gestoppt, obwohl das Ruhen der Pension gemäß § 94 ASVG ab 1. Septem­
ber 1981 keinesfalls richtig sein konnte und auch keine Zweifel mehr über 
den Ruhensgrund gemäß § 90 bestehen konnten. Aber auch ab dem 
23. Oktober 1981, als aus dem Schreiben des Beschwerdeführers neuerlich 
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die Tatsache seines Krankengeldbezuges hervorging, wurden keine Maß­
nahmen zur Verhinderung der Auszahlung der Vorschußleistung in unrich­
tiger Höhe getroffen. 

Der von der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten am 20. Oktober 
1981 bei der Wiener Gebietskrankenkasse eingeleitete Schriftverkehr zur 
Klärung der Widersprüche über die Krankengeldbezugszeiten des Be­
schwerdeführers beweist, daß keine Vorstellungen darüber bestanden, wel­
che Bedeutung die Wiener Gebietskrankenkasse der Klarstellung für die 
Erfordernisse der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten zumessen 
sollte .. De~ Aufford~rung der Pensionsversic.heru~~sanstalt der :Angestell­
ten, die Wlener Gebietskrankenkasse möge die beiliegenden Kopien beach­
ten, entsprach die Antwort, siehe beiliegende SART 64, Blatt 3 + 4, Kran­
kengeldbezüge gespeichert, die letztlich - wohl nach Verstreichung eines 
erheblichen Zeitraumes - zu dem Telefonat und zum Aktenvermerk vom 
16. Dezember 1981 geführt hat. Während so der Pensionsversicherungsan­
stalt der Angestellten zur KlarsteIlung nichts erspart geblieben ist, wäre 
dem Beschwerdeführer sehr viel erspart worden, wenn das Telefonat, das 
sich schließlich als unumgänglich notwendig erwies, vor der Erteilung der 
Verständigung geführt worden wäre. 

Aber auch jetzt noch, nach dem 16. Dezemb~.r 1981, wurde nichts unter­
nommen, um zumindest das Anwachsen des Uberbezuges durch die Fort­
führung des Ruhens nach § 94 an Stelle des nach § 90 ASVG zu verhin­
dern. Völlig unklar bleibt, weshalb auch noch die Prüfabteilung am 
26. März 1982 an das Erfordernis der Anwendung des § 94 glaubte. 

Von diesen verfahrenstechnisch verfehlten Vorgängen abgesehen enthält 
sodann der Bescheid vom 9. April 19p eine offensichtlich rechtswidrige 
Feststellung. Die Rückforderu.ng des Uberbezuges stützt si~h nämlich auf 
§ 107 Abs. 1 ASVG. Nach dieser Gesetzesstelle besteht em Rückforde­
rungsrecht zu Unrecht erbrachter Geldleistungen für den V ersicherungsträ­
ger nur dann, wenn der Zahlungsempfänger den Bezug durch bewußt un­
wahre Angaben, bewußte Verschweigung maßgebender Tatsachen oder 
Verletzung der Meldevorschriften (§ 40 ASVG) herbeigeführt hat. Diese 
Tatbestände können dem Beschwerdeführer keinesfalls angelastet werden. 
Verbliebe nur noch, daß die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 
der Auffassung ist, der Leistungsempfänger habe erkennen müssen, daß die 
Leistung nicht oder nicht in dieser Höhe gebühre, was wohl völlig ausge­
schlossen erscheint. 

Viel!llehr schein.t die Pensionsversicherungsanstalt der ~gestellten - wie 
aus Ihrem Schreiben an den Beschwerdeführer vom 3. Mal 1982 hervorgeht 
- der Auffassung gewesen zu sein, es handle sich lediglich um einen von 
ihr gewährten Vorschuß, der gemäß § 103 Abs. 1 Zif.3 ASVG jedenfalls 
auf die von ihr zu erbringenden Geldleistungen aufzurechnen wäre. Anders 
ist es nicht vorstellbar, wie nicht nur ein von der Anstalt selbst verursachter 
überbezug von vornherein ohne ausreichende Ermittlungsergebnisse ver­
schuldet, sondern in der Folge sein Anwachsen über Monate hinaus gedul­
det worden ist. 

Da die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten mit Bescheid vom 
22. Dezember 1982 feststellte, daß der mit Bescheid vom 9. April 1982 fest-
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gesetzte Überbezug im Betrage von 40 903,70 S als Mehrbezug gilt und 
den Rückersatz nicht vorschrieb, war der Beschwerdegrund behoben. 

3.19 Mehrwertsteuerruckerstattung anläßlich des Tausches des Motors eines In­
validenfahrzeuges ? 
VA 394W-3/82 ZI.443192/1-7/1982 

H. P. aus Retz, Niederösterreich, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde vor, er habe als Kriegsversehrter mit 80% Erwerbsminderung 
anläßlich eines Motortausches bei seinem Personenkraftwagen beim Lan­
desinvalidenamt für Wien, Niederösterreich und Burgenland um die Erstat­
tung des Differenzbetrages von 30% auf 18% Mehrwertsteuer angesucht. 
Dieses Ansuchen sei abgewiesen worden. Darin liege ein Mißstand in der 
Verwaltung, weil es unverständlich sei,daß einem Versehrten beim Ankauf 
eines neuen Personenkraftwagens die Mehrwertsteuer von 18% ermäßigt, 
einem Versehrten, der sich aber keinen neuen Personenkraftwagen leisten 
könne und auf den Tausch eines Motors angewiesen sei, die Rückerstat­
tung verweigert werde. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für soziale Verwaltung fest, daß eine Abgeltung der 
erhöhten Umsatzsteuer nur beim Ankauf eines Kraftfahrzeuges, nicht aber 
beim Austausch eines Motors vorgesehen war. Inzwischen können nach 
dem Bundesgesetz vom 30. Juni 1982, BGBI. Nr. 361, auch Zuwendungen 
aus dem Nationalfonds zur besonderen Hilfe für Behinderte zur Abgeltung 
der Mehrbelastung gewährt werden, die durch die Erhöhung der Umsatz­
steuer von 18% auf 30% bei der Lieferung von Kraftfahrzeugen für Behin­
derte eingetreten ist. Diese Regelung findet aber ebenfalls Anwendung auf 
den Ankauf eines Austauschmotors. Im Hinblick auf diese Rechtslage war 
daher die Mitteilung des Landesinvalidenamtes richtig und konnte von der 
VA nicht beanstandet werden. 

Bei der Prüfung des Beschwerdevorbringens ergab sich jedoch die Mög­
lichkeit, daß dem Begehren unter dem Titel "Fürsorge" gemäß § 10 Abs. 1 
lit. b des In:,aliden-Einstellungsgesetzes 1969 eine Hilfeleistung aus Mitt.el~ 
des Ausgleichstaxfonds nachgekommen werden könnte. Der BundesmIni­
ster für soziale Verwaltung wies daher das Landesinvalidenamt für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland an, die Angelegenheit unter diesem Ge­
sichtspunkt zu prüfen und dem Beschwerdeführer entsprechend zu helfen. 

Trotz der im Beschwerdefall zustande gekommenen Lösung bedauert die 
VA, daß durch die Novellierung des genannten Gesetzes durch das Bun­
desgesetz BGBI. Nr. 214 vom 10. April 1984 eine steuerrechtliche Gleichbe­
handlung des behinderten Käufers von fabriksneuen Ersatzteilen zum Käu­
fer eines neuen Kraftfahrzeuges nicht zustande gekommen ist. Dies ist 
umso bedauerlicher, als die einkommensschwächeren Personen hievon be­
troffen werden. 
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3.20 Ungerechtfertigte Befristung einer Berofsunfähigkeitspension sowie unge­
rechtfertigte Ruhensfeststellung beim Pensionsbezug 

54 

VA 461 W-3/82 

R. K. K. aus Wemdorf, Steiermark, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde folgendes vor: 

Er habe Mitte August 1982 eine Verständigung der Pensionsversicherungs­
anstalt (PVA) der Angestellten über die Gewährung einer Berufsunfähig­
keitspension erhalten. Darin sei ein Ruhen eines Großteils seiner Pension 
gemäß § 90 ASVG festgestellt worden. In der Verständigung vom 10. Sep­
tember 1982 über die Anweisung seiner Pension auf ein Konto werde das 
Ruhen mit den §§ 89, 90, 267 ASVG und § 16 ARUEG begründet. Diese 
Zitierung sei ein "unwürdiges Spiel mit dem Versicherten". Weiters fühle 
er sich im Hinblick auf seine Leiden durch die Befristung seiner Berufsun­
fähigkeitspension mit 31. März 1983 beschwert. Des weiteren sei sein 
Schreiben vom 14. September 1982 von der Anstalt unbeantwortet geblie­
ben und in der Beantwortung eines weiteren Schreibens vom 5. Oktober 
1982 nicht auf seinen Hinweis eingegangen worden, daß der Studiennach­
weis seines Sohnes mit der Aufforderung verlangt worden sei, die Studien­
bestätigung für die am 28. Mai 1930 geborene Waise einzusenden. Es 
handle sich bei seinem Sohn weder um eine Waise noch sei er am 28. Mai 
1930 geboren worden. Bei diesem Geburtsdatum handle es sich vielmehr 
um das des Beschwerdeführers. Dem Beschwerdeführer erscheine darüber 
hinaus die Abrechnung und Aufschlüsselung von Sonderzahlungen wider­
sprüchlich. In der Abrechnung werde nämlich unter der Spalte "Sonderzah­
lung Oktober 1982" ein als Lohnsteuer-Jahressechstel bezeichneter Betrag 
von 1 699,70 S und im Schreiben vom 27. Oktober 1982 eine Lohnsteuer 
von 3572 S abgezogen. Der Abzug des Lohnsteuer-Jahressechstels erfolge 
zwar von den Monatspensionen September bis November 1982, betreffe je­
doch offenbar die Sonderzahlung Oktober 1982, was im Schreiben der 
PVA der Angestellten vom 17. Oktober 1982 zu berücksichtigen gewesen 
wäre. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
der PVA der Angestellten fest, daß die Befristung der Berufsunfähigkeits­
pension mit 31 . März 1983 aufgrund des Ergebnisses der medizinischen Be­
urteilung des Gesundheitszustandes erfolgte. Dazu sind die Pensionsversi­
cherungsansta:~ten durch die ge~tenden V ~rschriften berechtigt, yten?- sie 
den zu beurteilenden GesundheItszustand In der betreffenden Fnst flir so 
weit besserungsfähig halten, daß ein Pensionsanspruch aus dem Versiche­
rungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit nicht mehr bestehen wird. Die 
Tatsache der Befristung einer Pension stellt somit noch keinen Mißstand in 
der Verwaltung dar. Sie bringt nämlich nur zum Ausdruck, daß es sich um 
einen besserungsfähigen Gesundheitszustand handelt. In diesem Punkt der 
Beschwerde ergab sich kein Grund zur Beanstandung. 

Zur Frage des unterschiedlichen Lohnsteuerabzuges ergab die Prüfung, 
daß es sich um vorläufig vorgenommene Versteuerungen nach den Bestim­
mungen betreffend die Nichtvorlage einer Lohnsteuerkarte gehandelt 
hatte. Dieses vorübergehende steuerrechtliche Problem wurde jedoch nach 
Vorlage der Lohnsteuerkarte richtiggestellt. 
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Die VA erkannte der Beschwerde in dieser Beziehung insofern Berechti­
gung zu, als der Lohnsteuerabzug in der Abrechnung zum Bescheid vom 
20. Oktober 1982 als Lohnsteuer-Jahressechstel von der Sonderzahlung 
Oktober 1982 eingehoben erscheint, obwohl es sich um die Versteuerung 
des nachgezahlten Ruhensbetrages für die Zeit vom l. September 1982 bis 
30. November 1982 als Steuerbemessungsgrundlage handelte. Diese Art des 
Abzuges war umso verständlicher, als in der Fußnote der Abrechnung auf 
die Möglichkeit der Verminderung des Auszahlungsbetrages wegen des 
Jahressechstels hingewiesen wird. 

Die Prüfung der VA bewirkte, daß von dieser Praxis Abstand genommen 
wurde und wie die PV A der Angestellten mitteilte, nur mehr die zutreffen­
den Ruhensbestimmungen in den Bescheiden und Verständigungen ange­
führt werden. 

Im Hinblick auf die Prüfung des Geburtsdatums sowie die Verständlichkeit 
der Erledigungen ließ die Behörde die entsprechende Sorgfaltspflicht ver­
missen, weshalb die VA in bei den Punkten der Beschwerde Berechtigung 
zuerkannte. 

3.21 Die Zahlung von Beiträgen an Sozialversicherung zeigt keine Wirkung 
VA 516 W-3/82 Erlaß vom 23. August 1982, ZI. 126655/2-3/82 

S. N. aus Mödling, Niederösterreich, beschwerte sich namens ihres Gatten 
am 28. Oktober 1982 bei der VA, daß dieser mit einem Stimmbandkarzi­
nom und den damit verbundenen finanziellen Belastungen für seine Familie 
Beitragsrückstände in der Pension einbehalten würde, wofür bei der Pen­
sionsberechnung keine Leistung erbracht werde. 

Das Prüfungsverfahren der VA ergab, daß die gebührende Pensionsnach­
zahlung in der Höhe von 32 024,80 S dem Beschwerdeführer im Jahre 1981 
überwiesen wurde. Dabei wurde ihm mangels gesetzlicher Grundlage die 
Rückerstattung der in der Zeit vom 1. März bis 31. Dezember 1979 in der 
Höhe von 22 889,20 S entrichteten Beitragszahlungen verwehrt. Es stellte 
sich weiters heraus, daß der Bundesminister für soziale Verwaltung den Be­
schwerdeführer darüber informiert hatte, daß das Vorgehen der Sozialver­
sicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft nach der derzeitigen Geset­
zeslage gedeckt war und daher die einkassierten Beträge zur Pensionsbe­
rechnung nicht herangezogen und auch nicht zurückgezahlt werden könn­
ten. 

Die VA hat wiederholt auf die Problematik der Nichtanrechnung zu ent­
richtender Beitragszahlungen auf die Pensionsversicherung hingewiesen. 
Vereinzelt konnten sogar Pensionsminderungen beobachtet werden. Kei­
nem Beschwerdeführer war es verständlich, weshalb es zum Abzug von 
Pensionsbeiträgen kommen kann, die weder wirksam noch rückzahlbar 
sind. 

Diese gesetzlich gedeckte Vorgangsweise ist mit dem Rechtsempfinden des 
einzelnen, welche eine Versicherungsleistung nur im Zusammenhang mit 
Gegenleistungen als gerechtfertigt ansieht, nicht vereinbar. 
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3.22 Säumnis bei Zuerkennung der Witwenpension 
VA 517 W-3/82 

S. K. aus Innsbruck, Tirol, beschwerte sich, daß ihr das Verfahren über ih­
ren Antrag auf Wiederauflebung ihrer Witwenpension bei der Pensionsver­
sicherungsanstalt der Arbeiter sehr lange daure. 

Im Prüfungsverfahre~ der VA stellte sich heraus, daß die Pensionsversich~­
rungsanstalt der ArbeIter deshalb über den Antrag der Beschwerdeführenn 
keine bescheidmäßige Entscheidung treffen konnte, weil nach dem verstor­
benen zweiten Gatten wohl nicht aus der österreichischen Pensionsversi­
cherung, jedoch aus der italienischen Rentenversicherung eine Witwenpen­
sion gewährt worden sei, die seit Juli 1981 nicht mehr zur Auszahlung ge­
langt war. Da nach der österreichischen Rechtslage Einkünfte nach einem 
späteren Ehemann auf die wieder aufgelebte Witwenpension nach einem 
früheren Ehemann anzurechnen sind, die Höhe dieser Einkünfte jedoch 
wegen des Ausbleibens der Zahlungen aus Italien nicht feststellbar war, ver­
mochte die Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter nicht über das Wie­
deraufleben der Witwenpension der Beschwerdeführerin zu entscheiden. 
Die VA schloß sich zwar der Auffassung der Pensionsversicherungsanstalt 
der Arbeiter an, daß zum gegebenen Zeitpunkt eine endgültige Entschei­
dung über die Höhe der wieder aufgelebten Witwenpension bzw. über die 
auf diese Pension anzurechnenden Einkünfte aus Italien nicht möglich war, 
jedoch in Fällen, in denen eine endgültige Entscheidung nicht getroffen 
werden kann, der erhobene Anspruch dem Grunde nach aber besteht, die 
gesetzliche Möglichkeit gegeben ist, eine vorläufige Leistung gegen jeder­
zeitige Verrechnung zu gewähren. 

Dies führte dazu, daß die Beschwerdeführerin die wieder aufgelebte Wit­
wenpension als eine solche vorläufige Leistung bereits im Dezember 1981 
im Betrage von 2 535,20 S bzw. ab Jänner 1982 von 2 667 S angewiesen er­
hielt. 

Die VA hat der Beschwerde bezüglich der Verfahrensverzögerung bei der 
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter Berechtigung zuerkannt. Der Be­
schwerdegrund wurde mit der oben beschriebenen Vorgangsweise beho­
ben. 

3.23 Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung ruhen bei Aufenthalt im Aus­
land; mangelnde Information 
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VA 531 W-3/82 Z1. 239 740/1-3/83 

E. H . aus Wien beschwerte sich, daß, als sie auf Empfehlung eines Arztes 
ihr dahinkränkelndes Kind aus Genesungsgründen zu ihrer Schwester nach 
Deutschland brachte, wegen verspäteter Meldung beim Arbeitsamt ihr so­
wohl kein Urlaubskrankenschein als auch kein Karenzgeld angewiesen 
wurde. Erst bei ihrer Rückkehr habe sie vom Arbeitsamt erfahren, daß man 
alle Ansprüche bei einem längeren Auslandsaufenthalt verliere, es sei denn, 
sie könne eine ärztliche Bestätigung, die die Notwendigkeit des Auslands­
aufenthaltes zeige, vorlegen. Der Aufforderung sei sie beim Landesarbeits­
amt Wien nachgekommen. Trotzdem hätte sie weiterhin für diesen Zeit­
raum kein Karenzgeld erhalten. 
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Der Bundesminister für soziale Verwaltung hat im Prüfungsvedahren der 
VA mitgeteilt, daß der Beschwerdeführerin für die Zeit vom 8. Mai 1982 
bis 24. Juni 1982 wegen Aufenthaltes im Ausland kein Karenzurlaubsgeld 
gewährt worden sei. Nach den Bestimmungen des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes ruht der Anspruch auf Leistungen aus der Arbeitslosenversi­
cherung, also auch von Karenzurlaubsgeld, bei Aufenthalt im Ausland. Ge­
mäß § 69 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes kann jedoch der Verwal­
tungsausschuß des Arbeitsamtes das Ruhen des Karenzurlaubsgeldes für 
maximal vier Wochen nachsehen, wenn der Auslandsaufenthalt im Inter­
esse des Kindes bzw. der Familie lag, wie z. B. bei Urlaubsaufenthalt im 
Ausland oder Besuch der im Ausland wohnenden nahen Familienangehöri­
gen. Frau H. habe aufgrund ihrer Entbindung am 26. November 1981 und 
des vom Arbeitgeber gewährten Karenzurlaubes vom 10. April 1982 bis 
26. November 1982 Karenzurlaubsgeld beantragt und vom Arbeitsamt für 
die Zeit des Karenzurlaubes auch zuerkannt erhalten. Erst als das Arbeits­
amt durch den Antrag der Beschwerdeführerin auf Ausstellung eines Ur­
laubskrankenscheines edahren habe, daß diese sich bis 26 . Juni 1982 in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten werde, wurde das Karenzurlaubs­
geld ab 10. April 1982 zunächst eingestellt. Nach ihrer Rückkehr habe die 
Beschwerdeführerin am 25. Juni 1982 Karenzurlaubsgeld beantragt, was 
gewährt wurde. Der Antrag auf Nachzahlung sei allerdings trotz der Be­
gründung, daß zur Ausheilung ihres an Bronchitis erkrankten Kindes ein 
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland bei der Schwester notwen­
dig gewesen sei, abgelehnt worden. Eine Nachzahlung sei nur für die ge­
mäß § 29 Abs. 2 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes vorgesehene maxi­
male Dauer von vier Wochen vom 10. April 1982 bis 7. Mai 1982 nach Ein­
schreiten der VA nachgezahlt worden. 

Unbeschadet der Tatsache, daß es sich um eine rechtlich gedeckte Vor­
gangsweise des Arbeitsamtes handelt, muß betont werden, daß diese für 
den Betroffenen eine echte Härte darstellt. Die VA regt daher dringend an, 
Anspruchsberechtigten genaue schriftliche Informationen bereits bei der 
AntragsteIlung über alle jene Umstände zu geben, die eine Gefährdung dar­
stellen oder gar zum Erlöschen dieser Berechtigungen führen können. 

3.24 Rückforderung eines Pensionsüberbezuges durch teilweise Kompensierung 
mit Nachzahlung eines Hilflosenzuschusses 
VA 536 W-3/82 

A. M. aus Langenlebarn, Niederösterreich, beschwerte sich am 8. Novem­
ber 1982, daß ihr aufgrund der Feststellung eines Pensionsüberbezuges am 
5. November 1976 die "halbe" Pension gestrichen worden sei. Vor sechs 
Jahren sei ihr geschiedener Mann gestorben. Sie hätte ausdrücklich die 
Weiterzahlung der Alimente fordern müssen, weil ihr kein Geld mehr ge­
schickt worden war. Sie selbst habe von der Pensionsversicherung der Ar­
beiter eine kleine Eigenrente erhalten. Bei der Arbeiterkammer in Tulln 
hätte sie edahren, daß sie tatsächlich zuviel Pension bezogen habe und da­
her 45000 S zurückzahlen müsse. Auf Rat des Beamten, da sie Angina pec­
toris habe, habe sie sich um einen Hilflosenzuschuß bemüht und bewilligt 
erhalten. Der Hilflosenzuschuß von 5 367 S sei jedoch neben der halben 
Pension für die Abdeckung des Überbezuges zurückbehalten worden. Sie 
sei derzeit im 86. Lebensjahr, leide an Herzschwäche, Angina pectoris, 
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grauem Star ~nd Al.tersschwäche. Sie ha~e desha}b große finanzielle Sor­
gen, müsse dIe restltchen Schulden für em Grab m der Höhe von 1 200 S 
bezahlen, damit sie überhaupt begraben werden könne. Außerdem sei sie 
dem Kohlenhändler noch 2 500 S schuldig und könne deshalb auch keine 
neuen Kohlen bestellen. Ersparni.ss.e habe sie keine. Die ~iete betrage 
500 S, dazu käme Geld für ElektnzItät und Müllabfuhr SOWIe Rauchfang­
kehrer. Hie und da bräuchte sie auch ein neues Wäschestück. Die Fahrt 
zum Arzt oder zur Apotheke koste jedesmal 20 S. Es sei ihr daher unmög­
lich, etwas zu sparen. Angesichts dieser Lage sehe sie diesen Rückbehalt der 
versprochenen Nachzahlung des Hilflosenzuschusses als einen Mißstand in 
der Verwaltung an. 

Die VA hat bei der Prüfung der Umstände, die die Pensionsversicherungs­
anstalten zum Abzug der Nachzahlung des Hilflosenzuschusses veranlaßt 
haben, festgestellt, daß dieses Vorgehen nach der derzeitigen"Gesetzeslage 
gedeckt war, soweit ein vom Pensionsbezieher verschuldeter Uberbezug an 
Pensionen der Ausgleichszulage entstanden ist. In diesen Fällen dürfen die 
Pensionsversicherungsanstalte~ auch eine Nachzahlung an Hilflosenzu­
schuß auf den entstandenen Überbezug aufrechnen. Die Nachzahlung an 
Hilflosenzuschuß, die mit Bescheid vom 18. August 1976 gewährt .wurde, 
wurde auf den mit Bescheid vom 5. November 1976 festgestellten Überbe­
zug an Ausgleichszulage aufgerechnet. 

Die VA konnte im vorliegenden Fall dem Beschwerdeführer nur die Mittei­
lung machen, daß kein Mißstand in der Verwaltung vorliegt, sieht sich je­
doch in diesem Zusammenhang zu folgenden Bemerkungen veranlaßt: 
Nach den gesetzlichen Bestimmungen unterliegt der Hilflosenzuschuß 
nicht der Pfändung und hat auch bei diversen Anrechnungen von Einkom­
men außer Betracht zu bleiben. Dies aus gutem Grunde, weil der Hilflosen­
zu schuß dafür bestimmt ist, die aus der Hilflosigkeit erwachsenden Mehr­
aufwendungen abzudecken. Nach Ansicht der VA ist es daher inkonse­
quent, und darüber hinaus als Härte zu bezeichnen, wenn die Gesetzeslage 
den Sozialve,rsicherungsträgern gestattet, den Hilflosenzuschuß zur Abdek­
kung von Uberbezügen des Versicherten heranzuziehen. Diesbezüglich 
sollte eine entsprechende legislative Bereinigung bzw. Klarstellung herbei­
geführt werden. 

3.25 Verlust von sechs Jahren Waisenpension 
VA 549 W-3/82 
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H. 1. aus St. Georgen, Burgenland, beschwerte sich in einer Vorsprache am 
13. November 1982 darüber, daß die Pensionsversicherungsanstalt der Ar­
beiter ihrem unehelich am 15. Jänner 1973 in Wien geborenen Kind die 
rückwirkende Gewährung der Waisenpension nicht zugesprochen habe. 
Der Vater sei am 21. Juni 1975 tödlich verunglückt. Es hätte eines Vater­
schaftsprozesses bedurft, um den diesbezüglichen Antrag der Pensionsversi­
cherungsanstalt der Arbeiter stellen zu können. 

Im Prüfungsverfahren der VA ergab sich, daß die Mutter bereits bei der 
Geburt des Kindes den Verunglückten als Vater angegeben hatte. Im Zuge 
des bereits im Jahre 1973 vor dem Bezirksgericht Favoriten, Zl. 4 C 126/73, 
anhängig gewesenen Verfahrens wurde aufgrund des gerichtsmedizini­
schen Sachverständigengutachtens eine Vaterschaftswahrscheinlichkeit "im 
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höchsten Grade" (99,9%) festgestellt. Dennoch wurde das Verfahren da­
mals mit Urteil vom 3. Mai 1974 abgewiesen. Aufgrund eines von der Be­
zirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung am 8. August 1979 beantrag­
ten Wiederaufnahmeverfahrens wurde nunmehr mit Urteil des Bezirksge­
richtes Favoriten vom 3. April 1981, Zl. 4 C 290/80-18, die Vaterschaft des 
am 21. Juni 1975 verstorbenen W. S. rechtskräftig festgestellt. Erst ab die­
sem Zeitpunkt bestand für die Bezirkshauptmannschaft, als gesetzlichem 
Vertreter des Kindes, die Möglichkeit, den Antrag um Gewährung der 
Waisenpension bei der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter einzu­
bringen. Bereits damals wies diese darauf hin, daß dies im konkreten Fall 
eine außerordentliche Härte bedeuten würde und ersuchte, "unpräjudizier­
lich die Waisenpension nach Möglichkeit bereits ab dem Todestag des Kin­
desvaters zuzurechnen". Dennoch stellte die Pensionsversicherungsanstalt 
der Arbeiter mit Bescheid vom 27. Feber 1982 die Anspruchsberechtigung 
auf Waisenpension gemäß § 260 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset­
zes (ASVG) und den Beginn der Anspruchsberechtigung gemäß § 86 
ASVG mit 1. Juli 1981 fest. Am 29. März 1982 wurde eine Ausgleichszu­
lage g~währt. In ei~er geg.en den erwä~nten ~escheid gerichteten Berufung 
entschied das Schledsgencht der SozlalvefSlcherung für Burgenland am 
5. Oktober 1982, daß "zweifelsfrei feststeht, daß Herr W. S. bereits am 
3. M~i 1?74 vom Bezirksgericht Fav.oriten a!s VaterJestzustelle!l gewesen 
wäre . Ein Antrag auf Gewährung einer WaisenpenSIOn konnte Jedoch aus 
formalen Gründen erst - wie dies auch erfolgt ist - nach rechtskräftiger 
Feststellung der Vaterschaft erfolgen. Die Pensionsversicherungsanstalt hat 
in diesem Verfahren auf den Wortlaut des § 86 Abs. 3 ASVG hingewiesen, 
der einen früheren Leistungsbeginn auch bei Hindernissen, die einer recht­
zeitigen AntragsteIlung zwingend entgegenstehen, nicht zulassen. Dies 
auch dann nicht, wenn die Vaterschaft erst durch ein Gerichtsurteil festge­
stellt werden mußte und dies dazu führte, daß der Pensionsantrag nicht in­
nerhalb der Sechsmonatsfrist nach Eintritt des Versicherungsfalles gestellt 
werden konnte. Die Klage mußte daher abgewiesen werden. 

Die VA vertritt die Auffassung, daß die durch § 86 Abs. 3 ASVG gedeckte 
Restriktion der Möglichkeiten zur AntragsteIlung eindeutig Auswirkungen 
für den Betroffenen haben, die als Härte bezeichnet werden können. Durch 
das Verständnis des Bürgermeisters von Wien, der sich aus sozialen Rück­
sichten bereit erklärt hat, einen entsprechenden freiwilligen Beitrag für die­
ses Kind zu leisten, ist es wenigstens in diesem Einzelfall gelungen, diese als 
ungerechtfertigt empfundene Härte zu mildern, womit aber die Ursache, 
die zu dieser Benachteiligung geführt hat, nicht beseitigt wurde. Es wird 
immer wieder Fälle geben, in denen eine rechtzeitige AntragsteIlung aus 
zwingenden Gründen nicht erfolgen kann. Es wäre daher notwendig, das 
Antragsprinzip dahin gehend zu mildern, daß dort, wo unverschuldet eine 
rec.htzeitige AntragsteIlung u~terblieben ist, kein An.spruchsverlus.t für die 
Zelt vor der AntragsteIlung eintreten soll. Darüber hinaus sollte dieser An­
spruchsverlust auch nicht in jenen Fällen eintreten, in denen zwar der An­
tragstellung kein zwingendes Hindernis entgegengestanden ist, die recht­
zeitige AntragsteIlung aber aus einem entschuldbaren Versäumnis unter­
blieben ist. 

Die Prüfung der Volksanwaltschaft hat daher zusammenfassend ergeben, 
daß es sich nicht um einen Mißstand in der Verwaltung, sondern um eine 
starre Gesetzesregelung handelt, die dringend einer Neuregelung bedarf, 
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um den Pensionsversicherungsanstalten die Gelegenheit zu geben, den Zie­
len und Interessen des Sozialversicherungsschutzes entsprechend handeln 
zu können. 

3.26 Betriebsnachfolgehaftung für Sozialversicherungsbeiträge; Exekutionsfüh­
rung trotz anhängigen Einspruchsverfahrens 

60 

VA 564 W-3/82 
ND VR - 96/83 ZI. 102365/1-3/83 

K. S. aus Wien beschwerte sich bei der VA darüber, daß die Wiener Ge­
bietskrankenkasse (GKK) mit Bescheid vom 21. Jänner 1981 zu BE 138 823 
1-Dr. Ka/Mil die Zahlung von 29 061,66 S zuzüglich 11,5% Verzugszinsen 
seit 21. Jänner 1981 mit der Begründung auferlegt habe, daß er Betriebs­
nachfolger des W . K. gemäß § 67 Abs. 4 ASVG sei. In Wirklichkeit habe er 
bloß mit Mietvertrag vom 6. Juni 1979 von der Gebäudeverwaltung H. H. 
das Geschäftslokal in 1020 Wien, Tandelmarktgasse 5 a, beginnend ab 
1. Juni 1979, übernommen. Den Vormieter dieses Lokales, Herrn W. K., 
kenne er nicht einmal. Frühere Kunden des Vermieters seien nur fallweise 
erschienen, um Reklamationen vorzubringen. Es sei ihm unerklärlich, wie . 
die Wiener GKK zu dem folgenvollen Schluß kommen konnte, bei der An­
mietung des Lokales handle es sich um eine Betriebsnachfolge. Gegen den 
zitierten Bescheid am 19. Feber 1981 habe er Einspruch an den Landes­
hauptmann von Wien erhoben, jedoch sei bisher (24. November 1982) we­
der hinsichtlich des Antrages auf aufschiebende Wirkung noch in der Sache 
selbst entschieden worden. Dennoch hatte die Wiener GKK zu 10E 622/82 
beim Exekutionsgericht Wien die Fahrnisexekution aufgrund dieses Be­
scheides beantragt und bewilligt erhalten, die aber bisher ergebnislos ver­
laufen sei, außer daß er nunmehr über Aufforderung der Einbringungsstelle 
beim Oberlandesgericht Wien die Kosten von 100 S zu bezahlen hatte. 

Der Beschwerdeführer erblickt in diesem, jedem Rechtsempfinden wider­
streitenden Vorgehen, daß für fremde Schulden eines W. K., zu dem er 
überhaupt keinerlei persönliche oder vertragliche Beziehung hat, einen 
Mißstand in der Verwaltung. Vielleicht sei auf diesem Weg der letzte Ver­
such gemacht worden, die Forderungen einbringlich zu machen. 

Im Prüfungsverfahren der VA schloß sich der Bundesminister für soziale 
Verwaltung der Darstellung der GKK an. Im Vorverfahren hätte die GKK 
festgestellt, daß in der geschilderten Form die Vermietung erfolgt sei. Am 
5. August 1980 habe der Betriebsvorgänger, Herr W. K., jedoch vorge­
bracht, daß der gegenständliche Betrieb von Herrn K. S. übernommen wor­
den war. Unter einem habe der Genannte auch die Lokaleinrichtung, beste­
hend aus einem Verkaufspult und diversen Regalen, gekauft. Die Verkaufs­
summe betrug einschließlich einer Investitionsablöse für ein neues Quartal 
ca. 30000 S. Das Geschäft sei nahtlos auf Herrn K. S. übergegangen. Da­
mit sei die Identität des Betriebsgegenstandes sowie des Standortes gege­
ben. Zumindest teilweise ist der Kundenkreis derselbe geblieben. Daß der 
Dienstnehmer des Vorgängers nicht übernommen wurde, ist bei der An des 
gegenständlichen Betriebes irrelevant. Die GKK sei bereit gewesen, unter 
Berücksichtigung des Einspruches monatliche Ratenzahlungen unter Be­
dachtnahme auf die finanzielle Lage des Beschwerdeführers einzuräumen. 
Da die Zahlung der Schulden weiterhin verweigert worden war, habe die 
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Wiener GKK aufgrund des vollstreckbaren Bescheides Fahrnisexekution 
beim Exekutionsgericht Wien beantragt. Mangels pfändbarer Gegenstände 
konnte die bewilligte Pfändung nicht vollzogen werden. Es sei daher am 
16. Jänner 1982 ein Antrag auf neuerliche Anordnung des Vollzuges an der 
Wohnadresse und bei Erfolglosigkeit die Einleitung des Verfahrens gemäß 
§ 47/48 EO beantragt worden. Die Wiener GKK sei weiterhin bereit, den 
Einkommensverhältnissen des Beschwerdeführers entsprechend Monatsra­
ten für die Abstattung der Haftungssumme zu bewilligen. 

Damit war auch für den Bundesminister für soziale Verwaltung gemäß § 67 
Abs. 4 ASVG der Titel begründet und die Haftung des Betriebsnachfolgers 
für geschuldete Beträge seines Vorgängers im Betrieb erwiesen, wobei auf 
die Möglichkeit, nach § 412 Abs. 1 ASVG Bescheide der Versicherungsträ­
ger in Verwaltungssachen binnen einem Monat nach der Zustellung durch 
Einspruch an den zuständigen Landeshauptmann anzufechten verwiesen 
wurde, wobei diesem Einspruch nach § 412 Abs. 2 ASVG zunächst keine 
aufschiebende Wirkung zukommt. Der Landeshauptmann kann aber dem 
Einspruch auf Antrag aufschiebende Wirkung zuerkennen, wenn durch die 
vorzeitige Vollstreckung ein nicht wieder gutzumachender Schaden ein­
träte und nicht öffentliche Interessen die sofortige Vollstreckung gebieten. 
Der Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ist innerhalb 
der für die Einbringung des Einspruches vorgesehenen Frist von einem Mo­
nat nach Zustellung des Bescheides beim Versicherungsträger zu stellen. 
Wenn ein solcher Antrag nicht gestellt wird, ist die Vollstreckung des Be­
scheides nicht nur rechtlich zulässig, sondern auch zwingend geboten, weil 
die Sozialversicherungsträger öffentliche Gelder verwalten und daher ver­
pflichtet sind, ausstehende Beitragsforderungen einzutreiben. 

Darüber hinaus hat am 24. Jänner 1983 der Bundesminister für soziale Ver­
waltung der VA mitgeteilt, daß er im Rahmen seines gesetzlichen Aufga­
benbereiches keine Möglichkeit habe, die Angelegenheiten in einem allfälli­
gen Berufungsverfahren zu prüfen oder auf die Dauer des Verfahrens beim 
Landeshauptmann Einfluß zu nehmen, da gemäß § 415 ASVG in Beitrags­
angelegenheiten eine Berufung gegen den Bescheid des Landeshauptman­
nes nicht zulässig sei, der Instanzenzug daher beim Landeshauptmann 
ende. Die weitere Prüfung dieser Sachlage beim Landeshauptmann von 
Wien ergab, daß die zuständige Magistratsabteilung 14 die Behandlung des 
am 19. Feber 1981 eingebrachten Einspruches unterlassen hatte. Die Ursa­
che für diese Unterlassung war der für den anfallenden Arbeitsaufwand zu 
geringe Personalstand der zuständigen Abteilung. 

Durch das Einschreiten der VA wurde dieser Mangel beseitigt und das Amt 
der Landesregierung, Mag. Abs. 14, erließ den Bescheid MA 14-St 8/81, 
am 198303 17, dem zu entnehmen ist, daß die vorliegende Sachverhalts­
darsteIlung so mangelhaft war, daß die Durchführung oder Wiederholung 
einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erschien. Die Berufungsbe­
hörde hat deshalb auch den angefochtenen Bescheid behoben und die An­
gelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Be­
scheides an die Behörde I. Instanz verwiesen. 

Die genaue Prüfung, ob es sich eindeutig um eine Neuanmietung oder um 
eine verschleierte Betriebsnachfolge handelt, ist für alle sich aus dieser Be­
wertung zwingenden ergebend gesetzlichen Schritte in einem Maße erheb-
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lich und von solcher Tragweite, daß erhöhte Sorgfaltspflicht bei der Sach­
verhaltsermittlung geboten ist. Gerade in dieser Vorphase kann es bei einer 
falschen Beurteilung zu nicht wiedergutzumachenden Schäden kommen. 
Die VA ist daher der Meinung, daß das Bewußtsein der tätigen Organe für 
diese Verantwortung gehoben werden müßte. 

Die VA kann :'luch nic~t de!1 Standpunkt des Bundesministers für sozia}e 
Verwaltung tetlen, der In seiner Stellungnahme vom 24. Jänner 1983 mIt­
teilte, im Ra.hmen seines ge~e~zlichen Aufg~benbereic~es keine Möglichkeit 
zu haben, dIe AngelegenheIt 1m Rahmen eines allfällIgen Berufungsvedah­
rens zu prüfen oder auf die Dauer des Vedahrens beim Landeshauptmann 
Einfluß zu nehmen. 

Die VA teilt hier die Meinung des Verwaltungsgerichtshofes, der in seiner 
Entscheidung vom 14. Oktober 1970, Zl. 1304170, erkannt hat, daß auch in 
den Fällen, in denen der Instanzenzug wegen fruchtlosen Ablaufes der 
sechsmonatigen Frist zur Entscheidung über den Einspruch nicht an den 
Verwaltungsgerichtshof, die Entscheidungspflicht auf das Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung zu richten sei. Das bedeutet, daß der Bundes­
minister für soziale Verwaltung durchaus in der Lage wäre, auf die Dauer 
des beim Landeshauptmann von Wien anhängigen Vedahrens des Be­
schwerdeführers Einfluß zu nehmen. 

Abschließend ergibt das Prüfungsverfahren der VA, daß das Verfahren zur 
Scha.Hung des Titels zu lange gedauert, die ~~gistratsabte~lung 14 die Ex­
ekution durchgeführt hat und der Bundesmimster für sozIale Verwaltung 
nicht gewillt :var, von se~nem Einfluß im Rahmen seiner gesetzlich einge­
räumten Aufslchtsbefugms Gebrauch zu machen. Der Beschwerdegrund -
die ungerechtfertigte Exekution - konnte von der VA nicht behoben wer­
den. Das Einschreiten der VA führte nur dazu, daß der Landeshauptmann 
von Wien den beeinspruchten Bescheid der Wiener Gebietskrankenkasse 
behob und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung 
eines neuen Bescheides an diese zurückverwies. 

4 Bundesministerium für Verkehr 

62 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum betrafen 194 Beschwerden den Vollziehungsbereich 
des Bundesministers für Verkehr. 

Die VA konnte in diesem Zeitraum beobachten, daß der Fragenkomplex 
der Lenkerberechtigungen Gegenstand zahlreicher Beschwerden war und 
daher eine Regelung geboten erschien. 

Im Rahmen der Durchführung des KFG 1967 durch die zuständigen Be­
hörden kam es zu einer Reihe von Beschwerden an die VA im Zusammen­
hang mit der Erteilung (§§ 64 H. KFG 1967), Befristung (§ 65 Abs. 2 KFG 
1967) und Entziehung (§ 73 H. KFG 1967) von Lenkerberechtigungen so­
wie der Ausstellung von Duplikaten verlorengegangener Führerscheine. 
Generell konnte festgehalten werden, daß zwei wesentliche Rahmenbedin-
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gungen den Verlauf der gegenständlichen Verfahren bestimmten. Zum ei­
nen ist ein öffentliches Interesse an der Gewährleistung der Verkehrssicher­
heit gegeben, zum anderen besteht für den einzelnen sowohl ein gesell­
schaftliches als auch im erhöhten Maß ein wirtschaftliches Interesse am Be­
sitz des Führerscheines. 

Zu Interessenkollisionen kommt es dann, wenn die rechtsbegründenden 
Akte der Verwaltung Verfahren unterworfen werden, die dem Bewerber 
subjektiv nicht einsichtig und daher auch nicht verständlich sind. Beispiels­
weise im Verfahren zur Erteilung einer Lenkerberechtigung, wenn vom 
Amtsarzt die Beibringung von Befunden verlangt wird. Gemäß § 64 Abs. 2 
KFG 1967 ist ua. die körperliche und geistige Eignung des Führerschein­
werbers festzustellen. Sollten dabei Auffälligkeiten oder Zweifel auftreten, 
so ist vom Amtsarzt die Beibringung von Befunden zu verlangen. Aufgrund 
gleichlautender Beschwerden mußte die Volksanwaltschaft feststellen, daß 
einzelne Behörden die Beibringung derartiger Befunde - Befunde einer 
verkehrspsychologischen Untersuchungsstelle - schematisch verlangt hat, 
ohne daß der Eindruck einer Beeinträchtigung der kraftfahrspezifischen 
Leistungen bei den Antragstellern bestand. Liegt eine solche Beeinträchti­
gung (auch körperliche Behinderung - Anordnung einer Beob­
achtungsfahrt) nicht vor, findet das Gesetz in der derzeit geltenden Form 
mit dem Instrumentarium der ärztlichen Diagnosetechnik soweit das Aus­
langen, als nicht § 69 Abs. 2 und 3 KFG 1967 Durchführungsverordnungen 
dem medizinischen und technischen Stand entsprechende Untersuchungs­
methoden vorschreiben. Der Bundesminister für Verkehr gab in einem mit 
dem Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz akkordierten, 
an alle Landeshauptmänner gerichteten Erlaß vom 1. Juli 1982 bekannt, 
daß die Vorgangsweise der Behörde hinsichtlich der Einholung eines ver­
kehrspsychologischen Befundes zur Beurteilung der Verkehrszulässigkeit 
unbeschadet der Gutachten, die vom ärztlichen Sachverständigen zur Beur­
teilung der geistigen und körperlichen Eignung verlangt werden, geregelt 
ist. Das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz betonte für 
die Eignungsbeurteilung von Kraftfahrern das Primat des ärztlichen Gut­
achtens. Nur wenn die ärztliche Untersuchung kein Freisein von die Kraft­
fahrleistungen beeinträchtigenden Krankheiten oder Leidenszustände er­
gibt, aber trotzdem der Eindruck einer Beeinträchtigung der kraftfahrspezi­
fischen Leistungen besteht, ist eine Zuweisung zu einer verkehrspsychologi­
schen Untersuchungsstelle gemäß den Bestimmungen des Amtsdurchfüh­
rungserlasses I zu § 67 Abs. 1 und 2 KFG 1967 erforderlich. Das heißt, daß 
die Entscheidung zur Zuwe!sung zu einer verkehrsp~ycholC?gischen Unte~­
suchung nur das nachvollziehbare und befundmäßIg ableitbare Ergebms 
der ärztlichen Diagnose sein und niemals rein schematisch vorgenommen 
werden kann. 

Bei der Umwandlung unbefristeter Lenkerberechtigungen in befristete 
konnte die VA beobachten, daß die mangels gesetzlicher Grundlagen bean­
standete Behörde I. Instanz versucht hatte, im Wege der 6. KFG-Novelle 
deren gegenständliche Verwaltungspraxis zu sanieren. Damit wurde auch 
die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu § 73 Abs. 1 KFG 1967 un­
termauert. Die VA vertritt die Meinung, daß dieser Versuch lediglich durch 
Beifügung des Wortes "Befristung" nicht als geglückt angesehen werden 
kann und die in solchen Belangen erforderliche Klarheit des Gesetzes ver­
missen läßt. 
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Auch bezüglich der Durchführung kraftfahrrechtlicher Agenden durch die 
Polizei wurden Beschwerden an die VA herangetragen. 

Im Zusammenhang mit der Alkoholisierung eines Taxifahrers, der trunken 
versucht hatte, ein anderes Taxi für die Heimfahrt telefonisch zu rufen und 
dabei irrtümlich zweimal den Polizeinotruf betätigt hatte, kam es zu der 
vorläufigen Abnahme des Führerscheines. Die Verdachtsmomente waren 
e!n t~unkener Taxilenker, der anschein~nd nicht mehr in ~er Lag~ war,.die 
rIchtige Telefonnummer zu wählen, em parkendes TaxI und die Weige­
rung, sich einem Alko-Test zu unterziehen. Im Sinne des § 66 KFG 1967 
hat die Polizei zur Wahrung der Verkehrszuverlässigkeit, die ja der Sicher­
heit aller Teilnehmer des Straßenverkehrs dient, einzuschreiten. Der Zu­
stand des Taxilenkers dürfte .ein sol~her gewesen sein, .daß eine Klärung 
des Sachverhaltes zum damaligen Zeitpunkt kaum möglich war. 

Der verdächtigte Taxifahrer ist jedoch nicht nur angehalten, sondern bis 
zum nächsten Morgen festgehalten worden. Da der verdächtigte Taxibesit­
zer zu dem Zeitpunkt nicht einmal die Absicht hatte, selbst das Taxi zu len­
ken, schien ihm diese Maßnahme als eine völlig unbegründete Härte. Die 
VA möchte diesen Fall zum Anlaß nehmen, um wiederum auf die Proble­
matik der Anhalteermächtigung der Verwaltungsstrafbehörden zur Siche­
rung eines Verwaltungsstrafverfahrens zu verweisen. 

Auch hie~ ha~en ?ie mangelnde Belehrung und Information durch die Be­
hörden die Situation für den Betroffenen erschwert. 

Der Bundesminister für Verkehr hat mit einer entsprechenden Formularän­
derung der Anregung der VA Rechnung getragen. Im derzeit geltenden 
Formular für die Abnahme von Führerscheinen ist auch eine Belehrung im 
Sinne des § 76 (1) KFG 1967 enthalten. 

Die VA wurde auch darauf aufmerksam gemacht, daß die Bundespolizeidi­
rektion Wien - Verkehrsamt, wenn sie ein Führerscheinduplikat ausstellt 
und der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zur Ausfolgung übermit­
telt, die im internen Behördenweg entstandenen Portospesen der Partei an­
lastet. Da für die Deckung dieser Spesen ohnedies Verwaltungsabgaben 
und Gebühren vorgeschrieben sind, stelle diese Vorgangsweise einen Miß­
stand in der Verwaltung dar. 

Das Prüfungsverfahren der VA ergab, daß diese Praxis tatsächlich besteht. 
Der Bundesminister für Verkehr schloß sich der dieser V erwaltung~praxis 
zugrunde liegenden Rechtsauffassung an, wonach eine gegenteilige übung 
nicht im Einklang mit den Bestimmungen der §§ 75 ff. AVG 1950 steht. 
Unter Barauslagen sind nämlich alle die Aufwendungen zu verstehen, die 
für die Durchführung der einzelnen konkreten Amtshandlungen gemacht 
werden und die über den sonstigen und allgemeinen Aufwand der Behörde 
hinausgehen, also insbesondere Kosten für Gutachten, die nicht von Amts­
sachverständigen erstattet werden, die Kosten für Verlautbarungen, Druck­
l.~gungen, für Pläne, Zeich~ungen und de.rgleichen.pie N0tv:'endigkeit von 
Ubersendungen von Duplikatführerschemen an die WohnSItzbehörde er­
gibt sich letztlich aus der Behördenorganisation hinsichtlich der örtlichen 
Zuständigkeit. Die in diesem Zusammenhang anfallenden Portospesen fal­
len daher wohl nur unter den allgemeinen Aufwand der Behörde und kön-
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nen nicht den Barauslagen zugeordnet werden. Es sind daher solche Spesen 
durch die Verwaltungsabgaben abgegolten .. .Mit Ausnahme des Bundeslan­
des Wien werden auch von allen anderen Amtern der Landesregierungen 
für die Übersendung von Duplikatführerscheinen von der Ausstellungsbe­
hörde an die Wohnsitzbehörde Portospesen als Barauslagen von der Partei 
nicht eingehoben. Da sich der Bundesminister für Verkehr der Meinung 
der VA in dieser Frage anschloß, erließ er die Weisung, in Hinkunft in ein­
schlägigen Fällen von der Einhebung von Port.ospesen abzusehen. Auch der 
Anlaßfall wurde durch Behebung des Bescheides gemäß § 68 Abs. 2 A VG 
1950 und die Refundierung der Ponospesen in der Höhe von 24 S saniert. 

Von besonderer Tragweite sind Beschwerden über den Verlust von Rech­
ten, die aufgrund eines oft nicht einmal bewußt vollzogenen Rechtsmittel­
verzichtes verursacht werden. 

Einem Au~!änder wurde wegen unbefugten Betriebes einer Sprechfunkan­
lage eine Ubertretung des Fernmeldegesetzes von der Fernmeldebehörde 
zur Last gelegt. Die Fernmeldebehörde verhängte dabei gegen ihn sowohl 
eine Geldstrafe als auch den Verfall der Sprec?funkanlage. Bei der V (\ 
wurde daraufhll1 Beschwerde geführt, daß sell1er Rechtfertigung kell1 
Glaube geschenkt worden war, wobei man auch die mangelnden Deutsch­
kenntnisse nicht berücksichtigt habe, weshalb das Strafausmaß unverhält­
nismäßig hoch und der Rechtsmittelverzicht nur unter Druck zustande ge­
kommen sei. 

Die Schwierigkeiten entstanden in der Handhabung des Verwaltungsstraf­
verfahrens durch die Behörde. Die mangelhaften Sprach- und Rechtskennt­
nisse des Ausländers bewirkten in diesem Fall eine Verstärkung jener Stör­
faktoren, die auch in Verwaltung.sstrafverfahren geger:über Inländern b~­
obachtet werden können. Es scheint wichtig, darauf hll1zuwelsen, daß ein 
Berufungsverzicht insbesondere dann, wenn die Folgen des Verfahrens 
vom Beschuldigten zu tragen sein werden, immer nur im Interesse der Be­
hörde liegen kann. Das rasche, schnelle und kostensparende Verfahren er­
füllt sicher Forderungen der Verfahrensökonomie. Es ist jedoch bedenk­
lich, wenn die Verfahrenssituation dazu ausgenützt wird, daß die Möglich­
keiten einer erschöpfenden Wahrheitsfindung beeinträchtigt werden und 
mit einem Rechtsmittelverzicht der Beschuldigte sein Parteienrecht endgül­
tig verliert. Durch den Formularaufdruck entsteht häufig beim Beschuldig­
ten d.er Eindruck, daß der Verzicht Teil- bzw. Endpunkt des Strafverfah­
rens 1St. 

Es wird daher angeregt, für den Rechtsmittelverzicht ähnlich den gerichtli­
chen Strafverfahren eine Regelung zu treffen - z. B. durch Einräumung 
einer angemessenen Bedenkzeit - die die Freiwilligkeit der Unterschrifts­
leistung gewährleistet. 

Im Fernmeldebereich stellte sich anläßlich der Prüfung einer Beschwerde 
über die Ablehnung eines Antrages auf Befreiung von Rundfunk- und Fern­
sehgebühren heraus, daß die Behörde leichtfertig allein aus dem Umstand, 
daß keine Ausgleichszulage bezogen wurde, negative Schlüsse über die Be­
freiungswürdigkeit gezogen hat. Das Prüfungsverfahren ergab: daß diese 
Handlungsweise ell1e Fehlleistung des tätigen Organes war, die aber zu­
nächst nicht eingestanden wurde. Erst weitere Nachforschungen der VA 
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führten zu jener eindeutigen Darstellung des Sachverhaltes, der eine ent­
sprechende rechtliche Würdigung und die Beseitigung des für die Be­
schwerdeführerin entstandenen Nachteiles ermöglichte. 

In diesem Zusammenhang erscheint es der VA notwendig, jene Organe, die 
Fragen zur Befreiung von Gebühren zu beurteilen haben, schon aus sozia­
len Gründen zu einer qualifizierten Sorgfaltspflicht anzuhalten. Diese soll­
ten insbesondere dann gelten, wenn eine ablehnende Beurteilung nicht aus­
geschlossen werden kann. 

Eine weitere Beschwerde betraf die ungerechtfertigte Einleitung einer Ex­
ekution von Gebühren der Post- und Telegrafenverwaltung. Das Prüfungs­
verfahren der VA ergab, daß die Finanzprokuratur einen von ihr gestellten 
Exekutionsantrag zurückziehen hätte können, wenn diese seitens der Post­
und Telegrafenverwaltung rechtzeitig von der Zahlung des offenen Betra­
ges durch den Beschwerdeführer benachrichtigt worden wäre. Hiebei ent­
stand der Eindruck, daß auch auf der Grundlage der geltenden Rechtslage 
keine Notwendigkeit gegeben ist - mit Ausnahme von Fällen, bei denen 
Gefahr im Verzug vorliegt - die Tilgungsfrist des Verpflichteten mit der 
Frist der Weiterleitung der zuständigen Behörde an die Finanzprokuratur 
gleichzuschalten. Jedenfalls wird angeregt, daß die Finanzprokuratur im 
Sinne einer Verfahrensökonomie vor Weiterleitung dieser Anträge an die 
Gerichte sicherstellt, daß die Forderungen noch offen sind, da Fehlleistun­
gen nicht vollständig auszuschließen sein werden. 

Die VA hat angesichts der nachfolgend geschilderten Beschwerde im Rah­
men des Eisenbahnrechtes wieder die Erfahrung gemacht, daß unbestimmte 
Gesetzesbegriffe die Wahl des zweckmäßigsten Verfahrens zur Erlangung 
subjektiver Re~hte erschwert l:lnd lang:wierige, kostspielige yerfahrenswege 
fördert. Daß diese Tatsache die materiell schwächere Partei des Verfahrens 
benachteiligt, ist offenkundig. 

In einem streitigen Verfahren betreffend die Erhaltungspflicht eines Weide­
zaunes entlang einer Eisenbahnlinie haben 4,ie klagenden Landwirte un­
recht behalten. Im Hinblick darauf, daß die OBB durch 100 Jahre der Re­
paraturleistung von Weidezäunen aus freien Stücken und anstandslos nach­
~ekommen waren, kon~ten sic~ die Lan<;iwirte mit diesem Spruch nicht ab­
finden und wendeten Sich an die VA. Dieser erwähnte Spruch betraf zwar 
nicht unmittelbar die Beschwerdeführer selbst, in der Sache war er jedoch 
analog. Ungefähr zum gleichen Zeitpunkt h~~ sich auch eine Interessenge­
meinschaft zur "Zaunerhaltung entlang der OBB" gebildet und sich an die 
VA gewendet. 

Die in der Entscheidung behandelten Rechtsfragen, betreffend die Sicher­
heit des Eisenbahnbetriebes und die Reallastberechtigung sollten nach An­
sicht der VA im Interesse des Rechtsschutzes auch durch andere Gesicht­
punkte ergänzt werden. 

Während im Zivilrecht, wie sich auch im Verfahren zeigte, das V erschul­
dens- bzw. Verursacherprinzip ein Leitmotiv ist, steht im Verwaltungsver­
fahren der Schutz des öffentlichen Interesses im Vordergrund. Nur so ist 
auch das Gebot des Eisenbahngesetzes, auch die vom Bahnbetrieb betrof­
fene Umgebung aus Sicherheitsgründen in die technische Planung und Er-
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haltung des Betriebes einzuschließen, aufzufassen. Die Verfolgung der Be­
schwerde auf dem Zivilrechtsweg konnte, wie auch der Oberste Gerichts­
hof dargelegt hat, nicht zielführend sein. 

Hingegen bieten die öffentlich-rechtlichen Bestimmungen des Eisenbahn­
gesetzes ausreichend Handhabe die Eisenbahnunternehmungen durch die 
Eisenbahnbehörde zur Einhaltung der sich aus dem Eisenbahngesetz erge­
benden Verpflichtungen zu verhalten. 

Auch in diesem Berichtszeitraum bildete.,! dienst- und besoldungsrechtliche 
Angelegenheiten, insbesondere bei den Osterreichischen Bundesbahnen so­
wie bei der Postverwaltung einen Schwerpunkt der an die VA gerichteten 
Beschwerden. Sie betrafen die Verbesserung der dienst- und besoldungs­
rechtlichen Stellung von Beamten sowie die Gewährung von Versorgungs­
genüssen an Witwen und Waisen. Darüber hinaus waren auch Ansprüche 
aus Dienstverhältnissen von Vertragsbediensteten Gegenstand von Be­
schwerden. 

Einzelfälle 

4.1 Verlust des Führerscheines führt zur Befristung des Duplikates 
VA 162 W-4/80 Pr. Zl. 5918/9-1-198C 

P. G. aus Bad Hofgastein, Salzburg, führte bei der VA Beschwerde dar­
über, daß er bei seinem Ansuchen um die Ausstellung eines Duplikates für 
einen verlorengegangenen Führerschein bei der Bezirkshauptmannschaft 
St. Johann im Pongau nur mehr ein Duplikat für die Gruppen B, Fund G 
und nicht mehr wie ursprünglich für die Gruppen B, C, Fund Gerhalten 
habe. Bei Ausfolgung dieses habe der zuständige Beamte festgestellt, daß 
der C-Führerschein auf ein Jahr befristet gewesen sei, und er daher nach ei­
nem Jahr wieder hätte den Amtsarzt aufsuchen müssen. Dies sei jedoch 
nicht im Führerschein vermerkt gewesen. Auch nach einem leichten Unfall 
1974 wären die Kraftfahrzeugpapiere neuerlich geprüft und keine Ein­
schränkungen vorgenommen worden. Man habe ihm bedeutet, daß ein 
Fehler der Bezirkshauptmannschaft Zell am See nicht ausgeschlossen wer­
den könne, und es Sache des Beschwerdeführers sei, den Führerschein wie­
derzufinden und so den Nachweis für die mangelnde Eintragung des Befri­
stetenvermerkes zu erbringen. Da er jedoch den C-Führerschein zur Aus­
übung seines Berufes benötige, wäre er genötigt, diesen nochmals zu ma­
chen. Er könne die Vorgangsweise nicht begreifen und sehe darin einen 
Mißstand in der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren der VA stellte sich heraus, daß der Beschwerdefüh­
rer von der Bezirkshauptmannschaft St. Johann im Pongau vom 19. Juli 
1972 die Lenkerberechtigung für die Gruppen B, C, Fund G erteilt worden 
ist. Nachdem er seinen Führerschein verloren hatte, erhielt er über Antrag 
einen neuen, in welchem plötzlich für die Gruppe C eine Befristung auf ein 
Jahr verfügt wurde. Der Beschwerdeführer übermittelte auch der VA eine 
Bestätigung des Gendarmeriepostenkommandos Lend, aus welcher hervor­
ging, daß in seinem von der Bezirkshauptmannschaft Sr. Johann im Pongau 
ausgestellten Führerschein keinerlei Befristung eingetragen war. Die zu­
ständige Bezirkshauptmannschaft St. Johann im Pongau würdigte diesen 
Beweis und versprach zunächst, unter diesen Umständen den Führerschein 
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unbefristet auszustellen. Dies geschah, jedoch mit der Auflage, sich einer 
verkehrspsychologischen Untersuchung zu unterziehen. Auch in dieser 
Vorgangsweise erblickte der Beschwerdeführer einen neuerlichen Mißstand 
in der Verwaltung, der außerdem als Schikane angesehen wurde. 

Die VA war der Auffassung, daß diese Tatsachen auch der ausstellenden 
Behörde hätten bekannt sein müssen, und führte weitere Erhebungen 
durch. Der Bundesminister für Verkehr legte in seiner Stellungnahme dar, 
daß der Antrag auf Ausstellung des Duplikates des Führerscheines am glei­
chen Tage des Verlustes vom Beschwerdeführer gestellt worden war. Die­
ser sei für die Gruppen B, Fund G ausgestellt worden, wobei dem Akt zu­
nächst nicht zu entnehmen gewesen sei, weshalb die Gruppe C ni~ht einge­
tragen wurde: Auf Befragen habe sich der Sachbearbeiter mit der Außerung 
des amtsärzthchen Gutachtens aus dem Jahre 1972 verantwortet, wonach 
der Beschwerdeführer für die Gruppe C nur "bedingt geeignet" sei und 
eine amts ärztliche Untersuchung in einem Jahr neuerlich zu erfolgen hätte, 
was nie geschehen sei. Auch die Ausstellung eines unbefristeten, für alle 
Gruppen ausgestellten Führerscheines während des Prüfungsverfahrens der 
VA sei nicht aktenk';lndig. ';Ind ~ngeblich lediglich auf der Karteikarte ver­
merkt gewesen. Glelchzeltlg sel dem Beschwerdeführer aber aufgetragen 
worden, sich einer neuerlichen amts ärztlichen Untersuchung zu unterzie­
hen. Im Zuge dieser Untersuchung habe der Amtsarzt der Bezirkshaupt­
mannschaft St. Johann im Pongau P. G. der Verkehrspsychologischen Un­
tersuchungsstelle des Kuratoriums für Verkehrssicherheit in Salzburg zuge­
wiesen, weil dieser Zweifel an den kraftfahrspezifisch-psychischen Voraus­
setzungen aufgrund der Leumundserhebungen hatte und überdies der Ver­
dacht auf Alkoholmißbrauch bestand. Wegen der dabei deutlich festgestell­
ten Leistungsmängel sei der Beschwerdeführer zum Lenken von Kraftfahr­
zeugen der Gruppen Bund C nur unter der Voraussetzung einer zeitlichen 
Befristung auf zwei Jahre bedingt geeignet und eine Nachuntersuchung in 
zwei Jahren erforderlich wäre. Diese Befristung sei auch in dem im Jahre 
1980 ausgestellten Führerschein eingetragen worden. Auch dieser Vorgang 
sei aktenmäßig nicht aufgeschienen und kein Bescheid darüber erlassen 
worden. Der Bundesminister für Verkehr hat daher abschließend die Auf­
fassung vertreten, daß die Bezirkshauptmannschaft St. Johann im Pongau 
zweifellos nicht berechtigt war, dem Ansuchen um Ausstellung eines Dupli­
katführerscheines lediglich in der Weise zu entsprechen, daß dem Antrag­
steller ein Führerschein, lautend auf die Gruppen B, Fund Gausgestellt 
wurde. Die Annahme, daß seinerzeit die Lenkerberechtigung der Gruppe C 
befristet erteilt wurde, war nicht aktenkundig und hat sich bei Wiederauf­
findung des Führerscheines erwiesenermaßen als falsch herausgestellt. Die 
Bezirkshauptmannschaft St. Johann im Pongau hätte bereits vor Erteilung 
des Duplikatführerscheines, falls Bedenken hinsichtlich der körperlichen 
und geistigen Eignung bestanden haben sollten, ein ärztliches Gutachten 
einholen müssen. Dies wäre im Hinblick auf das erste ärztliche Gutachten 
aus dem Jahre 1972 offenbar gerechtfertigt gewesen. Dieses sei aber erst 
eingeholt worden, als im Jahre 1980 ein neuerlicher Führerschein, lautend 
auf die Gruppen B, C, Fund G, ausgestellt wurde. üb das Ergebnis dieses 
Gutachtens dem Bes~hwerdeführer zur Kenntnis gebracht wurde, sei auch 
nicht aktenkundig. Uber die verfügte Befristung sei bescheidmäßig nicht 
abgesprochen worden, daher sei das Ermittlungsverfahren als auch eine be­
scheidmäßige Erledigung bezüglich der Befristung der Lenkerberechtigung 
umgehend nachzuholen. 
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Zwischenzeitig mußte die VA, der die Beeinflussung von schwebenden 
Verfahren verwehrt ist, das Prüfungsverfahren kurzzeitig unterbrechen, um 
dem Bundesmini~ter für V e~kehr die Gelegenheit zum Sanieren der gravie­
renden Mängel Im umschnebenen Umfang geben zu können. Im fortge­
setzten Verfahren hat der Landeshauptmann mit Bescheid vom 28. August 
1981 der Berufung gemäß § 73 Abs. 1 KFG 1967 unter Berufung auf das 
Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 26. Juni 1981, ZI. 02/ 
1167/80, Folge gegeben und den bekämpften Bescheid aufgehoben. 

Damit war der Beschwerdegrund behoben. Die im Prüfungsverfahren der 
VA aufgetretene Grundsatzfrage hinsichtlich ausreichender legislativer 
Maßnahmen zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit wird im Allgemei­
nen Teil dieses Berichtes erörtert. 

4.2 Ungerechtfertigte vorläufige Abnahme eines Führerscheines; gesetzwidriges 
Formular 
VA 39W-4/81 Pr.ZI.5918/18-1-1981 

K. H. aus Wien beschwerte sich bei der Volksanwaltschaft, daß er am 
Wege zu einem Vermittler von Taxikonzessionen etwas getrunken, sein ei­
genes Auto bei einer Tankstelle am Wiedner Gürtel abgestellt habe und ab­
solvierte die weiteren Fahrten mit einem Taxi. Als er abends endlich, nach­
dem er noch ein Bier konsumiert hatte, sich ein Taxi rufen wollte, plötzlich 
der Polizeinotruf geantwortet habe. Er habe zunächst geglaubt, daß dieser 
Notruf zufällig in der Leitung gewesen sei und habe erst nach einer Weile 
wieder versucht, mit dem Ergebnis, daß sich dieselbe Stimme gemeldet und 
er daher eingehängt habe. Plötzlich seien zwei Polizisten vor ihm gestan­
den, hätten ihn befragt, ob er telefoniert habe, ihn aufgefordert, seine Da­
ten bekanntzugeben, da der Beschwerdeführer anscheinend den Polizei not­
ruf unabsichtlich betätigt hatte. Da dieser erst nach einem gewissen Wider­
stand der Aufforderung nachgekommen sei, habe man ihn festgenommen, 
auf das zuständige Bezirkspoliz~ikommissariat gebracht .und b~s in die 
Morgenstunden festgehalten. Bel der Rückerstattung semes Eigentums 
habe dann der Führerschein gefehlt, wofür er eine Bescheinigung über die 
Abnahme der Lenkerberechtigung erhalten habe. Dem diensthabenden Ju­
risten habe er erklärt, daß er gar kein Fahrzeug gelenkt und hierfür auch 
Zeugen habe. Er sei Berufstaxilenker und jeder Tag ohne Führerschein be­
deute einen finanziellen Verlust. Darüber hinaus habe er für zwei Kinder 
zu sorgen. Seit diesem Tag laufe er zwischen dem Verkehrsamt und Kom­
missariat hin und her, ohne seinen Führerschein finden zu können. Es 
werde ihm auch keine Auskunft auf die Frage gegeben, weshalb ihm eigent­
lich die Lenkerberechtigung entzogen worden sei. 

Da er in diesem Zustand einen Mißstand in der Verwaltung sehe, habe er 
die VA um eine entsprechende Prüfung der Verwaltungsorgane ersucht. 

Bei der Prüfung der VA stellte sich heraus, daß die vorläufige Abnahme des 
Führerscheines in der Nacht vom 16. zum 17. Feber 1981 auf den Verdacht 
der Alkoholisierung hin erfolgt ist. Der Bundesminister für Verkehr wies 
darauf hin, daß wegen des Verdachtes des Lenkens eines Fahrzeuges in ei­
nem durch Alkohol beeinträchtigten Zustand bzw. wegen Verweigerns des 
"Alko-Testes" trotz Aufforderung (§ 99 Abs. 1 lit. a bzw. b StVO 1960) 
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vom zuständigen Bezirkspolizeikommissariat ein Verfahren eingeleitet und 
noch nicht abgeschlossen war. Der vorläufig abgenommene Führerschein 
wurde am 17. Feber 1981 dem Verkehrsamt übersendet, das unverzüglich 
auch ein Ermittlungsverfahren eingeleitet hat. Am 18. März 1981 hat K. H. 
um Ausfolgung seines Führerscheines ersucht und diesen auch am selben 
Tag erhalten. 

Die VA erkannte der Beschwerde Berechtigung zu, weil die Abnahme des 
Führerscheines vorgenommen wurde, obwohl der Beschwerdeführer kein 
KFZ gelenkt hat und eine Inbetriebnahme eines KFZs infolge der Fest­
nahme unmöglich war. Weiters wurde von der VA beanstandet, daß die 
dem Beschwerdeführer ausgehändigte Bescheinigung über die Abnahme 
des Führerscheines eine mangelhafte Belehrung enthielt, wodurch er über 
die Möglichkeiten der Rückgabe des Führerscheines völlig uninformiert 
war. 

Noch im Zuge des Prüfungsverfahrens wurde das bei der Amtshandlung 
verwendete Formular "Belehrung" im Sinne des § 76 Abs. 1 KFG 1967 (vgl. 
das beiliegende Faksimile 1) durch ein neues Formular (vgl. das beiliegende 
Faksimile 2) ersetzt. 

In der Zwischenzeit hat der Bundesminister für Verkehr der Anregung der 
VA Rechn~ng getrag~n und eine Formularänderung in der Weise durch~e­
führt, daß In dem bel der Abnahme ausgefolgten Formular gen aue Hin­
weise über die Möglichkeit der Wiedererlangung des Führerscheines ent­
halten sind. 

Die VA sah sich daher zu keinen weiteren Veranlassungen gezwungen. 
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Faksimile 1 

Belehrung 
Di~ sofortige Ruck~abe det abgenommenen Fuhrcnchcmes in kurzerr, ~·lC: le.mn innc.r­

halb eine .. Zeitraume! von 3 Taj"crt., gerechnct vom Tall der Abnahme. unter Vl>rl.J~~· Cln('~ von. 

einem AmtR· oder Puhzeiorzt liIu<;ic$tdhcn Gutachten,. in dem der genaue ZClTpunl..t der .. mt~· 

oder pvllZcia.rztlichcn Unter!luchung angegeben 111, oder unter An~Jbc bcrud .. sl(htl~uni:~y, urJIFt..:r 

Grunde bei der Behordc , in deren Wirkungsbereich die Abnahme I"rfvlgtc, beantrajZ! wnJcr. EIn 

.okhn Antrag kann jedocb nicht iC'~telit werden, wenD der FuhrcHchC'!D welleQ eines dwcb Ober­

mWlic.: Alkoholgeouß hervoricrufcnc:c ZU.landet I.bae.nommen wurde.. 

Faksimile 2 

Belehrung 

Wurde Ihnen der Führerschein wegen eines außergewöhnlichen Erregungs- oder 
Ermüdungszustandes abgenommen, ist er Ihnen von der Behörde (Bezirkshauplmann­
schaft. Bundespolizeidirektion), In deren Wirkungsbereich er abgenommen worden ist, 
wieder auszufolgen, wenn Sie vor Ablauf von 2 Tagen (gerechnet vom Tage der VD(­

läufigen Abnahme) die volle Herrschah über Ihren Geist und Körper wiedererlangl haben. 

In illlen anderen Fällen wird Ihnen der Führerschein von dieser Behörde auf 
Ihren Antrag binnen 3 "Jagen (gerechnet vom Tage der vorlaufigen Abnahme) ausge­
folgt, soler;') nicht ein Ermi"'ungsverfahren zur Klärung der Frage, ob die Vor,:lUs~etzun­
gen fw: G'" Er:eilung der Lenkerberechtigung noch gegeben sind, eingeleitet wird (ins­
besaneer., dann, wenn ein Fahrzeug in einem durch Aillohol oder SuChlgih beeinlr5ch­
tig:en Z:..:sland g",lenkt oder wenn ein folgenschwerer Unfall verursacht worden ist). 

S~e~:en Sie keinen fristgerechten Antrag auf Auslolgung des Führer5cheines oder 
wird e:" Ermirl .. ngsverfahren eingeleilet, so wird der Führerschein der Beh~rde, in 
deren :3~'e:ch Ihr ordenliocher V.'ohnsiiz liegt, übersandt. Es wird Ihnen emplohlen, 
sich dann rr1il dieser Behbrde in Verbindung zu setzen. 

DAS LENKEN EINES KRAFTFAHRZEUGES OHNE DEN VORLAUFIG ABGENOM­
MENEN FÜHRERSCHEIN IST VERBOlEN UND STRAFBAR. 
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4.3 Auskunftsverweigerung gegenüber Gendarmerieorgan bei Lenkererhebung 
VA 20 W-4/82 Pr. Zl. 5918/8-1-1982 

S. R. aus Wilhe1msburg in Niederösterreich führte Beschwerde, daß er we­
gen einer behaupteten Auskunftsverweigerung gegenüber Gendarmerieor­
ganen bei einer Lenkererhebung als Zulassungsbesitzer des Wagens als 
Lenker des Wagens bezeichnet und bestraft worden sei. Im Zuge einer Len­
kererhebung habe nämlich ein Gendarmeriebeamter am Samstag, dem 
5. Dezember 1981, telefonisch angefragt, wer am 22. September 198) in 
der P.-Straße in St. Pölten um eine bestimmte Uhrzeit gefahren sei. Uber 
die Antwort, daß der Beschwerdeführer erst nach Einsicht in das Fahrten­
buch am Montag die gewünschte Auskunft geben könne, wurde diesem be­
deutet, daß die Verweigerung der sofortigen Auskunft als keine Auskunft 
im Sinne des § 103 KFG 1967 gewertet werde. Dem mündlichen Einspruch 
des Beschwerdeführers wurde mit der Belehrung entgegnet, daß im Gesetz 
"sofort" "auf der Stelle" heißt. Der Versuch, die Strafverfügung an die 
Gattin des Beschwerdeführers richten zu lassen, die nach Eintragungen des 
Fahrtenbuches eindeutig als die Fahrerin identifiziert werden konnte, 
schlug fehl. Die Reaktion des Beamten war ein eindeutiger Einschüchte­
rungsversuch mit dem Hinweis, daß alles noch teurer werden würde. So­
dann erhob der Beschwerdeführer schriftlich Einspruch mit dem Erfolg der 
Zustellung von zwei weiteren Strafverfügungen, eine an die Gattin adres­
sierte wegen Schnellfahrens und eine zweite wegen Verweigerung der Aus­
kunft. 

Wiederum erhob erfolglos der Beschwerdeführer mündlich Einspruch. Die 
einzige Belehrung war die, daß nur gegen die Höhe der Bestrafung Ein­
spruch erhoben werden könne. In diesem Zusammenhang stellte sich nun 
für den Beschwerdeführer die Frage, welchen Sinn dann überhaupt ein Ein­
spruchsrecht haben könne, wenn dadurch nur der einmal von der Behörde 
eingenommene Standpunkt verschärft bestätigt werde. 

Der unmittelbare Beschwerdegrund konnte behoben werden, da die Straf­
verfügung wegen überhöhter Geschwindigkeit gemäß § 20 Abs. 2 StVO 
1960 aufgehoben wurde. Die VA ist aufgrund häufiger Beschwerden der 
Meinung, daß aus dem zitierten Gesetz einfach nicht klar genug hervor­
geht, welche Auskunftspflicht dem Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeu­
ges tatsächlich trifft. Das heißt, daß die gesetzliche Regelung über die Len­
kerauskunft grundsätzlich nicht befriedigend ist und dringend einer Neure­
gelung bedarf. 

4.4 Anspruch auf Befreiung von Rundfunk- und Fernsehgebühren; Ablehnung 
ohne ordnungsgemäße Ermittlung 
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VA 56 W-4/82 Pr. Zl. 5917/22-1-1982 

T. B. aus Hautzendorf in Niederösterreich beschwerte sich bei der VA, daß 
ihr Ansuchen um Befreiung von den Rundfunk- und Fernsehgebühren ab­
gelehnt worden sei. Sie beziehe eine Gewerbepension in der Höhe von 
1 516,40 S, eine Bauernpension in der Höhe von 940,80 S und eine Wit­
wenpension in der Höhe von 1 319,30 S. 
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Der Bundesminister für Verke~r hat .in seiner .Stellungn~hme im 'prüfungs­
verfahren der VA zunächst mltgetetlt, daß eme negative Erledigung des 
Rundfunkamtes Wien deshalb erfolgt sei, weil in dem von der Beschwerde­
führerin vorgelegten Mittellosigkeitszeugnis keine Ausgleichszulage auf­
schien, weshalb ein zusätzliches (fiktives) Einkommen für verpachtete oder 
übergebene landwirtschaftliche Liegenschaften (Ausgedingeleistungen) an­
zunehmen waren, unter dessen Hinzurechnung der für eine Gebührenbe­
freiung maßgebende Richtsatz überschritten erschienen sei. Hiemit wäre 
das errechnete Haushaltseinkommen von 4 270,50 S unter dem für Ein­
Personen-Haushalte festgesetzten Richtsatz von 4430 S zu liegen gekom­
men. 

Der VA schien es nicht einsichtig, aus welchen Gründen das Rundfunkamt 
Wien bei der Behandlung des Antrages sich lediglich mit dieser Annahme, 
ohne ge.nauere Ermittlungen, ~e~nügt habe. Auf die neuerliche Befragung 
durch die VA hat der Bundesminister für Verkehr bekanntgegeben, daß das 
Rundfunkamt Wien im vorliegenden Fall offensichtlich übersehen habe, 
daß nach den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen (Fernmeldegebüh­
renordnung) dieser Befreiungsrichtsatz um 12% über dem für die Gewäh­
rung einer Ausgleichszulage maßgeblichen ~ichtsatz liegt: Der Fall ",:urde 
zum Anlaß genommen, das Rundfunkamt Wien ausdrücklich darauf hmzu­
weisen, daß auch bei Nichtbezug einer Ausgleichszulage die Befreiungs­
würdigkeit zu prüfen und im Zweifelsfalle die Einkommensverhältnisse von 
Amts wegen klarzustellen sind. 

Die VA erkannte der Beschwerde Berechtigung zu. Durch das Einschreiten 
konnte erreicht werden, daß der Beschwerdegrund mit der Befreiung von 
der Entrichtung der Rundfunk- und Fernsehgebühren im Sinne des ur­
sprünglichen Antrages behoben werden konnte. Die entrichteten Gebühren 
wurden zurückerstattet. 

4.5 Befristung von Lenkerberechtigungen 
VA 60W-4/82 Pr. ZI. 5918/6-1-84 

E. N. aus Ebensee brachte bei der VA folgende Beschwerde vor: 

Die Bezirkshauptmannschaft Gmunden habe ihr am 1. September 1971 un­
ter der Zahl 30 844 eine unbefristete Lenkerberechtigung für die Gruppe B 
ausgestellt. In der Zeit vom 15. Jänner bis 6. Feber 1981 habe sie sich zur 
stationären Behandlung einer Psychose im W agner-J auregg-Krankenhaus 
in Linz befunden. Dieser Krankenhausaufenthalt sei der Bezirkshaupt­
mannschaft Gmunden zur Kenntnis gelangt. Mit Bescheid der Bezirks­
hauptmannschaft Gmunden vom 10. April 1981 sei sie aufgefordert wor­
den, zum Zwecke der Beurteilung ihrer körperlichen und geistigen Eig­
nung zum Lenken von Kraftfahrzeugen der Gruppe B zur Durchführung 
der ärztlichen Untersuchung zu erscheinen. In der Folge sei ihr die Beibrin­
gung eines nervenfachärztlichen Gutachtens aufgetragen worden; obwohl 
dieses Gutachten positiv ausgefallen sei, habe die Bezirkshauptmannschaft 
Gmunden die Gültigkeit der Lenkerberechtigung auf ein Jahr befristet. Vor 
Ablauf dieser Frist habe sie sich wegen der Verlängerung der Gültigkeit der 
Lenkerberechtigung erkundigt, wobei ihr mitgeteilt worden sei, daß neuer­
lich ein Facharztgutachten notwendig wäre. Schließlich habe man sich je-
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doch mit einer amts ärztlichen Untersuchung begnügt und die Gültigkeit 
der Lenkerberechtigung auf weitere zwei Jahre verlängert. In dieser Vor­
gangsweise erblicke sie einen Mißstand in der Verwaltung, da in dem von 
der Behörde verlangten Sachverständigengutachten eindeutig zum Aus­
druck gebracht worden sei, daß in ihrem Fall kein Einwand gegen das Len­
ken von Kraftfahrzeugen bestehe. Sie habe daher ein Recht darauf, wie je­
der andere Besitzer ~in~r u.nbefristeten ~eI?-kerberechtigung be~andelt zu 
werden; außerdem sei die wiederholte Belbnngung von fachärztlichen Gut­
achten mit größeren finanziellen Aufwendungen verbunden. 

Im Prüfungsverfahren der VA wurde der Bundesminister für Verkehr um 
Stellungnahme zum Beschwerdevorbringen ersucht. 

Vom Bundesminister für Verkehr wurde mit Schreiben vom 8. Juni 1982 
eine Stellungnahme der Bezirkshauptmannschaft Gmunden kommentarlos 
übermittelt. In dieser Stellungnahme wurde ausgeführt, daß die Beschwer­
deführerin nach einem stationären Aufenthalt im Wagner-Jauregg-Kran­
kenhaus wegen Psychose von der Bezirkshauptmannschaft Gmunden mit 
Besc~eid vom 1 O. ~pril 1981 a~fg;eford~rt worden sei, sich zwec~s Feststel­
lung Ihrer körperlichen und geistigen EI~nung zum Le!lken von Kraftfahr­
zeugen gemäß § 74 Abs. 1 KFG 1967 eIner amtsärztlichen Untersuchung 
zu unterziehen. Aufgrund des eingeholten Gutachtens des Facharztes 
Dr. Günther Schaller aus Gmunden vom 8. Mai 1981 und der amtsärztli­
chen Untersuchung vom 15. Mai 1981 sei der Beschwerdeführerin ein Füh­
rerschein bis 15. Mai 1982 befristet ausgestellt und die Einholung eines 
Fachgutachtens gemäß § 31 Abs. 2 KDV 1967 als erforderlich erachtet 
worden. Eine amtsärztliche Nachuntersuchung nach Ablauf eines Jahres sei 
insofern notwendig gewesen, als laut Gutachten Dr. Günther Schaller die 
Beschwerdeführerin zwar psychiatrisch völlig unauffällig, ein Rezidiv je­
doch nicht auszuschließen gewesen sei. Die Beibringung eines weiteren 
Facharztgutachtens nach Ablauf dieser Frist sei nicht verlangt worden. Im 
übrigen bestehe bei der Beschwerdeführerin ein vermindertes Sehvermö­
gen, was ebenfalls eine bedingte Eignung zum Lenken eines Kraftfahrzeu­
ges nach sich ziehe. 

Am 14. April 1982 erschien die Beschwerdeführerin zur amts ärztlichen 
Nachuntersuchung. Nach dem amtsärztlichen Gutachten wurde sie neuer­
lich als bedingt geeignet beurteilt und eine Nachuntersuchung in zwei Jah­
ren für notwendig befunden. Als Begründung wurde ein vermindertes Seh­
vermögen und eine Psychose Anfang des Jahres 1981 angeführt. Laut Ak­
tenvermerk vom 14. April 1982 wurde die neuerliche Befristung der Len­
kerberechtigung im Sinne des § 73 Abs. 1 KFG 1967 für die Dauer von 
zwei Jahren ausgesprochen und in den Führerschein eingetragen. 

Die VA ging bei Beurteilung des vorliegenden Beschwerdefalles von fol­
genden Erwägungen aus : 

Die Beschwerdeführerin war seit dem 1. September 1971 im Besitze einer 
unbefristeten Lenkerberechtigung für die Gruppe B, ausgestellt von der Be­
zirkshauptmannschaft Gmunden. Am 15. Mai 1981 verfügte die Bezirks­
hauptmannschaft Gmunden, daß die Gültigkeit der Lenkerberechtigung 
der ~esch,,":erdeführerin nach. Ab!auf eines Jahr~s erlischt und. trug. diese 
Befnstung In den FührerscheIn eIn. Am 14. Apnl 1982 entschied die Be-
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zirkshauptmannschaft Gmunden, daß die Gültigkeit der Lenkerberechti­
gung bis 15. Mai 1984 verlängert wird. Die Bezirkshauptmannschaft 
Gmunden hat also im vorliegenden Fall eine ursprünglich unbefristet ausge­
stellte Lenkerberechtigung in eine solche mit befristeter Gültigkeitsdauer 
umgewandelt. Diese Vorgangsweise der Behörde widerspricht nach Auffas­
sung der VA der Gesetzeslage. § 73 Abs. 1 KFG 1967, auf den sich die Be­
hörde bei ihrer Maßnahme stützte, lautete in der vor der am 1. Juli 1982 
beschlossenen 6. Novelle zum Kraftfahrgesetz 1967 geltenden Fassung fol­
gendermaßen: "Besitzern einer Lenkerberechtigung, die nicht mehr im 
Sinne des § 66 verkehrszuverlässig, nicht mehr geistig oder körperlich ge­
eignet oder nicht mehr fachlich befähigt sind, ein Kraftfahrzeug zu lenken, 
ist die Lenkerberechtigung entsprechend den Erfordernissen der Verkehrs­
sicherheit ganz oder nur hinsichtlich bestimmter Gruppen zu entziehen 
oder durch Auflagen oder zeitliche, örtliche oder sachliche Beschränkun­
gen der Gültigkeit einzuschränken." Aus diesem Gesetzeswortlaut geht ein­
deutig hervor, daß eine Entziehung oder Einschränkung der Gültigkeit der 
Lenkerberechtigung nur dann zulässig ist, wenn der Besitzer der Lenkerbe­
rechtigung die geforderten Voraussetzungen (Verkehrszuverlässigkeit, gei­
stige und körperliche Eignung usw.) nicht mehr erfüllt. Der Verwaltungs­
gerichtshof hat dazu in seinem Erkenntnis vom 15. Mai 1981, Zl. 3515/80, 
ausgesprochen, daß § 73 Abs. 1 KFG 1967 keine Rechtsgrundlage dafür 
bietet, eine schon bestehende unbefristete Lenkerberechtigung in eine sol­
che zu verwandeln, deren Gültigkeit nunmehr nach Ablauf einer bestimm­
ten Frist erlöschen soll, weil damit dem Sinn dieser Bestimmung nicht ent­
sprochen wird, welcher darin gelegen ist, schon zum Zeitpunkt der Rechts­
v.:irksamkeit des auf diese Gesetzesst~lle ~egründeten Besche!des eine Ent­
Ziehung oder Beschränkung der Gültigkeit der Lenkerberechtigung deshalb 
eintreten zu lassen, weil der Besitzer schon im Zeitpunkt der Entscheidung 
nicht mehr die Voraussetzungen für deren Erteilung besitzt. Die bloße 
Wahrscheinlichkeit, daß sich nach Ablauf einer bestimmten Frist der Ge­
sundheitszustand einer Person verschlechtern werde, gibt hingegen der Be­
hörde keine Möglichkeit zu einer Einschränkung der Lenkerberechtigung 
nach § 73 Abs. 1 KFG 1967. 

Nach Auffassung der VA hat die Bezirkshauptmannschaft Gmunden da­
durch, daß sie am 15. Mai 1981 die unbefristete Lenkerberechtigung der 
Beschwerdeführerin in eine befristete umgewandelt hat, obwohl ihr be­
kannt war, daß die Beschwerdeführerin zum Zeitpunkt dieser Maßnahme 
alle Voraussetzungen für den Besitz einer Lenkerberechtigung erfüllte, ge­
gen die gesetzlichen Bestimmungen verstoßen. Aufgrund des Gutachtens 
des Facharztes für Psychiatrie und Neurologie Dr. Günther Schaller und 
der Beurteilung des Amtsarztes, wonach bei der Beschwerdeführerin keine 
Rede davon sein konnte, daß sie die Voraussetzungen für den Besitz einer 
Lenkerberechtigung nicht mehr erfüllte, hätte daher die Behörde die unbe­
fristet bestehende Lenkerberechtigung belassen müssen. Es wäre ihr aller­
dings unbenom!pen geblieben, nach Ablauf eines Jahres ein neuerliches 
Verfahren zur Uberprüfung der Lenkertauglichkeit der Beschwerdeführe­
rin einzuleiten. 

Im übrigen ist noch festzustellen, daß der der VA über das Bundesministe­
rium für Verkehr zugekommene Bericht der Bezirkshauptmannschaft 
Gmunden vom 13. Mai 1982 eine Aktenwidrigkeit darstellt. In diesem Be­
richt wurde nämlich ausgeführt, daß laut Gutachten Dr. Günther Schaller 
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die Beschwerdeführerin zwar psychiatrisch völlig unauffällig, ein Rezidiv 
jedoch nicht auszuschließen war. Die VA hat jedoch durch Akteneinsicht 
festgestellt, daß das Gutachten Dr. Schall er vom 8. Mai 1981 keinen Hin­
weis enthält, daß bei der Beschwerdeführerin ein Rezidiv nicht auszuschlie­
ßen sei. Die mangelnde Sorgfalt der Bezirkshauptmannschaft Gmunden bei 
der Abfassung ihres Berichtes zum Beschwerdefall muß daher von der VA 
beanstandet werden. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Vorgangsweise der Bezirks­
hauptmannschaft Gmunden einen Mißstand in der Verwaltung darstellt, 
w~il die .Dmwandlll:ng ~er unbefristeten Lenkerberechtigung in ei~e solche 
mit befnsteter Gülugkensdauer ohne Rechtsgrundlage erfolgte. Die gegen­
ständliche Beschwerde erwies sich daher als berechtigt. 

Die Empfehlung der Aufhebung der nach wie vor bestehenden Befristung 
der Lenkerberechtigung war dem Bundesministerium für Verkehr deshalb 
zu erteilen, weil nach Auffassung der VA die derzeitige Gesetzeslage, näm­
lich § 73 Abs. 1 KFG 1967 in der Fassung nach der 6. KFG-Novelle, noch 
immer keine Rechtsgrundlage für die Umwandlung unbefristeter Lenkerbe­
rechtigungen in solche mit befristeter Gültigkeitsdauer darstellt. Auch wenn 
nunmehr das Wort "Befristungen" expressis verbis in den Geset~eswortlaut 
aufgenommen wurde, besteht trotzdem die Tatsache weiter, daß eine Ent­
ziehung bzw. GÜltigkeitsbesc.hränkung e.iner Lenkerberechtigung erst dann 
verfügt werden darf, wenn die erforderlichen Voraussetzungen (Verkehrs­
zuverlässigkeit usw.) nicht mehr gegeben sind. Die bloße Wahrscheinlich­
keit, daß nach Ablauf einer bestimmten Frist eine oder mehrere der im Ge­
setz festgelegten Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sein könnten, ermäch­
tigt die Behörde nicht, mit Entziehung oder Einschränkung der Lenkerbe­
re~htigung vorzugehen. Im .Hinblick auf das Legalitätsprinzip der österrei­
chischen Bundesverfassung Ist daher dafür Sorge zu tragen, daß der gesetz­
mäßige Zustand wieder hergestellt wird. 

In der Zwischenzeit wurde § 73 Abs. 1 KFG 1967 durch die 7. KFG-No­
velle dahingehend geändert, daß nunmehr Befristungen der Lenkerberech­
tigungen auch dann anzuordnen sind, wenn die geistige und körperliche 
Eignung nicht mehr im vollen Umfang gegeben ist oder nur für eine be­
stimmte Zeit angenommen werden kann und Nachuntersuchungen erfor­
derlich sind. 

Diese Regelung wirkte sich zum Nachteil der Beschwerdeführerin aus. Der 
Bundesminister für Verkehr sah sich nunmehr nicht mehr in der Lage, der 
ihm erteilten Empfehlung Rechnung zu tragen. Vielmehr ist die Sanierung 
durch die oben genannte Neuregelung erfolgt. 

Die VA verkennt nicht, daß bei Erlassung konstitutiver Bescheide grund­
sätzlich neu es Recht anzuwenden ist, doch sollte in Fällen der vorliegenden 
Art, wie sie in den letzten Jahren mehrfach a~. den Bundesminister für Ver­
kehr herangetragen werden mußten, durch Uberg~ngsbestim.mungen ent­
sprechend vorgesorgt werden, sodaß der durch em anhängiges Verwal­
tungsverfahren Betroffene durch die Neuregelung keine SchlechtersteIlung 
erfährt. 
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Es könnte ansonsten der subjektive Eindruck entstehen, daß die Be­
schwerde nur zur gesetzlichen Sanierung der beanstandeten Haltung der 
Behörde und zum Nachteil der Betroffenen gedient habe. Jedenfalls konnte 
an den betroffenen Reaktionen der Beschwerdeführer ein Vertrauensver­
lust und ein gewisses Mißtrauen festgestellt werden, daß der Gesetzgeber 
hier nur den Bestrebungen der Behörde und nicht dem Schutz der Staats­
bürger nachgekommen sei. 

4.6 Generelle Anordnung eines verkehrspsychologischen Gutachtens für die Er­
weiterung einer Lenkerberechtigung 
VA 74 W-4/82 Pr. ZI. 5918/36-1-1982 

B. N. aus Wien führte Beschwerde darüber, daß ihn ein Amtsarzt, als er um 
die Erweiterung einer Lenkerberechtigung für die Gruppen C und E (seit 
25. Jänner 1980, A, B) angesucht habe, nach einer kurzen Prüfung seiner 
Sehschärfe und der Farbunterscheidungsfähigkeit nach Oshira an das Ku­
ratorium für Verkehrssicherheit zur Prüfung der körperlichen und geisti­
gen Voraussetzungen, der intellektuellen Begabung, der Beobachtungsfä­
higkeit, der Konzentrationsfähigkeit und der Reaktionszeiten überwiesen 
habe. Diese Vorgangsweise habe ihn verärgert, da er seit der Erteilung der 
Lenkerberechtigung im Jahr 1980 zirka 30 000 km mit dem Auto unfallfrei 
gefahren sei und 150 Flugstunden unfallfrei nachweisen könne, im Besitze 
der vollen Linienpilotentauglichkeit sei, was auch von dem vom Bundesmi­
nisterium für Verkehr als oberster Zivilluftfahrtbehörde bestellten Gutach­
ter der AUA bestätigt worden sei. Auf die Beschwerde sei ihm bedeutet 
worden, daß bei der angeordneten Untersuchung "keine Spitzenwerte, son­
dern nur gewisse Mindestanforderungen" erbracht werden müßten. Ein 
diesbezügliches Schreiben sei jedoch unbeantwortet geblieben. 

Im Prüfungsverfahren der VA stellte sich nach Einholung einer Stellung­
nahme des Bundesministers für Verkehr heraus, daß der Anlaßfall im 
ADE I zu § 67 Abs. I und 2 KFG geregelt sei. Gemäß lit. b dieser Regelung 
ist die Erbringung eines Gutachtens einer verkehrspsychologischen Unter­
suchungsstelle insbesondere dann als ein zur Beurteilung der Verkehrszu­
lässigkeit erforderliches Beweismittel gemäß § 46 AVG 1950 anzusehen, 
wenn es sich um Personen handelt, die sich um eine Lenkerberechtigung 
für die Gruppe C bewerben und das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. Diese Anordnung bezieht sich nicht auf solche Gutachten, die vom 
ärztlichen Sachverständigen zur Beurteilung der geistigen und körperlichen 
Eignung verlangt werden. Lediglich für diese Fälle galt die weitere Anord­
nung, daß die Behörde nicht schematisch Befunde zur Beurteilung der Ver­
kehrszuverlässigkeit einholen soll, weil in Fällen, die bereits im ersten Ver­
fahren ausscheiden, diese sich z. B. erübrigen könnten. Das in dieses Ver­
fahren eingeschaltete Bundesministerium für Gesundheit und U mwelt­
schutz vertrat die Meinung, daß der "Primat bei der Eignungsbeurteilung 
von Kraftfahrern dem ärztlichen Gutachten vorbehalten sein sollte". 

Die VA er~annte der Beschwerde Berechtigung zu. Der Bundesminister für 
Verkehr nchtete noch während des Prüfungsverfahrens an alle Landes­
hauptmänner den Erlaß vom 1. Juli 1982, ZI. 69 617/6-IV/3/82, in dem 
ein?eutig festgehalten wurde, daß die Zuweisung. zu einer ve~kehrspsycho­
logischen Untersuchung nur aus dem befundmäßIg nachvollziehbar zu do-
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kumentierenden Ergebnis der ärztlichen Untersuchung sich ableiten lassen 
sollte. Somit konnte der Beschwerdegrund behoben, jedoch die Untersu­
chung nicht mehr vermieden werden (vg1. auch die Ausführungen im Allge­
meinen Teil). 

4.7 Ungerechtfertigte Einleitung einer Exekution von Gebühren der Post- und 
Telegrafenverwaltung 
VA 81 W-4/82 Pr. Z1. 5917/33-1-1982 

lng. H. H. aus Klosterneuburg brachte in seiner an die VA gerichteten Be­
schwerde vor, er sei wegen einer angeblich noch offenen Telefonrechnung 
im Rahmen einer Erbschaft nach dem Tod der Mutter in der Höhe von 
1 256 S mit Zahlungs auf trägen und Pfändungen von den zuständigen Be­
hörden verfolgt worden, obwohl die Forderung längst, selbst die ungerecht­
fertigt entstandenen Einhebungsgebühren und Kosten getilgt worden seien. 

Im Prüfungsverfahren teilte der Bundesminister für Verkehr der VA mit, 
daß die ungerechtfertigte Einleitung der Exekution auf einen Fehler der 
Post- und Telegrafendirektion Graz, die vergessen hatte, die Finanzproku­
ratur von der erfolgten Einzahlung zu verständigen, zurückzuführen ist. 

Nach den Feststellungen der VA hat die Post- und Telegrafendirektion 
Graz mit Schreiben vom 8. Oktober 1978 der Finanzprokuratur mitgeteilt, 
daß trotz Zahlungsaufforderung vom 8. September 1978 die offenen Fern­
meldegebühren in der Höhe von 1 256 S innerhalb der vorgesehenen Frist 
von 14 Tagen nicht beglichen wurden. Dieser Betrag ist erst am 11. Okto­
ber 1978 überwiesen worden. Die Post- und Telegrafendirektion Graz hat 
eine diesbezügliche Meldung an die Finanzprokuratur verabsäumt, dessent­
wegen das Verfahren nicht eingestellt wurde. Für dieses Fehlverhalten hat 
sich die Post- und Telegrafendirektion Graz entschuldigt. Eine weitere 
Veranlassung durch die VA konnte daher unterbleiben. 

4.8 Strengere Strafen für Funkvergehen 
VA 82 W-4/82 Pr. Z1. 5917/34-1-1982 

78 

N. D. aus Cliftonhill, Australien, beschwerte sich bei der VA über die unge­
rechte und brüske Behandlung, die ihm als Amateurfunker während eines 
Urlaubes in Österreich durch die Fernmeldebehörden widerfahren sei. Auf­
grund der in Österreich gesammelten schlechten Erfahrungen habe der Be­
schwerdeführer K. W. mit seiner Vertretung vor der VA betraut und sei 
vorzeitig abgereist. Dessen Vorbringen zufolge sei in diesem Strafverfahren 
vor der Post- und Telegrafendirektion für Wien, Niederösterreich und Bur­
genland der Beschwerdeführer durch mangelnde Deutschkenntnisse, die 
nur teilweise durch die eigenen Deutschkenntnisse ausgeglichen werden 
konnten, benachteiligt gewesen. Der Verteidigung des Beschwerdeführers, 
daß er der Meinung gewesen sei, mit der d~utschen Lizenz auch aufgrund 
eines zwischenstaatlichen Abkommens mit Osterreich die befristete Berech­
tigung zum Betrieb der Sprechfunkanlage zu haben, wurde kein Glauben 
geschenkt, und er sei sogar eines Zollvergehens trotz Offenlegung beim 
Grenzübertritt bezichtigt worden. Weiters sei der Rechtsmittelverzicht nur 
deshalb abgegeben worden, weil die Behörde weitere Maßnahmen ange-
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droht habe. Völlig unverständlich sei, weshalb dieser Bescheid ihm und 
nicht dem Beschwerdeführer nach Australien zugestellt worden sei. Außer­
dem sei das Straufausmaß, nämlich eine Geldstrafe von 200 S und der Ver­
fall des Sprechfunkgerätes samt Mikrofon zugunsten des Bundes (PoSt­
und Telegrafendirektion), unangemessen gewesen. In diesem Vorgehen 
sehe er einen Mißstand in der Verwaltung. Deshalb habe er, unbeschadet 
de~ abgegebenen. Rechtsmittelve:zic~tes des ~eschwerdeführers, Berufung 
beim Bundesminister erhoben, die mit Bescheid vom 3. März 1982 gemäg 
§ 68 Abs. 1 A VG 1950 im Zusammenhang mit § 24 VStG 1950 wegen ent­
schiedener Sache zurückgewiesen worden sei. 

Im Prüfungsverfahren der VA hat der Bundesminister für Verkehr zwar die 
gesetzliche Deckung der oben beschriebenen Vorgangsweise, jedoch die 
Unangemessenheit dieser anerkannt und deshalb veranlaßt, daß dem Be­
schwerdeführer ein gleichwertiges Gerät übermittelt wird. Der Beschwer­
degrund war somit behoben, eine weitere Veranlassung erübrigte sich. 

4.9 Fehlverhalten bei Verrechnung von Telefongebühren 
VA 106 W-4/82 Pr. Zl. 5917/43-1-1982 

Dr. R. R., Leoben, Steiermark, führte Beschwerde über erhöhte Gebühren­
vorschreibungen aufgrund technischer Störungen bei der VA. Auf einen 
Einspruch habe die Post die Korrektur dieses Zustandes sowie eine Gut­
schrift in der Höhe von 960 S in Aussicht gestellt. Zu diesem Zweck sei 
nach Auszug des letzten Mieters im August 1981 das Telefon nicht mehr 
benützt worden. Dennoch sei es zu einer neuerlichen Vorschreibung von 
Telefongebühren in der Höhe von 60 S (September bis November 1981) 
gekommen. Auf den nunmehrigen Einspruch sei zwar die technische Stö­
rung zugegeben worden, jedoch mit Hinweis auf Benützungszeiten im Ver­
gleichsraum keine Gutschrift mehr ert~ilt worden. Ein weiterer Einspruch 
vom 2. Feber 1982 mit der Bitte um Uberweisung des bereits zugesagten 
Guthabens von 960 S sei von der Post mit einer Vertröstung bis Ende Mai 
beantwortet worden. Zwei weitere Telefonrechnungen (November 1981 bis 
Jänner 1982 und Jänner 1982 bis März 1982), jeweils wieder in der Höhe 
von 60 S Gesprächsgt:~ühren, seien gefolgt. Weitere Einsprüche mit der 
Bitte um nochmalige Uberprüfung der offenbar noch immer defekten An­
lage seien abgelehnt worden. Nachfolgende Berufungen seien ohne schrift­
liche Stellungnahme oder Ankündigung mit dem Abtragen des Telefons 
durch die Post beantwortet worden. Es sei ihm wichtig zu betonen, daß es 
hauptsächlich um die Behebung des wiederkehrenden Gebrechens der An­
lage gegangen sei, und es ihm unverständlich sei, weshalb die Post derart 
schikanös reagiert habe, sogar Vollmachtsfragen in den Vordergrund zu 
schieben, um ihre Untätigkeit nach außen zu rechtfertigen. 

Der Bundesminister für Verkehr bestätigte im Prüfungsverfahren der VA 
die Darstellung des Beschwerdeführers und drückte sein Bedauern über 
diesen Vorfall aus. Sämtliche Betriebsabläufe (soweit sie nicht direkt auf 
Gesetz beruhen) sind durch Verwaltungsanweisungen bis ins Detail gere­
gelt. Bei Beachtung der Betriebsvorschriften wäre die Angelegenheit in kor­
rekter und unbürokratischer Weise zu bereinigen gewesen. 
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Es handelte sich somit nicht um einen generellen Mißstand in der Gebüh­
renverrechnung der Post, sondern um eine Reihe individueller Fehler. 

Dieser Meinung schloß sich auch die VA an und erkannte daher der Be­
sc~we;de Berechtigun& ~u. Eine weitere Veranlas.sung erübrigte sich ,im 
HInblick darauf, daß die In Frage kommenden Bediensteten nachdrücklich 
belehrt wurden und ein Entschuldigungsschreiben an den Beschwerdefüh­
rer gerichtet wurde. 

4.10 Benutzung von Bedarfshaltestellen des ÖBB-Autobusdienstes 
VA 109 W-4/82 Pr. ZI. 5915/1-1-1982 

E. D. aus Sollenau in Niederösterreich beschwerte sich, daß bei der "Spin­
nerin am Kreuz" keine Haltestelle sei, obwohl viele Leute in das Unfall­
krankenhaus, in das Ambulatorium der Wiener Gebietskrankenkasse oder 
auch in das neue Verwaltungs gebäude der Wiener Gebietskrankenkasse zu 
Chefarztbesuchen fahren müßten. Man sei auf den guten Willen des Fah­
rers angewiesen, um an diesem Platz aussteigen zu können, ansonsten sei 
man eben gezwungen, vom "Matzleinsdorfer Platz" aus den ganzen Weg 
~.urück zu gehen. Die Beschwerdeführerin h~be daher wiederholt bei den 
OBB und der Firma BLAGUSS, die mit den OBB eine Gemeinschaftsauto­
buslinie führte, den Vorschlag zur Errichtung einer Bedarfshaltestelle bis­
her vergeblich gemacht. Darin erblicke sie einen Mißstand in der Verwal­
tung. 

Im Prüfungsverfahren der VA teilte der Bundesminister für Verkehr als 
Stellungnahme mit, daß - obwohl die Beschwerdeführerin bisher. niemals 
diesen Wunsch bei dem hiefür zuständigen Kraftwagendienst der OBB her­
angetragen habe - die Kraftwagenlenker des Gemeinschaftsverkehrs 
KWD-BLAGUSS angewiesen worden seien, ab sofort die bestehende Hal­
testelle "Spinnerin am Kreuz" der Kraftfahrlinie 1123 Wien IV -Mödling 
zu bedienen. Beide Unternehmen würden bei der Behörde umgehend die 
Genehmigung zur Mitbenützung der genannten Haltestelle erwirken. Da 
das Ziel des Prüfungsverfahrens mit der Aktivierung der Haltestelle er­
reicht war, erübrigten sich weitere Veranlassungen, obwohl der Hinweis in 
der Stellungnahme des Bundesministers für Verkehr, der Beschwerdeführer 
habe es verabsäu1T)..t, für sein Anliegen die richtige Stelle, nämlich den Kraft­
wagendienst der OBB ausfindig zu machen, entbehrlich gewesen wäre. 

4.11 Rechtsnachteile durch unzulässige Postzustellung eines Gerichtsbriefes 
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VA 151 W-4/82 Pr. ZI. 5917/52-1-1982 

G. H. aus Wien brachte in seiner Beschwerde bei der VA vor, daß er vom 1. 
bis 22. August 1982 ins Ausland gefahren sei und in dieser Zeit einen einge­
schriebenen Brief vom Bezirksgericht Mistelbach erwartet habe, mit dessen 
Zustellung eine Einspruchsfrist zu laufen beginne, habe er sich beim zustän­
digen Postamt eine "Blaue Karte" aushändigen lassen, diese auch ausgefüllt 
und eine Gebühr von 1 0 S entrichtet. Bei seiner Rückkehr habe er aber er­
staunlicherweise eine Hinterlegungsanzeige vorgefunden. Er habe dann am 
23. August 1982 diesen Brief vom Postamt Dieselgasse abgeholt. Bereits am 
25. August 1982 habe er beim Bezirksgericht Mistelbach einen Rekurs ein-
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gebracht, der mit der Bemerkung, er wäre um einen Tag zu spät eingetrof­
fen, abgewiesen worden sei. Die Folgen seien finanzielle Schwierigkeiten 
im Zusammenhang mit Unterhaltsansprüchen gewesen. 

Der Bundesminister für Verkehr bestätigte im Prüfungsverfahren, daß die 
Beschwerdedarstellung den Tatsachen entsprach. 

Da es sich bei dieser Zustellung durch Hinterlegung trotz bekanntgegebe­
ner Abwesenheit des Empfängers offensichtlich um eine Fehlleistung ge­
handelt habe, wurden die betreffenden Bediensteten nachdrücklich er­
mahnt, ihren dienstlichen Verpflichtungen in Hinkunft gewissenhaft nach­
zukommen. Eine Sanierung des vorliegenden Zustellmangels wäre in An­
wendung des § 17 des Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in Rechts­
angelegenheiten außer Streitsachen (Außerstreitgesetz), RGBI. 
Nr. 208/1854, allerdings nur durch den Empfänger im Wege über das Ge­
richt möglich gewesen. 

Die VA hat dann weiter festgestellt, daß mit dem nunmehr im Instanzen­
zug ergangenen Beschluß des Obersten Gerichtshofes vom 24. Feber 1983 
letzten Endes dem Rekurs Folge geleistet wurde, der angefochtene Be­
schluß des Kreisgerichtes Korneuburg aufgehoben und dem Rekursgericht 
die Entscheidung über den Rekurs des ehelichen Vaters der Kinder gegen 
den erstgerichtlichen Beschluß unter Abstandnahme vom gebrauchten Zu­
rückweisungsgrund aufgetragen wurde. Die VA konnte nicht eingreifen, da 
es sich um eine Gerichtssache handelte. 

Damit war die durch die unverschuldete Fristversäumnis verschlechterte 
Rechtsposition des Beschwerdeführers im Unterhaltsprozeß saniert. Die 
Beschwerde über die Postverwaltung erwies sich als berechtigt. 

4.12 Weidezäune - Schutz der Bahn oder Schutz des Weideviehs? 
VA 166 W-4/82 EP 200 71111-II/1982 

A. S. aus Altenmarkt in Pongau, Salzburg, beschwerte sich, daß die ÖBB 
nach 100 Jahren plötzlich aufgehört haben, die von ihr errichteten Einfrie­
dungen durch einen Weidezaun entlang der Bahnlinien instand zu halten. 
Vor zwei Jahren habe die Bahn noch die Reparaturkosten übernommen. 
Gemäß Weisung wären die jetzt fälligen Reparaturen nicht mehr von den 
ÖBB vorgenommen worden. 

Im Prüfungsverfahren stellt~ die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
der Generaldirektion der OBB, daß gemäß § 20 Eisenbahngesetz 1957, 
BGBI. Nr. 60/1957, zwischen der Eisenbahn und ihrer Umgebung vom Ei­
senbahnunternehmen auf seine Kosten Einfriedungen oder Schutzbauten 
herzustellen, zu erhalten oder zu erneuern sind, soweit dies aus Sicherheits­
gründen erforderlich ist. Ob dieses Erfordernis vorliegt, ist in einem eisen­
bahnrechtlichen Baugenehmigungsverfahren festzustellen. Erweist sich spä­
ter eine Abweichung vom bestehenden Zustand als erforderlich, so hat die 
Kosten der Herstellung, Erhaltung und Erneuerung der zu tragen, der sie 
verursacht hat. Diese Bestimmungen finden jedoch keine Anwendung l . so­
weit eine andere Vereinbarung besteht oder getroffen wird. Von den OBB 
wurde gegenüber der VA der Standpunkt vertreten, daß zum jetzigen Zeit-
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punkt für die ÖBB keine Verpflichtung zur Zaunerhaltung mehr bestehe, 
da durch die Schwere der verwendeten Lokomotiven das Weidevieh den 
Bahnbetrieb nicht gefährden könne. 

Diesem Standpunkt konnte sich die VA jedoch nicht anschließen. Die gel­
tenden eisenbahnrechtlichen Bestimmungen stellen selbstverständlich auf 
die Sicherheit, Ordnung und Erfordernisse des Eisenbahnbetriebes als sol­
chen ab, sie haben aber auch den Schutz der benachbarten Liegenschaften 
zum Inhalt. Beim Bau von "sicheren" Eisenbahntrassen kann daher nicht 
nur auf die Sicherheitsbedürfnisse der Eisenbahn eingegangen werden. Es 
ist auch die Gefährdung der Umwelt (der angrenzenden Grundstücke) 
durch die Eisenbahn zu berücksichtigen. In diesem Sinne ist auch der Halb­
satz § 20 Abs. 3 EisbG " . . . soweit dies (gemeint: Einfriedung) aus Sicher­
heitsgründen erforderlich ist" zu verstehen. 

Im Zuge der Prüfung konnte von der VA ein Abgehen 4er ÖBB von ihrem 
ursprünglichen Standpunkt erreicht werden. Von den OBB wurde darauf­
hin nicht nur im gegenständlichen Beschwerdefall der Verpflichtung nach­
gekommen, sondern auch die Bundesbahndirektionen Wien, Linz, Inns­
bruck und Villach angewiesen, den bestehenden Verpflichtungen zur Er­
richtung und Erhaltung von Weidezäunen stets unaufgefordert nachzu­
kommen. Weitere Veranlassungen durch die VA waren daher nicht not­
wendig. 
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Aufgabenbereich des Volks anwaltes Dr. Franz 
Bauer: 

Dem Volksanwalt Dr. Franz Bauer obliegen : 

Die Aufgaben der VA, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wirkungs­
bereich nachstehender Bundesministerien fallen : 

Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten, 

Bundesministerium für Bauten und Technik, 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst, 

Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung. 

Volksanwalt Dr. Franz Bauer hatte im Berichtszeitraum vom 1. Jänner 
1982 bis 30. Juni 1982 den Vorsitz der VA inne. 

1 Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 

Allgemeines 

Den Ressortbereich des Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenhei­
ten betreffend wurden im Berichtszeitraum 14 Beschwerden an die VA her­
angetragen. 

Die Ein~aben ':lnd Vorsprachen betraf~n - wie au~h i~ den vorangegan&e­
nen Benchtszelträumen - zum überwiegenden Teil nIcht Beschwerden Im 
Zusammenhang mit Mißständen im Ressortbereich, sondern in erster Linie 
Ersuchen um Aufklärung oder Hilfestellung in zwischenstaatlichen Angele­
genheiten. 

Soweit die Durchführung formeller Prüfungsverfahren erfolgte, standen 
dienstrechtliche Angelegenheiten des dem Ressort angehörenden Personals 
sowie Beschwerden über Versäumnisse österreichischer Vertretungsbehör­
den im Ausland im Vordergrund (vgl. die unter Pkt. 1.1 u. 1.2 angeführten 
Einzelfälle) . 
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Einzelfälle 

1.1 Ungerechtfertigte Ausschreibung zur Verhaftung; Säumigkeit der österrei­
chischen Vertretungsbehörde in der BRD 

84 

VA 7 B-1I82 Zl.: 588-VA-GS/82 

G. Sch. aus Wien erhob bei der VA folgende Beschwerde: 

Im Zusammenhang mit der beruflichen Tätigkeit der Beschwerdeführerin 
in der BRD sei es zu einem Rechtsstreit betreffend die Forderungen eines 
Friseurs gegen die Firma C. W., Gaststättenbetriebsges. m. b. H. (Streitwert 
DM 2 000,-), gekommen. Im Zuge dieses Vedahrens, das später einge­
stellt worden sei, sei eine Zeugenaussage der Beschwerdeführerin edolgt, 
die angeblich falsch gewesen sein soll, worauf mit Telex des Amtsgerichtes 
Kleve vom 21. Juli 1978 ein Haftbefehl gegen sie erlassen worden sei, in 
dem es wörtlich heißt, daß ein Haftgrund deshalb vorliege, "weil die Ange­
klagte sich verborgen hält". Dabei sei dem Gericht offenbar entgangen, daß 
Nachforschungen bei österreichischen Behörden leicht ergeben hätten, daß 
die Beschwerdeführerin ordnungsgemäß seit 18. Jänner 1977 in Wien ge­
meldet gewesen sei. Außerdem sei zu diesem Zeitpunkt eine von der Stadt 
Duisburg ausgestellte Abmeldebestätigung vom 6. März 1978 vorgelegen, 
auf der handschriftlich ve~p1erkt gewesen sei, daß die Beschwerdeführerin 
am 17. Jänner 1978 nach Osterreich verzogen sei. Die Beschwerdeführerin 
habe sich nach der Verhaftung, die am 7. April 1981 in Pass au aus dem Zug 
heraus edolgt sei, innerhalb ihrer dreiwöchigen Untersuchungshaft mit ei­
nem Hilfeersuchen an die österreichische Botschaft in Bonn gewandt. Da 
dieses bisher nicht beantwortet worden sei, liege darin ein Mißstand im Be­
reich der Verwaltung. 

Die VA stellt~ !m ~rüfungsvedahren. nach Einholun~ einer Stellung~ahI?e 
des Bundesmmlstenums für Auswärtlge Angelegenheiten fest, daß dle Em­
gabe der Beschwerdeführerin vom 13. April 1981 an das österreichische 
Konsulat in Bonn am 15. April 1981, also am Mittwoch vor Ostern, bei der 
österreichischen Botschaft in Bonn eingelangt war. Nach den Angaben der 
Beschwerdeführerin befand sie sich am 13. April 1981 in Mainz in U-Haft 
und sollte am 14. April 1981 nach Kleve überstellt werden. Am 27. April 
1981 wurde sie aus der Justizvollzugsanstalt Kleve entlassen. Da Mainz 
und Kleve im Amtsbereich des Generalkonsulates Düsseldod liegen, leitete 
die österreichische Botschaft in Bonn die Eingabe am 21. April 1981, also 
am Dienstag nach Ostern, an das Generalkonsulat Düsseldod weiter, wo 
sie am 24. April 1981 eintraf. Noch am selben Tag richtete das Generalkon­
sulat Düsseldod ein Antwortschreiben an die Beschwerdeführerin in die Ju­
stizvollzugsanstalt Kleve, wo es am 28. April 1.981 mit dem Vermerk ,?E~p­
fän.ger. unbekannt" zurück~esandt wurde: Dleser yermerk v.:ar unnchug, 
well dle Beschwerdeführenn am 28. Apnl 1981 mcht mehr m Haft war, 
aber in der Justizvollzugsanstalt angesichts der Entlassung der Beschwerde­
führerin am Vortag keineswegs unbekannt sein konnte. Auch das daraufhin 
vedaßte Antwortschreiben wurde mit dem Vermerk "Empfänger unbe­
kannt" retouniert. Die Ursache für die Nichtbeantwortung des Hilfeansu­
chens der Beschwerdeführerin lag daher einerseits an den unrichtigen Aus­
künften der deutschen Stellen, andererseits in der Säumnis der österreichi­
schen Botschaft in Bonn, die die Eingabe über die Ostedeiertage liegen ließ 
und nicht sofort das Generalkonsulat Düsseldod von der Haftsache ver-
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ständigt hatte. Dieses Fehlverhalten wurde vom Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten bedauert und die Botschaft entsprechend gerügt. 

Die VA erkannte der Beschwerde Berechtigung zu; weitere Veranlassun­
gen hätten nichts ungeschehen machen können. 

Im Hinblick darauf, daß die derzeit bestehende Organisation solche Härte­
fälle zuläßt, regt die VA interne Maßnahmen zu deren Vermeidung an. 

1.2 Säumigkeit bei der Zuerkennung einer Verwendungs zulage 
VA 9 B-1I82 ZI.: 771-VA-GS/82 

M. Sch. aus Wien führte in ihrer an die VA gerichteten Beschwerde vom 
3. Juni 1982 aus, es sei ihr als Vertragsbedienstete im Personalstand des 
Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten die Höhe des Diffe­
renzbetrages zwischen den Entlohnungsgruppen d und c nicht schriftlich 
bekanntgegeben worden und eine Anweisung nicht erfolgt. Der Beschwer­
deführerin sei seit dem 21. Dezember 1981 immer wieder eine Erledigung 
ohne tatsächlichen Vollzug in Aussicht gestellt worden. Darin liege ein 
Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Auswärtige Angelegenheiten fest, daß der Be­
schwerde Berechtigung zukam. Die überwiegende c-Wertigkeit der Tätig­
keit der Beschwerdeführerin beim Generalkonsulat in Düsseldorf wurde 
erst nach mehrfachen Rückfragen einwandfrei geklärt. In weiterer Folge 
wurde der vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gestellte 
Antrag auf Gewährung eines Sonderentgeltes für die Zeit der höherwerti­
gen Verwendung erst nach dem Einschreiten der VA über mehrfache Ur­
genzen erled.igt und langte er~t am 28. Juli 1982 an da~ Bl!.ndesmi.nisterium 
für Auswärtige AngelegenheIten zurück, von dem dIe Uberwelsung der 
Differenzbeträge zwischen den Entlohnungsgruppen d und c umgehend 
veranlaßt wurde. Damit wurde der Beschwerdegrund behoben. 

Die VA regt daher an, in Hinkunft bei der Gewährung von Verwendungs­
zulagen den genauen Zeitpunkt und den Betrag schriftlich festzuhalten. 

2 Bundesministenum für Bauten und Technik 

Allgemeines 

Den Ressortbereich des Bundesministeriums für Bauten und Technik be­
treffend wurden im Berichtszeitraum 65 Beschwerden an die VA herange­
tragen. 

Die im Ressortbereich im Berichtszeitraum angefallenen Beschwerden be­
trafen zum überwiegenden Teil Enteignungs- und Entschädigungsverfah­
ren. Diese statistisch nachweisbare Frequenz findet auch in der Rechtspre­
chung der Höchstgerichte ihren Ausdruck. Dazu kommt, daß sich auch die 
Literatur in zunehmendem Maße mit diesen Problemen befaßt. Diese Situa-
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tion läßt den Schluß zu, daß es sich um einen Konfliktherd handelt, dessen 
Ursachen manigfaltiger Art sind. 

Im Gegensatz zu Art. 5 StGG führen Art. 1 des 1. Zusatzprotokolls zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention das "öffentliche Interesse" und 
§ 365 ABGB das "Allgemeine Beste" als Voraussetzungen für Enteignungs­
maßnahmen an. Es handelt sich hiebe i um unbestimmte Gesetzesbegriffe, 
die in der Rechtsprechung synonym verwendet werden. Dies hatte zweifel­
los aus historischer Sicht seine Berechtigung. Bei der immer stärker wer­
denden Verlagerung der staatlichen Tätigkeiten auf Wirtschaftsbereiche 
gewinnen als subjektiv zu beschreibende Unternehmerinteressen öffentli­
chen Charakter, deren Durchsetzbarkeit hoheitlich gewährleistet wird. Aus 
der Sicht der aktuellen Umweltproblematik kann es fraglich erscheinen, ob 
das ,,Allgemeine Beste" mit dem "öffentlichen Interesse" immer gleichzu­
setzen ist. Dazu bedürfte es einer klaren und inhaltlich ausreichend deter­
minierten gesetzlichen Regelung. 

Innerhalb der geltenden gesetzlichen Regelung, der Rechtsprechung und 
Lehre konnte bisher keine einheitliche Auffassung über die obligatorische 
Entschädigung bzw. die angemessene Schadloshaltung gefunden werden. 
Lediglich das ABGB sieht im § 1323 eine angemessene Schadloshaltung 
vor. Eine verfassungsgesetzliche Regelung gibt es nicht. 

Anstelle dessen befinden Bund und Länder im Rahmen ihrer Enteignungs­
kompetenzen (vgl. zum Beispiel § 20 Bundesstraßengesetz 1971) über die 
Notwendigkeit, den Gegenstand und Umfang der Enteignung, wobei in 
Abs. 2 des § 20 zwar die Höhe der Entschädigung aufgrund der Schätzung 
beeideter unparteiischer Sachverständiger bestimmt werden kann. Eine 
Schadloshaltung im Sinne des § 1323 ABGB ist im Enteignungsbescheid der 
Höhe der Entschädigung nach festzuhalten. Im Eisenbahnenteignungsge­
setz 1954 (§ 22 Abs. 1) ist die infolge einer Ent~.ignung zu leistende Ent­
Schädil?ung, sofern sie nicht durch ein zuläss.iges Ubereink?mm~n zwis~hen 
dem EIsenbahnunternehmen und dem EnteIgneten bestätIgt wIrd, gerIcht­
lich festzustellen. 

Daraus erhellt, daß im allgemeinen die Vorstellung von einer entschädi­
gungslosen Enteignung derzeit keinerlei Gültigkeit hat, aber auch nicht 
eine vollständige rechtliche Sicherstellung existiert. In der Lehre herrscht 
die Meinung vor, daß die Entschädigung dem Begriff der Enteignung im­
manent ist, was schon aus dem durch Art. 7 B-VG normierten Gleichheits­
grundsatz folgt, da ansonsten dem entschädigungslos Enteigneten zugun­
sten der Allgemeinheit ein Sonderopfer auferlegt würde. 

Eine besondere Form des Sozialopfers kann bei Minderinanspruchnahme 
von Flächen entstehen, wenn der Rech~~nachfolger des Grundstückes zu­
nächst mangels rechtlich gesicherter Uberbindung (zum Beispiel einer 
grundbücherlichen Eintragung) unbelastet erworben hat. 

Nach Auffassung der VA e~pfiehlt .sich ~ine. Regelung der Minderinan­
spruchnahme von Flächen nIcht nur 1m HmblIck darauf, daß Uberzahlun­
gen vermieden werden, sondern auch im Hinblick darauf, daß ein Rück­
stellungs anspruch aus diesem Titel gewährleistet bleiben soll. Um einen ent­
sprechenden Rechtsschutz zu sichern, sollte zum Zeitpunkt der Entschädi-
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gung entweder eine grundbücherliche Eintragung oder eine Schadlos hal­
tung des Empfängers erfolgen. 

Die Verfahren sind üblicherweise durch lange Dauer, durch parallel lau­
fende Verfahren und durch mangelnde Informations- und Kooperationsbe­
reitschaft belastet. 

Die geltende Verfahrenss~ruktur gibt unabhängig vom Erfolg des Übereir:­
kommensabschlusses häufIg Anlaß zu Beschwerden. Selbst dann, wenn ZWI­
schen den Beteiligten ein Übereinkommen zustande gekommen ist, wird 
dieses erst nach Ablauf der Rec4~smittelfrist von einem Jahr verbindlich. 
Dies gilt auch dann, wenn dieses Ubereinkommen bereits vollzogen wurde. 
Aus dieser Tatsache ergibt sich eine Reihe von Problemen, die verfahrens­
technisch zu erklären sind. Beträgt die Entschädigungssumme über eine 
Million Schilling, sind im Prüfungsverfahren mit der Angemessenheit der 
Höhe der Entschädigung das Bundesministerium für Bauten und Technik 
sowie das Bundesministerium für Finanzen zu befassen. Erst wenn dieses 
Verfahren abgeschlossen ist, wird das Übereinkommen rechtsverbindlich. 
Eine Information über die sehr weitreichenden Folgen dieses Verfahrens 
unterbleibt in der Regel. Da dieser Umstand eine Reihe von Beschwerden 
an die VA geführt hat, wird vorgeschlagen, daß die Genehmigungsverfah­
ren über die Notwendigkeit und Angemessenheit der Höhe der Entschädi­
gung von den .;Ressorts so gestaltet werden, daß alle befaßten Stellen vor 
Abschluß des Ubereinkommens sich rechtsverbindlich geäußert und damit 
die unterfertigende Behörde zu einem Abschluß eines rechtsverbindlichen 
Übereinkommens legitimiert haben. Dieser Schritt würde dem Rechts­
schutz der Betroffenen dienen. (V gl. die Erlässe des Bundesministers für 
Bauten und Technik vom S.August 1981, GZ.: 810 100/9-III/11-81, und 
vom 14. September 1983, GZ.: 890 603/1-III/11-83) 

Bei der Festsetzung der Höhe des Entschädigungsbetrages wird üblicher­
weise der Verkehrswert als Richtwert angenommen. Dem Anliegen der 
VA, den Wiederbeschaffungswert als Bemessungsgrundlage zu verwenden, 
wurde bisher nur Rechnung getragen, wenn es sich um die einzige Wohn­
möglichkeit gehandelt hatte. 

Die VA ist aber der Meinung, daß diese Regelung zumindest auch bei Ge­
werbebetrieben bzw. landwirtschaftlichen Betrieben Anwendung finden 
sollte, wenn aus diesem Betrieb das einzige Einkommen erzielt wird. Die 
Einlösung zum Verkehrswert kann auch in diesen Fällen zur Existenzver­
nichtung führen. Die Festlegung auf den Verkehrswert erscheint auch im 
Hinblick darauf problematisch, daß der Zeitpunkt seiner Festlegung nicht 
feststeht und bei der üblichen langen Verfahrensdauer zumindest nicht ver­
hindert werden kann, daß die Bemessung zum Nachteil des Betroffenen er­
folgt. 

In den Fällen, in denen es zu keinem Übereinkommen gekommen ist und 
das Außerstreitverfahren eingeleitet wurde, verlagert sich die Problematik 
auf die Gutachertätigkeit. 

Die Finanzprokuratur, die in allen anhängigen Enteignungsverfahren den 
Bund als Partei konstant vertritt, hat auf die Bestellung der Gutachter er­
heblichen Einfluß, da diese die größte Zahl der Fälle vor Gericht zu vertre-
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ten hat. Dies führt zu einer ungleich stärkeren Stellung der Finanzprokura­
tur gegenüber den Betroffenen. Es mag dabei dahingestellt bleiben, ob die 
Praxis der Bestellung der Gutachter dem Grundgedanken eines fairen Ver­
fahrens im Sinne der MRK entspricht. 

Im Lichte der dargestellten Problematik erscheint es der VA überlegens­
wert, ob der Ausschluß vermögensrechtlicher Ansprüche öffentlich-rechtli­
cher Natur und aus wohl erworbenen Rechten durch die Judikatur aus dem 
Schutzbereich des Art. 5 StGG und des Art. 1 des 1. Zusatzprotokolls zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention und dessen Beschränkung auf 
"Privatrechte" (§ 1 ABGB) noch vertretbar ist. Im Rahmen der Bescheid­
prüfung ist die Entscheidungsbefugnis der Gerichtshöfe des öffentlichen 
Rechtes grundsätzlich eine kassatorische. Die Auslegung des Art. 6 Abs. 1 
der Eur?päischen ~ens~henrech~skonvention (MRK) läßt weitergeh~nde 
Entschetdungsmöghchketten sowte andere Verfahrenswege zu. Im Smne 
des Art. 6 MRK wird ein "Tribunal", welches nur eine kassatorisch prü­
fende Kontrolle ausübt, als nicht ausreichend angesehen. In der Rechtspre­
chung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte ist mit Urteil 
vom 23. Juni 1981 (Fall "Le Compte" u. a.) und vom 10. Februar 1982 (Fall 
,,Albert et Le Compte") der Begriff "zivilrechtliche Ansprüche und V er­
pflichtungen" umfassend interpretiert. Die derzeitigen Regelungen des Ent­
eignungs- und Entschädigungsverfahrens im Bundesstraßenrecht erschei­
nen jedenfalls im Hinblick auf diese neue Judikatur zu Art. 6 MRK proble­
matisch. 

Im Zusammenhang mit dem öffentlichen Straßenbau kam es zu einer Reihe 
von Fällen, in denen nachweislich mit Baubeginn oder mit Fertigstellung 
des Baues eine Verschlechterung des Wasserhaushaltes eingetreten ist. Bei 
der Prüfung durch die VA stellte sich heraus, daß nicht alle Straßenbauvor­
haben einer wasserrechtlichen Bewilligung bedürfen. Die VA kann sich des 
Eindruckes nicht erwehren, daß die Bundesstraßenverwaltung bei Realisie­
rung ihrer Vorhaben bemüht ist, ohne Befassung der Wasserrechtsbehörde 
auszukommen, wobei ihr die derzeit geltende Gesetzeslage in dieser Auf­
fassung entgegenkommt. Die Motivation für diese Haltung dürfte in der 
Befürchtung liegen, für Entschädigungsleistungen größten Ausmaßes her­
angezogen werden zu können. Das Bundesministerium für Bauten und 
Technik hat in seinem "Runderlaß" vom 19. Juli 1983, Z1. 805 047/5-III1 
12-83, seine grundsätzliche Haltung in der Frage der Beeinträchtigungen 
von Brunnen und sonstigen Wasserversorgungsanlagen durch Bauarbeiten 
der Bundesstraßenverwaltung dargelegt. In diesem Erlaß wird u. a. fol­
gende Auffassung vertreten: 

"Sofern es daher durch Baurnaßnahmen der Bundesstraßenverwaltung zu 
Beeinträchtigungen von Hausbrunnen u. ä. k~mmt, ist die Frage einer all­
fälligen Entschädigungspflicht der Republik Osterreich/Bundesstraßenver­
waltung nach Maßgabe der nachbarrechtlichen Bestimmungen des ABGB 
(§ 364 Abs. 2 ff.) bzw. - als lex specialis - gemäß § 24 Abs. 5 BStG 1971 
zu beurteilen, wobei laut zuletzt genannter Bestimmung selbst Einwirkun­
gen, welche das ortsübliche Maß überschreiten und die ortsübliche Benüt­
zung des Grundstückes wesentlich beeinträchtigen, an sich geduldet wer­
den müssen. Bei Störung des Grundwasserhaushaltes in der Weise, daß es 
zu einem Versiegen oder einer Verringerung der Ergiebigkeit von Brunnen 
oder Quellen kommt, wird es jedoch unter Umständen - Verschulden der 
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Organe der Bundesstraßenverwaltung vorausgesetzt - auch zu einer Ent­
schädigungspflicht (bei Vorliegen der übrigen vom Gesetz geforderten 
Voraussetzungen) der Bundesstraßenverwaltung kommen können. 

Es wird sohin in jedem Einzelfall erforderlich sein, die rechtlich relevanten 
Sachverhalte (nach Möglichkeit teilweise auch bereits vor Baubeginn !) in 
Form einer ,Beweissicherung' zu erheben. Festgestellt werden muß jeden­
falls, daß eine entschädigungslose Duldungspflicht des ,geschädigten' Ei­
gentümers bereits dann gegeben ist, wenn die Einwirkung zwar das ortsüb­
liche Maß übersteigt, eine w~sentlich~ Beeint.rächtigung der .0rtsübliche!1 
Benützung des Grundstückes Jedoch nIcht vorhegt oder zwar eme wesentli­
che Beeinträchtigung der ortsüblichen Benützung des Grundstückes vor­
liegt, die Einwirkung jedoch nicht das ortsübliche Maß überschreiten, so­
wie einschließlich dann, wenn ein Verschulden der Organe der Bundesstra­
ßenverwaltung nicht gegeben ist." 

Die VA kann diese Meinung aus folgenden Gründen nicht teilen: 

Es ist kaum einzusehen, weshalb primäre Lebensbedürfnisse, wie zum Bei­
spiel die Wasserversorgung des Einzelnen, wasserrechtlich anders gehand­
habt werden als zum Beispiel im öffentlichen Interesse liegende Schutzbe­
dürfnisse wie etwa der Schutz des Grundwasserhaushaltes an sich oder der 
Naturschutz. Diesem Interesse wird mit der restriktiven Auslegung der 
wass~rrech~lichen Bewilligungspflicht entgegengewirkt. Es ~a~delt sich 
nämhch bel den Maßnahmen des Straßenbaues um solche, die m hohem 
Maße geeignet sind, .. den Wasserhaushalt zu verändern und mit Drainagie­
rungseffekten eine Anderung der ökologischen Gegebenheiten herbeizu­
führen. 

Die VA hält es daher für angezeigt, daß zur Minimierung der genannten 
Gefahren für die Umwelt und zum Schutz des Einzelnen entsprechende 
rechtliche Grundlagen geschaffen werden. 

Gegenstand einer Beschwerde war die nicht ausreichend detaillierte und 
identifizierte Planungsarbeit, die in der Trassenführung eines Autobahnab­
schnittes innerhalb des Gebietes einer Landeshauptstadt so lückenhaft war, 
daß Beeinträchtigungen des Kommunikationsnetzes zu Recht befürchtet 
wurden. Da die Planungsverzeichnisse durch den Bundesminister für Bau­
ten und Technik im Verordnungswege erlassen werden, hätte dieser Man­
gel im W.ege eines abstrakten Normenkontrollverf~hre!1s durch den Verfas­
sungsgenchtshof geprüft werden können. Im Hmblick darauf, daß der 
Bundesminister für Bauten und Technik den Beschwerden der VA dahin 
gehend Rechnung trug, daß er die Sanierung dieses Mangels durch den Ge­
setzgeber sofort in Aussicht stellte, schien es im Interesse der Beschwerde­
führer und zur Vermeidung eines zeit- und kostenaufwendigen Verfahrens 
zweckmäßiger, dieses Angebot anzunehmen. In der Zwischenzeit erging 
die Bundesstraßengesetznovelle 1983, die mit 1. April 1983 in Kraft getre­
ten ist (vgl. unter Pkt. 2.2 dargestellten Einzelfall). 

Die VA hat bei der Bearbeitung weiterer gegenständlicher Beschwerden 
den Eindruck gewonnen, daß bei der Planung öffentlicher Straßen oft 
kleine Fehler und Unachtsamkeiten unangemessen große Wirkungen haben 
können. Aus diesem Grund wird angeregt, die Organisation des Planungs-
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ablaufes neu zu gestalten, unter besonderer Berücksichtigung, daß jede Pla­
nungsphase in einem zeitlichen und sachlichen Zusammenhang zur Vor­
und Nachplanung steht. 

Durch ein Mappenreproduktionsversehen im Jahre 1909 waren die Be­
schwerdeführer gehalten, durch ein Urteil des Obersten Gerichtshofes die 
Eigentumsverhältnisse klarstellen zu lassen. Trotz dieser Feststellung wur­
den die Beschwerdeführer mit ihrem Antrag auf Festsetzung strittiger 
Grundstücksgrenzen durch die Vermessungsbehörde sowie auf amtswegige 
Eintragung in das Grundbuch abgewiesen. Die VA mußte im Prüfungsver­
fahren feststellen, daß nicht einmal die von einem von der VA beauftragten 
Sachverständige~ vorgenomI?ene Gren~ziehung, die . den tat~äc~lichen Ei­
gentumsverhältmssen entspncht, für eIne amtsweglge BenchtIgung der 
Grenzen durch die Vermessungsbehörden ausreicht. Ausschlaggebend ist 
das Bestehen einer diesbezüglichen Parteien übereinstimmung oder die ent­
sprechenden Feststellungen im außerstreitigen Verfahren durch Entschei­
dungen des Gerichtes. 

Mit Rücksicht auf den schwierigen, langwierigen und kostspieligen Weg 
der Rechtsverfolgung erscheint es der VA besonders im Hinblick auf die 
durch die Umstellung des Grundbuches auf EDV zu erwartel).den Pro­
bleme wichtig? den zu.stän~igen Behörd.en ?urch entsprec:hende gesetzliche 
Regelunge~ die MöglIchkeit. zu geben, In eInem amtsweglg durchgeführten 
Verfahren Im Behördenbereich unterlaufene Fehler auch von Amts wegen 
beseitigen zu können. 

Einzelfälle 

2.1 Abweisung eines Antrages auf Festsetzung strittiger Grundstücksgrenzen 
durch die Vermessungs behörde 
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VA 12 B-2/77 

M. G. aus Söchau, Steiermark, führte bei der VA Beschwerde darüber, daß 
durch ein Mappenreproduktionsversehen im Jahre 1909 aus einem Teil des 
damals im Eigentum ihres Vaters stehenden Grundstückes eine Parzelle ge­
bildet worden sei, die aufgrund des Anmeldungsbogens vom 21. Juli 1959 
mit Beschluß des Bezirksgerichtes Fürstenfeld vom 26. November 1961, in 
das den Ehegatten W. gehörende Grundstück Nr. 73 "einbezogen" worden 
sei. Aufgrund eines Zivilrechtsstreites sei schließlich mit Urteil des Obersten 
Gerichtshofes vom 3. November 1971 zweifelsfrei das Eigentum von A. G. 
festgestellt worden. Rechtsnachfolgerin sei die Beschwerdeführerin, der 
aufg~nd des Reprodu~tionsfehlers beträchtliche Kosten .erwac~s.en seien 
und die nun noch für die Kosten der Vermessung durch eInen ZlvIigeome­
ter aufkommen soll. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Bauten und Technik fest, daß durch einen Fehler 
bei der Reproduktion der Katastermappe im Jahre 1909 die Grundstücks­
grenzen unrichtig wiedergegeben wurden. Die Eintragung in der Kataster­
mappe hat allerdings - weil es sich in dem fraglichen Gebiet noch nicht 
um einen rechtsverbindlichen Grenzkataster, sondern nur um einen Grund­
steuerkataster handelt - keine rechtsverbindliche Wirkung, soweit Aus-
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maß, Flächeninhalt und Grenzen eines eingezeichneten Grundstückes be­
troffen sind. Aufgrund eines vom Rechtsvorgänger der Beschwerdeführerin 
betriebenen Zivilprozesses wurde mit Urteil des Obersten Gerichtshofes 
vom 3. November 1971 über die Eigentumsverhältnisse an den Grundstük­
ken zwischen dem Rechtsvorgänger der Beschwerdeführerin und L. W. ab­
gesprochen, sodaß in diesem Urteil die Eigentumsverhältnisse klargestellt 
sind. Nicht abgesprochen wurde in diesem Urteil über den Verlauf der Ei­
gentumsgrenzen. 

Liegt ein rechtsverbindlicher Grenzkataster vor, besteht eine Verpflichtung 
der Vermessungs behörden, eine amtswegige Berichtigung der Grenzen in 
rechtsverbindlicher Weise vorzunehmen. Da in dem betroffenen Gebiet je­
doch kein solcher Kataster besteht, sondern lediglich der alte Grundsteuer­
kataster vorhanden ist, bestehen nur zwei Möglichkeiten, die festgestellten 
Eigentumsverhältnisse auch in der Natur durch Grenzziehung richtigstelIen 
zu lassen. Die eine Möglichkeit liegt darin, daß die beiden Parteien über 
den Verlauf der Grenzen einig sind. In einem solchen Fall kann der Grund­
steuerkataster in Form einer amtswegigen Berichtigung richtiggestellt und 
das Übereinkommen über die Grenzen, das zwischen den Parteien besteht, 
von den Vermessul!ßsbehörden in verbindlicher Form beurkundet werden. 
Liegt keine solche Ubereinkunft vor, besteht - selbst wenn die Eigentums­
verhältnisse aufgrund eines gerichtlichen Urteils klargestellt sind - nur die 
Möglichkeit, im Rahmen eines Zivilprozesses nach §§ 850 ff. ABGB eine 
Fest~tellung der strittigen Eigentumsgrenzen zu erwirken, die pl~nlich vom 
Gencht festzulegen und dann von den Vermessungsbehörden 1m Grund­
steuerkataster von Amts wegen zu berichtigen sind. Eine solche gerichtliche 
Grenzfeststellung erfolgte im vorliegenden Falle jedoch nicht, weshalb die 
Vermessungsbehörden im Kataster die Grenzen nur als strittig ersichtlich 
machen können, nicht jedoch zur Grenzfestsetzung befugt sind. Bei gege­
bener Sach- und Rechtslage konnte daher in der Abweisung des Antrages 
der Beschwerdeführerin auf Festsetzung der zwischen ihr und ihren Nach­
barn strittigen Grenzen durch die Vermessungs behörde kein Mißstand im 
Bereich der Verwaltung festgestellt werden. 

Auch die Grenzziehung des von der VA beauftragten Sachverständigen, die 
den tatsächlichen Eigentumsverhältnissen entspricht, kann nur dann von 
den Vermessungsbehörden für eine amt~wegige Berichtigung der Grenzen 
herangezogen werden, wenn hierüber Ubereinstimmung der Parteien be­
steht oder die entsprechenden Feststellungen im außerstreitigen Verfahren 
durch Entscheidung der Gerichte bestätigt wurden. 

Der Beschwerdeführerin bleibt somit nur der Weg, im außerstreitigen Ver­
fahren eine Grenzfeststellung zu erwirken. 

Auch der VA ist eine weitere Veranlassung in der Beschwerdesache nicht 
möglich. 

2.2 Trassenführung der Pyhrn Autobahn im Stadtgebiet von Graz 
VA 8 B-2178 29/80 

F. G. aus Graz wandte sich am 10. Jänner 1978 mit einer Beschwerde über 
die in der Verordnung des Bundesministers für Bauten und Technik vom 
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3. November 1976, BGBl. Nr.610, betreffend die Festlegung der Pla­
butschtunneltrasse der Pyhrn-Autobahn an die VA. Der Beschwerdeführer 
erblickte einen Mißstand im Bereich der Verwaltung darin, daß einerseits 
nach dem Bundesstraßengesetz 1971, das in drei Anlageverzeichnissen 
nicht nur alle Bundesstraßen erschöpfend aufzählt, sondern darüber hinaus 
auch deren Verknüpfungspunkte festlegt, die Bundesstraßen B 67 b (Eg­
genberger Gürtelstraße) und B 67 c (Wetzelsdoder Straße) an die A 9 
Pyhrn-Autobahn anzuschließen sind, diese Anschlüsse aber andererseits 
nach der Trassenverordnung, BGBl. Nr. 610/1976, nicht möglich seien. Es 
werde angeregt, die VA möge die Plabutschtunnel-Trassenverordnung 
beim Vedassungsgerichtshof anfechten, weil die im Anhang zum Bundes­
straßengesetz enthaltenen Verknüpfungspunkte der A 9 Pyhrn-Autobahn 
mit der B 67 bund B 67 c technisch ohne die Zwischenbindung von Lan­
des- oder Gemeindestraßen nicht möglich sei. 

Im Zuge des Prüfungsvedahrens führte die VA mit Dienststellen des Lan­
des Steiermark Gespräche, wobei letztlich zusa~~enfassend die Meinung 
vertreten wurde, man werde an das Bundesmmlstenum für Bauten und 
Technik mit der Anregung herantreten, den Anhang im Bundesstraßenge­
setz, in welchem diese Verknüpfungspunkte festgelegt sind, entsprechend 
anzupassen. 

Weiters holte die VA vom Bundesminister für Bauten und Technik eine 
Stellungnahme zu den Ausführungen des Beschwerdeführers ein und for­
derte die Verwaltungsakten an. Dabei wurde festgestellt, d3:ß eine unmittel­
bare Verknüpfung der Bundesstraßen B 67 bund B 67 c m Graz-Eggen­
berg bzw. in Graz-Wetzelsdod durch die Tunnelführung A 9 Pyhrn-Auto­
bahn nicht möglich ist. 

Der Bundesminister für Bauten und Technik bezeichnete in seiner Stellung­
nahme die Ausführung bezüglich der Trassenführung der Bundesstraßen, 
die in Graz-Eggenberg bzw. in Graz-Wetzelsdod nach dem Verzeichnis 
zum Bundesstraßengesetz 1971 enden sollen, als nicht stichhältig. Die A 9 
Pyhrn-Autobahn verlaufe entsprechend Verzeichnis 1 zum Bundesstraßen­
gesetz 1971 im Gemeindegebiet von Graz; eine nähere Determinierung des 
Verlaufes innerhalb von Graz sei nach dem Verzeichnis zum Bundesstra­
ßengesetz nicht gegeben. Bezüglich der Bundesstraßen B 67 bund B 67 c, 
die nach dem Verzeichnis zum Bundesstraßengesetz 1971 in Graz-Eggen­
berg bzw. in Graz-Wetzelsdod enden sollen, sei eine verkehrsmäßige An­
bindung auch außerhalb des Tunnels möglich. Zwar sei das Charakteristi­
kum einer Bundesstraße ihre Bedeutung für den Durchzugsverkehr, es be­
stünden aber einige Bundesstraßenzüge, bei welchen der Durchzugsverkehr 
nicht n~r über Bundesstraßen, son~ern auc~ über and~re ~ erke~rswege ge­
währleistet werde. So endet z. B. die B 167 m Böckstem, die Weltedührung 
des starken Straßendurchzugsverkehrs edolge mittels Bahnverladung über 
die Eisenbahn, die B 107 ende in Heiligenblut, die Weitedührung des 
gleichfalls starken Straßendurchzugsverkehrs edolge über eine Privat­
straße, nämlich die Großglockner Hochalpenstraße. In diesem Sinne wäre 
immerhin auch eine Bundesstraße B 67 bund B 67 c denkbar, deren An­
schluß an die A 9 über Gemeindestraßen edolge. 

Noch während des Prüfungsvedahrens der VA trat die Bundesstraßenge­
setznovelle 1983, BGBl. Nr. 63, mit 1. April 1983 in Kraft, mit der u. a. -
den Beschwerdefall betreffend - folgendes bestimmt wurde : 
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,,20. Das Verzeichnis 1, Bundesstraßen A (Bundesautobahnen) hat zu lau­
ten: 

A 9 Pyhrn-Autobahn Sattledt (A 1, A 8)-Liezen-St. Michael b/Leoben­
Knoten Graz (A 2)-Staatsgrenze bei Spielfeld. 

38. Im Verzeichnis 3, Bundesstraßen B, erhält die Bundesstraße B 67 b die 
Bezeichnung ,Kalvariengürtel-Straße'. Die Beschreibung der Straße hat zu 
lauten: 

,Graz-Kalvariengürtel (B 67)-Graz/Graben Gürtel (B 67 a)' 

39. Im Verzeichnis 3, Bundesstraßen B, erhält die Bundesstraße B 67 c die 
Bezeichnung ,Waltendorfer Straße'. Die Beschreibung der Straße hat zu 
lauten : 

,Graz/Karlauer Gürtel (B 67)-Graz/Waltendorf (B 67 a)'." 

Durch diese bundesgesetzliche Regelung wurde der Beschwerdegrund be­
hoben. 

2.3 Abläseverhandlungen in einem straßenrechtlichen Enteignungsverfahren 
VA 83 B-2/79 

K. W. aus Pfarrwerfen, Salzburg, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde folgendes vor: 

Er sei mit seinem Bauernhof !,-nrainer an der B 15~ im Gemeindege~iet von 
Imlau. Durch den Ausbau dieser Bundesstraße seien auch Grundemlösun­
gen aus dem Gutsbestand des Beschwerdeführers in größerem Ausmaß er­
forderlich gewesen. Im Zusammenhang mit dem Umbau der Straße sei die 
Zufahrt zum Wirtschaftsgebäude des Beschwerdeführers nicht mehr ord­
nungsgemäß hergest.eilt wo~den. Diese ?ufahrt weis~ eine Steigung. von .bis 
zu 23% auf und sei überdies unbefestlgt, sodaß em Befahren mit Wlrt­
schaftsfahrzeugen kaum möglich sei. Im Bescheid über die seinerzeitige Er­
richtung dieser Straße sei beurkundet worden, daß die Bundesstraßenver­
waltung die Verpflichtung übernehme, an die Nordwest-Ecke des auf dem 
Baugrundstück Nr. 51/1 befindlichen Wirtschaftsgebäudes bis auf höch­
stens 1,69. m heranzurücken. Diese Bescheidauflage sei nicht eingehalten 
worden. Uberdies läge auch ein Gutachten des Kuratoriums für Verkehrssi­
cherheit vom 16. Oktober 1979 vor, wonach das ganze Wirtschaftsgebäude 
aus Gründen der Verkehrssicherheit unbedingt abzutragen sei. I?i~ Bereit­
schaft dazu bestünde. In der ablehnenden Haltung des Bundesmmisters für 
Bauten und Technik liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Bauten und Technik fest, daß eine neuerliche ver­
kehrstechnische, straßenbauliche und rechtliche Prüfung ergeben hat, daß 
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aufgrund der zu erwartenden weiteren Verkehrsminderung durch die in 
absehbarer Zeit vorgesehene Inbetriebnahme der Umfahrung Bischofsho­
fen im Zuge der S 11 Pinzgauer Schnellstraße, der Abschnitt, in dem das 
Anwesen des Beschwerdeführers liegt, weitgehend vom Durchzugsverkehr 
entlastet und nur mehr dem Regional- und Ostverkehr dienen wird. Die 
Notwendigkeit einer .nachträg~ichen Ablöse des Wirtschaftsgebäudes des 
Beschwerdeführers sei daher mcht vorhanden. Der Landeshauptmann von 
Salzburg wurde mit einer neuerlichen Prüfung der Sachlage befaßt. Diese 
ergab, daß im Zuge der Errichtung der Tauern Autobahn A 10 mit der An­
schlußstelle in Werfen auch der Ausbau der B 159 im Bereich der Orts­
durchfahrt Imlau notwendig wurde. Nach Durchführung der Baumaßnah­
~en zeigte sich, daß im Bereich der Liegensc~aft des Bf (EZ 73 und 163) 
mfolge Näherrückung und Anhebung des Niveaus der Bundesstraße das 
Ausfahren von der Düngerstätte auf die Bundesstraße mit Gefahren für den 
Landwirt und den fließenden Verkehr auf der B 159 verbunden ist. Dar­
über hinaus ist auch der Gehsteig durch das vorspringende Wirtschaftsge­
bäudedeck unterbrochen und es müssen die Benützer des Gehsteiges auf 
die Bundesstraße treten, was ebenso eine Gefährdung darstellt. 

Aufgrund dieses Sachverhaltes hatte der Beschwerdeführer infolge der 
nicht mehr gefahrlosen Benutzung seiner Düngerstätte die Ablöse des Wirt­
schaftsgebäudes begehrt. Na~h Einholung eines ~achverständigengutach­
tens wurde der Wert des Wtrtschaftsgebäudes mit 800000 S festgestellt. 
Die Schwierigkeiten beim Ausfahren aus der Düngerstätte nach Eröffnung 
der Autobahn haben weiter bestanden, da sich sowohl die ungenügenden 
Sichtverhältnisse wie auch die ungünstige Steigung der Rampe zur Dünger­
stätte nicht geändert haben. Wenn auch die Verkehrs menge in Imlau durch 
die Autobahn etwas reduziert wurde, so ist das Risiko, mit welchem die 
Ein- und Ausfahrtsbewegungen zur Düngerstätte durchgeführt werden 
mußten, gleichgeblieben. Daher wurde im Hinblick darauf, daß bauliche 
Veränderungen an dieser Düngerstätte mit wirtschaftlichen Nachteilen ver­
bunden ~ären, auch die Einlösung des ~irtschaf~sgebäudes erforderli~h. 
Durch die Dauer des Verfahrens wurde eme Angleichung des ursprünghch 
angenommenen Schätzwertes notwendig. Es wurden danach eine Reihe 
von Versuchen gemacht, zu einer gütlichen Ablösevereinbarung zu kom­
men. In einer Niederschrift vom 1. Feber 1979 wurden die Bedingungen 
festgehalten . Dennoch wertete der Bundesminister die Bedingungen dieser 
Niederschrift als nicht verbindlich, und es wurden weitere Versuche unter­
nommen, diese Vereinbarung neuerlich zu ändern. Vor allem die Frage, ob 
das Wirtschaftsgebäude miteingelöst werden solle, blieb lange offen. Die 
Bundesstraßenverwaltung machte keine Anstalten, der niederschriftlich 
festgehaltenen Verlegung des Kanales nachzukommen. Erst im Dezember 
1982 teilte der Bundesminister für Bauten und Technik mit, daß die Bun­
desstraßenverwaltung nach wie vor bereit ist, das Wirtschaftsgebäude abzu­
lösen. 

Mit der Anerkennung aller Verbindlichkeiten durch den Bundesminister 
für Bauten und Technik gegenüber dem Beschwerdeführer sowie der Anhe­
bung des Schätzwertes wurde der Beschwerdegrund behoben. 
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2.4 Beeinträchtigung von Brunnen durch den Ausbau der Mühlkreis Autobahn 
(A 7) 
VA 66 B-2180 
VA 65 B-2180 
VA 81 B-2/80 GZ: BM 1365/82 

J. Sch., J. G. und J. und M. O. aus Unterweitersdorf, Oberösterreich, führ­
ten bei der VA Beschwerde über die Beeinträchtigung ihrer Hausbrunnen 
im Zuge des Ausbaues der Mühlkreis Autobahn (A 7) infolge einer Draina­
gierung längs der Autobahn. In einer Information des zuständigen Landes­
rates von Oberösterreich sei den Beschwerdeführern eröffnet worden, daß 
die Leistung einer Ents.chädigung mit Rück~icht auf Beispielsfolgerungen 
abgelehnt werde und die Beschwerdeführer Ihre Entschädigungsforderun­
gen nur im Zivilrechtsweg durchsetzen könnten. Darin liege ein Mißstand 
im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Bauten und Technik fest, daß dieser mit Erlaß vom 
19. Juli 1983 alle Landeshauptmänner - Bundesverwaltungen A und B -
in Kenntnis setzte, daß eine - nicht bloß vorübergehende - Beeinträchti­
gung von Wasserversorgungsanlagen, seien diese nun genehmigungspflich­
tig oder nicht, bei Vorliegen der nachstehenden Voraussetzungen unter 
Umständen ersatzpflichtig machen könne. Nicht entscheidend sei dabei, ob 
die beeinträchtigten Wasserversorgungsanlagen von der Wasserrechtsbe­
hörde konsentiert oder zulässigerweise nicht konsentiert seien. Ebenso sei 
unwesentlich, ob der Straßenbau entsprechend den Bestimmungen des 
Wasserrechtsgesetzes genehmigt oder nicht genehmigt worden sei. In allen 
jenen Fällen, in welchen Beeinträchtigungen von Wasserversorgungsanla­
gen behauptet werden, wäre zunächst zu prüfen, ob diese Beeinträchtigung 
von der Bundesstraßenverwaltung verursacht sein könnte, ob die behaup­
tete. Versch!echterung eing.etreten bzw. feststellbar sei, ob es ~ich u.m eine 
BeelOträchugung handle, die zwar das ortsübhche Maß übersteige, elOe we­
sentliche Beeinträchtigung der ortsüblichen Benützung des Grundstückes 
jedoch nicht bedinge oder zwar eine wesentliche Beeinträchtigung der orts­
üblichen Benützung vorliege, die Einwirkungen jedoch nicht das ortsübli­
che Maß überschreiten, und schließlich, ob ein "gesetztes Verschulden" 
von Organen der Bundesstraßenverwaltung gegeben sei. Weiters müßte 
noch die Höhe der von der Bundesstraßenverwaltung allenfalls zu erbrin­
genden Ersatzleistungen (Entschädigungszahlungen u. ä.) abgeschätzt wer­
den. 

Im übrigen stellte die VA fest, daß die Beeinträchtigung der gegenständli­
chen Brunnen durch den Einschnitt der Autobahn entstanden ist, weiters 
daß keine Drainagequerungen (die einer wasserrechtlichen Bewilligungs­
pflicht unterliegen) im Zuge des Autobahnbaues errichtet werden. Da die 
Autobahnverwaltung bisher keine Bereitschaft zu einer gütlichen Bereini­
gung zeigte, schlug der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft vor, 
bezüglich einer einvernehmlichen Lösung auf das Bundesministerium für 
Bauten und Technik entsprechend einzuwirken. Obwohl die diesbezügli­
chen Verhandlungen noch nicht abgeschlossen sind, hält es die VA für er­
forderlich, auf diesen im Hinblick auf den Umweltschutz bedeutsamen Pro­
blemkreis bereits jetzt aufmerksam zu machen. 
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2.5 Rückwirkende Inkraftsetzung der Entgeltrichtlinien!erordnung des Bundes­
ministers für Bauten und Technik betreffend die Uberlassung von Räum­
lichkeiten und Liegenschaften durch gemeinnützige Bauvereinigungen 
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VA 10 B-2/81 MP 2431 

Dkfm. G. P. aus Wien brachte in seiner an die VA gerichteten Beschwerde 
gegen die Verordnung des Bundesministers für Bauten und Techni~.vom 
12. Dezember 1979 über die Berechnung des Entgeltes (Preis) für die Uber­
lassung von Räumlichkeiten und Liegenschaften durch gemeinnützige Bau­
vereinigungen (Entgeltsrichtlinienverordnung), BGBl. Nr. 522, vor, die ge­
meinnützigen Bauvereinigungen seien keine Unternehmungen im wirt­
schaftlichen Sinn, weil sie kein Unternehmerrisiko zu tragen hätten, seien 
jedoch im Besitz jener Vorteile, die sich aus der Gemeinnützigkeit ableiten 
ließen. Die Vereinigungen seien in der Lage, bereits im vorhinein für ihre 
eigenen Leistungen Zahlungen zu verlangen. Die von der Interessenvertre­
tung (Revisionsverband) der gemeinnützigen Bauvereinigungen ermittelten 
Kosten für die Verwaltung der Wohnungen würden durch den Bundesmi­
nister für Bauten und Technik festgesetzt. Die bewußte Bevorzugung der 
gemeinnützigen Bauvereinigungen liege in der gleichzeitigen Vernachlässi­
gung jener Bürger, die in den etwa 200 000 von gemeinnützigen Bauverei­
nigungen verwalteten Wohnungen leben und die um sieben Monate rück­
wirkend erhöhte Verwaltungstaxen zu zahlen hätten. Darin liege ein Miß­
stand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Bauten und Technik fest, daß mit der am 1. Mai 
1980 in Kraft getretenen Verordnung BGBl. Nr. 509/1980 höchstzulässige 
Pauschalbeträge für die Verwaltungskosten bei Miet- oder Genossen­
schaftswohnungen von 900 S. auf 972 S je Jahr und bei Eigen~umswohnun­
gen von 1 128 Sauf 1 224 S Je Jahr erhöht wurden. Durch dIe Anordnung 
der Rückwirkung wurde dem in § 13 Abs. 1 des W ohnungsgemeinnützig­
keitsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1979, festgelegten Kostendeckungsprinzip 
Rechnung . getrag~n, zu ~essen E~nhaltung gemeinnützige Bauvereinigun­
gen verpflIchtet SInd. DIe rückWIrkende Inkraftsetzung erfolgte deshalb, 
weil mit 1. Mai 1980 der 18. Kollektivvertrag für Beschäftigte gemeinnützi­
ger Bauvereinigungen wirksam wurde und gemeinnützigen Bauvereinigun­
gen daher höhere Personalkosten entstanden. Bei der Verordnung BGBl. 
Nr. 200/1981 wurde von einer rückwirkenden Inkraftsetzung Abstand ge­
nommen und zur Wahrung des Kostendeckungsprinzips die Lösung ge­
wählt, daß zur Deckung von bis zum Inkrafttreten der Verordnung im er­
höhten Ausmaß angefallenen Verwaltungskosten ein bestimmter Pauschal­
betrag im Nachhinein in Rechnung gestellt werden darf. Die Frage der 
rückwirkenden Inkraftsetzung von Durchführungsverordnungen wurde in 
Rechtsprechung und Lehre nicht einheitlich behandelt. Während von der 
Lehre die Meinung vertreten wurde, es müsse in jedem Einzelfall ausdrück­
lich eine gesetzliche Ermächtigung zur rückwirkenden Anordnung im Ver­
ordnungswege vorhanden sein, wird in der Lehre andererseits und im we­
sentlichen auch i~ der Rechtsprechun~ der Höchstgerichte die Auff~ssung 
vertreten, daß eIne solche ausdrückliche Anordnung der RückWIrkung 
nicht erforderlich wäre, wenn aus dem Gesetz erschlossen werden könnte, 
daß zu seiner Wahrung auch die rückwirkende Erlassung von Durchfüh­
rungsverordnungen erforderlich ist. Im Hinblick darauf, daß das Kosten­
deckungsprinzip im § 13 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes veran-

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 97 von 202

www.parlament.gv.at



kert ist, ging der Bundesminister für Bauten und Technik bei der Erlassung 
der Entgeltrichtlinienverordnung davon aus, daß in dem in Beschwerde ge­
zogenen Fall die rückwirkende Erlassung der Verordnung zur Erfüllung 
des Gesetzesauftrages erforderlich war. Dieser Auffassung kann sich auch 
die VA im Hinblick auf die Gesetzesaussage nicht entziehen, zumal bei der 
Verordnungsänderung nunmehr in rechtstheoretisch völlig einwandfreier 
Weise eine andere Lösung getroffen wurde. 

Gemäß § 22 Abs. 1 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes steht es dem 
Beschwerdeführer frei, zur Feststellung der Zulässigkeit des von einer ge­
meinnützigen Bauvereinigung begehrten Entgeltes das Außerstreitgericht 
anzurufen. Das Gericht hätte sodann die Entgeltrichtlinienverordnung an­
zuwenden und bei Bedenken die Möglichkeit einer Anfechtung wegen Ge­
setzwidrigkeit. 

Die VA mußte an hand einer Beschwerde über eine im Verordnungsweg er­
lassene Anordnung der Rückwirkung erhöhter Pauschalbeträge für die 
Verwaltungskosten bei Miet- oder Genossenschaftswohnungen feststellen, 
daß gemäß des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes, BGB!. Nr. 239, diese 
Vorgangsweise zu Lasten der Mieter gesetzlich gedeckt ist. 

Subjektiv wird diese Vorgangsweise von den Betroffenen als Härte emp­
funden. Es sollte daher geprüft werden, ob nicht dem gesetzlich normierten 
Kostendeckungsprinzip mit einer die finanzielle Situation der Wohnungsin­
haber berücksichtigenden Regelung Rechnung getragen werden könnte. 

2.6 Ablehnung einer Grundeinlösung im Zuge der Trassierung der Südauto­
bahn 
VA 50 B-2181 

F. K. u. a. aus Wolfsberg, Kärnten, führten bei der VA Beschwerde dar­
über, daß ihre im Bereich des Grillenweges gelegenen Liegenschaften durch 
den Bau der Südautobahn im Handelswert beträchtlich gesunken seien, 
und somit ein wesentlicher Vermögensnachteil gegeben sei. Es sei nicht ein­
zusehen, daß die Beschwerdeführer eine wesentliche Minderung ihres hart 
erworbenen Vermögens ersatzlos hinnehmen sollten, auch wenn das Bau­
vorhaben im öffentlichen Interesse liege. In der Vorgangsweise der Auto­
bahnverwaltung liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Bauten und Technik fest, daß die Bundesstraßen­
gesetznovelle, BGB!. Nr. 63/1983, keinen neuen Rechtsgrund geschaffen 
hat, die Liegenschaften der Beschwerdeführer einzulösen. Im Sinne des 
§ 7 a Abs. 3 dieser Novelle wäre eine Grundeinlösung erst dann möglich, 
wenn durch keinerlei andere Maßnahmen mit wirtschaftlich vertretbarem 
Aufwand, etwa durch den Einbau von Lärmschutzfenstern, ein Erfolg er­
zielt werden kann. Entsprechend den fachlichen Erfahrungen beim Auto­
bahnbau wird vom Bundesminister für Bauten und Technik erwartet, daß 
durch die vorgesehenen Maßnahmen der Aufforstung und Errichtung von 
Schutzdämmen eine ausreichende Abwehr der Auswirkungen des Auto­
bahnverkehrs auf den Liegenschaften der Beschwerdeführer erreicht wer­
den wird, sodaß darüber hinausgehende Maßnahmen nicht 
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vorgesehen sind. Sollte sich in der Praxis ergeben, daß für einen wirksamen 
Lärmschutz in den Wohnhäusern der Beschwerdeführer Lärmschutzfenster 
erforderlich wären, wird nach den neuen Gesetzesbestimmungen über An­
trag der Beschwerdeführer und bei nachgewiesenen Lärmimmissionen 
(Lärmmessungen) von der Bundesstraßenverwaltung ein Kostenbeitrag 
zum Einbau lärmabweisender Fenster geleistet. § 21 Abs. 1 des Bundesstra­
ßengesetzes 1971 konnte im vorliegenden Fall nicht angewendet werden, 
weil bereits vor dem Bau einer Bundesstraße fertiggestellte Häuser nicht als 
bewilligungspflichtig im Sinne dieser Gesetzesstelle angesehen werden kön­
nen. 

2.7 Grundinanspruchnahme für einen Bundesstraßenbau 
VA 55 B-2/81 
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G. Z. aus Lienz, Tirol, brachte bei der VA folgende Beschwerde vor: 

Er betreibe seit 1956 eine Betonwarenerzeugung und sei Eigentümer eines 
Baugrundstückes zwischen der alten Bundesstraße und der neu gebauten 
Felbertauern-Bundesstraße B 109. An der dritten Seite des Grundstückes 
sei von der Straßenverwaltung eine umfangreiche Zufahrt geplant, wo­
durch ihm ein Stück des Grundes abgeschnitten werde. Mit Bescheid des 
Landeshauptmannes von Tirol vom 24. August 1977 sei im Zuge des Bau­
vorhabens "Umfahrung Oberlienz" der Grund enteignet worden. Mit dem 
Grundpreis habe er sich einverstanden erklärt und es seien auch 90% schon 
überwiesen worden. Tatsächlich verliere er aber weit mehr als 4 000 m2 sei­
nes Grundes, weil er auf der einen Seite 12 m an die Straße nicht heran­
bauen dürfe; an der neuen Bundesstraße dürfe er 15 m nicht heranbauen 
und an der dritten Seite sei ihm nun ein Teil des Grundes enteignet worden. 
Seitens der Bundesstraßenverwaltung sei bisher noch kein genauer Lage­
plan vorgelegt worden, der den Straßenverlauf erkennbar mache. Dies sei 
jedoch für die Behandlung seines Bauansuchens durch die Gemeinde präju­
diziell, weil unter anderem nicht feststehe, ob das Grundstück überhaupt 
noch bebaubar sein werde. Im Sommer 1981 sei die alte Bundesstraße, die 
später zur übernahme als Gemeindestraße vorgesehen sei, ohne vorherige 
Verständigung der Grundeigentümer um etwa 40 bis 50 cm verbreitert wor­
den. Dabei sei auch der im Eigentum des Beschwerdeführers stehende 
Zaun umgelegt und dieser nicht wieder errichtet worden. Darin erblicke 
der Beschwerdeführer einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Bauten und Technik fest, daß die Liegenschaft des 
Beschwerdeführers im Bereich des Anschlußknotens der alten Felbertau­
ern-Bundesstraße an die neue Umfahrungsstraße, Baulos "Umfahrung 
Oberlienz" etwa bei km 4,6 liegt. Im Zuge des Grundeinlösungsverfahrens 
wurden Teilflächen im Ausmaß von 4 378 m2 einvernehmlich eingelöst. Die 
Gesamtfläche der drei Grundparzellen beträgt nach dem Grundstückskata­
ster 10516 m2• Wie aus dem vom Bundesminister für Bauten und Technik 
vorgelegten Übersichtslageplan hervorgeht, weist die verbleibende Restflä­
che noc~ eine Tiefe von 50 m im Mittel auf. Bei der Einhaltung des Bauver­
botsbereIches von 15 m vom Böschungsfuß der neuen Bundesstraße ver­
bleibt immer noch eine verbaubare Tiefe des Restgrundstückes von 35 m, 
abzüglich des Bauabstandes von der alten Bundesstraße, der jedoch von 
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der Baubehörde festgelegt wird. Die alte Bundesstraße wird nach Fertig­
stellung der Umfahrungsstraße als Bundesstraße aufgelassen und in die 
Verwaltung der Gemeinde Oberlienz übergeben werden. Da das Bauvorha­
ben derzeit noch nicht fertiggestellt ist, kann auch die Vermarkung und 
Vermessung der Grundgrenzen der neuen Umfahrungsstraße nicht durch­
geführt werden. Der Bau ist jedoch soweit fortgeschritten, daß der Bö­
schungsfuß, der die neue Grundgrenze darstellt, in der Natur ohne weiteres 
ersichtlich ist und somit nach Ansicht des Bundesministers für Bauten und 
Technik, wie auch der VA für die Behandlung eines Bauansuchens durch 
die Gemeinde Oberlienz keine unüberwindlichen Hindernisse bestehen. 
Die Schlußvermessung im gegenständlichen Bauvorhaben wird nach Fer­
tigstellung der Bauarbeiten durchgeführt, ebenso die Auszahlung des 
10%igen Restbetrages einschließlich Verzinsung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren weiter fest, daß mit der Rekursent­
scheidung des Landesgerichtes Innsbruck vom 27. September 1983 geklärt 
ist, daß die Umlegung des Zaunes und seine Abtragung durch die der Bun­
desstr.aßenverw~ltung hinsichtlic~ ihres Handeins zuzurechnenden. Pers.o­
nen eigenmächtig erfolgte und eIn Fehlverhalten darstellte, sodaß die Wie­
derherstellung des Zaunes gerichtlich angeordnet wurde. Soweit die Be­
schwerde die Unkenntlichkeit der Grenzen betrifft, ging die VA von dem 
rechtskräftigen Rekursentscheid aus, wonach Grenzsteine im fraglichen Be­
reich nicht vorhanden waren. Diesbezüglich war daher ein Mißstand im 
Bereich der Verwaltung nicht festzustellen. 

Durch die Anordnung der Wiederherstellung des Zaunes im Gerichtswege 
wurde der Beschwerdeführer ebenfalls klaglos gestellt, sodaß eine weitere 
Veranlassung durch die VA nicht erforderlich war. 

2.8 Ablehnung eines Pragmatisierungsansuchens; Gewährung ewer Nebenge­
bühr für die Tätigkeit im Fernschreibdienst 
VA65B-2181 

H. R. aus Neu-Rum, Tirol, führte in seiner an die VA gerichteten Be­
schwerde aus, er sei als Angestellter der Bundesgebäudeverwaltung Inns­
bruck tätig und habe bereits mehrfach um die Pragmatisierung angesucht. 
Dieses Ansuchen sei jeweils unter Hinweis auf eine angebliche mangelnde 
körperliche Eignung abgelehnt worden. Er sei von Soldaten der französi­
schen Besatzungsmacht niedergeschlagen worden; seine Minderung der 
Erwerbsfähigkeit betrage 80%. Im übrigen liege ein Mißstand im Bereich 
der Verv.-·altung darin, daß er für die Zeit vom 1. Juni 1981 an keine Ne­
bengebühr als Fernschreibkraft erhalte. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Bauten und Technik fest, daß der Beschwerdefüh­
rer inzwischen aufgrund eines günstigen amtsärztlichen Untersuchungser­
gebnisses mit Wirksamkeit vom 1. Oktober 1983 pragmatisiert worden ist. 
Der Wirksamkeitsbeginn der Nebengebühr für die Tätigkeit am Fern­
schreiber wurde auf den 1. November 1982 vorverlegt, weil von diesem 
Zeitpunkt an eine überwiegende Tätigkeit am Fernschreiber gegeben war. 
Damit wurde der Beschwerdegrund behoben. 

99 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)100 von 202

www.parlament.gv.at



2.9 Rückforderung einer Enteignungsentschädigung für Bundesstraßenzwecke 
VA 2 B-2182 
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VA 3 B-2182 
VA 4 B-2182 
VA 5 B-2182 

V. M. u. a. aus Wien und Graz führten bei der VA Beschwerde darüber, 
daß die im Enteignungsverfahren seitens der Bundesstraßenverwaltung und 
der Finanzprokuratur eingeschlagene Vorgangsweise einen Verstoß gegen 
Treu und Glauben und einen Mißbrauch von Gestaltungsmäglichkeiten 
darstelle. Die Beschwerdeführer seien gemeinsam Eigentümer einer Liegen­
schaft in Tulln, über welche die Tullnerfeld-Straße B 213 errichtet worden 
sei, wobei vom Landeshauptmann von Niederästerreich die Enteignung 
von Teilflächen beantragt worden sei. Am 25. April 1978 habe in Tulln eine 
V erhan.~lung über diesen Enteignungsantrag stattgefunden, bei der es zu 
einem Ubereinkommen zwischen allen Beteiligten gekommen sei, und den 
Beschwerdeführern für die Entwertung der verbliebenen Flächen eine Ent­
schädigung zugesichert worden sei. Insgesamt sei den Beschwerdeführern 
ein Entschädigungsbetrag von 3468754 S zugestanden. Die Beschwerde­
führer hätten darauf verzichtet, Einwendungen gegen die Gutachten der 
Sachverständigen ~u erheben und seien mit der Erlassung eines Bescheides 
auf der Basis des Ubereinkommens einverstanden gewesen. Der Vorschlag 
des Rechtsvertreters der Beschwerdeführer, .. bei der Verhandlung vom 
25. April 1978 das Ergebnis auch formell als Ubereinkommen festzulegen, 
sei von den Vertretern der Bundesstraßenverwaltung mit dem Hinweis ab­
getan worden, dies sei nicht erforderlich, die ausgehandelten Entschädi­
gungsbeträge würden akzeptiert und seien auch bereits vom Bundesmini­
ster für Bauten und Technik genehmigt. Aufgrund dieser Erklärungen seien 
die Beschyverdeführer mit der Erl~ssung eines Bes~heides einverstanden ge­
wesen. DIe angeführte EntschädIgungssumme seI nach Erlassung des be­
treffenden Bescheides ausgezahlt worden. Rund 8 Monate nach Auszah­
lung des Entschädigungsbetrages habe die Bundesstraßenverwaltung, ver­
treten durch die Finanzprokuratur, den Antrag auf Neufestsetzung der 
Enteignungsentschädigung, gestützt auf die Bestimmungen der §§ 22 ff. des 
Eisenbahnenteignun~sgesetzes, eingebracht. N.ach dem Ant!ag der ~inanz­
prokuratur s~llte eIne Entwertungsentschädigung für dIe verbhe.benen 
Restflächen nIcht zuerkannt werden, was bedeuten würde, daß dIe Be­
schwerdeführer von den ausbezahlten 3468754 S rund 2000000 S zu­
rückzuzahlen hätten. Der Neufestsetzungsantrag der Finanzprokuratur sei 
ungerechtfertigt und unzulässig, weil bei der Verhandlung vom 25. April 
197~. zwar nicht formell, aber im Sinne der Praxis redlicher Vertragspartner 
ein Ubereinkommen geschlossen worden sei. In der Tatsache, daß die Bun­
desstraßenverwaltung bzw. die Finanzprokuratur Enteignungsentschädi­
gungen, die im Sinne eines privatrechtlichen Vertrages vereinbart worden 
seien, nachträglich durch Anrufung des Gerichtes bekämpfe und damit eine 
Vorgangsweise wähle, die man bei jedem privaten Vertragspartner als Ver­
tragsbruch bezeichnen würde, liege ein Mißstand im Bereich der Verwal­
tung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung mehrerer Stellung­
nahmen des Bundesministers für Bauten und Technik, sowie nach Einsicht 
in die bezughabenden Verwaltungs akten, fest, daß nach der derzeit beste­
henden Rechtsprechung ein gütliches Übereinkommen über einen Entschä-
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digungsbetrag dann nicht angenommen wird, wenn die Entschädigungs­
sumf!1e im Zuge des .Enteignungsverfahr.ens bescheidmäßig festgel~gt wor­
den 1St. Selbst wenn In der straßenrechthchen Verhandlung über die Höhe 
der Entschädigung sowie Ausmaß und Umfang des abzutretenden Grundes 
Klarheit bestanden hat, wird dies von den Gerichten, vorn Bundesminister 
für Bauten und Technik und von der Finanzprokuratur dahingehend aus­
gelegt, daß es sich um eine verwaltungsbehördliche Entscheidung handelt, 
die der im Eisenbahnenteignungsgesetz verankerten Anfechtungsmöglich­
keit binnen Jahresfrist unterliegt. 

Die VA setzte sich bereits in ihrem Fünften Bericht an den Nationalrat, 
Seite 80 ff., ausführlich mit der Problematik auseinander und unterbreitete 
Anregungen für legislative Maßnahmen, aber auch zu einer Änderung der 
Verwaltungspraxis, weil nach Ansicht der VA die ständige Praxis des Bun­
des im Hinblick auf den auch im öffentlichen Recht geltenden Grundsatz 
von Treu und Glauben bedenklich erscheint. Sola~ge allerdings der Gesetz­
geber nicht eindeutig klarstellt, wann von einern Ubereinkommen im Sinne 
der bund~.sstraßengesetzlichen Bestimmungen gesprochen werden kann 
und eine Anderung der Rechtsprechung nicht eintritt, wird eine befriedi­
gende Lösung des Problems nicht möglich sein, weil die Bundesstraßenver­
waltung bei der von ihr geübten Praxis durch die geltende Rechtsprechung 
gedeckt ist. 

Die VA weist daher neuerlich auf die Notwendigkeit der Lösung dieses 
Problems durch den Gesetzgeber hin. 

2.10 Vedahrensverzögerung bei der Berichtigung einer Katastralmappe 
VA 20 B-2182 46205120-IV /6/82 

J. T. aus Großhöflein, Burgenland, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde vorn 24. Februar 1982 vor, das Vermessungsamt Eisenstadt 
habe mit Bescheid vorn 22. September 1980 eine Berichtigung des Grenzka­
tasters der KG Großhöflein hinsichtlich der technischen Unterlagen zur La­
gebestimmung der Grenzen der Grundstücke Nr. 4368/4 und 4368/5, ver­
fügt. Mit Schreiben vorn 20. Juli 1981 habe er um die Aufhebung dieses Be­
scheides, der auf einer unrichtigen Sachverhaltsannahme beruhe, ange­
sucht. Da die Behörde daraufhin nichts unternommen habe, erblicke er 
darin einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Bauten und Technik fest, daß die mit Bescheid des 
Vermessungsamtes Eisenstadt vorn 22. September 1980 vorgenommene Be­
richtigung des Grenzkatasters auf einern Mangel im Plan des Ingenieur­
konsulenten für Vermessungswesen, Dip\.- Ing. J. vorn 8. September 1978 
beruhte. Da dieser Plan Grundlage für den vorn Beschwerdeführer be­
kämpften Bescheid des Vermessungs amtes gebildet hatte, seine Eingabe 
aber als Berufung nicht mehr berücksichtigt werden konnte, weil der ge­
genständliche Bescheid zufolge Ablaufes der Berufungsfrist bereits rechts­
kräftig geworden war, leitete das Bundesamt für Eich- und Vermessungs­
wesen die amtswegige Ergänzung des Berichtigungsverfahrens ein, in weI­
chem der Beschwerdeführer Gelegenheit hatte, seine Parteirechte auszuü­
ben. Damit war der Grund für die berechtigte Beschwerde weggefallen. 
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2.11 Beeinträchtigung des Grundwassers durch Sprengungen bei Errichtung der 
Pyhrn-Autobahn 
VA 25 B-2182 

J. und B. P. aus Graz brachten in ihrer Beschwerde an die VA vor, sie besä­
ßen in Gösting eine Liegenschaft, auf der der Wasserbezug aus einem auf 
der Liegenschaft gelegenen Brunnen erfolge. Im September 1981 seien im 
Plabutsch-Tunnel Sprengarbeiten durchgeführt worden, wodurch einige 
Brunnen von Nachbarn ihr Wasser verloren hätten. Am 20. September 1981 
sei eine neuerliche Sprengung durchgeführt worden, sodaß das bisher 
reichlich vorhandene Wasser plötzlich versiegt sei. Am nächsten Tag sei sei­
tens der B~uleitung die. Herste~lung einer provisorischen Wass~rl~itung bis 
zum Bau emer endgültigen Leitung zugesagt worden. Nun seI dIe Haupt­
wasserleitung zwar verlegt worden, doch sei noch kein einziges Haus ange­
schlossen. In der Unterlassung entsprechender der Wasserversorgung die­
nenden Maßnahmen liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Bauten und Technik fest, daß der Beschwerde Be­
rechtigung zukam. Obwohl nämlich die Beeinträchtigung des Grundwas­
sers durch Sprengungen beim Stollenvortrieb des Plabutsch-Sondierstollens 
nicht ausgeschlossen werden konnte, wurden entsprechende eingehende 
Untersuchungen erst nach dem Einschreiten der VA durchgeführt, die das 
Zutr~ff~n der Behauptungen der B.eschwerdeführer bestätigt~n . Der Bun­
desmInIster für Bauten und TechnIk veranlaßte daher noch 1m Zuge des 
Prüfungsverfahrens, daß die Liegenschaft der Beschwerdeführer im Zuge 
der Ersatzwasserversorgung an das öffentliche Wasserversorgungsnetz der 
Stadt Graz auf Kosten der Bundesstraßenverwaltung angeschlossen wurde. 
Damit wurde der Beschwerdegrund behoben. 

2.12 Nachteile bei der Waldbewirtschaftung infolge des Baues der Tauemauto­
bahn 
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VA 37 B-2182 BM 1150/82 

M . und K. Sch., Flachau, Salzburg, brachten in ihrer Beschwerde an die VA 
vor, sie besäßen taleinwärts der Ortsgemeinde Flachau einen zirka 35 ha 
großen Wald, der ursprünglich von der mittleren Hanglage bis zum Talbo­
den gereicht habe und dessen Holz gefahrlos im Bodenzug abgelassen wer­
den konnte. Vor einigen Jahren sei jedoch die Tauernautobahn gebaut 
worden. Anläßlich der Schlußgrundeinlösung der Scheitelstrecke sei verein­
bart worden, daß hinsichtlich der Holzbringung aus dem Wald der Be­
schwerdeführer eine gesonderte Regelung erfolgen werde. Man sei über­
eingekommen, daß ein Gutachten zur Festlegung der notwendigen Maß­
nahmen erstellt werden sollte. Dazu habe sich die Autobahnverwaltung ei­
nes Zivilingenieurs bedient, während die Beschwerdeführer die fachliche 
Hilfestellung der Landesforstinspektion Salzburg in Anspruch genommen 
hätten. Obwohl beide Fachgutachten bezüglich der technischen Maßnah­
men ähnlich gewesen seien, hätten die Beschwerdeführer verlangt, daß man 
das Gutachten der Landesforstinspektion verwirkliche, weil sie den Ein­
druck gehabt hätten, daß es genauer ausgearbeitet sei. Dies sei jedoch von 
der Autobahnverwaltung mit der Begründung abgelehnt worden, daß die 
im Gutachten des Zivilingenieurs enthaltenen Maßnahmen für die Sicher-
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heit ausreichend wären. Daraufhin hätten die Beschwerdeführer ersucht, 
man solle mit jenem Geld, weiches ihnen als Entschädigung angeboten 
worden sei, die Sicherung der Autobahn durchführen, damit bei allfälligen 
Arbeiten im Wald keine Gefährdung für die Fahrbahn entstehe. Dieser 
Vorschlag sei ebenfalls abgelehnt worden. Inzwischen sei es zu einer neuer­
lichen Verhandlung gekommen, in der die Autobahngesellschaft vorge­
schlagen hätte, das Waldgrundstück der Beschwerdeführer mit einer Ver­
ordnung nach § 22 Bundesstraßengesetz 1971 abzudecken. Diesen Vor­
schlag hätten die Beschwerdeführer im Vertrauen auf die Ausführungen 
des Verhandlungsleiters zugestimmt, obwohl sie den Inhalt der Bestim­
mung nicht gekannt hätten. Mit der Leistung der Unterschrift sei jedoch 
die Verhandlungsbereitschaft der Autobahnverwaltung zusehends gesun­
ken. Man habe immer wieder betont, daß Sicherungsmaßnahmen nicht 
mehr erforderlich seien, und habe schließlich für den Fall von Unfällen die 
Schuld von vornherein den Beschwerdeführern angelastet. Bei der weiteren 
Verhandlung habe sich die Autobahngesellschaft die Reallast der 
bannwaldähnlichen Bewirtschaftung einräumen lassen, wobei es den An­
schein habe, daß die Beschwerdeführer über die Folgen einer allfälligen 
schriftlichen Zustimmung nicht ausreichend informiert worden seien. Die 
Beschwerdeführer seien nicht damit einverstanden, daß ihr Wald zum 
Bannwald erklärt worden sei und nur unter größten Schwierigkeiten, die 
sich bereits existenzbedrohend auswirkten, bewirtschaftet werden könne. In 
der Vorgangsweise der Autobahnverwaltung liege ein Mißstand im Bereich 
der Verwaltung. 

Im Prüfungsv.er:fahren stellte die VA nach ~inholung von Stell~n~nahmen 
des BundesmlOlsters für Bauten und TechOlk und des BundsmlOlsters für 
Land- und Forstwirtschaft fest, daß die Tauern Autobahn AG mit den Be­
schwerdeführern am 6. Dezember 1982 ein Übereinkommen betreffend die 
:ßeallast der bannwaldähnlichen Bewirtschaftung zugunsten der Republik 
Osterreich - Bundesstraßenverwaltung A (Tauern Autobahn AG) - ab­
geschlossen hatte. Durch diese Vereinbarung wurde sowohl das forstrecht­
liche, als auch das zivilrechtliche Verfahren beim Landesgericht Salzburg 
bere,inigt. ~a die z~r Herstellung der Sicherheit d~r A 10 Tauern. Autoba.hn 
sowie für die Abwicklung des Verkehrs erforderltchen Anlagen Im Bereich 
des Waldgrundstückes der Beschwerdeführer erst vor kurzem fertiggestellt 
worden war, konnte die Verordnung des Landeshauptmannes von Salz­
burg, LGB!. Nr. 16/1980, nicht aufgehoben werden. Die Bundesstraßenbe­
hörde Salzburg überpüfte am 5. Oktober 1983, ob die in der Zwischenzeit 
von den Beschwerdeführern ausgeführten Maßnahmen ausreichen, die Si­
cherheit der A 10 Tauern Autobahn und des Verkehrs auf ihr zu gewährlei­
sten. Nach dem dazu erstellten Amtssachverständigengutachten war dies 
der Fall, sodaß der Grund für die seinerzeitige Erlassung der Verordnung 
des Landeshallptmannes von Salzburg, LGB!. Nr. 16/1980, wegfiel und um 
ersatzlose Aufhebung der Verordnung ersucht wurde. Da diese Verord­
nung in der Folge aufgehoben wurde, sodaß die Bewirtschaftung des Wal­
des wieder ohne durch den Autobahnbau bedingte rechtliche Einschrän­
kungen möglich ist, wurde der Grund für die Beschwerde behoben. Wei­
tere Veranlassungen der VA waren daher entbehrlich. 
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2.13 Ungerechtfertigte Rückforderung eines Enteignungsteilbetrages 
VA 43 B-2/82 

104 

R. Sch. aus Lafnitz, Steiermark, brachte bei der VA folgende Beschwerde 
vor: 

Mit Bescheid des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung vom 
10. September 1973 seien ihm aus dem Gutsbestand seiner Rechtsvorgän­
ger, der Ehegatten J. und R. K., Teile der Grundstücke Nr. 68111, 670/2 
und 670/1 für den Ausbau der Wechsel-Bundesstraße im Baulos "Limbach­
Lafnitz" enteignet worden. In Auflage 4 sei festgelegt worden, daß zu viel 
ausbezahlte Entschädigungsbeträge infolge geringerer Flächeninanspruch­
nahme binnen vier Wochen nach schriftlicher Aufforderung durch die Bun­
desstraßenverwaltung an diese zurückzuzahlen seien. Mit Schreiben vom 
28. Mai 1982 sei er aufgefordert worden, gemäß dieser Bescheidauflage ei­
nen Betrag von 630 S an die Baubezirksleitung Hartberg zur Einzahlung zu 
bringen. 

Er erblicke in dieser an ihn gerichteten Rückzahlungsaufforderung von 
630 S deshalb einen Mißstand in der Verwaltung, weil nicht er, sondern 
sein Rechtsvorgänger mit dem seinerzeitigen Bescheid enteignet worden 
und diesen auch d~e Entschädigung zugeflossen sei. Deshalb sei er der Mei­
nung, daß auch dIese zur Zahlung zu verhalten gewesen wären. 

Im Prüfungsverfahren der VA stellte sich heraus, daß mit Bescheid des Lan­
deshauptmannes von Steiermark vom 10. September 19('3 der Bundesstra­
ßenverwaltung die Inanspruchnahme von Grundstücken und Dienstbarkei­
ten im Zuge des Ausbaues der Wechsel-Bundesstraße im Baulos Lim~ach­
Lafnitz bewilligt wurde. Unter anderem wurden in einem gütlichen Uber­
eink<;>mmen mit den Rechtsvorgä~~ern des Beschwerdeführers im Besitz 
Lafmtz 45, J. und R. K., TeIlinanspruchnahmen der Grundstücke 
Nr. 68111, 670/2 und 670/1 vereinbart, weiters Teilinanspruchnahmen des 
Grundstückes Nr. 654. Für die Inanspruchnahme dieser Grundstücke sowie 
für Obstbaumablösen, Weginstandsetzungen und die Versetzung einer 
Hütte wurde mit den Rechtsvorgängern des Beschwerdeführers ein Ent­
schädigungsbetrag von 2.3 130 S v~reinbart. Diese Vereinbarung erfolgte 
unter der Auflage, daß dIe endgültige Abrechnung erst nach Abschluß der 
Bauarbeiten und Feststellung der tatsächlich in Anspruch genommenen 
Grundflächen erfolgen werde und zuviel ausbezahlte Entschädigungsbe­
träge infolge geringerer Flächeninanspruchnahmen nach schriftlicher Auf­
forderung an die Bundesstraßenverwaltung zurückzubezahlen sei. Weiters 
wurde vereinbart, daß eine gesonderte Vergütung für vorübergehende 
Grundinanspruchnahmen zu leisten sei. Mit Schreiben vom 28. Mai 1982 
~urde vom Beschwerdeführer als Besitznachfol~er. nach den E.hegatten K. 
em Rückzahlungsbetrag von 630 S begehrt, weil dIe ursprünglich vorgese­
hene Inanspruchnahme von Teilen des Grundstückes Nr. 654 nicht erfolgt 
war. 

Der Beschwerde kam grundsätzlich Berechtigung z~ . Wie sich nämlich aus 
dem im straßenrechtlichen Bescheid enthaltenen Uberein~ommen ergibt, 
wurde es seitens der Straßenbehörde verabsäumt, die im Ubereinkommen 
festgelegten Verpflichtungen rechtswirksam auch für die Rechtsnachfolger 
zu begründen, was zur Folge hatte, daß ein Rückzahlungsanspruch dem 
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Beschwerdeführer gegenüber aus diesem Übereinkommen - anders als 
wenn die Grundinanspruchnahme in einem Enteignungsbescheid mit ding­
licher Wirkung erfolgt wäre - nicht auf den Beschwerdeführer als Rechts­
nachfolger übergegangen ist. Die Bundesstraßenverwaltung hätte daher nur 
die Möglichkeit gehabt, den ausgewiesenen Betrag von den Recht?yorgän­
gern des Beschwerdeführers einzuheben, weil diese allein aus dem Uberein­
kommen berechtigt und verpflichtet worden waren. Allerdings sind dem 
Beschwerdeführer die durch die Minderinanspruchnahme verbliebenen Flä­
chen in seinem Gutsbestand zugewachsen, sodaß seitens der Rechtsvorgän­
ger gegen den Beschwerdeführer ein Ausgleichsanspruch in der Höhe des 
Betrages von 630 S bes~.anden hätte. In der Zwischenzeit wurde mit dem 
Beschwerdeführer ein Ubereinkommen in der Weise abgeschlossen, daß 
der aushaftende Betrag mit einer vorübergehenden Inanspruchnahme von 
100 m2 seiner Liegenschaft für die Errichtung eines Wasserablaufes gegen­
verrechnet wurden, womit der Grund für die Beschwerde behoben er­
scheint. 

Die VA vertritt dazu die Auffassung, daß Unzukömmlichkeiten, wie sie im 
vorliegenden BeschwerdefaI!. aufgetreten sind, nur dadurch hätten vermie­
den werden können, daß Ubereinkommen auch mit rechtsverbindlicher 
Wirkung für die Rechtsnachfolger ausgestattet werden, um unnötige Re­
greßverfahren zwischen Besitzvorgängern und Besitznachfolgern zu ver­
meiden. 

2.14 Versiegen von Brunnen durch Drainagierungen im Zuge eines Bundesstra­
ßenbaues 
VA 65 B-2I82 
GZ.: BM 129/83 

E. R. aus Suben, Oberösterreich, erhob bei der VA Beschwerde dagegen, 
daß durch die Anlage einer Drainage beim Bau der Innkreis Autobahn ein 
beträchtliches Absinken des Grundwasserspiegels herbeigeführt worden sei, 
sodaß der Hausbrunnen des Beschwerdeführers versiegt sei. Das Anwesen 
des Beschwerdeführers müsse durch die freiwillige Feuerwehr mit Wasser 
versorgt werden. Darin liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren der VA wurde nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft und des Bundesmini­
sters für Bauten und Technik festgestellt, daß mit Bescheid des Landes­
~.auptmannes von Oberösterreich vom 21. Dezember 1979 der Republik 
Osterreich, Bundesstraßenverwaltung, Abteilung Autobahnen, die wasser­
rechtliche Bewilligung für die Einleitung der im Zuge des Ausbaues der A 8 
Innkreis Autobahn im Baulos 1 Suben, Anschlußstelle Suben, gesammelten 
Oberflächenwässer in die Gstöttnerbucht des Innflusses sowie für die Er­
richtung und den Betrieb der dafür dienenden Anlage erteilt wurde. Nach 
dieser Klärung wurde nochmals Kontakt mit der Abteilung Autobahnen 
a~fgenommen. Dabei wurde durch den Vertreter der g~nannten Abteilung 
em Planauszug über das Baulos Suben übergeben und 1m Anschluß daran 
eine nochmalige Prüfung durchgeführt. Aus Anlaß dieser Prüfung wurde 
auf SachverStändigenbasis festgestellt, daß die vom Beschwerdeführer ange­
führten Beeinträchtigungen nicht auf das vorerwähnte wasserbauliehe V or­
haben zurückzuführen sind, sondern die Ursachen dafür nur im Autobahn-

105 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)106 von 202

www.parlament.gv.at



bau selbst zu suchen sind. Die Beeinträchtigungen entstanden nach den 
Feststellungen des von der VA beigezogenen Sachverständigen aus dem 
Anschneiden entsprechender Schichten durch den Autobahnbau. 

Nach der derzeitigen Rechtslage stellt der Bau der Autobahn selbst keinen 
nach dem Wasserrechtsgesetz bewilligungspflichtigen Tatbestand dar, wo­
mit eine Behandlung im wasserrechtlichen Verfahren in der Regel verwehrt 
ist. Wenn aber ein öffentlich-rechtlicher Bewilligungstatbestand fehlt, so ist 
es der Verwaltungsbehörde auch verwehrt, über Entschädigungsforderung 
zu entscheiden. Es besteht daher für den Beschwerdeführer nur die Mög­
lichkeit, allfällige Ersatzansprüche im zivilgerichtlichen Weg geltend zu 
machen. 

Die VA nimmt den Beschwerdefall zum Anlaß, darauf hinzuweisen, daß 
die Errichtung der Autobahn durch Bundesgesetz erfolgt und daher dem 
eintretenden Schaden das Erfordernis der Rechtswidrigkeit fehlt, das für 
Schadenersatzleistungen ausschlaggebend ist. So ist zu bedenken, daß auch 
im Gerichtsweg ein Schadenersatzanspruch nicht durchsetzbar sein wird. 
Die VA regt daher an, für den Bau von Bundesstraßen auch außerhalb was­
serrechtlich besonders geschützter Gebiete eine Wr. Bewilligungspflicht 
vorzusehen. 

2.15 Nichterfüllung von Vorschreibungen anläßlich der Sanierung einer Müll­
deponie 

106 

VA K 89 B-2181 
LAD-1821111984 

E. L. aus Heiligenblut, Kärnten, führte bei der VA Beschwerde darüber, 
daß die Gemeinde Heiligenblut den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft 
Spittal/Drau betreffend die Errichtung einer Mülldeponie in einigen Punk­
ten nicht erfüllt habe. Sie habe keinen Abstand zum Rasslbach eingehalten, 
sondern in dessen Bachbett Müll abgelagert, sodaß das Wasser aufgestaut 
werde und der Bach durch die Deponie fließe. An der Ostseite der Deponie 
seien bis heute weder Erlen noch schnellwachsende Bäume gepflanzt wor­
den. Auch eine Humusierung der Deponie sei unterblieben. Das Rasslbachl 
werde nicht abgeleitet; die Absicherung des Möllflusses sei unterlassen 
worden. Beachtlicher Schaden sei dem Beschwerdeführer dadurch entstan­
den, daß die Gemeinde den Müll in loser Form und nicht in Säcken auf der 
Deponie ablagere, wodurch Papier in das umliegende Weideland geweht 
werde. Darin erblicke er einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von . Stellun!?nahme~ 
des Landeshauptmannes von Kärnten fest, daß am 28. Mal 1983 eme örtli­
che mündliche Verhandlung in Heiligenblut durchgeführt wurde, bei der 
die Gemeinde glaubhaft versichern konnte, daß die Sanierungsmaßnahmen 
aus Gründen der Verzögerung des Kraftwerksbaues E-Werk Möll und der 
erst. verspäteten M?glichkei~ der H~~usentnahme ins S~ocken geraten. sei. 
Weiters erklärte die Gememde Helhgenblut ausdrücklich, daß sämtliche 
Sani~.rungsarbeiten bis spätestens 22. Juli 1983 erfüllt werden. Eine neuerli­
che Uberprüfung ergab am 25. Juli 1983, daß sämtliche Sanierungsarbeiten 
durchgeführt wurden. Nur die Ableitung des Rassbachls sei zu diesem Zeit­
punkt noch nicht erfolgt. Die Erfüllung dieser Auflage wurde bis spätestens 
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1. Oktober 1983 vereinbart. Mit Schreiben vom 28. November 1983 teilte 
die Gemeinde Heiligenblut der Bezirkshauptmannschaft Spittal/Drau mit, 
daß auch die Verlegung des Rasslbachls durchgeführt und sämtliche Aufla­
gen erfüllt wurden. 

Damit war der Grund für die berechtigte Beschwerde weggefallen; weitere 
Veranlassungen der VA waren entbehrlich. 

2.16 Wilde peponien 
VA NO 19 B-2/81 
BM 68/81 

O. P. aus Wien beschwerte sich bei der VA, daß sein Haus und die Liegen­
sc~aft in .Klement (Großgemeinde Er~stbrunn, Nie?erösterreich) immer 
wieder bel starken Regenfällen durch die von den Leiser Bergen kommen­
den Oberflächenwässer offensichtlich dadurch bedroht seien, daß deren 
A~leitung ungen~gend .sei. I.n unmittelbar~r Nachbarsc~aft der erwähnten 
Liegenschaft bef10de sich em Rohbau. Eigentümer sei H . S., der Autos 
abwrackt, offensichtlich ohne irgendeine Befugnis. Durch das Abwracken 
der Autos befürchte P. eine Verseuchung des Grundwassers, aus dem er 
überwiegend sein Wasser beziehe, obwohl er auch an das öffentliche Was­
s~rnetz anges~hlossen s.ei. Am 27. Juni 1980 s.ei angeblic~ f~r ?ie vermu.tlich 
nIcht genehmigte Betnebsstätte des K. S. eme KommlSSlOnIerung seitens 
der ~andesre~ierung ang~setzt gewesen. Die .Zuf~hrt befände sich, obwohl 
es sich um emen öffentlichen Weg handle, 10 emem sehr schlechten Zu­
stand, nicht zuletzt auch wegen der Benützung durch landwirtschaftliche 
Fahrzeuge. Die Frage der Erhaltung dieses Weges in einwandfreiem Zu­
stand durch die Gemeinde sei ebenfalls zu prüfen. Er sehe in den geschil­
derten Umständen einen Mißstand in der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft sowie des Landeshaupt­
mannes von Niederösterreich fest, daß der Zufahrtsweg in Ordnung ge­
bracht und unter Einschaltung der Wasserrechtsbehörde verfahrensrechtli­
che Schritte mit folgendem Ergebnis unternommen wurden: Die Bezirks­
hauptmannschaft Korneuburg erließ am 17. Juli 1981 eine einstweilige Ver­
fügung mit der Auflage an K. S., di~ sich auf Parzelle Nr. 29012, KG Kle­
ment, befindlichen Leergebinde (Olfässer), sämtliche Motoren und Au­
towracks unverzüglich zu entfernen und der Bezirkshauptmannschaft Kor­
neuburg einen Bericht über die Entfernung binnen einer Woche nach Zu­
stellung der einstweiligen Verfügung vorzulegen. Darüber hinaus wurde 
jede weitere Ablagerung von Autowracks und der Ausbau von Motoren un­
tersagt. Weiters wurde gemäß § 64 Abs. 2 AVG 1950 einer allfälligen Beru­
fung gegen diese einstweilige Verfügung die aufschiebende Wirkung aber­
kannt. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft teilte mit Schrei­
ben vom 10. März 1982 mit, daß die Mißstände als beseitigt angesehen 
werden können. 

Ungeachtet dieser Zusagen trat keinerlei Verbesserung in der Situation ein. 
Der Beschwerdeführer mußte sich neuerlich an die VA wenden. Die VA 
holte daraufhin eine weitere Stellungnahme des Landeshauptmanne~. von 
Niederösterreich ein. Darin wurde ausgeführt, daß eine unangesagte Uber-
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prüfung durch die Bezirkshauptmannschaft Korneuburg unter Beiziehung 
eines Organes des Gebietsbauamtes, die ungeordnete Lagerung von Ge­
rümpel und Kfz-Teilen bestätigte. Mineralöle seien nicht und die in den 
Kfz-Teilen I?1öglic~erweise enthaltenen Ö lreste nur geringfügig vorhanden 
gewesen. Dle Bezlrkshauptmannschaft Korneuburg könne daher weder 
wasser- noch gewerbepolizeiliche Maßnahmen setzen, da es sich nicht um 
eine gewerbliche Tätigkeit handle. Es sei ihr auch verwehrt, als Natur­
schutzbehörde einzuschreiten, da die Parzelle Nr. 29012, KG Klement, im 
Bauland liege. Die Bezirkshauptmannschaft habe daher keine gesetzliche 
Möglichkeit zur Verfügung, die Beseitigung der - das Grundwasser nicht 
gefährdenden - Lagerung von bloßem Gerumpel anzuordnen. Eine be­
hördliche Veranlassung durch die Bezirkshauptmannschaft konnte daher 
nicht erfolgen. 

Dieser Ansicht mußte sich die VA anschließen. Der Beschwerdegrund 
konnte angesichts der geltenden Rechtslage nicht behoben werden. 

2.17 Säumnis bei der Anweisung eines Zuschusses aus dem Wasserwirtschafts­
fonds 

108 

VA OÖ 135 B-2/82 

M. G. aus Ostermiething, OÖ, erhob am 29. November 1982 bei der VA 
Beschwerde. Sie führte darin an, daß sie auf ihrer Liegenschaft einen Brun­
nen habe bohren)assen. Für diese Baumaßnahme habe sie Förderungsmittel 
vom Amt der 00. Landesregierung sowie eine Förderungszusicherung des 
Bundesministers für Bauten und Technik erhalten. Der Brunnen sei im Au­
gust 1982 fertiggestellt und eine Rechq..ung über 123900 S ausgestellt wor­
den. Kurz darauf habe das Amt der 00. Landesregierung den Förderungs­
beitrag in Höhe von 37 000 S geleistet. Der für die Bf. vorgesehene Beitrag 
von zirka 50 000 S sei fast zur Gänze von ihr bereits beglichen worden. Da 
der vom Bundesminister für Bauten und Technik zugesagte Fondsbeitrag 
von 37000 S bis jetzt noch nicht beglichen worden sei und der Brunnen­
bauer mit einer Zivilklage drohe, erblicke sie in der Säumigkeit des Bundes­
ministers für Bauten und Technik einen Mißstand im Bereich der Verwal­
tung. 

Im Prufungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Bauten und Technik fest, daß die Erledigung der 
Endabrechnung für einen der Beschwerdeführerin gewährten Beitrag aus 
Mitteln des Wasserwirtschaftsfonds für die Errichtung eines Brunn~ns we­
gen des Fehlens einer Bestätigung des Landeshauptmannes von 00. über 
die Gewährung eines Landesbeitrages verzögert worden war. Gemäß § 10 
Abs. 1 des Wasserbautenförderungsgesetzes in der Fassung des Bundesge­
setzes BGBl. Nr. 320 ist für die Gewährung des Bundesbeitrages die Bewil­
ligung eines Beitrages aus Landesmitteln in gleicher Höhe Vorau~~etzung. 
Eine diesbezügliche Bestätigung des Landeshauptmannes von 00 wurde 
letztmalig fernmündlich am 10. Jänner 1983 angefordert. 

Die VA erkannte der Beschwerde wegen der vorliegenden Säumigkeit Be­
rechtigung zu. 
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Aufgrund des Einschreitens der VA veranlaßte die Verwaltung des Wasser­
wirtschaftsfonds unvorgreiflich der endgültigen Feststellung des Förde­
rungsbetrages, die Zuzählung eines Betrages in der Höhe von 37 000 S an 
die Beschwerdeführerin, wodurch der Beschwerdegrund behoben wurde. 

3 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

Allgemeines 

Den Ressortbereich des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft 
betreffend wurden im Berichtszeitraum 117 Beschwerden an die V olksan­
waltschaft herangetragen. Die Beschwerden betrafen zum überwiegenden 
Teil Versäumnisse der Wasserrechtsbehörden I. Instanz. So wird immer 
wieder in Beschwerde gezogen, daß Anzeigen wegen Verunreinigung des 
Grundwassers bzw. wegen Verunreinigung von Hausbrunnen entweder 
nicht oder nur sehr schleppend nachgegangen wird. Als besonderes Pro­
blem erweisen sich in diesem Zusammenhang die zahlreichen "wilden" 
Mülldeponien, die häufig auch von Gemeinden selbst oder doch unter de­
ren Mitwirkung angelegt und betrieben werden, ohne daß hiefür eine was­
serrechtliche Bewilligung eingeholt wird. Die nachteiligen Auswirkungen 
für die unmittelbar Betroffenen haben zu einer verstärkten Inanspruch­
nahme der VA auf diesem Gebiet geführt, wenn die zuständigen Wasser­
rechtsbehörden nicht von sich aus die erforderlichen Veranlassungen tref­
fen. Im besonderen sei darauf hingewiesen, daß die in 1. Instanz zuständi­
gen Wasserrechtsbehörden zum Teil noch von der unrichtigen Rechtsmei­
nung ausgehen, es bestehe für derartige Deponien keine wasserrechtliche 
Bewilligungspflicht. Es erschiene der VA deshalb empfehlenswert, aus ge­
gebenem Anlaß bei den Unterbehörden eine KlarsteIlung herbeizuführen. 

Im Rahmen der durch das Wasserrechtsgesetz dem Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft eingeräumten Gestaltungsmöglichkeiten wurden 
zur generellen Bewältigung dieses Problems einerseits Richtlinien für ge­
ordnete Mülldeponien erlassen, andererseits die nachgeordneten Wasser­
rechtsbehörden beauftragt, die Einhaltung der im wasserrechtlichen Ver­
fahren erteilten Auflagen vom Amts wegen entsprechend zu überwachen, 
wobei festgestellte Mängel dem betroffenen Personenkreis unverzüglich 
mitzuteilen wären. Wie bereits ausgeführt, wird aber diesen generellen An­
ordnungen nicht immer in zweckentsprechender Weise nachgekommen, 
wobei dieser Umstand deshalb von besonderer Bedeutung erscheint, da der­
artige Unterlassungen zu Gefahren für das Leben und die Gesundheit von 
Menschen führen können. 

Weiters fällt auf, daß die Behörde sich der ihr obliegenden Entscheidungs­
pflicht auch dort durch Verweisung auf private kostspielige Untersuchun­
gen sowie auf den Zivilrechtsweg zu entziehen sucht, wo sie von Amts we­
gen zur Ermittlung der materiellen Wahrheit verpflichtet ist. Das führt aus­
nahmslos zu einer Verschleppung des Verfahrens sowie auch manchmal zu 
dessen Abwälzung, was in keinem Fall mit Vorstellungen von Prozeßöko­
nomie und Rechtssicherheit gerechtfertigt werden kann. 

109 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)110 von 202

www.parlament.gv.at



3.1 

110 

Ein Teil der Beschwerden betraf die behauptete konsenslose Grundinan­
spruchnahme für wasserbauliche Maßnahmen. Die VA muß immer wieder 
feststellen, daß durch mangelnde Sorgfalt bei der Projektserstellung oder 
-realisierung Grundinanspruchnahmen für wasserbauliche Maßnahmen er­
folgen, die durch den zugrunde liegenden wasserrechtlichen Bewilligungs­
bescheid nicht gedeckt sind. Abgesehen davon, daß derartigen Eingriffen in 
das Eigentumsrecht Dritter durch eine entsprechende größere Sorgfalt von 
vornherein begegnet werden könnte, ist bei tatsächlicher konsensloser 
Grundinanspruchnahme jedenfalls dafür Sorge zu tragen, daß unverzüglich 
mit den betroffenen Grundeigentümern das Einvernehmen hergestellt und 
die Entschädigungsfrage geregelt wird. 

Ein weiteres Problem im Zusammenhang mit Grundinanspruchnahmen für 
wasserbauliche Zwecke besteht darin, daß vor allem bei Regulierungs~!1ter­
nehmen die kostenlose Grundabtretung begehrt wird, andererseits als Aqui­
valent dazu von der Vorschreibung von Beitragsleistungen der Begünstig­
ten Abstand genommen wird. Bei einer derartigen Vorgangsweise muß 
nach Ansicht der VA in besonderem Maße darauf geachtet werden, daß der 
be.troffe~e Perso~en.kreis übe~ di~ Sa~h- .und Rechtslage ausreichend i~for­
mlert wlrd, damlt mcht - wle dles m emzelnen Beschwerdefällen bel der 
VA zutage getreten ist - der Eindruck erweckt wird, es werde Fremd­
grund entschädigungslos in Anspruch genommen. Es wäre auch darauf zu 
achten, daß Formulare, die bei derartigen Grundeinlösungen verwendet 
werden, von ihrer Textierung her nicht den Eindruck einer entschädigungs­
losen Grundinanspruchnahme vermitteln. 

In einem Beschwerdefall mußte die Volksanwaltschaft feststellen, daß in ei­
nem wasserrechtlichen Überprüfungsverfahren eine projektsgemäß vorge­
sehene und .~uch abgerechnete flußbautechnische Herstellung im wasser­
rechtlichen Uberprüfungsverfahren als vorhanden angenommen wurde, ob­
wohl - wie im Prüfungsverfahren der VA durch Sachverständigenbeweis 
erhoben wurde - diese Maßnahme gar nicht zur Ausführung gelangte. 
Der im Kollaudierungsverfahren befaßte wasserbautechnische Amtssach­
verständige hatte sich dah~r aug~nscheinlich nicht an Ort und Stelle davon 
überzeugt, daß der bescheldmäßlgen Auflage entsprochen worden war. Im 
Hinblick auf d~!1 vom Wasserrechtsgesetz vorgezeichneten Zweck des was­
serrechtlichen Uberprüfungsverfahrens erscheint der VA diese mangelnde 
Sorgfalt als besonders gravierend, zumal eine derartige Vorgangsweise die 
verantwortlichen Behördenorgane auch dem Vorwurf einer strafbaren 
Handlung aussetzen könnte (vgl. den unter Punkt 3.4 dargestellten Einzel­
fall) . Der VA erscheint es daher zweckmäßig, zur Vermeidung künftiger 
gleichgelagerter Fälle im Erlaßweg Abhilfe zu schaffen. 

Einzelfälle 

Verfahrensverzögerung bei der Festsetzung einer Entschädigung in einem 
wasserrechtlichen Verfahren 
VA 76 B-3/81 BM 1220 b/81 

E. P. aus Stegersbach, Burgenland, brachte in ihrer Beschwerde vom 
17. Juli 1981 bei der VA vor, sie habe am 16. Oktober 1978 gegen den Be­
scheid des Landeshauptmannes von Burgenland vom 2. Oktober 1978 an 
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den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft bezüglich der Höhe der 
Entschädigung in einem anhängigen wasserrechtlichen Verfahren Berufung 
erhoben und sich hiebei auf ein Erkenntnis de~ Verwaltungsgerichtshofes 
vom 30. Oktober 1979 gestützt, das aufgrund einer Beschwerde gegen den 
Bescheid des Landesagrarsenates beim Amt der Burgenländischen Landes­
regierung vom 10. Juni 1976 ergangen sei. Trotz mehrfacher U rgenzen sei 
das Verfahren bisher nicht abgeschlossen worden. In der Verfahrensverzö­
gerung liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA fest, daß der Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft in einem im Berufungswege erg~!1genen Bescheid ge­
mäß § 111 Abs. 3 des Wasserrechtsgesetzes 1959 ein Ubereinkommen über 
die eingeräumten Zwangsrechte abgeschlossen und beurkundet hatte. 

Die VA erkannte der Beschwerde wegen der la!:gen Verfahrensdauer den­
noch Berechtigung zu. Mit dem Abschluß des Ubereinkommens wurde je­
doch der Beschwerdegrund behoben. 

3.2 Unzureichende Abwasserbeseitigung an einem Mühlbach 
VA 80 B-3/81 BM 2205 e/81 

N. H. aus Schwendt, Tirol, führte bei der VA Beschwerde gegen die Untä­
tigkeit der Wasserrechtsbehörden im Hinblick auf die durch einen Mühl­
bach hervorgerufene Geruchsbelästigung, die es ihm kaum erlaube, Fenster 
und Türen zur Bachseite hin zu öffnen. Die Kläranlage seines Nachbarn sei 
seit dem Jahre 1973 noch nie entleert worden. In der Säumigkeit der Be­
hörde erbl.icke er einen Mißstand im Bereich der yerwaltung. Dies gelte 
auch für die Tatsache, daß gegen den Nachbarn kein Verwaltungsstrafver­
fahren eingeleitet worden sei. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft fest, daß bezüglich der 
Faulanlap-e W. laut wasserre~htlicher Bewilli,?ung der Bezirkshauptmann­
schaft KItzbühel vom 30. Apnl 1968 der NutzInhalt "für acht ständige Per­
sonen" mit 3,27 m3 festgelegt wurde. Die;.Bewilligung erfolgte nach den da­
mals geltenden Vorschriften der alten ONORM, wonach ein Nutzinhalt 
von 0,4 m 3/EWG empfohlen wurde, sodaß diese Bewilligung mit dem sei­
nerzeitigen Stand der Technik übereinstimmt. Die Nachprüfung durch ei­
nen Amtstechniker des Kulturbauamtes ergab, daß die Anlage mit einem 
Nutzinhalt von rund 3 m3 ausgeführt ~urde. Bei dieser unbefristet bewillig­
ten Anlage steht die wasserrechtliche Uberprüfung allerdings noch aus. Die 
weitere nachbarliche Anlage B. wurde entsprechend den Bestimmungen des 
Bescheides der Bezir~shauptmannschaft K!tzbühel vom 26. Juni 198.1 aus­
geführt und für maximal fünf Personen ein Faulraum von 5 m3 ernchtet. 
Die gegenüber der wasserrechtlichen Bewilligung aufgetreter:e Disk:epanz 
entstand dadurch, daß neben dem Wasserverbrauch für drei ständige Be­
wohner ein weiterer durch die Vermietung von vier Fremdenbetten an Tou­
risten anfiel. Für die Objekte S.-G. wurde mit Bescheid der Bezirkshaupt­
mannschaft Kitzbühel vom 23. Dezember 1982 eine Anlage mit einem Fas­
sungsraum von 6 m3 für maximal sechs Personen genehmigt und errichtet. 
Die Ableitung der Abwässer in den Mühlbach wurde damit zwischenzeitig 
behoben. Allerdings besteht auch hier ein Unterschied zwischen der im Be-
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scheid festgehalt~nen Bedarfsgröße von sechs Person~n gegenüber elf. Per­
sonen. In den belden letztgenannten Fällen wurden die Wasserberechugten 
von der Wasserrechtsbehörde darauf aufmerksam gemacht, daß für den 
weiteren aufrechten Bestand des Konsenses um eine Erweiterungsbewilli­
gung und Vergrößerung der Anlagen anzusuchen ist, sodaß in diesen Fäl­
len nach Vergrößerung der Kläranlagen die bestehenden Mißstände beho­
ben werden. Was die Gewässergüte anbelangt, wurden keine optisch wahr­
nehmbaren Mißstände festgestellt; auch eine Geruchsbelästigung war nicht 
festzustellen. In der Folge wurde rechnerisch das Verhältnis der Abwasser­
einleitungen zur Selbstreinigungskraft des Vorfluters untersucht und dabei 
ermittelt, daß bei den derzeit gegebenen Einleitungen und der vorhandenen 
Vorklärung die Gewässergüte 11 und der dafür notwendige Sauerstoffge­
halt gesichert sind. Was die Reinigung der Fischteichanlage D. betrifft, 
stellte die VA durch Einsichtnahme in die wasserrechtlichen Bewilligungs­
unterlagen fest, daß die gehandhabte Form der Reinigung, die ca. eine W 0-

che in Anspruch nimmt und die während dieser Zeit über einzelne Stunden 
Beeinträchtigungen der Wassergüte des Mühlbaches mit sich bringt, durch 
eine wasserrechtli~he Bewillig.ung gedeckt ist. Im übrigen w:ar der Be­
schwerdeführer bel der mündlichen Verhandlung vom 21. Apnl 1971 per­
sönlich anwesend und erhob gegen die Bewilligung der Anlage sowie gegen 
die mit ihrem Betrieb verbundenen Auswirkungen keine Einwendungen. 
Die Dimensionierung dieser Anlage wurde zwischenzeitig den Norm­
erforderungen angepaßt. 

Bei dieser Sach- und Rechtslage bestand daher für die VA für ein weiteres 
Einschreiten keine Veranlassung. 

3.3 Inanspruchnahme von Grundstücken anläßlich einer Flußregulierung 
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VA 83 B-3/81 BM 1204 b/81 

M. Sch. aus Annaberg, Salzburg, brachte in ihrer an die VA gerichteten Be­
schwerde vor, sie sei durch die Lammerregulierung, die mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Hallein vom 12. November 1967 und mit Ergän­
zungsbescheid vom 25. März 1969 wasserrechtlich bewilligt worden war, 
betroffen. Im Bereich ihrer Grundstücke seien über den Konsens hinaus 
Grundstücke in Anspruch genommen worden. Eine Zustimmung der Be­
schwerdeführerin sei nicht eing~holt worden. In der vorangegangenen 
mündlichen Verhandlung seien Ubereinkommen erzielt worden, wonach 
die Beschwerdeführerin für ihre Grundverluste auf dem Regulierungs-Neu­
grund im Verhältnis 1 : 1 natural zu entschädigen gewesen wäre. Auch 
diese Vereinbarung sei nicht eingehalten worden. Nach der Regulierung 
komme es bei regelmäßigen Hochwässern zu Abschwemmungen ihres 
Uferbereiches, wodurch die Beschwerdeführerin auch in ihrem Grundei­
gentum beeinträchtigt sei. In der Vorgangsweise der Behörde liege ein 
Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA stellte nach Einholung von Stellungnahmen des Bundesministers 
für Land- und Forstwirschaft im Prüfungsverfahren fest, daß von der Wild­
bach- und Lawinenverbauung die Lammer im Bereich des Grundstückes 
Nr. 45/2 der Beschwerdeführerin reguliert wurde. Diese Verbauung wurde 
wasserrechtlich bewilligt und im bezüglichen Bescheid der Bezirkshaupt­
mannschaft Hallein festgehalten, daß die Beschwerdeführerin aus dem Re-
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gulierungs-Neugrund für Inanspruchnahme der Parzelle Nr. 45/2 flächen­
gleich zu entschädigen ist und die Wildbach- und Lawinenverbauung die 
Wiederherstellung ir der Grundbuchsordnung durchzuführen hat. Bei der 
wasserrechtlichen Uberprüfung wurde mit Bescheid die bewilligungsge­
mäße Bauausführung festgestellt. 

Der im Auftrag der Wildbach- und Lawinenverbauung erstellte Teilungs­
plan zur Wiederherstellung der Grundbuchsordnung lag bei dieser Kollau­
dierungsverhandlung bereits vor. Dieser Teilungsplan war am 14. Novem­
ber 1969 Gegenstand eines Lokalaugenscheines unter Leitung der Bezirks­
hauptmannschaft Hallein, und es wurde vorgeschlagen, der Beschwerde­
führerin aus dem Regulierungs-Neugrund und für tatsächliche Verluste aus 
ihrer Parzelle Nr. 45/2 eine Entschädigung in doppeltem Ausmaß zu ge­
währen. Dieses Angebot wurde jedoch von der Beschwerdeführerin nicht 
angenommen, weil sie nicht bereit war, doppelt so viel Grund als Entschä­
digung anzunehmen als im seinerzeitigen Bewilligungsbescheid festgelegt 
war. Es wurde sodann ein Flächentausch 1 : 1 vorgenommen und die Be­
schwerdeführerin im gleichen Ausmaß in natura entSchädigt, wie dies der 
Größe der Parzelle Nr. 45/2 entsprach. In der Folge konnte jedoch, durch 
mehrere Rechtsmittelverfahren bedingt, die Berichtigung des Grundbuch­
standes nicht erfolgen, weil dieses Rechtsmittelverfahren für die Grund­
buchseintragung von präjudizieller Bedeutung war. Erst im Jahr 1980 
konnte ein neuer Teilungsplan erstellt werden, der auch die Grundinan­
spruchnahme durch den Straßenbau berücksichtigte. Mit Schreiben vom 
12. Juni 1979 ersuchte die Gebietsbauleitung um behördliche Entscheidung 
über die Auf teilung des Regulierungs-Neugrundes. A.J!I 9. Feber 1984 fand 
diesbezüglich eine Ortsverhandlung statt, bei der ein Ubereinkommen .. auch 
hinsichtlich der .wild~achregulierung getr<?ffe,: wur?e. Nach diesem Uber­
emkommen erhielt die Beschwerdeführenn eme direkte Zufahrt von der 
Bundesstraße und die von ihr beanspruchten Grundflächen, womit der Be­
schwerdegrund behoben wurde. 

3.4 Beeinträchtigungen einer Wasseranlage durch Errichtung eIDer neuen 
Brücke und durch Teilregulierung eines Gewässers 
VA 93 B-3/81 ZI. 14395/09-14/84 

H. P. aus Zipf, Oberösterreich, führte in seiner Beschwerde an die VA im 
wesentlichen aus, daß durch die Errichtung der neuen Vöcklabrücke im 
Zuge der Frankenburger Landesstraße sowie die damit zusammenhängende 
Teilregulierung der Vöckla eine Beeinträchtigung der Wehranlage seines 
Sägewerkes in Langwies eintrete. Die Begradigung der Vöckla führe insbe­
sondere bei mittleren und größeren Hochwässern zu einer Erhöhung der 
Fließgeschwin~igkeit des Gewässers, wodurch der Druck auf seine Wehr­
anlage wesenthch vergrößert werde. Auch werde Schwemmgut und Unrat 
direkt vor die Turbinen getrieben und es könne der Einlaufrechen hievon 
nicht mehr freigehalten werden. In den wasserrechtlichen Verhandlungen 
über das Brücken- und Teilregulierungsprojekt habe er stets auf die oa. Be­
einträchtigungen hingewiesen und entsprechende Schutzmaßnahmen ge­
fordert, die aber nur zu einem geringen Teil berücksichtigt worden seien. 
Unter anderem sei die Errichtung einer Sohlgurte zur Vermeidung von 
Sohleneintiefungen vorgeschrieben wo~den, doch bezweifle er, daß diese 
Maßnahme auch ausgeführt worden seI. In den mangelhaften Vorkehrun-
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gen zum Schutze seiner Wasseranlage durch die zuständige Wasserrechts­
behörde erblicke er einen Mißstand im Bereich der Verwaltung, zumal sich 
zwischenzeitig gezeigt habe, daß die von ihm befürchteten nachteiligten 
Auswirkungen auf seine Anlage tatsächlich eingetreten seien und zu Schä­
den geführt hätten. 

Der im Zuge des Prüfungsverfahrens um Stellungnahme ersuchte Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft teilte der Volksanwaltschaft nach 
Einholung eines Berichtes des Landeshauptmannes von Oberösterreich mit, 
daß aufgrund der im wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren eingeholten 
Sachverständigengutachten bei Einhaltung der vorgeschriebenen Auflagen 
mit keinen Nachteilen für die im Eigentum des Beschwerdeführers ste­
hende Wasserkraftanlage zu rechnen sei. Insbesondere durch den in Auf­
lage 2 vorgesehenen Einbau einer Sohlgurte bei Flußkilometer 18,33 sei 
dem Begehren des Beschwerdeführers auf Maßnahmen zur Reduzierung 
der Fließgeschwindigkeit entsprochen worden. Darüber hinaus sei in Auf­
lage 10 des Bewilligungsbescheides dem Beschwerdeführer als Fischereibe­
rechtigtem eine Entschädigung zuerkannt worden. Daß der Beschwerde­
führer mit dem Verhandlungsergebnis einverstanden gewesen sei, ergebe 
sich schon aus dem Umstand, daß er gegen den wasserrechtlichen Bewilli­
gungsbescheid kein Rechtsmittel ergriffen habe. Die im wasserrechtlichen 
Uberprüfungsverfahren vom Beschwerdeführer neuerlich erhobenen Ein­
wendungen seien abzuweisen gew.~sen, da Gegenstand des Kollaudierungs­
verfahrens nur die Prüfung der Ubereinstimmung der errichteten Anlage 
mit dem wasserrechtlich bewilligten Projekt se!. und Einwendungen, die im 
Bewilligungsverfahren vorzubringen seien, im Uberprüfungsverfahren nicht 
mehr berücksichtigt werden könnten. Auch die vom Beschwerdeführer vor­
gebrachten Schadenersatzansprüche seien nicht .von der Wasserrechtsbe­
hörde zu behandeln, sondern nach den allgememen Schadenersatzregeln 
des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches bei den ordentlichen Gerich­
ten geltend zu machen. 

Zur Beurteilung der vom Beschwerdeführer im wasserrechtlichen Bewilli­
gungsverfahren erhobenen Einwendungen holte die Volksanwaltschaft ein 
Gutachten von Un!v.-?rof. Di~l.-Ing. Dr. F~rdinand Kastanek, Universität 
für Bodenkultur, em, 10 dem die grundsätzlIchen Bedenken des Beschwer­
deführers im Hinblick auf eine Erhöhung der Fließgeschwindigkeit bestä­
tigt werden. Anläßlich des Lokalaugenscheines des Sachverständigen am 
20. Mai 1982 wurde darüber hinaus festgestellt, daß die in Spruchab­
schnitt I Pkt. 2 der Auflagen vorgesehene Sohlgurte nicht errichtet worden 
war. Bezüglich des Verlegens des Einlaufrechens zur Turbine empfahl der 
Sachverständige die Anordnung einer Tauchwand bzw. eines Schwimmbal­
kens. Derartige Vorkehrungen waren im Bewilligungsbescheid nicht ange­
ordnet worden, die gutächtlichen Ausführungen zeigen aber, daß das Be­
schwerdevorbringen nicht nur hinsichtlich der Sohlgurte, sondern auch hin­
sichtlich der Unterlassung von geeigneten Vorkehrungen zum Schutze der 
Anlage des Beschwerdeführers den Tatsachen entsprach. 

Die vom Gutachter der VA getroffenen Schlußfolgerungen und der im 
Prüfungsverfahren von der VA erhobene, das Beschwerdevorbringen bestä­
tigende Sachverhalt wurden sodann neuerlich dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft mit dem Ersuchen um Stellungnahme übermit­
telt. In den hiezu abgegebenen Ausführungen des Bundesministers für 
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Land- und Forstwirtschaft wird nicht bestritten, daß die vorgeschriebene 
Sohlgurte nicht ausgeführt worden war, ~.ine Begründung hiefür jedoch 
nicht gegeben. Was das wasserrechtliche Uberprüfungsverfahren anlangt, 
wurde dahingehend Stellung genommen, daß sich die Wasserrechtsbehörde 
auf die Aus?age der Konsenswerberin verlassen hätte und dem Sachverstän­
digen eine Vberprüfung infolge des hohen Wasserstandes nicht möglich ge­
wesen sei. Uberdies wurde - im Gegensatz zur ersten, im Prüfungsverfah­
ren eingeholten Stellungnahme des Bundesministers für Land- und Forst­
wirtschaft - nun erklärt, daß die unterbliebene Sohlgurte nicht eine Maß­
nahme zum Schutz der Anlage des Beschwerdeführers darstelle, sondern 
Sohleneintiefungen der Vöckla vermeiden soll. Aus dem beiliegenden Er­
gänzungsbericht der zuständigen Fachabteilung des Amtes der Oberöster­
reichischen Landesregierung konnte jedoch entnommen werden, daß der 
Auftrag zur nachträglichen Herstellung der Sohlgurte erteilt worden war. 
Die Bauausführung der Sohlgurte wurde sodann im Zuge eines weiteren 
Ortsaugenscheines des SachverStändigen der VA im Sommer dieses Jahres 
festgestellt. 

Die VA ging bei Beurteilung des vorliegenden Beschwerdefalles von fol­
genden rechtlichen Erwägungen aus: 

Das Land Oberösterreich, vertreten durch die Oberösterreichische Landes­
straßenverwaltung, legte im Jahre 1973 ein Teilregulierungsprojekt der 
Vöckla zur wasserrechtlichen Bewilligung vor, um die aus verkehrstechni­
schen Grün~en e~forderlic~e N eutrassierung der F~ankenburger Landes­
straße und die Ernchtung einer neuen Brücke über die Vöckla durchführen 
zu können. Durch dieses Projekt wurde die im Eigentum des Beschwerde­
führers stehende Wasserkraftanlage in Langwies berührt, sodaß dem Be­
schwerdeführer ParteisteIlung in dem gegenständlichen Wasserrechtsver­
fahren zukam. In Wahrnehmung seiner ParteisteIlung begehrte der Be­
schwerdeführer sowohl in den beiden was?errechtlichen Bewilligungsver­
handlungen als auch im wasserrechtlichen Uberprüfungsverfahren Schutz­
maßnahmen zugunsten seiner Wasserkraftanlage und meldete vorsorglich 
Ersatzansprüche bei Eintreten eines Schadensfalles an. Diesen Einwendun­
gen wurde im Bewilligungsverfahren nur insoweit Rechnung getragen, als 
Spruchabschnitt I Pkt. 2 des Bewilligungsbescheides folgende Auflage ent­
hält: 

"Zur Hintanhaltung einer Sohleneintiefung aufwärts der Durchstichstrecke 
ist bei FI ußkilometer 18,33 eine Sohlgurte aus Blocksteinen anzulegen, die 
nicht höher als die projektsgemäße Flußsohle sein darf. Um einem Abtrei­
ben der Blocksteine vorzubeugen, ist ein Kamm aus Eisenbahnaltschienen 
zu errichten. Diese Sohlgurte soll in Bogenform mit einem Halbmesser von 
% der Sohlenbreite ausgeführt werden." 

Weitere Vorschreibungen unterblieben, da der wasserbau technische Amts­
sachverständige bei projektsgemäßer Ausführung der Regulierungsarbeiten 
mit keinen Beeinträchtigungen der Anlage des Beschwerdeführers rechnete. 
Dadurch, daß der wasserrechtliche Bewilligungsbescheid unbekämpft blieb 
und in Rechtskraft erwuchs, ist es in einem solchen Fall der Wasserrechts­
behörde verwehrt, nachträglich noch zusätzliche Auflagen vorzuschreiben; 
die für den Beschwerdeführer günstigen Schadenersatzregelungen des § 26 
Wasserrechtsgesetz kommen aber im gegenständlichen Fall deshalb nicht 
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zum Tragen, weil die nachteiligen Einwirkungen nicht von einer Wasserbe­
nützungsanlage ~usgehen, s<;>ndern v0!1 einer Regulierung. 1?s konnten da­
her von der VA Jene zusätzlichen Samerungsmaßnahmen, d1e der Sachver­
ständige der VA in seinem Gutachten dargelegt hatte, mangels Zulässigkeit 
des Verwaltungsweges nicht im Wege einer Empfehlung an die Wasser­
rechtsbehörde angeregt werden. 

Die vom Beschwerdeführer darüber hinaus im wasserrechtlichen Überprü­
fungsverfahren erhobenen Einwendungen wurden der Gesetzeslage gemäß 
abgewiesen, da Einwendungen gegen das Projekt selbst nur im Bewilli­
gungsverfahren vorgebracht werden können. Insoweit daher über den Rah­
men der im Bewilligungsverfahren getroffenen Vorkehrungen hinaus vom 
Beschwerdefü~rer Schutzmaßnahmen bzw . . Schad~nersatzleistun&en be­
gehrt werden, 1st deren Geltendmachung nur 1m Genchtswege möglich und 
es muß diesbezüglich mangels Zuständigkeit der VA eine weitere Veranlas­
sung unterbleiben, wenn auch seitens der VA festgehalten werden muß, daß 
bei einer sorgfältigen Prüfung der Einwendungen des Beschwerdeführers 
bereits im wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren ohne große Kostenauf­
wendungen für die Konsenswerberin wirksame Schutzmaßnahmen hätten 
vorgesehen werden können. 

Hinsichtlich der Sohlgurte mag dahingestellt bleiben, ob diese auch als eine 
Maßnahme zum Schutz der Anlage des Beschwerdeführers anzusehen sind 
oder lediglich als Vorkehrung zur Vermeidung von Sohleneintiefungen an 
der Vöckla. Tatsache ist jedenfalls, daß es die bauausführende Oberöster­
reichische Landesstraßenverwaltung als Konsenswerberin und aus der Auf­
lage 2 in Spruchabschnitt I des Bewilligungsbescheides Verpflichtete unter­
lassen hat, die bei Fluß kilometer 18,33 angeordnete Sohlgurte zu errichten. 
Diese Unterlassung allein stellt nach Ansicht der Volks anwaltschaft bereits 
einen Mißstand in der Verwaltung dar, weil die von der Wasserrechtsbe­
hörde angeordnete Sohlgurte zumindest vor gefährlichen Veränderungen 
des Gewässerregimes Schutz bieten sollte. Dabei macht es auch keinen Un­
terschied, ob die Errichtung der Sohlgurte durch Unachtsamkeit der bau­
ausführenden Organe unterblieben ist oder von der Oberösterreichischen 
Landesstraßenverwaltung aus Gründen der Kostenersparnis nicht herge­
stellt wurde. Jedenfalls wurde eine bestehende Rechtspflicht verletzt. 

Aufgrund des festgestellten S~~hverhaltes erweist sich aber auch die Erlas­
sung des wasserrechtlichen Uberprüfungsbescheides durch den Landes­
hauptmann von Oberösterreich als zuständiger Wasserrechtsbehörde als 
mit einem Rechtsmangel behaftet. 

Gemäß § 121 Abs. 1 Wasserrechtsgesetz 1959 hat sich die zur Erteilung der 
Bewilligung in Erster Instanz zuständige Wasserrechtsbehörde unmittelbar 
nac~ . erfolgter Ausführung einer bewilligungspflichtigen Wasseranlage von 
der Ubereinstimmung der Anlage .mit der erteilten Bewilligung zu überzeu­
gen, sodann das Ergebnis dieser Überprüfungsverhandlung durch Bescheid 
auszusprechen und die Beseitigung der dabei etwa wahrgenommenen Män­
gel und Abweichungen zu veranlassen. 

Im gegenständlichen Fall hat sich die Wasserrechtsbehörde nicht davon 
überzeugt, daß die in Spruchabschnitt I Pkt. ~ angeordnete Sohlgurte aus­
geführt wurde, sondern dies aufgrund einer Außerung der Konsenswerbe-
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rin bloß angenommen. Die Feststellung eines wasserrechtlichen Überprü­
fungsergebnisses aufgrund. bloßer Annahmen ist abe~ dem Wasserrechtsge­
setz fremd und darüber hinaus auch schon deshalb In höchstem Maße be­
denklich, weil - wie bereits ausgeführt - durch die Nichterfüllung be­
hördlicher Auflagen jene Gefährdungen eintreten können, denen durch die 
Auflagen begegnet werden sollte. 

Dadurch, daß die Wasserrechtsbehörde es - aus welchen Gründen auch 
immer - verabsäumt hat, sich vom Vorhandensein der Sohlgurte zu über­
zeugen, war sie auch nicht in der Lage, jene Anordnungen zu treffen, die, 
wie § 121 Abs. 1 WRG 1959 es verlangt, zur Behebung festgestellter Män­
gel erforderlich sind. Die VA hat daher auch in der Erlassung des wasser­
rechtlichen Kollaudierungsbescheides des Landeshauptmannes von Ober­
österreich vom 12. April 1979 ohne hinreichende Prüfung der Einhaltung 
der Auflagen des zugrundeliegenden Bewilligungsbescheides einen Miß­
stand im Bereich der Verwaltung festgestellt. 

Eine weitere Veranlassung der VA konnte im Hinblick auf die noch im 
Zuge des Prüfungsverfahrens der VA nachgeholte Errichtung der gegen­
ständlichen Sohlgurte unterbleiben. 

3.5 Säumigkeit bei der Durchführung eines Wasserrechtsvertahrens; Skartie­
rung eines nicht erledigten Aktes 
VA 132 B-3/81 

In seiner Beschwerde vom 19 . November 1981 führte J. St. aus Wernstein 
aus, er sei Eigentümer eines Waldgrundstückes. Auf dem Nachbargrund­
stück habe J. B. bis Ende 1973 eine Baumschule betrieben und die dort zur 
Verfügung stehenden Quellen für Bewässerungszwecke genutzt. Nach 
Auflassung der Baumschule habe für dieses Wasser keine Verwendungs­
möglichkeit bestanden, und es sei auf sein Waldgrundstück abgeleitet wor­
den, wodurch dieses in der Folge durch Sumpfbildung in seiner Bonität be­
einträchtigt worden sei. Obwohl er mehrmals an die Bezirkshautpmann­
schaft Schärding als zuständige Wasserrechtsbehörde herangetreten sei, 
habe diese ~.eine Veranlassungen zur Be~ebung der widerrechtlich v.orge­
nommenen Anderung der Abflußverhältmsse getroffen. In der Säumms der 
Wasserrechtsbehörde liege daher ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA holte im Prüfungsverfahren eine Stellungnahme des Bundesmini­
sters für Land~ und Forstwirtschaft ein. In .dies~r Stellungnahme ~urde aus­
geführt, daß SIch der Beschwerdeführer mIt seInem Nachbarn B. In der von 
der Bezirkshauptmannschaft Schärding am 22. April 1982 durchgeführten 
Wasserrechtsverhandlung dahin gehend geeinigt habe, daß der natürliche 
Wasserabfluß vom Nachbargrundstück bis 31. August 1982 wieder herge­
stellt werde. Es sei daher "der in der Beschwerde behauptete Mißstand im 
Bereich der Verwaltung durch ein bisher unterbliebenes Einschreiten der 
Bezirkshauptmannschaft Schärding durch dieses einvernehmliche Verhand­
lungsergebnis behoben". Welche Gründe für die Säumnis der Wasser­
rechtsbehörde maßgebend waren, wurde in der Stellungnahme nicht darge­
legt. 
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Die VA holte daher in der Folge die Verwaltungsakten ein. Dabei stellte sie 
fest, daß der Wasserrechtsakt Wa-121-1970 am 23. April 1981 im Sinne der 
Skartierungsordnung für die oberösterreichischen Landesbehörden skar­
tiert worden war, sodaß der Vedahrensablauf seit dem Jahre 1970 nicht 
mehr vollständig rekonstruiert werden konnte. Allein aufgrund der vorge­
legten Aktenteile erwies sich jedoch der vom Beschwerdeführer gegenüber 
der Wasserrechtsbehörde erhobene Vorwud der Säumnis als berechtigt. 
Aufgrund der Akteneinsicht stellte die VA nämlich folgendes fest: 

Im Jahre 1970 (dies ergibt sich zweifelsfrei aus der Geschäftszahl des Was­
serrechtsaktes) brachte der Nachbar des Beschwerdeführers J. B. bei der 
Wasserrechtsbehörde vor, daß der Beschwerdeführer einen künstlichen 
Graben errichtet habe, wodurch eine Änderung der natürlichen Abflußver­
hältnisse eingetreten sei. Der Beschwerdeführer habe ihm erklärt, diese 
Maßnahme nur zu seinem Schutz getroffen zu haben, weil durch die Auf­
lassung der Baumschule der Quellabfluß auf sein Waldgrundstück geleitet 
werde, wodurch dieses vernässe. Aufgrund der widersprechenden Behaup­
tungen des Beschwerdeführers und seines Nachbarn B. wurde für den 
20. Juli 1971 von der Bezirkshauptmannschaft Schärding ein Lokalaugen­
schein anberaumt und eine wasserrechtliche Verhandlung durchgeführt, an 
der beide Streitparteien teilnahmen. In der Verhandlungsschrift sind neben 
der Befundaufnahme durch den Amtssachverständigen die Parteienerklä­
rungen festgeh.alten; dax:ach ?ehauptete der Bc:schwerdeführer, sein Nach­
bar B. habe wlderrechtllch die Abflußverhältmsse geändert, sodaß er, um 
weitere Schäden an seinem Waldgrundstück zu vermeiden, das abfließende 
Wasser fallweise auf das Grundstück des J. B. zurückgeleitet habe. Dieser 
behauptete dagegen die Rechtmäßigkeit seiner Wasserableitung und wad 
dem Beschwerdeführer vor, ohne Rechtstitel den natürlichen Wasserablauf 
zu behindern. 

Mit Bescheid vom 27 . Jänner 1972 wurden J. B. die Kommissions- und 
Stempelgebühren für den Lokalaugenschein vorgeschrieben. Eine bescheid­
mäßige Erledigung in der Sache selbst edolgte nicht, sondern es wurde der 
Akt mit einem Aktenvermerk vom gleichen Tag eingelegt. In diesem Akten­
vermerk ist festgehalten, daß J. B. der Behörde mitgeteilt habe, die Abriege­
lung des Gerinnes durch den Beschwerdeführer sei seit der Verhandlung 
vom 20. Juli 1971 nicht mehr edolgt, weshalb sich eine Entscheidung erüb­
rige. Mit Schreiben vom 6. Feber und vom 30. September 1972 begehrte der 
Beschwerdeführer hinsichtlich der strittigen Abflußverhältnisse einen be­
scheidmäßigen Abspruch durch die Wasserrechtsbehörde. Am 17. Juli 1974 
wurden der Beschwerdeführer und J. B. so dann von der Wasserrechtsbe­
hörde neuerlich einvernommen und hierüber eine N iederschrift vedaßt. 
Eine weitere Veranlassung konnte die VA den ihr zur Vedügung stehen­
den Aktenteilen nicht entnehmen. Erst aufgrund des Einschreitens der VA 
wurde in der Wasserrechtsverhandlung vom 22. April 1982 die Sachfrage 
gelöst und durch die Verpflichtungserklärung des J. B. der Beschwerdefüh­
rer klaglos gestellt. 

Die VA ging bei der Beurteilung des vorliegenden Beschwerdefalles von 
folgenden rechtlichen Erwägungen aus : 

§ 39 WRq. 1959 verbietet dem Eigentümer eines Grundstückes die eigen­
mächtige Anderung der natürlichen Abflußverhältnisse zum Nachteil des 
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unteren Grundstückes. Gleiches gilt auch für Eigentümer des unteren 
Grundstückes im Bezug auf eigenmächtige ~.ehinderungen des natürlichen 
Wasserablaufes zu Lasten des Oberliegers. Ubertretungen dieser Verbots­
norm sind von der Wasserrechtsbehörde unbeschadet von Bestrafung und 
Schadenersatz als Rechtsgrundlage für eine wasserpolizeiliche Anordnung 
gemäß § 138 WRG zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes heranzu­
ziehen, wenn der Betroffene es verlangt. In einem solchen Fall kommt dem 
Betroffenen in diesem Verfahren ParteisteIlung zu, wobei sein Anspruch 
auf die Beseitigung eigenmächtiger Neuerungen nur dann erlischt, wenn 
für diese Neuerung nachträglich eine wasserrechtliche Bewilligung erwirkt 
wird. 

Im gegenständlichen Wasserrechtsverfahren behaupteten beide Streitpar­
teien, daß jeweils durch Maßnahmen des anderen die natürlichen Abfluß­
verhältnisse behindert würden. In einem solchen Fall wäre es Aufgabe der 
Wasserrechtsbehörde gewesen, zunächst die natürlichen Abflußvexhältnisse 
festzustellen und in der Folge den bzw. die Verursacher der Anderung 
durch einen wasserpolizeilichen Auftrag nach § 138 WRG zur Herstellung 
des rechtmäßigen Zustandes bzw. zur nachträglichen Einholung einer was­
se~rechtlichen Bewi.'ligl;'ng zu veranlassen. Eine solch~ ~eststellung unter­
blieb zunächst, weil die Wasserrechtsbehörde rechtslrng die Auffassung 
vertrat, die Erklärung des einen Betroffenen, nicht mehr geschädigt zu sein, 
entbinde sie ihrer Entscheidungspflicht nach § 73 AVG 1950. Aufgrund des 
Antrages des Beschwerdeführers auf Erlassung eines Bescheides im Jahre 
1972 wurde zwar, nachdem zwei Jahre verstrichen waren, das Verfahren 
fortgesetzt, jedoch abermals eine Sachentscheidung nicht getroffen. Erst im 
Zuge des P~üfu.ngsverfahrens der VA wurde der Beschwerdeführer nach 
mehr als elfJähnger Verfahrensdauer klaglos gestellt. 

Die VA vertritt die Auffassung, daß eine solche Verfahrensdauer auch in 
Fällen mit vielschichtigen Sach- und Rechtsproblemen dem Betroffenen 
nicht zugemutet werden kann. Umso weniger verständlich ist die Säumnis 
der Wasserrechtsbehörde im g~genständlichen Fall, der ohne gr~ßeren Ver­
fahrensaufwand hätte entschieden werden können, wenn die Behörde 
durch zweckentsprechende Ermittlungen die erforderlichen Entscheidungs­
grundlagen geschaffen hätte. In dem Umstand, daß die Bezirkshauptmann­
schaft Schärding als zuständige Wasserrechtsbehörde dies unterlassen und 
ihre Entscheidungspflicht verletzt hat, stellt die VA daher einen Mißstand 
im Bereich der Verwaltung fest. 

Sie vertritt darüber hinaus die Auffassung, daß - unbeschadet der in der 
Skartierordnung vorgesehenen Fristen - eine Skartierung jedenfalls dann 
unstatthaft ist, wenn den Akten ein unerledigter Verwaltungsvorgang zu­
grunde liegt. Die VA stellt daher auch in der Skartierung des gegenständli­
chen Wasserrechtsaktes einen Mißstand im Bereich der Verwaltung fest. 

Eine weitere Veranlassung durch die VA konnte unterbleiben, da noch im 
Zuge des Prüfungsverfahrens der Beschwerdeführer klaglos gestellt wurde. 
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3.6 Trinkwasserverunreinigung durch Fäkaliendüngung des Nachbarn 
VA 10 B-3/82 BM 897/83 

A. K. aus Pörtschach, Kärnten, erhob bei der VA Beschwerde dagegen, daß 
der Brunnen ihres Hauses infolge Fäkaliendüngung eines nachbarlichen 
Grundstückes so verunreinigt worden sei, daß die Verwendung des Was­
sers nicht mehr möglich sei. Trotz Anzeige an die Wasserrechtsbehörde 
haJ;>e d~ese keine zwec~entsp!ech~nden ~aßnah~en getroffen. In der Un­
tätigkeit der Behörde hege em MIßstand Im Bereich der Verwaltung. 

Im Prufungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft fest, daß anläßlich eines 
Lokalaugenscheines, den das Wasserbauamt Klagenfurt durchführte, ver­
anlaßt wurde, daß die Silosäfte der beiden im Stallgebäude des Nachbarn 
der Beschwerdeführerin befindlichen Silos in die bestehende Jauchengrube 
zur Einleitung gebracht werden, womit der Beschwerdegrund behoben 
war. 

3.7 Vorschreibung von Vorkehrungen an einer Kläranlage 
VA 11 B-3/82 BM 256a/82 

E. St. aus Oberthumling, Niederösterreich, wandte sich in seiner an die VA 
gerichteten Beschwerde gegen ein in der wasserrechtlichen Verhandlung 
vom 18 . November 1981 erzieltes Verhandlungsergebnis betreffend die Be­
seitigung der Niederschlagswässer vom Güterweg Lindenhof, bei der dem 
Beschwerdeführer aufgetragen wurde, einen Graben in funktionsfähigem 
Zustand zu erhalten, einen weiteren Graben zu verschließen und einen Ein­
laufschacht im Ausmaß von 60 x 60 cm auf die bestehende Querung zwi­
schen Güterweg und Anschüttung bis Mitte Mai 1982 zu errichten. Durch 
diese Auflage werde der Beschwerdeführer verpflichtet, die gesamte Nie­
derschlagswasserableitung über sein Gru~dstück von d~m ~berhalJ:> gelege­
nen Anwesen zu dulden, während man Ihm andererseItS die Verslckerung 
und Verrieselung seiner häuslichen Abwässer auf Eigengrund verwehre. 
Darin liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Zuge des Prufungsverfahrens der VA wurde über Auftrag des Bundes­
ministers für Land- und Forstwirtschaft am 17. September 1982 von der Be­
zirkshauptmannschaft Zwettl eine Verhandlung durchgeführt, bei der 
sämtliche als berechtigt festgestellte Anliegen des Beschwerdeführers erör­
tert und einvernehmlich einer Lösung zugeführt wurden. Damit war der 
Beschwerdegrund behoben. 

3.8 Grundstücksinanspruchnahme für Zwecke der Wildbach- und Lawinenver­
bauung 

120 

VA 16 B-3/82 BM 488 b/83 

B. Pf. aus Tschagguns, Vorarlberg, brachte in ihrer an die VA gerichteten 
Beschwerde vor, sie habe für eine Regulierung des Gampadelsbaches 
1804 m2 Grund abgetreten, ohne bisher eine Entschädigung erhalten zu ha­
ben. Nach dem Abschluß der Regulierungsarbeiten im Jahre 1972 habe 
die Gemeinde Tschaggungs neuerlich einen Grundstücksstreifen 
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(220 m x 1,30 m) entlang des regulierten Baches als Gehweg in Anspruch 
genommen. Von diesem Beschluß sei jedoch die Beschwerdeführerin nie 
verständigt worden. Es habe zu dieser neuerlichen Enteignung weder eine 
gütliche Einigung noch ein Enteignungsverfahren stattgefunden. Ebenso sei 
bisher eine Entschädigung nicht angeboten worden. Darin liege ein Miß­
stand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft fest, daß die Wildbach­
und Lawinenverbauung namens der Gemeinde Tschagguns um die Ertei­
lung der wasserrechtlichen Bewilligung für die Verbauung des Gampadels­
baches in Form von Sperren, Bauwerken im Oberlauf sowie einer durchge­
henden Regulierung des Unterlaufes im Ortsgebiet von Tschagguns ersucht 
hatte. Da für diese Maßnahmen Fremdgrundstücke erforderlich waren, 
wurden entsprechende zivilrechtliche Abtretungserklärungen von den Ei­
gentümern der betroffenen Grundstücke eingeholt. Eine solche Erklärung 
wurde auch vom Ehegatten der Beschwerdeführerin abgegeben und in die­
ser der dauernden Grundstücksinanspruchnahme für die Errichtung der 
Ortsregulierung, der zeitweisen Grundstücksinanspruchnahme für die Bau­
stelleneinrichtungen, der dauernden Grundstücksinanspruchnahme für die 
Errichtung eines Fahrwerkes sowie der Freihaltung eines 4 m breiten beid­
ufrige~ Streife~s als Zufahr:tsweg für Er~alt1.~ngs- und Räumu~gsarbeit.en 
zugestimmt. Eine Entschädigung wurde In dieser Erklärung mcht verein­
bart, doch ging aus den wasserrechtlichen Akten hervor, daß eine kosten­
lose Zurverfügungstellung der Grundstücke gemeint war. Diese kostenlose 
Grundstücksinanspruchnahme sollte dadurch kompensiert werden, daß von 
d.en Grundeigentümern keine Interess~ntenbeiträge für die Regulierun~ 
eingehoben werden. Aufgrund der Zustlmmung~.erklärungen der Grundei­
gentümer wurde sodann die grundbücherliehe Uberschreibung an das öf­
fentliche Gut im vereinfachten Verfahren nach dem Liegenschaftsteilungs­
gesetz veranlaßt. 

Die VA gelangte zusammenfassend zu dem Ergebnis, daß bei der gegebe­
nen Sach- und Rechtslage eine nachträgliche Entschädigungsforderung 
nicht erhoben werden kann, weil eine solche nach den Vorschriften des 
Liegenschaftsteilungsgesetzes innerhalb von drei Jahren nach Durchfüh­
rung des Verbücherungsbeschlusses hätte erhoben werden müssen. Ein 
Fehlverhalten der Wasserrechtsbehörde trat im Prüfungsverfahren nicht zu­
tage, weil die Grundstücksinanspruchnahme jedenfalls durch die vom Ehe­
gatten der Beschwerdeführerin unterfertigte Erklärung gedeckt ist. Inwie­
weit tatsächlich eine ausführliche Erörterung der Sach- und Rechtslage hin­
sichtlich der Kompensation der Entschädigungsleistung sowie der Interes­
sentenbeiträge erfolgt ist, konnte aufgrund des Akteninhaltes nicht mehr 
festgestellt werden. 

Die VA nimmt jedoch den vorliegenden Beschwerdefall zum Anlaß, anzu­
regen, daß Zustimmungserklärungen der Grundeigentümer zu Grund­
stücksbelastungen nur auf solchen Formularen erfolgen sollten, die in ein­
deutiger Form Umfang und Inhalt der Belastung erkennen lassen. 
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3.9 Konsenslose Grundinanspruchnahme für Regulierungszwecke 
VA 42 B-3/82 BM 733/82 

G. Schn. aus Biberach, Niederösterreich, brachte in seiner an die VA ge­
richteten Beschwerde vor, er sei Eigentümer des Grundstückes 841/1 KG 
Biberach. Im Jahre 1982 sei der Bach gleichen Namens, der schon im Zuge 
eines Brückenbaues vor Jahren teilweise reguliert worden sei, begradigt 
worden, wobei ohne Zustimmung des Beschwerdeführers mehrere 100 m2 

Eigengrund in Anspruch genommen worden sei. Diese Arbeiten seien ohne 
wasserrechtliches Verfahren und ohne seine Zustimmung ausgeführt wor­
den. Darin liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft das Zutreffen der Be­
schwerdeausführungen fest und erkannte der Beschwerde Berechtigung zu. 
Noch im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA kam es zwischen dem Be­
schwerdeführer und dem Beschwerdegegner (Urlwasserverband) zu einer 
gütlichen Einigung. 

Durch das Einschreiten der VA wurde somit der Grund für die Beschwerde 
behoben. 

3.10 Entlassung wegen Einberufung zum Berufsschulbesuch 
VA 45 B-3/82 BM 702182 

122 

A. E. aus Ebensee, Oberösterreich, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde vor, er sei mit Lehrvertrag vom 31. Jänner 1979 als Landwirt­
schaftslehrling für Pferdezucht, -haltung und -ausbildung am Bundesheng­
stensta.~lamt Stadl-Paura aufgenommen worden. Mit Schreiben de~.Amtes 
der 00 Landesregierung vom 12. März 1982 sei er nach § 9 des 00 land­
und forstwirtschaftlichen Schulgesetzes zur Erfüllung der Schulpflicht zum 
Besuch der landwirtschaftlichen Berufsschule Schlierbach in der Zeit vom 
14. April bis 28. Mai 1982 einberufen worden. Er habe davon seinen 
Dienstgeber benachrichtigt, der mit Sch~eiben v~m 8. April 1982 mitgeteilt 
habe, daß der Beschwerdeführer den DIenst weIter zu versehen habe und 
sich als entlassen betrachten könne, wenn er der Aufforderung zum Schul­
besuch nachkomme. Weiters sei. in .diese~ Schreiben darauf hingewiesen 
worden, daß für den Fall des Emtnttes emes Schadens am Bundesschatz 
der Bund mit Ersatzforderungen an den Beschwerdeführer herantreten 
werden. Da der Beschwerdeführer in der Folge seiner Schulpflicht nachge­
kommen sei, habe ihn die Stallamtsdirektion mit Schreiben vom 13. April 
1982 fristlos entlassen. Darin erblicke er einen Mißstand im Bereich der 
Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellt die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft und des Landeshaupt­
mannes von Oberösterreich fest, daß der ~~schwerdeführer am 2. Jänner 
1979 als Vertragsbediensteter nach der 00. Landarbeitsordnung in das 
Bundeshengstenstallamt Stadl-Paura eingetreten ist. Der Lehrvertrag 
wurde am 1. Feber 1979 dem Vater des Beschwerdeführers und am 12. Fe­
ber 1979 der landwirtschaftlichen Lehrlings- und Fachausbildungsstelle bei 
der Landwirtschaftskammer Oberösterreich zwecks Eintragung in die 
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Lehrlingsstammrolle übermittelt, wobei die Ausbildungsstelle ersucht 
wurde, den Schulbesuch nicht in den Zeitraum Mitte Feber bis Mitte Juli 
anzusetzen. Am 22. Mai 1979 wurde vom Stallamt die Meldung für die 
Schulpflichtmatrik an die Marktgemeinde Stad 1-Paura durchgeführt. Dar­
aufhin besuchte der Beschwerdeführer in der Zeit vom 9. November bis 
8. Dezember 1981 die zweite Schulklasse der landwirtSchaftlichen Berufs­
schule in Kirchschlag. Die erstmalige Einberufung zum Schulbesuch war 
erst möglich, als die Direktion des Bundeshengstenstallamtes Stadl-Paura 
um die Einberufung ersucht hatte. Dieser Umstand war auf ein Versäumnis 
des Erziehungsberechtigten zurückzuführen, der gemäß § 8 Abs. 3 des OÖ 
land- und forstwirtschaftlichen Schulgesetzes verpflichtet gewesen wäre, 
unverzüglich die Meldung des Schulpflichtigen bei der zuständigen Ge­
meinde zu veranlassen. Durch das Enden des Lehrvertrages mit 31. Dezem­
be~. 1981 bestand für den Dienstnehmer zum Zeitpunkt der vom Amt der 
00 Landesregierung verfügten Einberufung eine Verpflichtung zum 
Schulbesuch nicht mehr, wobei nach Abschnitt 11 § 4 Abs. 2 des 00 land­
und forstwirtschaftlichen Schulgesetzes die Berufsschulpflicht für landwirt­
schaftliche Lehrlinge höchstens bis zum vollendeten 18. Lebensjahr dauert. 
Zwar besteht kein gesetzliches Hindernis zum weiteren Berufschulbesuch, 
doch bedarf es in einem solchen Fall hinsichtlich der Festlegung des Zeit­
punktes des Schulbesuches des Einvernehmens zwischen der Schulbehörde, 
dem Dienstgeber und dem Vertragsbediensteten. Ein solches Einvernehmen 
kam im vorliegenden Fall nicht zustande, weil der Dienstgeber den in Aus­
sicht genommenen Zeitpunkt des Schulbesuches im Hinblick auf Erkran­
kungen im Personalstand nicht zur Kenntnis genommen hatte. Dieser Um­
stand war dem Beschwerdeführer bekannt, zumal sich aus der Aktenlage 
ergibt, daß sein Vater von der Schulbehörde auf die rechtliche Lage hinge­
wiesen wurde. 

Die VA stellt zusammenfassend fest, daß die vom Bundeshengstenstallamt 
Stadl-Paura ausgesprochene Entlassung keinen Mißstand im Bereich der 
Verwaltung, wohl aber einen Härtefall darstellt, der jedoch dadurch beho­
ben wurde, daß der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft dem 
Bundeshengstenstallamt den Auftrag erteilte, den Beschwerdeführer ehest­
möglich wieder in den Personalstand aufzunehmen. 

3.11 Wasserrechtliche Bewilligung für die Errichtung eines Brunnens; Tragung 
der Vedahrenskosten 
VA 51B-3/82 BM 909/82 

M. G. aus Lengenfelderamt, Niederösterreich, führte bei der VA Be­
schwerde gegen die wasserrechtliche Bewilligung eines Brunnens für seinen 
Nachbarn, in welcher er einen Mißstand im Bereich der Verwaltung er­
blicke. Ebenso seien ihm ungerechtfertigt die Kosten des Berufungsverfah­
rens vorgeschrieben worden, in dem er teilweise obsiegt habe. 

Die VA stellte nach Einholung einer Stellungnahme des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft im Prüfungsverfahren fest, daß dem Nach­
barn des Beschwerdeführers mit Berufungsbescheid des Landeshauptman­
nes von Niederösterreich vom 26. Jänner 1983 aufgetragen worden war, 
seinen Brunnen sanieren zu lassen, weil dieser sanierungsbedürftig gewesen 
sei. Aufgrund der teilweisen Abänderung des Bescheides der Bezirkshaupt-
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mannschaft Kre~s vom 8. Juli 1981 hat der Bes.chwer~eführer die anläßlich 
der wasserrechtlichen Verhandlung vom 6. Juli 1981 10 Höhe von 2880 S 
erwachsenen Kommissionsgebühren nicht allein zu tragen; ein Restbetrag 
von 800 S war vom Nachbarn zu bezahlen. Die Kosten der Berufungsver­
handlung gehen zu Lasten der öffentlichen Hand, weil der Berufung teil­
weise stattgegeben wurde. Damit wurde der Grund für die Beschwerde, der 
von der VA Berechtigung zuerkannt wurde, behoben. 

3.12 Einfassung einer Bachufermauer; Säumnis bei der Durchsetzung von Aufla­
gen des wasserrechtlichen Bewi1ligungsbescheides 
VA 81 B-3/82 BM 1564/82 

F. W. aus Rechnitz, Burgenland, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde vor, daß im Zuge einer Bachregulierung eine zerstörte Stütz­
mauer nicht wieder errichtet worden sei. Darüber hinaus seien erforderli­
che Rekultivierungsarbeiten trotz der Fertigstellung der Anlagen im Be­
reich des Beschwerdeführers noch nicht durchgeführt worden. Darin liege 
ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA stellt im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft fest, daß das Regulie­
rungsprojekt ein überdecktes Kastenprofil vorsieht, wobei auf der Gerinne­
abdeckung ein Gehsteig errichtet wurde. Deshalb sah das wasserrechtlich 
bewilligte und technisch und finanziell genehmigte Projekt für diesen Be­
reich keine Wiederherstellung der alten, zerstörten Stützmauer vor, weil 
diese durch die Abdeckung entbehrlich geworden ist. Insofern stellt die VA 
keinen Mißstand im Bereich der Verwaltung fest. 

Im übrigen erwies sich das Beschwerdevorbringen als berechtigt, da die er­
forderlichen Rekultivierungsarbeiten trotz der Fertigstellung der Anlagen 
im Bereich des Beschwerdeführers noch nicht durchgeführt worden waren. 
Hiezu wurde aufgrund der Beschwerde niederschriftlich festgehalten, daß 
die noch ausstehenden Maßnahmen, wie die Ausgleichung vorhandener 
Qnebenheiten auf dem Grundstück 16/69, der Abtransport vorhandenen 
Überschußmaterials und die Humusierung und Besämung der Böschung, 
umgehend erfolgen werden. Auch die leicht beschädigte Steinmauer wurde 
umgehend ausgebessert, und die im Zuge der Regulierungsarbeiten entfern­
ten Obstbäume wurden abgelöst. Mit der Durchführung dieser Maßnah­
men wurde der Grund für die Beschwerde beseitigt. 

3.13 Bachregulierung ohne Rechtstitel für Beanspruchung eines Grundstückes 
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VA 88 B-3/82 BM 1396/82 

F. D. aus Wien brachte in ihrer an die VA gerichteten Beschwerde vor, daß 
sie Eigentümerin des Grundstückes Nr.2428 in der EZ 849, KG Pirings­
dorf, im Ausmaß von 266 m2 gewesen sei. 

Anläßlich der Zustellung eines Grundbuchbeschlusses habe sie am 24. April 
1981 davon Kenntnis erlangt, daß dieses Grundstück für die in den Jahren 
1964 bis 1975 durchgeführte Rabnitzbachregulierung beansprucht worden 
sei. Wie sie festgestellt habe, seien rund 150 m2 unmittelbar für Regulie-
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rungszwecke verwendet worden, der Rest des Grundstückes sei als 
Naturalersatz anderen von der Regulierung betroffenen Personen zuge­
schlagen worden. Es treffe zwar zu, daß sie seinerzeit bei der wasserrechtli­
chen Bewilligungsverhandlung nicht anwesend gewesen sei, doch habe sie 
auch keine ordnungsgemäße Ladung erhalten. Diese Ladung habe vielmehr 
ihr Vater übernommen, der nicht bevollmächtigt gewesen sei, in ihrem Na­
men hinsichtlich des o. a. wr. Bewilligungsvedahrens einzuschreiten. In der 
Folge habe sie sich an die Bezirkshauptmannschaft Oberpullendorf als zu­
ständige Wasserrechtsbehörde und an die Gemeinde Piringsdod-Unterrab­
nitz als Konsensträgerin der Rabnitzbachregulierung gewendet. Der Bür­
germeister der Gemeinde Piringsdorf-Unterrabnitz habe ihr sodann einen 
Entschädigungsbetrag von 6 S pro Qudratmeter beanspruchten Grundes 
überwiesen, doch halte sie diese Entschädigungsleistung für zu gering. Dies 
habe sie auch der Gemeinde Piringsdod mitgeteilt. Eine weitere Veranlas­
sung ~ei nicht erfolgt. In der entschädigungslosen Grundina,?-spruchnah.m.e 
und m der mangelhaften Durchführung des wasserrechtltchen Bewillt­
gungsvedahrens erblicke sie einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA holte im Prufungsvedahren zunächst eine Stellungnahme des Bun­
desministers für Land- und Forstwirtschaft ein, in der im wesentlichen aus­
geführt wird, daß die Ladung der Beschwerdeführerin für die wasserrechtli­
che Verhandlung ~m 6. Juli 1964 durch Ersat~zustell~ng ~n den yater der 
Beschwerdeführenn ordnungsgemäß ausgewl~sen set. Die Bezlr~hal!pt­
mannschaft Oberpullendod habe daher, da die Beschwerdeführenn lltcht 
an der Verhandlung teilgenommen habe, Präklusion aufgrund der gesetz­
mäßigen Verhandlungskundmachung angenommen. In dem das wasser­
rechtliche Bewilligungsvedahren abschließenden Bescheid vom 7. Juli 1964 
seien allerdings generell weder mit den durch die Regulier':lng betroffenen 
Grundeigentümern wegen der Grundinanspruchnahmen Übereinkommen 
beurkundet noch Zwangsrechte begründet worden. Nach Abschluß der 
Bauarbeiten sei die Rabnitzbachregulierung mit Bescheid der Bezirkshaupt­
mannschaft Oberpullendod vom 27. August 1975 kollaudiert worden. Der 
nachträglich von der Beschwerdeführerin relevierte Umstand, sie habe ein 
Grundstück entschädigungslos für Regulierungszwecke abtreten müssen, 
habe dazu geführt, daß der Bürgermeister der Gemeinde Piringsdod der 
Beschwerdeführerin den im Jahre 1964 üblichen Quadratmeterpreis von 6 S 
vergütet habe. Ein Einschreiten der Wasserrechtsbehörde sei daher nicht 
erforderlich. 

Aufgrund dieses Berichtes nahm die VA Einsicht in die Verwaltungsakten 
und stellte folgendes fest: 

Die über das Ansuchen der Gemeinde Piringsdod auf Erteilung der wasser­
rechtlichen Bewilligung zur Regulierung des Rabnitzbaches edorderliche 
Verhandlungskundmachung für den 6. Juli 1964 wurde von der Bezirks­
hauptmannschaft Oberpullendod als zuständige Wasserrechtsbehörde 
rechtzeitig am 18. Juni 1964 und unter Hinweis auf die Präklusionsfolgen 
nach § 42 AVG 1950 durch Aushang an der Amtstafel publiziert und den 
namentlich bekannten Parteien des Vedahrens im Wege einer Einladungs­
kurrende durch die Gemeinde Piringsdod zugestellt. Die Beschwerdefüh­
rerin scheint in der Einladungskurrende unter der fortlaufenden Zahl 27 
auf, wobei als Zustelladresse "Sieggraben ~ Zollhaus'.' angegeben ist. Die 
Zustellung der Ladung edolgte am 29. JUllt 1964, da die Beschwerdeführe-
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rin nicht anwesend war, an ihren Vater J. M. der auch die Einladungskur­
rende unterschrieben hatte. Wie sich aus den Meldedaten der Gemeinde Pi­
ringsdorf ergibt, war die Beschwerdefü~rerin zum Zeitpun~t de~ L:l:dung 
am Zustellort aufrecht gemeldet. Ob die Beschwerdeführenn, Wie sie be­
hauptet, ihre neue Adresse tatsächlich dem Gemeindeamt Piringsdorf be­
kanntgegeben hat und wann eine solche allfällige Bekanntgabe erfolgt sein 
soll, konnte im Prüfungsverfahren dagegen nicht geklärt werden, da sich in 
diesem Punkt die Aussagen der Beschwerdeführerin und des Bürgermei­
sters widersprechen, schriftliche Aufzeichnungen aber nicht vorhanden 
sind. Wie sich aus der Verhandlungsschrift der Bezirkshauptmannschaft 
Oberpullendorf vom 6. Juli 1964 ergibt, nahmen an dieser Verhandlung 
weder die Beschwerdeführerin noch ihr Vater teil. 

Mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Oberpullendorf vom 7. Juli 1964 
wurde der Gemeinde Piringsdorf nach Maßgabe des bei der Verhandlung 
aufliegenden Projektes, das u. a. eine Inanspruchnahme des Grundstückes 
Nr. 2428 KG Piringsdorf der Beschwerdeführerin vorsah, die wasserrechtli­
che Bewilligung zur Durchführung der Rabnitzbachregulierung in Pirings­
dorf erteilt. Eine Begründung von Zwangsrechten für die Inanspruchnahme 
der für Regulierungszwecke benötigten Grundstücke erfolgte in diesem Be­
scheid nicht, wohl aber lag dem Verhandlungsoperat ein Revers bei, in dem 
alle betroffenen Grundeigentümer erfaßt waren, und dessen Wortlaut nach 
"a.lle gefertigten Grun~besitze~ zufolge eigenh~ndige~ Unterschrift sich be-
reiterklären, den für die Reguberung bzw. Profilerweiterung des ...... er-
forderlichen Grund und Boden nach Maßgabe des vom Landesamt B/4 des 
Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung am ...... ausgearbei-
teten Bauentwurfes gegen eine Entschädigung von I (null) per m2 abzutre­
ten." Dieser Revers wurde allerdings von keinem Grundstückeigentümer 
unterschrieben. 

In den Jahren 1964 bis 1975 wurden die Regulierungsmaßnahmen durchge­
führt, mit Schreiben der Gemeinde Piringsdorf vom 9. Juli 1975 die Bau­
vollendung angezeigt und die fertiggestellte Regulierung mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Oberpullendorf vom 27. August 1975 kollaudiert. 

Wie sich aus der von der Bezirkshauptmannschaft Oberpullendorf mit dem 
Bürgermeister der Gemeinde Piringsdorf im Prüfungsverfahren der V olks­
anwaltschaft aufgenommenen Niederschrift vom 8. Juni 1982 ergibt, lei­
stete der Bürgermeister im Jahre 1981 "freiwillig" eine Entschädigung von 
6 S je beanspruchtem m2 Grund, der von der Beschwerdeführerin ange­
nommen wurde. Eine schriftliche Vereinbarung über diese Entschädigungs­
leistung liegt nicht vor. 

Aufgrund des festgestellten Sachverhaltes ging die VA bei Beurteilung des 
gegenständlichen Beschwe~defalles von folgenden rechtlichen Erwägunge~ 
aus: Gemäß § 103 Abs. 1 bt. fWRG 1959 hat der Antragsteller um Verlei­
hung einer wasserrechtlichen Bewilligung die Grundstücke und Wasser­
werke der Wasserrechtsbehörde bekanntzugeben, die abzutreten oder mit 
Dienstbarkeiten zu belasten wären und deren Eigentümer sowie die Was­
serberechtigten namhaft zu machen. Dieser Verpflichtung hat die Ge­
meinde Piringsdorf als Konsenswerberin dadurch Genüge getan, daß sie 
dem bei der Wasserrechtsbehörde eingereichten Regulierungsprojekt ein 
Liegenschaftsverzeichnis angeschlossen hat, in dem neben den Grund-
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stücksnummern ?er projekt.smäßig beanspruc~ten Grun~flächen a.uch Na­
men und Anschnften der Eigentümer aufscheinen. Dabei wurden Jene An­
schriften zugrunde gelegt, die der Gemeinde als Meldebehörde bekannt 
waren. 

Gemäß § 107 Abs. 1 WRG 1959 ist über Gesuche um Verleihung wasser­
rechtlicher B~willigung~n bei sonstiger Nichtigkeit gemäß de,n §§ 40 bis 44 
A VG 1950 eine mündliche Verhandlung anzuberaumen. Diese Verhand­
lungskundmachung erfolgte am 18. Juni 1964 mit dem ausdrücklichen Hin­
weis auf § 42 Ab~. 1 AVG 1950, daß Ein:vendungen, die nicht spätestens 
am Tage vor Beginn der Verhandlung bel der Behörde oder während der 
Verhandlung vorgebracht werden, keine Berücksichtigung finden und die 
Beteiligten dem Parteiantrag, dem Vorhaben oder der Maßnahme, die den 
Gegenstand der Verhandlung bilden, als zustimmend angesehen werden 
(Präklusionsfolgen) . 

Nach § 107 Abs. 2 WRG 1959 sind die der Wasserrechtsbehörde vom Kon­
senswerber namhaft gemachten Parteien von der mündlichen Verhandlung 
persönlich zu verständigen. Diese Vorschrift besagt allerdings- wie der 
Verwaltungsgerichtshof z. B. in seinen Erkenntnissen v. 24. März 1959 
Slg. 4921 und vom 15. Februar 1971, ZI. 1505/70 zum Ausdruck gebracht 
hat - nicht, daß die Zustellung der Ladung zu einer wasserrechtlichen 
Verhandlung zu eigenen Handen erfolgen müsse; es sei daher die Ausfol­
gung der Ladung an einen Angestellten - ebenso wie eine Ersatzzustel­
lung im Sinne des § 24 AVG 1950 - zulässig. Die Ladung der Beschwerde­
führe~in ~rfolgte mit einer Einladungs~urrende der G.emeinde Piringsd.orf, 
wobei die auf der Ladung aufscheinende Anschnft als rechtmäßiger 
Zustellort im Sinne des zum damaligen Zeitpunkt in Geltung gestandenen 
§ 22 AVG 1950 anzusehen ist. Eine Zustellung zu eigenen Handen war von 
der Wasserrechtsbehörde nicht angeordnet worden, sodaß die Ladung in 
Abwesenheit der Beschwerdeführerin der damals geltenden Bestimmung 
des § 28 A VG 1950 gemäß an den Vater der Beschwerdeführerin zugestellt 
werden konnte. Soweit sich die Beschwerde daher gegen den Zustellvor­
gang gerichtet hat, geht sie im Hinblick auf die o. a. Judikatur des Verwal­
tungsgerichtshofes ins Leere. Dadurch, daß der Beschwerdeführerin die La­
dung zur wasserrechtlichen Verhandlung am 6. Juli 1964 rechtmäßig in 
Form der Ersatzzustellung zugekommen ist, sie aber an dieser Verhand-
1ung nicht teilgenommen und daher auch keine Einwendungen erhoben 
hat, greifen auch die Präklusionsfolgen des § 42 Abs. 1 A VG 1950 insoweit 
Platz, als sich die Beschwerdeführerin damit der Möglichkeit begeben hat, 
ge.gen das Proj~kt selbst Einw.ände vor.zubringen. Die Prä~lusionsfol.gen 
reichen aber keinesfalls so welt, daß die Beschwerdeführenn durch Ihre 
Nichtteilnahme an der wasserrechtlichen Verhandlung auch ihres Eigen­
tums verlustig geworden wäre. Wie der Verwaltungsgerichtshof in seinem 
Erkenntnis vom 7. November 1963, Slg. 6144, ausführt, vermag selbst eine 
uneingeschränkte Zustimmung des von einem Projekt Betroffenen die Auf­
gabe oder Einschränkung des Eigentumsrechtes nicht an sich zu schließen, 
sodaß mit einer dennoch erteilten wasserrechtlichen Bewilligung noch nicht 
die Ermächtigung des Projektswerbers verbunden sein kann, dieses fremde 
Eigentum für seine Zwecke in Anspruch zu nehmen. Dies gilt umso mehr 
für den Fall einer fiktiven Zustimmung zufolge der Präklusionswirkungen 
nach § 42 AVG 1950 (so das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
6. September 1976, ZI. 2197/75). 
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Die Wasserrechtsbehörde wäre d~.her im gegenständlichen Fall mangels 
Vorliegens eines zivilrechtlichen Ubereinkommens über die Inanspruch­
nahme des der Beschwerdeführerin eigentümlichen Grundstückes verpflich­
tet gewesen, bei Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung gegenüber der 
Beschwerdeführerin gegen angemessene Entschädigung ein Zwangsrecht 
zu begründen, weil die im vorliegenden Fall zu Recht angenommenen Prä­
klusionsfolgen keinen Titel für die Beanspruchung fremden Eigentums bil­
den können. In der Unterlassung der Zwangsrechtsbegründung und der da­
mit unterbliebenen Entschädigungsfestsetzung hat daher die VA einen 
Mißstand im Bereich der Verwaltung festgestellt. 

Eine weitere Veranlassung der VA mußte im Hinblick auf die mangelnde 
Zuständigkeit der Wasserrechtsbehörde, nach rechtskräftigem Abschluß ei­
nes wasserrechtlichen Bewilligungsverfahrens Zwangsrechte einzuräumen, 
u~terbleiben. Der Verwaltungs gerichtshof hat nämlich in .seinem Erkennt­
ms vom 23. Dezember 1959, Zl. 949/57 ausgeführt, daß eme wasserrechts­
behördliche Zuständigk~it zur nachträgliche~ Begründung von Zwang~­
rechten und zur Entscheidung über Entschädigungsansprüche aus dem Ti­
tel der Beanspruchung des Grundeigentums dann nicht mehr besteht, wenn 
ein Bescheid, .mit dem die ~usführung eines Regulierungsbaue~ bewilligt 
wurde, von emem durch dieses Vorhaben betroffenen Grundeigentümer 
nicht bekämpft worden und in Rechtskraft erwachsen ist. In diesen Fällen 
besteht nämlich nur ein zivilrechtlicher Schadenersatzanspruch, der aber 
nicht vor der Wasserrechtsbehörde, sondern vor den ordentlichen Gerich­
ten geltend zu machen ist. In diesem Bereich kommt aber der VA nach dem 
ihr in Art. 148 a B-VG erteilten Gesetzesauftrag eine Prüfungskompetenz 
nicht zu. 

3.14 Konsenslose Regulierung eines Bachbettes 
VA 90 B-3/82 BM 1809 a/82 
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F. L. aus Münzbach, Oberösterreich, brachte bei der VA vor, er besitze im 
Gemeindegebiet von Münzbach das Grundstück 36/1. An diesem habe frü­
her ein unbenanntes Gerinne vorbeigeführt, das vor etwa zwei Jahren vom 
Bürgermeister konsenslos verrohrt worden sei, um eine Garageneinfahrt zu 
errichten. Da diese Verrohrung zu gering dimensioniert worden sei, 
komme es im Garten des Beschwerdeführers zu Ausuferungen. Durch Auf­
schüttungen habe der Beschwerdeführer diese beseitigen wollen, doch sei 
ihm dies verwehrt worden, obwohl alle Oberlieger ebenso vorgegangen 
seien. Da die Wasserrechtsbehörde bisher nicht entschieden habe, liege 
darin ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft das Zutreffen der Be­
schwerdebehauptungen fest und erkannte der Beschwerde Berechtigung zu. 
Im Hinblick darauf, daß zwischen der Marktgemeinde Münzbach und dem 
Beschwerdeführer eine Einigung erzielt werden konnte, war eine weitere 
Veranlassung der VA entbehrlich. Es wurde im wesentlichen festgelegt, 
zwischen den Grundstücken Nr. 206 und 36/1, KG Münzbach, eme Hoch­
wassermulde auszuheben, die aus wasserbautechnischer Sicht als derzeit be­
st~ Lösung.erscheint. und den Intere~sen der Beteiligtet?- entspricht. Im ~in­
blick auf diese Verembarung und die Tatsache, daß die Abflußverhältmsse 
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in diesem Bereich durch die im konkreten Planungsstadium stehende Orts­
kanalisation ohnedies wieder verändert werden, wurde das wasserrechtliche 
Bewilligungsverfahren für die bestehende Verrohrung im Einvernehmen 
mit dem Beschwerdeführer nicht mehr fortgesetzt. 

3.15 Säumnis der Wasserreehtsbehörde bei Durehsetzung eines wasserpolizeili­
ehen Auf tages 
VA 100 B-3/82 BM 1781/82 

W. Sch. aus Wien brachte in seiner Beschwerde vom 9. November 1982 bei 
der VA vor, es seien im Herbst 1977 auf Grundstücken, die im Eigentum 
von Dr. P. E. stehen, Rodungen vorgenommen und eine Kanalisation ver­
legt worden, di.~ die natürlichen Abflußverhältnisse veränderten, sodaß nun 
Abwässer und Uberwässer des Neufeldersees in den an seiner Grundgrenze 
verlaufenden Graben einfließen. Die Folge davon seien Anlandungen sowie 
Beeinträchtigungen seines Grundstückes bei Hochwasserführung, weiters 
Verkrautungen auf einer Fläche von .s:a. 100 m2 besten Bodens, die er frü­
her als Gemüsegarten benutzt habe. Uber seine Anzeige vom 25. Juli 1978 
habe die Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung eine wasserrechtli­
che Verhandlung anberaumt. Mit Bescheid vom 8. Oktober 1979 habe er 
den Auftrag gemäß § 138 Wasserrechtsgesetz zur Beseitigung der eigen­
mächtig vorgenommenen Neuerungen und die Aufforderung erhalten, bis 
längstens 1. Jänner 1980 um die wasserrechtliche Bewilligung für diese 
Neuerungen einzukommen. Gegen diesen Bescheid habe ein Anrainer Be­
rufung erhoben. Das Berufungsverfahren sei seit 1979 anhängig. Erst am 
4. Dezember 1981 sei eine Verhandlung der Berufungsbehörde durchge­
führt worden. Ein Bescheid sei bis heute nicht ergangen. In der ungebührli­
chen Verfahrensverzögerung liege ein Mißstand im Bereich der Verwal­
tung. 

Im Zuge des Prüfungsverfahrens stellte die VA nach Einholung einer Stel­
lungnahme des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft fest, daß mit 
Bescheid des Landeshauptmannes von Burgenland vom 28. Juni 1983 der 
Berufung des Anrainers gegen den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft 
Eisenstadt-Umgebung vom 8. Oktober 1979 teilweise Folge gegeben 
wurde. Der Anrainer wurde gemäß § 138 Abs. 2 in Verbindung mit § 38 
Abs. 1 Wasserrechtsgesetz verpflichtet, entweder die auf dem Grundstück 
Nr. 2666/1, KG Steinbrunn, eigenmächtig vorgenommen Neuerungen, 
nämlich die Verrohrung des Gerinnes auf ein Länge von 100 m, gemessen 
von der Grenze des Grabens, Grundstück Nr. 1233, KG Neufeld an der 
Leitha, und Grundstück Nr. 2667, KG Steinbrunn, bis längstens 31. Okto­
ber 1983 zu beseitigen und den ursprünglichen Zustand wieder herzustellen 
oder bis zum gleichen Zeitpunkt um die wasserrechtliche Bewilligung unter 
Anschluß der erforderlichen Unterlagen nachträglich anzusuchen. Durch 
diesen Auftrag an den Anrainer, durch dessen Maßnahmen in die Rechte 
des Beschwerdeführers eingegriffen worden war, erscheint die Wiederher­
stellung eines ungestörten Zustandes weitestgehend gewährleistet. 

Die VA erkannte der Beschwerde im Hinblick auf die vierjährige Dauer 
des wasserrechtlichen Berufungsverfahrens Berechtigung zu. Durch das 
Einschreiten der VA wurde jedoch der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft veranlaßt, unverzüglich für eine Sachentscheidung der Be-
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rufungsbehörde zu sorgen. Diese Entscheidung wurde am 28. Juni 1983 er­
lassen und damit dem Anliegen des Beschwerdeführers entsprochen. Der 
Beschwerdegrund war damit behoben. 

3.16 Verfahrensverzögerung bei der Überprüfung einer Bannlegung 
VA 111 B-3/82 BM 46/83 

A. und M. K. aus Steyrling, Oberösterreich, brachten in ihrer an die VA ge­
richteten Beschwerde vom 4. Dezember 1982 vor, im Jahre 1940 sei ein Teil 
ihrer Waldparzelle im Ausmaß von 1,2 ha zum Bannwald erklärt worden, 
um die Steyrlingerstraße und zwei seitlich darunter liegende Häuser zu 
schützen. Eine Entschädigung sei dafür nicht geleistet worden, weil das 
Holz überaltet und einzelne Baumstämme "gerissen" worden seien, die für 
die Straße eine Gefahr bedeutet hätten. Im Dezember 1980 sei eine Ver­
handlung zur Überprüfung der Erklärung zum Bannwald aus dem Jahre 
1940 anberaumt worden, zu der es jedoch nie gekommen sei. In dieser Säu­
migkeit liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft fest, daß die Bezirks­
hauptmannschaft Kirchdorf an der Krems gemäß den Bestimmungen des 
§ 148 Z 4 Forstgesetz 1975 ein Verfahren zur Uberprüfung des seinerzeiti­
gen Bannwalderkenntnisses aus dem Jahre 1940 im Dezember 1980 von 
Amts wegen eingeleitet hatte. Das Verfahren wurde wegen der zu dieser 
Zeit herrschenden Witterungsverhältnisse mangels ausreichender Möglich­
keit zur forsttechnischen Begutachtung unterbrochen und in der Folge 
durch ein Fehlverhalten der zuständigen Behörde nicht mehr fortgesetzt 
und abgeschlossen. Insofern erkannte die VA die Beschwerde Berechtigung 
zu. 

Noch im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA wies der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft den Landeshauptmann ~!Jn Oberösterreich an, 
dafür Sorge zu tragen, daß das gegenständliche Uberprüfungsverfahren 
entsprechend den forstgesetzlichen Bestimmungen fortgesetzt und unver­
züglich abgeschlossen wird. Damit wurde der Grund für die Beschwerde 
behoben. 

3.17 Nichteinhaltung von Auflagen bei Betrieb einer Mülldeponie 
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VA 117 B-3/82 BM 132/83 

H. B. aus Ebbs, Tirol, erhob bei der VA Beschwerde dagegen, daß 200 m 
von ihrem Haus entfernt durch die Gemeinde Ebbs eine Mülldeponie ohne 
wasserrechtliche Bewilligung betrieben werde. Darin liege Mißstand im Be­
reich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft fest, daß für die Depo­
nie bisher keine wasserrechtliche Bewilligung erteilt worden war und er­
kannte der Beschwerde Berechtigung zu. Noch im Zuge des Prüfungsver­
fahrens forderte der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft das Amt 
der Tiroler Landesregierung auf, in einem wasserrechtlichen Verfahren si-
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cherzustellen, daß die Gemeinde Ebbs um die erforderliche wasserrechtli­
che Bewilligung zum Betrieb des gegenständlichen Müllplatzes ansucht. In 
dem durchzuführenden wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren bestand 
die Möglichkeit, in verstärktem Maße Auflagen zum Schutz von Anrainer­
beeinträchtigungen, insbesondere im Hinblick auf das Grundwasser, vorzu­
schreiben. Damit konnte dem Anliegen der Beschwerdeführerin entspro­
chen werden. 

3.18 Grundwasserverunreinigung durch Ö MV-Bohrungen und benachbarte 
Mülldt;ponie 
VA 00 74 B-3/80 BM 264/82 

H. P. aus Rohr, Oberösterreich, brachte bei der VA folgende Beschwerde 
vor: 

Im Jahre 1975 sei von der Bezirkshauptmannschaft Steyr offenbar im Rah­
men eines Beweissicherungsverfahrens im Zusammenhang mit Bohrungen 
der ÖMV eine Wasseruntersuchung beim Hausbrunnen der Beschwerde­
führerin durch die Bundesstaatliche Bakteriologisch-Serologische Untersu­
chungsanstalt veranlaßt worden. Der Untersuchungsbefund vom 11. Fe­
bruar 1975 weise das Brunnenwasser als für Trinkzwecke ungeeignet aus. 
Der Befund sei den Betroffenen niemals mitgeteilt worden. Diese hätten in 
der Folge das Wasser weiter als Trinkwasser verwendet. Im Jahre 1978 sei 
der Vater der Beschwerdeführerin im Zusammenhang mit dem Genuß des 
Wassers schwer erkrankt und hätte daraufhin einige Zeit im Spital verbrin­
gen müssen. In der Unterlassung der Mitteilung an die Betroffenen liege 
ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. Weiters befinde sich in 300 m 
Entfernung von der Liegenschaft und vom Brunnen der Beschwerdeführe­
rin eine Mülldeponie, in die die Gemeinde ungeklärte Abwässer einleite. 
Dadurch sei die Qualität des Wassers aus dem Brunnen weiter verschlech­
tert worden. Eine Bewilligung für die Mülldeponie liege nicht vor. Desglei­
c0en fehle eine Bewilligung für die in der Nähe befindliche Schlammdepo­
TIle. 

Im Prüfungs,:e~fahren stellte die VA nach ~inholung einer Stel~ungnahme 
des BundesmlTIlsters für Land- und Forstwirtschaft fest, daß mit Bescheid 
des Landeshauptmannes von OÖ vom 20. Februar 1975 der ÖMV-AG in 
Wien die wasserrechtliche Bewilligung zur Ablagerung von Bohrschlamm, 
Spülflüssigkeit und ölverunreinigtem Erdreich auf den Grundstücken 290 
und 298, KG Fierling, erteilt worden war. Im Auflagenpunkt 12 des 
Spruchabschnittes I des Bescheides wurde die Beweissicherung auch hin­
sichtlich des Brunnens der Beschwerdeführerin aufgetragen. Im Zuge dieser 
Beweissicherung wurde im Jahre 1975 eine V erunreinigu~g des Brunnens 
festgestellt, die allerdings nicht auf die Maßnahmen der OMV zurückzu­
führen war, weil weder Chlorid- noch Olspuren im Untersuchungsbefund 
festgestellt wurden. Die Wasserrechtsbehörde verabsäumte es in der Folge, 
die Beschwerdeführerin von diesem Prüfungsergebnis in Kenntnis zu set­
zen, weil sie sich lediglich auf das vorhin angeführte wasserrechtliche Ver­
fahren beschränkte und mit diesem kein Zusammenhang hinsichtlich der 
Verunreinigung des Brunnens bestand. 
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Die VA vertritt die Auffassung, daß diese Säumnis der Wasserrechtsbe­
hörde als Fehlverhalten zu werten ist, weil das Untersuchungsergebnis je­
denfalls Anlaß zu weiteren Ermittlungen hätte bieten müssen. Hätten diese 
Ermittlungen stattgefunden, wäre voraussichtlich wesentlich früher der 
Kausalzusammenhang zwischen der Verunreinigung des Brunnens und der 
Mülldeponie der Gemeinde Rohr festgestellt worden. Die VA erkannte da­
her der Beschwerde Berechtigung zu. 

Die Wasserrechtsbehörde schritt dann erst aufgrund der Eingaben der Be­
schwerdeführerin im Oktober 1978 ein und untersuchte die Frage des Zu­
sammenhanges zwisc~en V e.runreinigu~g und Deponie, wobei auch .diese 
Erhebungen vorerst nIcht mit dem nötigen Nachdruck erfolgten, weil an­
läßlich der wasserrechtlichen Bewilligung der Deponie im Jahre 1969 auf 
sachverständiger Basis festgestellt worden war, daß aufgrund der starken 
Lehmunterlage eine Beeinträchtigung des Grundwassers durch die Müllab­
lagerung nicht zu erwarten sei. 

Nach dem Einschreiten der VA wurden die Untersuchungen unverzüglich 
abgeschlossen und zahlreiche Maßnahmen zum Schutze des Grundwassers 
vorgeschrieben, wobei die Beschwerdeführerin im Endergebnis dadurch 
klaglos gestellt wurde, daß die Gemeinde Rohr das Anwesen der Beschwer­
deführerin an die Gemeinde-Trinkwasserversorgungsanlage anschloß. 

4 Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Allgemeines 

An den Ressortbereich des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst 
betreffend wurden im Berichtszeitraum 31 Beschwerden an die VA heran­
getragen. 

Die Beschwerden betrafen die Festsetzung von Nebengebührenwerten, die 
Verweigerung von Familienzulagen sowie von Schulbeihilfen und die 
Rückforderung von zu Unrecht bezogenen Dienstbezügen. 

Einzelfälle 

4.1 Lange Verfahrensdauer bei der Erledigung eines Antrages nach dem Neben­
gebührenzulagengesetz 1971 
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VA 14 B-4/79 

E. K. aus Wien wandte sich am 18. März 1979 mit einer Beschwerde an die 
VA und führte aus, daß er im November 1972 beim Landesschulrat für 
Niederösterreich einen Antrag auf Fe~tsetzung von Nebengebührenwerten 
für das Jahr 1970 eingebracht habe. Über diesen Antrag sei bis zum Zeit­
punkt der Beschwerdeerhebung nicht entschieden worden. In der säumigen 
Behandlung seines Antrages auf Festsetzung von Nebengebühren erblickte 
er einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 
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Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß der Antrag des Beschwerde­
führers vom November 1972 vom Landesschulrat für Niederösterreich am 
20. Oktober 1974 dem Bundesministerium für Unterricht und Kunst zur 
Entscheidung vorgelegt worden war. In der Folge kam es zu Ermittlungen 
über die Anspruchsvoraussetzungen des Beschwerdeführers. Der Antrag 
wurde am 1. August 1978 dem Bundeskanzleramt zur Erteilung der Zu­
st!mmung gemäß. § 13 Abs. 3 des .r'!'ebe~gebühre':lzulagengesetz~s 1971 im 
EInvernehmen mit dem BundesmInlstenum für FInanzen zugeleitet. 

Das Bundeskanzleramt erachtete das Ergebnis der Ermittlungen des Bun­
desministeriums für Unterricht und Kunst als nicht ausreichend. Aufgrund 
einer entsprechenden Einsichtsbemerkung vom 6. August 1979 wurde vom 
Bundesminister für Unterricht und Kunst der Landesschulrat für Nieder­
österreich mit Schreiben vom 30. November 1979 um die Durchführung 
weiterer Erhebunge':l ersuch~. Trotz meh~facher Urg.enzen ~rstattete der 
Landesschulrat erst Im Frühjahr 1980 Bencht über die von Ihm durchge­
führten Erhebungen, aufgrund welcher eine neuerliche Vorlage an das 
Bundeskanzleramt erfolgte. Am 14. Feber 1980 verfaßte die zuständige Ab­
teilung des Bundeskanzleramtes erneut eine Einsichtsbemerkung mit dem 
Inhalt, daß der neuerlich vorgelegte Antrag auf die wesentlichen Ausfüh­
rungen in der Einsichtsbemerkung des Bundeskanzleramtes vom 6. August 
1979 nicht eingehe, sodaß das Bundeskanzleramt nach wie vor nicht in der 
Lage sei, seiner Mitwirkungspflicht in gesetzmäßiger Weise nachzukom­
men. 

Mit Erlaß vom 21. April 1980 wurde daher der Landesschulrat für Nieder­
österreich neuerlich um ergänzende Berichterstattung ersucht. Das Ergeb­
nis des ergänzten Ermittlungsverfahrens wurde dem Beschwerdeführer am 
21. November 1980 zur Stellungnahme vorgelegt, der daraufhin seine ur­
sprünglichen Ausführungen im Antrag aufrechterhielt. Aufgrund der Anga­
ben des Beschwerdeführers wurde sodann vom Bundesministerium für Un­
terricht und Kunst neuerlich ein "aufklärender Bericht" des Landesschulra­
tes für Niederösterreich angefordert und in der Folge vom Bundesministe­
rium für Unterricht und Kunst zu Zl. 188744/14-18 B/82 am 25. Feber 
1982 die Sachentscheidung erlassen. 

Die VA ging bei Beurteilung des vorliegenden Beschwerdefalles von fol­
genden rechtlichen Erwägungen aus: 

Gemäß § 13 Abs. 2 lit. c des Nebengebührenzulagengesetzes 1971 erhalten 
Beamte, die wegen einer Krankheit oder wegen eines Unfalles ihrer Dienst­
verpflichtung in vollem Umfang nicht nachkommen konnten, auch bei Wie­
deraufnahme ihrer Tätigkeit geringere Nebengebühren, als es dem Durch­
schnitt der vor Eintritt der Behinderung erbrachten Dienstleistung ent­
spricht. 

Auf Antrag kann für das Jahr 1970 die der Ermittlung der Gutschrift zu­
grunde zu legende Summe von Nebengebührenwerten vom zuständigen 
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
und dem Bundeskanzleramt festgesetzt werden. 

Für den vorliegenden Beschwerdefall mußte daher zunächst festgestellt 
werden, inwieweit die erwähnte Krankheit innerhalb des nach dem Neben-
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gebührenzulagengesetz maßgeblichen Zeitraumes für die im Schuljahr 
1969/70 nicht erbrachte Mehrdienstleistung die Ursache war oder aber an­
dere, z. B. organisatorische Gründe. Der Sachentscheidung des Bundesmi­
nisteriums für Unterricht und Kunst zufolge waren es letztere Gründe, die 
der Erbringung der Mehrleistungen entgegenstanden. 

In solchen Fällen besteht nämlich kein Anspruch auf Gutschreibung von 
Nebengebührenwerten nach dem N ebengebührenzulagengesetz. 

Die mit der Klärung dieser Frage betrauten Schulbehörden benötigten ei­
nen Zeitraum von nahezu zehn Jahren, um die Feststellung zu treffen, daß 
das Ausmaß der in den einzelnen Schuljahren erbrachten Mehrdienstlei­
stungen sich beim Beschwerdeführer aus Gründen der Lehrflächenvertei­
lun.g ergeben hatte und somit der Anspruch des Beschwerdeführers abzu­
weisen war. 

Die VA vertritt im vorliegenden Fall die Auffassung, daß ein Zeitraum von 
nahezu zehn Jahren zur Klärung dieser Sachverhaltensfrage nicht gerecht­
fertigt ist. Wie sich aus dem Verfahrensverlauf ergibt, .wurde der Antrag des 
Beschwerdeführers überhaupt erst nach nahezu zwei Jahren vom Landes­
schulrat an das zuständige Bundesministerium für Unterricht und Kunst 
weitergeleitet. Welche Gründe für die Säumnis bereits bei der Weiterlei­
tung des Antrages maßgeblich waren, konnte nicht erhoben werden. In 
weiterer Folge nahm das Bundesministerium für Unterricht und Kunst ei­
nen Zeitraum von nahezu vier Jahren in Anspruch, um "die erforderlichen 
Ermittlungen" ~urchzuführen. Diese Ermittlungen waren allerdings - wie 
sich aus der Einsichtsbemerkung des Bundeskanzleramtes vom 6. August 
1979 ergibt - so unvollständig, daß sie eine Beurteilung des Anspruches 
des Beschwerdeführers nicht zuließen. 

In der Folge ist der Landesschulrat für Niederösterreich, der vom Bundes­
ministerium für Unterricht und Kunst mit ergänzenden Erhebungen beauf­
tragt wurde, hiemit ebenfalls säumig geblieben bzw. wurden schließlich 
nach Vorlage der Ermittlungsergebnisse diese neuerlich als unzureichend 
befunden, sodaß abermals eine Verfahrensergänzung erfolgen mußte. 

Schließlich wurden aufgrund der Stellungnahme des Beschwerdeführers, 
die am 9. Jänner 1981 beim Landesschulrat für Niederösterreich einlangte, 
weitere Erhebungen durchgeführt, die wiederum mehr als ein Jahr andau­
erten, ehe das Bundesministerium für Unterricht und Kunst die Sachent­
scheidung fällte. 

Die VA gelangte aufgrund des gesamten Verfahrensverlaufes zu dem Er­
gebnis, daß die säumige Behandlung des Antrages des Beschwerdeführers 
einen Mißstand im Bereich der Venvaltung darstellte und die Verfahrens­
dauer nicht mit der Schwierigkeit und Fülle der Erhebungen gerechtfertigt 
werden konnte. Das schließlich der Sachentscheidung zugrunde gelegte Er­
gebnis des Ermittlungsverfahrens stützt sich nämlich in erster Linie auf die 
Lehrfächerverteilung in den Schuljahren 1969/70 und 1970/71 sowie auf 
das vom Beschwerdeführer beigebrachte ärztliche Gutachten. Alle diese 
Unterlagen waren schon zum Zeitpunkt der Einbringung des Antrages vor­
handen und hätten daher ohne den im vorliegenden Fall getätigten Verfah­
rensaufwand schon wesentlich früher einer Beurteilung unterzogen werden 
können. 
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Die VA vertritt daher die Auffassung, daß Verschleppungen des Vedah­
rens, wie sie im gegenständlichen Beschwerdefall festgestellt wurden, dem 
betroffenen Antragsteller nicht zuzumuten sind. Eine weitere Veranlassung 
durch die VA war im Hinblick auf die zwischenzeitig ergangene Sachent­
scheidung nicht edorderlich. 

4.2 Nichtauszahlung einer Haushaltszulage samt Steigerungsbetrag an eme 
Landeslehrerin 
VA 2 B-4/80 

A. H. aus Wiener Neustadt, Niederösterreich, brachte in ihrer Beschwerde 
an die VA vor, daß sie als Landeslehrerin im Dienststand des Landesschul­
rates für Niederösterreich beschäftigt sei. Ihre Ehe sei am 11. Jänner 1966 
geschieden und ihr in der Folge das Nutzungsrecht an der ehefichen Woh­
nung gerichtlich entzogen worden. Am 11. November 1966 sei sie in eine 
neue Wohnung übersiedelt und habe unter einem die Standesveränderung 
und den Wohnungswechsel der Dienstbehörde zur Durchführung der er­
forderIi~he':l Veranlassun&en zur Kenntnis gebrac.ht. ,!,rotz.dieses Umstan­
des seI Ihr In der Folge die Haushaltszulage SOWIe dIe Steigerungsbeträge 
für ihre beiden minderjährigen Kinder Hertha und Walter nicht zuerkannt 
worden. In diesem Umstand erblicke sie einen Mißstand im Bereich der 
Verwaltung. 

Die VA holte im Prüfungsvedahren mehrere Stellungnahmen eIn und 
nahm in die Verwaltungs akten Einsicht. 

Der Landesschulrat für Niederösterreich führte in seiner Stellungnahme 
aus, daß er die rückwirkende Auszahlung der Haushaltszulage samt Steige­
rungsbetrag mit Wirkung vom 1. Juni 1979 an die Beschwerdeführerin ver­
anlaßt habe und begründete dies damit, daß der Umstand des Wohnungs­
wechsels bzw. die Tatsache der Unterhaltsvorsorge für die beiden in ihrem 
Haushalt wohnenden Kinder erst mit 31. Mai 1979 bekanntgegeben wor­
den sei und somit erst ab 1. Juni 1979 nach der Bestimmung des § 6 Abs. 5 
Gehaltsgesetz ein Anspruch der Beschwerdeführerin bestanden habe. 

Aus den der VA vorgelegten Akten konnte erhoben werden, daß die Be­
schwerdeführerin zunächst mit einem undatierten Schreiben, das im 
~ienstweg am 17 . November 1966 weitergeleitet wurde, .der Die~stbehörde 
dIe Adreßänderung bekanntgegeben und sodann mIt SchreIben vom 
21. November 1966 auch die für die Beurteilung des Anspruches auf Haus­
haltszulage maßgebliche Standesänderung nach der Scheidung der Dienst­
behörde bekanntgegeben hat. Eine weitere Veranlassung durch die Dienst­
behörde edolgte vorerst nicht. Erst aufgrund mehrerer Anfragen der Be­
schwerdeführerin wurde ihr von der Dienstbehörde mündlich mitgeteilt, 
daß sie eine Bestätigung darüber beibringen müsse, daß ihr geschiedener 
Gatte für die im Haushalt der Beschwerdeführerin lebenden Kinder keine 
Haushaltszulage beziehe. 

Mit Schreiben vom 31. Mai 1979 teilte der Dienstgeber des von der Be­
schwer~efüh~erin geschie.denen E.hegatten dem Landessch~lrat für Niede~­
österreich mIt, daß an dIesen keIne Haushaltszulage geleistet werde. DIe 
Beschwerdeführerin stellte daraufhin am 3. September 1979 das förmliche 
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Ersuchen an den Landesschulrat für Niederösterreich um Zuerkennung der 
Haushaltszulage für sie und ihre ehelichen Kinder. 

Die VA ging bei Beurteilung des vorliegenden Beschwerdefalles von fol­
genden rechtlichen Erwägungen aus: 

Gemäß § 45 des Landeslehrerdienstgesetzes gelten die Bestimmungen des 
Gehaltsgesetzes auch für Landeslehrer, sodaß zur rechtlichen Beurteilung 
des gegenständlichen Beschwerdevorbringens die §§ 4 H. des Gehaltsgeset­
zes in der geltenden Fassung zur Anwendung gelangen. 

§ 4 regelt den Anspruch auf Haushaltszulage und Steigerungsbetrag; § 5 re­
gelt unter anderem, unter welchen Voraussetzungen ein Kind als dem 
Haushalt eines Beamten angehörig anzusehen ist. 

§ 6 normiel} die Verpflichtung des Beamten, alle Tatsachen, die für den 
Anfall, die Anderung oder die Einstellung der Haushaltszulage von Bedeu­
tung sind, binnen einem Monat nach dem Eintritt der Tatsache, wenn er 
aber nachweist, daß er von dieser Tatsache erst später Kenntnis erlangt hat, 
binnen einem Monat nach Kenntnis, seiner Dienstbehörde zu melden. Für 
den Fall der nicht rechtzeitigen Meldung bestimmt § 6 Abs. 5, daß die 
Haushaltszulage oder die Erhöhung der Haushaltszulage erst von dem der 
Meldung nächstfolgenden Monatsersten oder, wenn die Meldung an einem 
Monatsersten erstattet wurde, von diesem Tag an gebührt. 

Wie sich aus den Bestimmungen über die Haushaltszulage ergibt, entsteht 
der Anspruch auf diese Zahlung unmittelbar kraft Gesetzes, wenn die vom 
Gesetz geforderten Voraussetzungen vorliegen. Nach der Judikatur des 
Verwaltungsgerichtshofes ist ein formeller Antrag auf Haushaltszulage un­
ter Berufung auf die einschlägigen Bestimmungen des Gehaltsgesetzes nicht 
erford~rlich. Wie der Verwaltungsgerichtshof beispielsweise .in seinem .Er­
kenntms vom 25. Jänner 1973, Z1. 1261/72, ausgeführt hat, Ist ausschließ­
lich maßgebend, ob die Tatsachen, die für den Anfall der Haushaltszulage 
von Bedeutung sind, der Dienstbehörde zur Kenntnis gebracht wurde. So­
dann ist es Sache der Dienstbehörde, in einem Ermittlungsverfahren zu 
prüfen, ob kraft Gesetzes ein Anspruch auf Haushaltszulage besteht. Im 
vorliegenden Fall hat die Beschwerdeführerin bereits im Jahre 1966 der 
Dienstbehörde den Auszug aus der ehelichen Wohnung und die Begrün­
dung eines eigenen Haushaltes sowie die erfolgte Ehescheidung zur Kennt­
nis gebracht. Weiters war der Dienstbehörde bekannt, daß die beiden da­
mals minderjährigen Kinder der Beschwerdeführerin dieser vom Gericht 
zugesprochen waren und mit der Beschwerdeführerin im gemeinsamen 
f:Iaushalt ~ebten: Dies ~eht sc~~n dar~us hervor, d~ß die Beschwerdeführe­
rIn für belde Kinder die FamllIenbehilfe bezog, die gemäß § 2 Abs. 2 des 
Familienlastenausgleichsgesetzes an die Voraussetzung geknüpft ist, daß 
ein Kind dem Haushalt des Anspruchsberechtigten angehört. Folgt man der 
im Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 6. Feber 1969, 
Z1. 1561/68, dargelegten Rechtsansicht, so hätte die Dienstbehörde aus den 
ihr gemeldeten rechtsbegründenden Tatsachen zu der Ansicht kommen 
müssen, daß der Beschwerdeführerin die Haushaltszulage sowie für die da­
mals minderjährigen Kinder auch der Steigerungsbetrag zusteht. Eine un­
mittelbare Bezugnahme auf die Haushaltszulage wurde auch in diesem 
Falle vom Verwaltungsgerichtshof als nicht erforderlich erachtet und der 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 137 von 202

www.parlament.gv.at



Schluß gezogen, daß beispielsweise die in der Sachverhalts darstellung hin­
sichtlich eines Gehaltsvorschußansuchens dargelegten Umstände, aus de­
nen der Anspruch auf Haushaltszulage zu erkennen war, die Dienstbe­
hörde zur Prüfung dieses Ansuchens hätten veranlassen müssen. 

Nicht anders verhält es sich im Falle der Beschwerdeführerin, die bereits im 
Jahre 1966 alle für die Anspruchsbegründung der Haushaltszulage maß­
geblichen Umstände der Dienstbehörde zur Kenntnis gebracht hat. Der 
Umstand, daß der Beschwerdeführerin die Haushaltszulage erst ab 1. Juni 
1979 mit der Begründung zuerkannt wurde, es sei erst mit Schreiben vom 
31 . Mai 1979 ein formeller Antrag auf Haushaltszulage eingebracht wor­
den, ist für die Beurteilung des gegenständlichen Beschwerdefalles daher 
nicht relevant. Im übrigen ist auch das vom Landesschulrat für Niederöster­
reich mehrmals zitierte Schreiben vom 31. Mai 1979, aufgrund dessen dann 
die Zuerkennung der Haushaltszulage erfolgte, kein förmlicher Antrag der 
Beschwerdc:führerin. Ein solcher wurde, wie in den Feststellungen d~r VA 
ausgeführt Ist, erst am 3. September 1979 von der Beschwerdeführenn ge­
stellt, sodaß die Dienstbehörde selbst davon ausgegangen ist, es bedürfe 
k~ines. förmlichen Antrag~s durch die Beschwe~deführerin. Allerdings wäre 
die Dienstbehörde verpflichtet gewesen, von Sich aus schon aufgrund der 
seinerzeit im Jahre 1966 erstatteten Meldungen den vom Gesetz her bereits 
entstandenen Anspruch auf Haushaltszulage zu realisieren, zumal die Wei­
terleitung der entsprechenden Meldungen im Dienstwege mit dem aus­
drücklichen Hinweis auf die erforderlichen rechtlichen Veranlassungen er­
folgt ist. Im Unterbleiben dieser Verfahrensschritte hat daher die VA einen 
Mißstand im Bereich der Verwaltung festgestellt. 

§ 13 b Abs. 1 des Gehaltsgesetzes bestimmt, daß der Anspruch auf Leistun­
gen verjährt, wenn er nicht innerhalb von drei Jahren geltend gemacht 
wird, nachdem die anspruchsbegründende Leistung erbracht worden oder 
der anspruchsbegründende Aufwand entstanden ist. Die Verjährung be­
wirkt nicht den Untergang des Anspruches, sondern nur seine verfahrens­
mäßige Geltendmachung, da die privatrechtlichen Bestimmungen über die 
Verjährung, sofern durch die Verwaltungsvorschriften nichts anderes be­
stimmt ist, analog auch im Bereich des öffentlichen Rechtes anzuwenden 
sind (vgl. hiezu das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 4. Mai 
1956, Slg. Nr. 4061). Die VA hält es für unbillig, wenn im gegenständlichen 
Fall die Dienstbehörde ~ie E~füllung. der d~r Beschwer~eführerin zust~hen­
den Ansprüche unter Hinweis auf die Veqährungsbestlmmung verweigert, 
zumal es rechtlich nicht unzulässig ist, auf diese prozessuale Einrede zu 
verzichten (so schon das Urteil des Obersten Gerichtshofes vom 28. März 
1859, Slg. GlU Nr. 759 und die Folgejudikatur). 

Die VA vertritt daher seit der in einer vergleichbaren Dienstrechtsangele­
genheit erfolgten Mißstandsfeststellung zu Zl. VA S 16 B-4/81 (vgl. Dritter 
und Vierter Bereich an den Salzburger Landtag, S. 73 ff.) die Auffassung, 
daß es mit der Fürsorgepflicht des Dienstgebers in Widerspruch steht, sich 
dann bei Geltendmachung eines aus einem öffentlichen Dienstverhältnis er­
fließenden Anspruches auf die Verjährungsbestimmungen zu stützen, wenn 
die rechtmäßige Anspruchsliquidieru~g durch ein Fehlverhalten der Dienst­
behörde unterblieben ist. Aus dieser Uberlegung heraus, die auch im gegen­
ständlichen Beschwerdefall zutrifft, erfolgte wie im ob zitierten Anlaßfall 
auch unter Verzicht auf die Geltendmachung der Verjährung die Auszah­
lung der der seinerzeitigen Beschwerdeführerin zugestandenen Leistungen. 
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4.3 

138 

Es war daher zur Behebung des festgestellten Mißstandes die Empfehlung 
an den Landeshauptmann von Niederösterreich auszusprechen, der Be­
schwerdeführerin die Haushaltszulage samt Steigerungsbetrag nachzuzah­
len, was zwischenzeitig erfolgte. 

Antrag auf Änderung der Einstufung von bestimmten Unterrichtsgegenstän­
den in der Lehrverpflichtungsgruppe; Verfahrensverzögerung 
VA 51 B-4/80 GZ.: 27 689/1-30/82 

E. W . aus Linz brachte mit Schreiben vom 7. November 1980 bei der VA 
vor, er unterrichte an der Höheren Bundeslehranstalt für wirtschaftliche 
Frauenberufe und Bundesfachschule für Bekleidungsgewerbe in Linz. Im 
Jahre 1972 sei mit dem Schulversuch "Fachschule für Bekleidungstechnik 
und -gewerbe" begonnen worden, in dem er seit September 1973 zwei voll­
kommen neue Unterrichtsfächer unterrichte. Für diese Gegenstände sei ein 
großer Arbeitsaufwand an Vorbereitung notwendig. Bei diesen Gegenstän­
den handle es sich um "Fertigungs- und Arbeitstechnik einschließlich 
~FA" und "Masc~inenkunde~'. Im gleichen Schulja~r sei ei~ fast gleichar­
tiger Schulversuch In Krems, 1m Jahre 1973 auch In MödlIng begonnen 
worden. Durch eine Lehrplankoordination im Jahre 1975 seien die drei 
Schulversuche vereinheitlicht worden und besäßen seither den gleichen 
Lehrplan. Damals habe er auch erfahren, daß in den beiden anderen Schu­
len die von ihm geführten Unterrichtsfächer in eine wesentlich besseren 
Lehrverpflichtungsgruppe eingestuft sei~!1. Er habe daher am 7. Oktober 
1975 im Die~stw~g ein Ansuchen um ~derung der Lehryerpflic~tun~s­
gruppe für dIe belden Gegenstände "Fertlgungs- und Arbeltstechmk, eIn­
schließlich REFA" und "Maschinenkunde" eingebracht. Dieses Ansuchen 
sei nach mehr als fünf Jahren noch immer nicht erledigt. Obwohl er sich 
mehrmals mit der Dienstbehörde, aber auch mit dem Landesschulrat für 
OÖ in Verbindung gesetzt habe, sei ihm keinerlei Auskunft in der Sache er­
teilt worden. In der langen Verfahrensdauer erblicke er einen Mißstand im 
Bereich der Stadtverwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des BMfUK fest, daß der Antrag des Bf. vom 7. Oktober 1975 im Dienst­
wege an das BMfUK unter Anschluß eines Berichtes des Direktors der 
Bundeslehranstalt am 15. Oktober 1975 weitergeleitet worden war. Durch 
Art. II des Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über das Ausmaß der 
Lehrverpflichtung der Bundeslehrer geändert wird, BGBl. Nr.399/1975, 
wurde die Möglichkeit geschaffen, daß für schulversuchsmäßig geführte 
Unterrichtsgegenstände die Festlegung der Lehrverpflichtung auch im Ein­
zelfall erfolgen kann. Aufgrund des Antrages des Bf. wurde daher zunächst 
nach Befassung der zuständigen Abteilungen im BMfUK ein Vorschlag 
ausgearbeitet und im August 1976 zur Einholung hausinterner Stellungnah­
men weitergegeben. Mit Datum vom 27. September 1977 enthält das Ak­
tenstück einen handschriftlichen Aktenvermerk der legistischen Abteilung, 
die nächste Stellungnahme, datiert vom 30. Juni 1979. Am 9. Juli 1980 
wurde das Geschäftsstück zur Einholung der erforderlichen Zustimmung 
des Bundeskanzleramtes diesem übermittelt, vom Bundeskanzleramt im 
September 1980 erledigt und am 6. Oktober 1980 vor Abfertigung dem 
Bundesministerium für Finanzen zugeleitet. Nachdem das Geschäftsstück 
am 8. Juli 1981 im Bundesministerium für Finanzen approbiert worden war, 
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langte es am 10. Juli 1981 im Bundeskanzleramt ein und wurde am 15. Juli 
1981 dem BMfUK zurückgestellt. 

Die VA erkannte der Beschwerde Berechtigung zu. Die Bearbeitung des 
Antrages des Bf. in den Jahren 1975 bis 1979 edolgte äußerst schleppend, 
wobei die Verwaltungs akten bei den um Stellungnahme ersuchten Abtei­
lungen des BMfUK jeweils mehr als ein Jahr ohne erkennbare aktenmäßige 
Veranlassung verblieben sind. Eine kontinuierliche Bearbeitung des Antra­
ges des Bf. ist aus der Aktenlage erst seit dem Jahre 1979 ersichtlich. 

Die VA verkennt nicht, daß die Behandlung des Antrages des Bf. die Klä­
rung einiger Probleme prinzipieller Natur edorderte, was aber eine fast 
7jährige Bearbeitungsdauer nicht zu rechtfertigen vermag, die überwiegend 
dadurch entstanden ist, daß die Akten bei einzelnen um Stellungnahme er­
suchten Abteilungen längere Zeiträume hindurch unbearbeitet geblieben 
sind. 

4.4 Ablehnung einer Schulbeihilfe wegen Überschreitung der Einkommens­
höchstgrenze 
VA 2 B-4/82 GZ.: 27 691/1-30/82 

M. W. aus Wien führte bei der VA Beschwerde darüber, daß ihr Antrag auf 
Gewährung von Schulbeihilfe für den außerehelichen Sohn eh. K. mit Be­
scheid q~s Bundesministers für Unterricht und Kunst vom 14. Jänner 1982 
wegen Uberschreitung der Einkommenshöchstgrenze abgewiesen worden 
sei. Dabei sei nicht berücksichtigt worden, daß der außereheliche Vater F. 
T. verheiratet sei und mit seiner Gattin in Wohngemeinschaft lebe. Nach 
Auffassung der Beschwerdeführerin wäre bei der Beurteilung der Bedüd­
tigkeit nicht vom Einkommen des außerehelichen Vaters, sondern nur von 
seiner monatlichen Alimentationsleistung in Höhe von 1 800 Sauszugehen. 
In der Vorgangsweise der Behörde liege ein Mißstand im Bereich der Ver­
waltung. 

Die VA stellte im Prüfungsvedahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Unterricht und Kunst fest, daß aufgrund des § 6 
Abs. 4 des Schülerbeihilfengesetzes das Einkommen beider leiblichen El­
ternteile zu berücksichtigen ist. Das Nichtbestehen der Wohngemeinschaft 
wird jedoch gemäß § 6 Abs. 3 des Gesetzes in Form eines Erhöhungsbetra­
ges zur Einkommensgrenze in Höhe von 52 000 S berücksichtigt. Aufgrund 
der Novelle zum Schülerbeihilfengesetz, BGBI. Nr. 115/1982, die mit 
1. September 1982 in Kraft getreten ist, wurde ein neuer Berechnungsmo­
dus für die Beurteilung der Bedürfti~keit geschaffen, wonach auf Wunsch 
des Antragstellers nicht mehr vom Emkommen des außerehelichen Vaters, 
sondern von der Alimentationsleistung auszugehen ist, wodurch soziale 
Härten in Zukunft vermieden werden. Der Bf. wurde jedoch im Hinblick 
auf ihre besondere soziale Situation eine einmalige Unterstützung in Höhe 
von 3 000 S gewährt. 

In der Zwischenzeit wurde dem von der VA eingenommenen Standpunkt 
mit einer gesetzlichen Regelung entsprochen. 

139 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)140 von 202

www.parlament.gv.at



4.5 Beschädigung von in der Garderobe des Turnsaales eines Bundesgymna­
siums aufbewahrten Kleidungsstücken 
VA 11 B-4/82 GZ.: 27 604/3-30/83 

Dr. I. F. aus Wien führte bei der VA Beschwerde darüber, daß die Turn­
kleidung ihres Sohnes in der Schulgarderobe des Bundesgymnasiums 
Wien 6 (Tagesheimbetrieb) beschädigt und von der Schulbehörde kein 
Schadenersatz geleistet worden sei. Darin liege ein Mißstand im Bereich 
der Verwaltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Unterricht und Kunst fest, daß dieser mit Erlaß 
vom 11. Mai 1982 die Landesschulräte (Stadtschulrat für Wien) für den Be­
reich der Bundesschulen ermächtigte, über Schadenersatzforderungen, die 
aus dem Rechtstitel eines Verwahrungsvertrages erhoben werden, dem 
Grunde und der Höhe nach zu entscheiden. Im Sinne dieses Erlasses er­
wirkte der Bundesminister für Unterricht und Kunst beim Stadtschulrat für 
Wien eine Erledigung des vorliegenden Beschwerdefalles. 

Da diese aufgrund des Einschreitens der VA erfolgte Regelung sowohl im 
grundsätzlichen als auch in dem für die Beschwerdeführerin relevanten 
Einzelfall deren Intentionen entsprach, waren weitere Veranlassungen der 
VA entbehrlich. 

4.6 Rückforderung eines Bezugsübergenusses eines Vertragslehrers des Bundes 
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VA 17 B-4/82 GZ.: 27621/4-30/82 

P. K. aus Wien brachte in seiner an die VA gerichteten Beschwerde vom 
20. Mai 1982 vor, er sei in der Zeit vom 31. August 1978 bis einschließlich 
30. September 1980 im Bereich des Stadtschulrates für Wien als Vertrags­
lehrer mit Sondervertrag in Verwendung (Erzieher im Bundeskonvikt) ge­
standen. Das Dienstverhältnis sei über seinen Wunsch einverständlich ge­
löst worden. Im Jahre 1980 sei der Beschwerdeführer zu einer Kaderübung 
einberufen worden, die in der Zeit vom 22. bis 27. September 1980 stattge­
funden habe. Hievon habe er seine Dienststelle, das Bundeskonvikt, am 
1. September 1980 benachrichtigt. Durch eine Verzögerung der Weiterlei­
tung dieser Meldung durch das Bundeskonvikt habe der Stadtschulrat für 
Wien erst am 23. Oktober 1980 Kenntnis erhalten, als das Konvikt eine 
diesbezügliche Bestätigung des Bundesheeres an den Stadtschulrat für 
Wien übermittelte. Hierauf sei mit gleic~em Tag eine rückwirkende Ein­
stellung der Bezüge des Genannten für dIe Dauer der Kaderübung erfolgt, 
dadurch sei ein Bezugsübergenuß des Beschwerdeführers in der Höhe von 
1 231 S entstanden. Mit Schreiben des Stadtschulrates vom 3. Mai 1982 sei 
unter Androhung von Eintreibungsmaßnahmen die Rückzahlung des ge­
nannten Betrages gefordert worden, obwohl die Ursache, für die ihn kein 
Verschulden treffe, in der verpäteten Meldung des Bundeskonviktes liege. 
In dieser Vorgangsweise erblicke er einen Mißstand in der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Unterricht und Kunst fest, daß der Beschwerdefüh­
rer für die Ableistung der Kaderübung gemäß § 27 Abs. 2 Heeresgebühren­
gesetz, BGBI. Nr. 15211956, eine Pauschalentschädigung von insgesamt 
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1 386 S erhalten habe. Infolge des Weiterbezuges des Lehrerentgeltes wäh­
rend der Kaderübung habe der Beschwerdeführer es unterlassen, zusätzlich 
gemäß § 27 Abs. 3 lit. a Heeresgebührengesetz (alte Fassung), einen Antrag 
auf Entschädigung für entgangenen Arbeitslohn aus nichtselbständiger Ar­
beit zu stellen. Der Bf. wurde vom Bezugsübergenuß am 4. Februar 1981 
durch das Bundesrechenamt schriftlich in Kenntnis gesetzt. Zu diesem Zeit­
punkt war ein Nachholen des Antrages nach § 27 Abs. 3 Heeresgebühren­
gesetz (alte Fassung) wegen Verstreichens der Frist gemäß § 27 Abs. 4 von 
einem Monat, ab Entlassung des Wehrpflichtigen aus dem Wehrdienst, 
nicht mehr möglich. Hierauf wandte sich der Beschwerdeführer mit Schrei­
ben vom 4. Februar 1981 an den Stadtschulrat für Wien und wurde eingela­
den, zwecks Besprechung der Sach- und Rechtslage, vorzusprechen. Nach 
der eingeholten Information durch das Heeresgebührenamt hätte der Be­
schwerdeführer seinerzeit bei fristgerechter AntragsteIlung Anspruch auf 
eine zusätzliche Entschädigung von insgesamt 984,06 Saufgrund der ge­
genständlichen Waffenübung gehabt. Eine rechtliche Möglichkeit, die 
Fristversäumung im Bereich des Heeresgebührenamtes zu sanieren, fehlte 
It. dortiger Auskunft. Das Monatsentgelt als Vertragslehrer für September 
1980 gelangte bereits am 15. September 1980 zur Auszahlung, weshalb 
auch bei unverzüglicher Weiterleitung der Anfang September beim Bundes­
konvikt erstatteten Meldung über die Einberufung an de:: Stadtschulrat für 
Wien, eine Einstellung der Bezüge für die Dauer der Ubung nicht mehr 
rechtzeitig durchgeführt hätte werden können. 

Noch während des Prüfungsverfahrens der VA sah der Bundesminister für 
Unterricht und Kunst im Hinblick auf die Sachlage und die Höhe des in 
Frage stehenden Betrages von einer Einforderung des aushaftenden Be­
zugsübergenusses ab, womit der Beschwerdegrund behoben war. 

4.7 Neuregelung der Honorierung von Lehraufträgen an der Bundesanstalt für 
Leibeserziehung 
VA 19 B-4/82 GZ.: 27 609/1-30/82 

H. G. aus Wien führte bei der VA Beschwerde dagegen, daß ihr Dienstver­
hältnis an der Bundesanstalt für Leibeserziehung durch die Neuregelung 
des Lehrbeauftragtengesetzes, ~GBI. Nr. 343/1981, und durch die yer,?rd­
nung des Stadtschulrates für Wien vom 3. November 1981 nach 28Jähnger 
Lehrtätigkeit derart verschlechtert worden sei, daß sich das Jahreseinkom­
men um 15 000 S vermindert habe und die Krankenversorgung gefährdet 
sei. Darin erblicke sie einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Unterricht und Kunst fest, daß nach § 123 Abs. 2 
des Schulorganisationsgesetzes in der Fassung der Novelle BGBI. 
Nr. 232/1975 an den Akademien bei Bedarf Unterrichtsveranstaltungen auf 
bestimmte oder unbestimmte Zeit Lehrbeauftragten übertragen werden 
können. Als Lehrbeauftragte kommen Fachleute in Betracht, die nicht als 
Lehrer für die betreffende Schule bestellt sind. Ein Dienstverhältnis wird 
durch einen Lehrauftrag nicht begründet. Die Vergütung der Unterrichts­
tätigkeit der Lehrbeauftragten, die bisher im Erlaßwege ähnlich den Lehr­
beauftragten an den Universitäten geregelt war, wurde mit Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 343/1981 über die Vergütung der Unterrichtstätigkeit der Lehr-
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beauftragten im Bereiche des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst 
und des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft geregelt. Nach 
§ 1 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes gilt dieses Bundesgesetz auch für die Lehr­
beauftragten an den Bundesanstalten für Leibeserziehung. Da jedoch im 
Bundesgesetz über die Ausbildung von Leibeserziehern und Sponlehrern, 
BGBl. Nr. 140/1974, eine dem § 123 Abs. 2 Schulorganisationsgesetz ent­
sprechende Bestimmun~ über ~ie Einführung von .Lehrbeauftragten für die 
Bundesanstalten für LeibeserZiehung fehlt, wurde m § 1 Abs. 2 des Bundes­
~esetzes. über die Vergüt~I?-g d~r Unterrichtstä~igkeit der Lehrb~auftrag~en 
Im Bereich des Bundesmmlstenums für Unterncht und Kunst eme Bestim­
mung aufgenommen, daß ein Dienstverhältnis durch einen Lehrauftrag 
nicht begründet wird. Aufgrund des § 3 des Lehrbeauftragtengesetzes er­
ging die Verordnung des Bundesministers für Unterricht und Kunst über 
die Einreihung von Unterrichtsveranstaltungen der Lehrbeauftragten an 
den Akademien und an den Bundesanstalten für Leibeserziehung, BGBl. 
Nr. 147/1982, wobei nachstehende Unterrichtsveranstaltungen gemäß § 4 
folgendermaßen eingereiht wurden: 

1. Fachtheoretische Unterrichtsveranstaltungen, fachmethodische und spe­
ziell praxisorientiene Unterrichtsveranstaltungen : Lehrverpflichtungs­
gruppe I bis III. 

2. Praktische Unterrichtsveranstaltungen: Lehrverpflichtungsgruppe IV bis 
V . 

Es können daher die von der Beschwerdeführerin genannten finanziellen 
und sozialversicherungsrechtlichen Nachteile bei dienstälteren Lehrbeauf­
tragten eintreten, weil die Vergütungssätze nach dem Lehrbeauftragtenge­
setz unabhängig vom jeweiligen Dienstalter der Lehrbeauftragten je Unter­
richtsstunde ausbezahlt werden. 

Mit Wirksamkeit vom 1. September 1983 wurde die Beschwerdeführerin 
für das Schuljahr 1983/84 gemäß Art. X Abs. 2 Z. 2 des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 350/1982 als Venragslehrer I Ll1 II b I bestellt und der Bundes­
anstalt für Leibeserziehung Wien für den Unterrichtsgegenstand Leibeser­
ziehung zur Dienstleistung zugewiesen, womit der Beschwerdegrund beho­
ben wurde. 

5 Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

142 

Allgemeines 

Den Ressonbereich des Bundesministeriums für Wissenschaft und For­
schung betreffend wurden im Berichtszeitraum 28 Beschwerden an die VA 
herangetragen. 

Im Vordergrund standen Beschwerdc:r wegen Verzögerungen bei der Able­
gung von Prüfungen sowie bei der Uberleitung von Hochschulassistenten 
in ein dauerndes Dienstverhältnis. 
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Einzelfälle 

5.1 Verfahrensverzögerung bei Ablegung der Wiederholungsprüfung des zwei­
ten Teiles einer Diplomprüfung 
VA 4 B-5/82 GZ.: 56 127/2-11/82 

S. H. aus Innsbruck brachte in seiner an die VA gerichteten Beschwerde 
vom 19. Jänner 1982 vor, er habe am 2. April 1981 ein Ansuchen um letzt­
malige Wiederholung der Prüfungsarbeiten im Rahmen des kommissionel­
len Teiles der II. Diplomprüfung beim Dekanat der Sozial- und Wirt­
schaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Innsbruck eingebracht. 
Die Erledigung dieses Ansuchens habe er mehrfach telefonisch betrieben. 
Seitens des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung sei ihm 
wiederholt eine positive Antwort in Aussicht gestellt worden. Von einem 
Devolutionsantrag bzw. einer Aufsichtsbeschwerde an den Verwaltungsge­
richtshof sei ihm drin.gend abgeraten worden, w~il ansonsten die ~rledi­
gung mllldestens zweI Jahre dauern würde. In dIeser Vorgangswelse er­
blicke er einen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren der VA wurde nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung festgestellt, daß dieses 
Ansuchen des Beschwerdeführers unter Anschluß einer Stellungnahme des 
Prüfungssenates und von Kopien der Prüfungsprotokolle sowie sonstiger 
Unterlagen v.<;>m Dekanat mit Schreiben vom 16. Juni 1981 vorgelegt wor­
den sei. Die Uberprüfung der Unterlagen habe ergeben, daß der Beschwer­
deführer die schriftlichen Prüfungsarbeiten des kommissionellen Teiles der 
Ir. Diplomprüfung bereits vier Mal wiederholt hatte (insgesamt 5 Versuche: 
1975, 1976, 1977, 1979 und 1981). Gemäß § 30 Abs. 1 des Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetzes, BGBI. Nr. 177/1966, dürften nichtbestandene 
Einzelprüfungen, Teilprüfungen einer Gesamtprüfung, Prüfungsarbeiten 
oder wissenschaftliche Arbeiten nur drei Mal, nichtbestandene, kommissio­
nelle Prüfungen nur zwei Mal wiederholt werden. Eine weitere Wiederho­
lung kann in beiden Fällen von der zuständigen akademischen Behörde und 
darüber hinaus eine letzte Wiederholung vom Bundesministerium für Wis­
senschaft und Forschung bewilligt werden. 

Das ergibt im 1. Fall insgesamt 5 Wiederholungen, im 2. Fall - bei kom­
missionellen Prüfungen - insgesamt 4 Wiederholungen. Die schriftlichen 
Prüfungsarbeiten sind zwar Bestandteil des kommissionellen Teiles der 
H. Diplomprüfung, aber mit den mündlichen Teilen nicht als Einheit zu se­
hen, weil sonst das Antreten zum mündlichen Teil nicht vom positiven Ab­
solvieren der schriftlichen Arbeiten abhängig gemacht werden könnte. 
Würden beide Teile als Einheit gesehen werden, müßten in jedem Prü­
fungsfach der schriftliche und mündliche Teil der Prüfung als eine Leistung 
gemeinsam beurteilt, und somit das Antreten zum mündlichen Teil auch 
mit negativer Beurteilung der schriftlichen Prüfungs arbeit ermöglicht wer­
den. 

Betrachtet man aber die schriftlichen Prüfungs arbeiten als selbständige Ein­
heiten, so dürfen sie gemäß § 30 Abs. 1 des Allg. Hochschul-Studiengeset­
zes insgesamt fünf Mal wiederholt werden und es ist ohne Bedeutung, ob es 
sich dabei um Prüfungsfächer des kommissionellen Teiles der Ir. Diplom­
prüfung handelt. Lediglich die mündlichen Prüfungsteile der Prüfungsfä-
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cher des kommissionellen Teiles der 11. Diplomprüfung dürfen demnach 
nur insgesamt vier Mal wiederholt werden. 

Die VA erkannte der Beschwerde Berechtigung zu; eine weitere Veranlas­
sung durch die VA war jedoch deshalb entbehrlich, weil das Bundesministe­
rium für Wissenschaft und Forschung dem Beschwerdeführer zwischenzei­
tig mit Bescheid die 5. und endgültig letzte Wiederholung der schriftlichen 
Prüfungsarbeiten des kommissionellen Teiles der 11. Diplomprüfung bewil­
ligt hat. 

5.2 Denkmalunterschutzstellung einer Schmiede 
VA 7 B5/82 Zl. 23 70515/33/83 

144 

F. T. aus Waidhofen/Ybbs, NÖ brachte in ihrer Beschwerde an die VA vor, 
sie sei Alleineigentümerin der denkmalgeschützten Schaufel- und Hauen­
schmiede "Struntzhammer" in Ybbsitz. Zur Erhaltung dieser Schmiede, zu 
der die Eigentümerin aufgrund des Denkmalschutzgesetzes verpflichtet sei, 
seien dringende Reparaturen erforderlich. Der vor bereits 3 Jahren errech­
nete notwendige Aufwand betrage 300 000 S. Das Bundesdenkmalamt habe 
für einen Teil der notwendigen Reparaturen 150000 S veranschlagt und 
sich mit Schreiben vom 29. Jänner 1982 bereit erklärt, einen Betrag von 
50 000 S als Subvention fli.!~sig zu machen, wobei als "vorstellbar" bezeich­
net worden sei, daß die NO Landesregierung einen gleichhohen Betrag zur 
Verfügung stelle. Die Bf. besitze kein Einkommen und auch ihr Ehegatte 
beziehe als Frühpensionist seit 1975 nur eine Pension von 3 400 S netto. 
Weder die Bf. noch ihr Ehegatte seien daher in der Lage, die zur Erhaltung 
der ~ammerschmiede notwendigen Mi~tel auf~ubring~n. Die . Bf., die die 
Schmlede verkaufen mächte, sehe nun emen Mlßstand lm Berelch der Ver­
waltung darin, daß man ihr einerseits durch den Denkmalschutz das Verfü­
gungsrecht über ihr Vermägen entzogen habe, andererseits aber von ihr die 
Erhaltung des Bauwerkes verlange, ohne die erforderlichen Mittel zur Ver­
fügung zu stellen. 

Im Prüfungsverfahren der VA wurde nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung erreicht, daß die 
Arbeiten zur Sanierung des Daches des unter Denkmalschutz stehenden 
ehemaligen Hammerwerksgebäudes abgeschlossen wurden und der Bf. in 
einer über das übliche Ausmaß hinausgehenden Weise geholfen werden 
konnte. Im Hinblick auf die schwierige wirtschaftliche Situation der Be­
schwerdeführerin wurden die Kosten der Instandsetzungsarbeiten zur 
Gänze a~s. öff~ntlichen ~itteln getragen, und zwar 100 000 S durch das 
Bundesmmlstenum für Wlssenschaft und Forschung und 70 000 S durch 
die NÖ Landesregierung. Durch die Fertigstellung der überaus dringenden 
Baumaßnahmen im Bereich des Daches des Objektes wurde das gegen­
ständliche Baudenkmal vorerst in seinem Bestand gesichert. 

Die VA sieht sich aufgrund dieses Beschwerdefalles veranlaßt, auf das Pro­
blem der Finanzierungs- und Erhaltungsarbeiten an denkmalgeschützten 
Objekten durch deren Eigentümer besonders hinzuweisen, weil in vielen 
Fällen die Erhaltung eines solchen Objektes die wirtschaftliche Leistungsfä­
higkeit des Betroffenen übersteigt und häufig sogar zu Existenzgefährdun­
gen führt. 

9' 
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5.3 Auszeichnung ohne Ehrenring 
VA 8 B-5/82 

Dr. G. Sch. aus Linz, Oberösterreich, führte Beschwerde dagegen, daß 
nach der geltenden Rechtslage eine nachträgliche Verleihung des Ehrenrin­
ges bei Erfüllung der Voraussetzungen für eine Promotion sub auspiziis 
präsidentis nicht möglich ist, weil die nachträgliche Verleihung von Ehren­
ringen für Promotionen, die vor dem 5. März 1952, dem Tag der Verlaut­
barung des Bundesgesetzes über die Verleihung des Doktorates unter den 
Auspizien des Bundespräsidenten erfolgt sind, mangels Rückwirkung dieses 
Bundesgesetzes ausgeschlossen ist. Promoventen, die die Erfüllung der im 
§ 2 Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes vom 5. März 1952, BGBI. Nr. 58, über 
die Verleihung des Doktorates unter den Auspizien des Bundespräsidenten 
für eine solche Promotion geforderten Bedingungen nachgewiesen haben, 
kann lediglich eine Amtsbestätigung durch den Rektor jener Universität 
ausgestellt werden, an welcher der Betreffende promoviert wurde. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß das Bundesgesetz über die 
Promotion unter den Auspizien des Herrn Bundespräsidenten mangels 
Übergangsbestimmungen auf den Fall des Beschwerdeführers keine An­
wendung findet. Sie mußte sich darauf beschränken, den Beschwerdeführer 
auf die Rechtslage zu verweisen. Die VA nimmt jedoch wie bereits in einem 
gleichgelagerten Beschwerdefall im 5. Bericht der VA an den Nationalrat 
den Beschwerdefall zum Anlaß, eine entsprechende Gesetzesänderung an­
zuregen. 

5.4 Auflösung eines Innovationsvertrages 
einen Förderungsbeitrag 

Umwandlung eines Darlehens in 

18 

VA 9 B-5/82 21. 50 853/1-25/82 

F. Sch. aus Wien brachte in seiner an die VA gerichteten Beschwerde vor, 
er sei pensionierter Bäckermeister (noch als Geschäftsführer in einem Be­
trieb tätig), und habe unter Beteiligung bzw. Führung der "Wiener Innova­
tionsgesellschaft m.b.H. (INNOVA)" für seine Erfindung" 1-Mann-Back­
Automat" Förderung vom Forschungs- Förderungsfonds der gewerblichen 
Wirtschaft erhalten. Nachdem der Prototyp des Automaten nahezu fertig­
gestellt worden sei (Aufwand insgesamt 53 Mio.), sei aufgrund eines Sach­
verständig.engu~achtens die Unrentabilität des projektes festgestellt .und von 
der Möglichkeit der Auflösung des Innovauonsvertrages (Schreiben der 
Wr. Innovationsgesellschaft m.b.H. vom 9. Mai 1980) Gebrauch gemacht 
worden. Da aber der Bf. die gewährten Darlehen nicht zurückzahlen habe 
können, habe er gemeinsam mit der INNOVA beim Forschungs-Förde­
rungsfonds der gewerblichen Wirtschaft einen Antrag eingebracht, man 
möge die für das Projekt gewährten Dahrlehen zur Gänze in Förderungs­
beiträge umwandeln. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung fest, daß sich der For­
schungs-Förderungsfonds für die gewerbliche Wirtschaft bereit erklärt 
hatte, die im Rahmen der Förderung des Projektes gewährten Dahrlehen in 
der Höhe von 1,4 Mio. S in einen Förderungsbeitrag umzuwandeln. Damit 
war die Beschwerde als erledigt anzusehen. 
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5.5 Überleitung eines Hochschulassistenten in ein dauerndes Dienstverhältnis; 
Verzögerung des Verfahrens 

146 

VA 13 B-5/82 GZ.: 182 179/24-110/82 

Dr. D. L. aus Wien führte in ihrer an .~ie VA gerichteten Beschwerde vom 
15. April 1982 aus, ihr Ansuchen um Uberleitung in ein dauerndes Dienst­
verhältnis gemäß § 10 des Hochschulassistentengesetzes 1962, BGBI. 
Nr. 216, welches sie am 11. Juli 1980 beim Bundesministerium für Wissen­
schaft und Forschung eingereicht habe, sei erst aufgrund ihres Betreibens 
am 29. September 1981 lediglich damit beantwortet worden, daß dieses An­
suchen in Kopie der Personalabteilung der Medizinischen Fakultät zur Be­
schlußfassung einzureichen sei. Sie erblicke in der säumigen Behandlung 
ihres Ansuchens durch die damit befaßten Stellen einen Mißstand im Be­
reich der Verwaltung und fühle sich als Frau benachteiligt, weil ein über ein 
Jahr später eingereichtes Ansuchen eines männlichen Kollegen aus existen­
ziellen und keineswegs aus fachlichen Gründen als berücksichtigungswür­
diger angesehen worden sei. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesminist~rs für Wissen~chaft und. Forschung fest, ~aß dieser er~t 
dann zur Entscheidung berufen Ist, wenn elO Beschluß des hlefür zuständi­
gen Kollegi.alorga~es, das ist die Pe~so.nalkommissi(:lO. ~er betreffenden Fa­
kultät, vorliegt. Die PersonalkommissIOn der MedlzlOlschen Fakultät der 
Universität Wien behandelte das vorliegende Ansuchen der Bf. vom 9. No­
vember 1981 erstmals in der Sitzung vom 16. November 1981, doch wurde 
erst in der Sitzung. vom 21. April.1982 ein (positiver) Beschluß gefaßt. Mit 
Dekret vom 6. Mal 1982 wurde die Bf. gemäß § 10 Abs. 1 des Hochschulas­
sistentengesetzes 1962 in Verbindung mit § 40 Abs. 5 des Universitäts-Or­
ganisationsgesetzes als Oberarzt an der Universitäts-Kinderklinik in Wien 
in ein dauerndes Dienstverhältnis übergeleitet, womit der Beschwerdegrund 
behoben war. 
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Aufgabenbereich des Volksanwaltes Gustav Zeillin­
ger: 

Dem Volks anwalt Gustav Zeillinger oblagen: 

Die Aufgaben der VA, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wirkungs­
bereich nachstehender Bundesministerien fallen: 

Bundesministerium für Finanzen, 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie, 

Bundesministerium für Inneres, 

Bundesministerium für Justiz, 

Bundesministerium für Landesverteidigung. 

Volksanwalt Gustav Zeillinger haue im Berichtszeitraum vom 1. Juli 1982 
bis 31. Dezember 1982 den Vorsitz der VA inne. 

1 Bundesministerium für Finanzen 

Allgemeines 

Aus dem Vollziehungsbereich des Bundesministers für Finanzen wurden 
511 Beschwerden an die VA herangetragen. 

Besonders häufig wurden Beschwerden über Verfahrensverzögerungen 
dort geführt, wo über Abgabenbegünstigungen entschieden werden soll. 
Dies ist dadurch zu erklären, daß es sich einerseits um wirtschaftliche, 
manchmal sogar auch um elementare wirtschaftliche Interessen der Antrag­
steller (wie z. B. bei der Zuerkennung eines Waisenversorgungsgenusses), 
andererseits auch um Interessen der Gebietskörperschaften handelt. Beson­
dere Sorgfalt erscheint daher gerade in diesen Fällen angebracht, soll doch 
nicht der Eindruck entstehen, daß der Steuerzahler einer übermächtigen 
Verwaltung gegenübers!~ht. Im übrigen sind die im Fünften Bericht an den 
Nationalrat gemachten Außerungen (vgl. Seite 149) nach wie vor aufrecht. 

Die lange Dauer eines Verfahrens spielte auch im Rahmen der Geltendma­
shung von Entschädigungsansprüchen nach dem Entschädigungsgesetz 
CSSR eine Rolle. Die Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland leitete nach Überprüfung der staatsbürgerschaftsrechtli­
chen Voraussetzungen auch eine sachliche über den tatsächlichen Vermö­
gensverlust ein. Die Begutachtung erfolgt durch die tschechoslowakischen 
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Stellen, die bisher zur Beantwortung der gegenständlichen Anfragen nicht 
bereit waren. Der österreichischen Seite steht die Einflußnahme auf die 
tschechoslowakischen Behörden nicht zu. Der Bundesminister für Finanzen 
konnte der VA daher nur die Zusage machen, daß bei Vorliegen der Beant­
wortung eines Antrages durch die tschechoslowakische Seite österreichi­
scherseits die Erledigung des Entschädigungsantrages sofort erfolgen wird. 

An die VA wurden mehrere Beschwerden von Mitgliedern von Wohnungs­
eigentumsgemeinschaften über Zustellungen im Einbringungsverfahren 
herangetragen. Die VA hat den Bundesminister für Finanzen auf das Pro­
blem hingewiesen, daß nach den Bestimmungen der Abgabenexekutions­
ordnung die Abgabenbehörd.en Zustellungen an Abgabenpflic.htige, die von 
Gebäudeverwaltern oder WIrtschaftstreuhändern vertreten smd, auch un­
mittelbar vornehmen, obwohl die Abgabenschuldigkeit der Gemeinschaft 
als Gesamtschuldner getr.~gen wird. Der Bundesminister für Finanzen 
stellte eine diesbezügliche Anderung der Zustellvorschriften in Aussicht, die 
mit dem zum 1. März 1983 in Kraft getretenen Zustellgesetz eingetreten 
ist. 

Im Berichtszeitraum vertrat der Bundesminister für Finanzen noch die Auf­
fassung, daß die Kosten des Nachweises der Zustellung in keinem Verhält­
nis zur Höhe der einzutreibenden Geldleistung stehen. Das geltende Zu­
stellgesetz hat den Vorteil, daß der bisher aus "Sparsamkeitsgründen" im 
Rahmen von Vollstreckungsmaßnahmen unterbliebene Zustellnachweis 
nunmehr zu erbringen ist. 

Anläßlich von Beschwerden gegen die ungerechtfertigte Einleitung einer 
Exekution von Gebühren der Post- und Telegrafenverwaltung stellte die 
VA fest, daß. die Finanzprokuratur ein~n v~n ihr gestellten Exekutionsan­
trag zurückzIehen hätte können, wenn SIe seltens der Post- und Telegrafen­
verwaltung rechtzeitig von der Zahlung des offenen Betrages durch den Be­
schwerdeführer benachrichtigt worden wäre. Hiebei entstand der Ein­
druck, daß auch auf der Grundlage der geltenden Rechtslage keine Not­
wendigkeit gegeben ist - mit Ausnahme von Fällen, bei denen Gefahr im 
Verzug vorliegt - die Leistungsfrist des Verpflichteten mit dem Zeitpunkt 
der Weiterleitung durch die zuständige Behörde an die Finanzprokuratur 
g~eichz~schalten. Jedenfalls wi~d angere~t, daß die ~inanzprokuratur i~ 
Smne emer Verfahrensökonomle vor Welterleltun.g dIeser Anträge an dIe 
Gerichte sicherstellt, daß die Forderungen noch offen sind, da Fehlleistun­
gen nicht vollständig auszuschließen sein werden (vgl. z. B. Punkt 1.5). 

Neben der oben geschilderten verfahrensrechtlichen Problematik haben 
auch materiellrechtliche Bestimmungen des Abgabenrechtes zu einer Reihe 
von Beschwerden geführt. 

Die Ausweitung der Gebührenpflicht und die Erhöhung der Gebührenta­
rife belasten in zunehmendem Maße die wirtschaftlich schwächeren Bür­
ger. Darüber hinaus führt die mangelnde Informationsbereitschaft der Be­
hörden nicht selten zu Sanktionen und zu damit verbundenen weiteren Ko­
stensteigerungen. Zur Erlangung einer Witwenpension war z. B. die Vor­
lage von Dokumenten an das Bundesrechenamt notwendig. In der Folge 
schrieb das Finanzamt für Gebühren und Verkehrssteuern der Antragstelle­
rin die Zahlung einer Stempelgebühr von 100 S zuzüglich einer Gebühren-
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erhöhung im Ausmaß von 50% für die Unterlassung der Vergebührung vor. 
Diese Vorgangsweise erschien der Antragstellerin unbegreiflich, weil ein 
Hinweis der Behörde auf die bestehende Gebührenpflicht bei der Einbrin­
gung des Antrages genügt hätte, um die ordnungsgemäße Bezahlung zu er­
möglichen und unnötigen Kosten- und Zeitaufwand zu vermeiden. Der 
Bundesminister für Finanzen schloß sich der Auffassung der VA an und er­
teilte den Bediensteten des Bundesrechenamtes die Weisung, in solchen Fäl­
len die Nachreichung fehlender Stempelmarken zu ermöglichen. 

Die VA wertet den Schritt des Bundesministers für Finanzen als einen Ver­
such, im Sinne der Ausführungen des Fünften Berichts der VA an den Na­
tionalrat (vgl. Seite 158 f.) zu einer zweckmäßigen Verwaltung im Dienste 
des Staatsbürgers beizutragen. 

Weitere Beschwerden zeigten die mit der Einhebung von Stempel- und 
Rechtsgebühren verbundene wirtschaftliche Belastung der Bezieher von 
Mindesteinkommen, insbesondere von Ausgleichszulagen. Die VA vertritt 
daher die Auffassung, daß zur Vermeidung dieser Härte eine gesetzliche 
Möglichkeit zur Befreiung der einkommensschwächsten Schichten der Be­
völkerung gefunden werden müßte. 

Auch auf dem Gebiet der Lohnsteuer war es wieder die Durchführung des 
amtswegigen Jah~esausgleiches, die zu za~lreichen Be.schwerden .Anlaß gab 
(vgl. Fünfter Beflcht der VA an den Nationalrat, Seite 155). Die Ursache 
war die verspätete Auszahlung von Bezügen an öffentlich Bedienstete, die 
dazu geführt hat, daß diese erst im Jänner des Folgejahres ausbezahlten Be­
züge beim Lohnsteuerausgleich nicht mehr beriAcksichtigt werden konnten. 
Besonders erschwerend wirkt die geringfügige Uberschreitung der Einkom­
mensgrenze, wenn es um die Gewährung von Alleinverdienerabsetzbeträ­
gen geht. Eine w~itere ~enach~eiligung entsteht in der Folge, weil Sonder­
ausgaben als Allemverdiener n~~ht mehr geltend gemacht werden können. 
Die VA regt daher neuerlich Uberlegungen zur Vermeidung der mit der 
verspäteten Auszahlung von Bezügen verbundenen steuerlichen Nachteile 
an (vgl. z. B. Pkt. 1.13). 

Nicht unerwähnt sollen auch jene Beschwerden bleiben, die sich gegen die 
verspätete Erledigung von Lohnsteuer-Jahresausgleichsanträgen richteten, 
weil sie im Einzelfall zu Härten geführt haben (vgl. z. B. Pkt. 1.19). 

Die VA begrüßt, daß innerhalb des Berichtszeitraumes das Bundesgesetz 
über den Nationalfonds in Kraft getreten ist, sodaß eine Beschwerde gegen 
die erhöhte Umsatzsteuer für die Anschaffung von Behindertenfahrzeugen 
positiv erledigt werden konnte. Es ist damit einer von der VA in ihrem 
Fünften Bericht an den Nationalrat (vgl. Seite 157) gegebenen Anregung 
Rechnung getragen worden. 

Im Zusammenhang mit einer Beschlagnahmeverfügung eines Finanzamtes 
für Gebühren und Verkehrssteuern zeigte sich, daß die dem Kraftfahrzeug­
steuergesetz gemäße Haftung des letzten Kraftfahrzeug-Vorbesitzers für 
alle vorher entstandenen Steuerschulden als unbillige Härte empfunden 
wird. Die Gründe dafür sind, daß der Letztbesitzer nicht unmittelbar 
Kenntnis von jenen Steuerschulden erlangt, für die er nach dem Gesetz zu 
haften hat, es sei denn, daß sich der Käufer vor dem Erwerb eines Kraft-
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fahrzeuges gegen die Folgen allfälliger Steuerschulden der Vorbesitzer ab­
sichert, indem ~r vom Verk~ufe~ einen Feststellungs~esch.eid des Finanzam­
tes verlangt. Die VA vertritt die Auffassung, daß Im Dienste des Bürgers 
und aus vedahrensökonomischen Gründen eine andere Regelung für diese 
sensible Materie gefunden werden könnte, wie etwa die Verpflichtung zur 
Ausstellung einer steuerlichen Unbedenklichkeitsbescheinigung beim Ver­
kauf eines Gebrauchtwagens (vgl. Pkt. 1.26). 

Die Unübersichtlichkeit des Grunderwerbsteuergesetzes war wiederholt 
Gegenstand von Beschwerden an die VA. Hier sind nicht nur die Beschwer­
den zu erwähnen, die auf den schwer erfaßbaren Begriff ,,Arbeiterwohn­
stätte" Bezug nahmen, sondern auch jene Beschwerden im Bereiche des Er­
werbs von Wohnungseigentum. Nach dem Grunderwerbsteuergesetz ist 
beim Wohnungseigentum der erste Erwerb eines Anteiles eines Grundstük­
kes, auf dem eine Vereinigung mit der statutenmäßigen Aufgabe der Schaf­
fung von Wohnungseigentum oder ein gemeinnütziger Bauträger ein 
Wohnhaus geschaffen hat, von der Besteuerung ausgenommen. Dazu ver­
tritt der Verwaltungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung die Ansicht, 
daß unter einer solchen Vereinigung im Sinne der hier anzuwendenden 
Vorschriften des Grunderwerbsteuergesetzes nur eine juristische Person, 
nicht aber eine Personengesellschaft verstanden werden kann. Dies führt 
selbst dann zu Schwierigkeiten, wenn der Betroffene die entsprechende ge­
setzliche Bestimmung kennt, jedoch die hier anzuwendende Rechtspre­
chung des Verwaltungsgerichtshofes ihm dazu nicht zur Vedügung steht. 
Dazu kommt, daß bei manchen Baugesellschaften nicht für jedermann klar 
erkennbar ist, ob eine Personengesellschaft oder eine Kapitalgesellschaft 
der Vertragspartner ist. Beispielsweise bei der Gesellschaft m. b. H. & Co. 
KG oder bei einer Gesellschaft m. b. H ., die in eine Kommanditgesellschaft 
umgewandelt wurde und im Firmenwortlaut nur einen Nachfolgezusatz 
aufweist, könnte auch für den Betroffenen, der den Gesetzestext zur Vedü­
gung hat, eine Unklarheit entstehen. Die VA weist darauf hin, daß bei die­
sen gesetzlichen Bestimmungen nicht nur einzelne Personen, sondern zahl­
reiche Gemeinschaften von Käufern von Eigentumswohnungen betroffen 
sind. 

Einzelfälle 

1.1 Versteigerung einer nicht gebrauchsfähigen Waschmaschine durch ein Fi­
nanzamt 

150 

VA 1672-1181 BM V-AP 168/83 

J. W. aus Olbendorf, Burgenland, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde vor, er habe beim Finanzamt Oberwart eine gebrauchte 
Waschmaschine zum Preis von 2 500 S ersteigert. Der Preis sei ihm deshalb 
als angemessen erschienen, weil ihm der Vollstreckungsbeamte vorher ge­
sagt habe, die Maschine habe einen Listenpreis von 7 780 'S, sei nur etwa 
ein Jahr alt und habe bei der Beschlagnahme noch gewaschen. 2u Hause 
habe er jedoch feststellen müssen, daß die Waschmaschine infolge des Um­
baues durch den Vorbesitzer zum Anschluß an eine Wasserleitung nicht ge­
eignet sei und sowohl das Waschtrommellager als auch der Thermostat­
schalter zu erneuern gewesen seien. Die voraussichtlichen Reparaturkosten 
hätten ohne Umbau 2 000 S bis 2 500 S betragen. Der Verkaufspreis sei bei 
4 500 S gelegen. 
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Vorweg ist festzustellen, daß eine Gewährleistung nach der Abgabenexeku­
tionsordnung ausdrücklich ausgeschlossen ist. 

Die VA regte beim Bundesminister für Finanzen an, aus Gründen des Kon­
sumentenschutzes eine ähnliche Maßnahme zu treffen, wie sie bereits über 
Einschreiten der VA im Justizbereich veranlaßt wurde. Dort wurde ange­
ordnet, Maßnahmen zu treffen, die es Kauflustigen ermöglichen, bei der 
Besichtigung der zum Verkauf in der Auktionshalle ausgestellten techni­
schen Geräte auch deren Zustand zu ersehen. 

Der Bundesminister für Finanzen teilte mit, daß zum Zwecke des Konsu­
mentenschutzes im finanzbehördlichen Versteigerungsvedahren die nach­
geordneten Behörden angewiesen wurden, bei zur Versteigerung gelangen­
den technischen Geräten jeweils im Versteigerungs edikt einen entsprechen­
den Vermerk über den Zustand der Geräte aufzunehmen. 

1.2 Nichtberücksichtigung der Mehrbelastungen, die zufolge mehrerer verschie­
den verursachter Körperbehinderungen entstehen 
VA 241 Z-1I81 
V-AP 129/81 
VA 75 Z-1I82 
V-AP 121182 

Im Berichtszeitraum, aber auch im Jahre 1981 und den Vorjahren, wurden 
vielfach von Körperbehinderten Beschwerden vorgebracht, wonach bei Zu­
sammentreffen von verschiedenen Behinderungen zur Abgeltung der mit 
der Körperbehinderung verbundenen Belastungen nur der jeweils höchste 
für eine einzelne Körperbehinderung zu gewährende Freibetrag auf der 
Lohnsteuerkarte eingetragen wurde. 

Im Falle des Ing. J. W. aus Wien, der neben Aufwendungen zufolge einer 
Kriegsverletzung auch erhöhte Aufwendungen infolge von Diätverpflegung 
wegen Erkrankung an Diabetes mellitus zu tragen hatte, wurde von der Fi­
nanzbehörde im Jahr 1981 nur jener Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte 
eingetragen, der den Richtsätzen für außergewöhnliche Belastungen wegen 
der Diätverpflegung entspricht. 

Aufgrund dieser Beschwerde führte die VA ein Prüfungsvedahren durch 
und gelangte dabei zu folgendem Ergebnis: 

Nach dem Einkommensteuergesetz in der für das Jahr 1981 geltenden Fas­
sl!ng war bei körp~rbehinderten SteueI'J?flichtigen, die an verschiedenen Be­
hmderungen zu leiden hatten, das amtlich anerkannte höchste Ausmaß der 
Mind~rung der Erwerbsfähigkeit für die Gewährung einer ste~erlichen ~e­
günsugung maßgebend. Aufgrund fehlender anderer gesetzlicher Bestim­
mungen gingen die Finanzbehörden bei der Bearbeitung von Freibetragsan­
trägen, mit denen Krankheitskosten solcher Personen geltend gemacht 
wurden, davon aus, daß der Freibetrag, der wegen der Diätverpflegung in 
Anspruch genommen wurde, als tatsächliche Kosten an Stelle des (niedrige­
ren) allg~meinen ~reibetr~ges wegen. der KÖI'J?erbehinderung geltend ge­
macht Wird. Auf diese Weise wurde bisher welllgstens der höhere pauscha­
lierte Wert der Freibetragseintragung zugrunde gelegt. Die diesbezügliche 
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Vorgangsweise war von der VA aufgrund der gegebenen Rechtslage nicht 
zu beanstanden. Allerdings kündigte der Bundesminister für Finanzen im 
Prüfungsverfabren an, daß aufgrund dieses Beschwerdefalles rückwirkend 
ab 1981 eine Anderung des Einkommensteuergesetzes im Sinne der Anre­
gungen des Beschwerdeführers beabsichtigt sei. 

Eine Änderung der Rechtslage ist durch das Abgabenänderungsgesetz 1981 
allerdings mit Wirkung ab 1982 insofern eingetreten, daß bei Zusammen­
treffen von Körperbehinderungen verschiedener Art das Gesamtausmaß 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit vom Gesundheitsamt (in Wien durch 
den Amtsarzt des jeweiligen Bezirkspolizeikommissariates) zu bescheinigen 
ist. Die frühere ~egelung, wonach bei Zus.ammentreffen von Körperbehin­
derungen verschiedener Art nur das amthch anerkannte höchste Ausmaß 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit maßgebend ist, wurde ersatzlos besei­
tigt. 

Die VA stellte in der Zwischenzeit weiters fest, daß das Bundesministerium 
für Finanzen in einem Erlaß vom 26. Feber 1981, der eine Pauschalierung 
von PKW-Kosten für Körperbehinderte vorsieht, den für die PKW-Kosten 
zu gewährenden Freibetrag neben dem im Gesetz vorgesehenen allgemei­
nen Freibetrag, der Körperbehinderten zufolge einer Minderung der Er­
werbsfähigkeit von mehr als 25% zusteht, gewährt. Unter Hinweis auf die­
sen Erlaß ist die VA aufgrund einer Beschwerde des K. B. aus Wien im Jahr 
1982 wegen der grundsätzlichen Problematik neuerlich an den Bundesmini­
ster für Finanzen herangetreten. Die VA wies auch darauf hin, daß K. B. 
neben seinen außergewöhnlichen Belastungen zufolge einer Kriegsverlet­
zung auch erhöhte Aufwendungen wegen einer Diätverpflegung zufolge 
seiner Zuckerkrankheit hat. K. B. führte bei der VA insbesondere Be­
schwerde darüber, daß ihm nur der Pauschalbetrag für die außergewöhnli­
chen Belastungen infolge der Zuckerkrankheit auf der Lohnsteuerkarte ein­
getragen wurde. Eine Feststellung des Gesamtausmaßes der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit war bisher vom Finanzamt nicht veranlaßt worden. 

Die Beschwerde des K. B. erwies sich als berechtigt. Denn wie der Bundes­
minister für Finanzen der VA bekanntgab, hatte es das zuständige Finanz­
amt versehentlich unterlassen, den Beschwerdeführer auf die Neuregelung 
des Einkommensteuergesetzes aufmerksam zu machen, wonach im Falle 
mehrerer Behinderungskomponenten eine einzige.?telle das Gesamtausmaß 
der Körperbehinderung festzustellen hat. Diese Anderung der Rechtslage 
sei vom Finanzamt im Beschwerdefall nicht ausreichend beachtet worden. 

Aufgrund dieses Prüfungsverfahrens konnte die VA überdies erreichen, daß 
vom Bundesministerium für Finanzen erstmals im Erlaßwege verfügt 
wurde, daß die Mehraufwendungen für die durch ärztliche Verordnung 
notwe~dige Diätverpflegung neben dem allge~einen Freibetrag für Kt?r­
pe:behl1~derte, der Sich. au~ dem !,-usmaß der Mmderung der Erwerbsfähig­
keit ergibt, zu berücksichtigen smd. 

Diesen Erlaß hat die Finanzbehörde bereits im Beschwerdefall angewendet. 
Durch die richtige Anwendu~g des Einkommensteuerg~set~es (Festst~llung 
des Gesamtausmaßes der Mmderung der Erwerbsfähigkeit) und die Be­
rücksichtigung des pauschalierten Aufwandes für die Diätverpflegung 
wurde dem Beschwerdeführer an Stelle eines monatlichen Freibetrages von 
789 S ein Freibetrag von monatlich 1 536 S für 1982 gewährt. 
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Durch die Prüfungstätigkeit der VA wurde auf diese Weise eine besondere 
steuerliche Erleichterung nicht nur für den Beschwerdeführer, sondern 
auch für alle Behinderten, die das schwere Los des Zusammentreffens von 
mehreren Behinderungen trifft, gewährt. 

1.3 Unrichtige Berechnung nach dem Entschädigungsgesetz CSSR 
VA 340 Z-1I81 
V-AP 199/81 

G. P. aus Ebensee, Oberösterreich, führte bei der VA Beschwerde darüber, 
daß ihm von der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland I}ur eine Entschädigung von 3 000 S nach dem Entschädi­
gungsgesetz CSSR angeboten worden sei. Er sei mit seiner Großmutter zu 
gleichen Teilen Rechtsnachfolger des verstorbenen K. N. Als solcher hätten 
er und seine~ Großmutter Entschädigungsanträge nach dem Entschädi­
gungsgesetz CSSR eingebracht. Während seiner Großmutter ein Entschä­
digungsbetrag von 12000 S zuerkannt worden sei, hätte man ihm zunächst 
nur ein Angebot von 3 000 S gemacht, welches später auf 7 500 S erhöht 
worden sei, weil ein Berechnungsfehler unterlaufen sei. Der Beschwerde­
führer habe sich gegenüber der Finanzlandesdirektion auch mit dem zuletzt 
genannten Anbot im Hinblick auf die seiner Großmutter zugesprochenen 
Entschädigung nicht einverstanden erklärt. Auf seine neuerlichen Einwen­
dungen sei ihm mitgeteilt worden, er möge froh sein, wenn er überhaupt et­
was bekomme; eine nochmalige Neuberechnung komme nicht in Frage. 

Im Prüfungsverfahren teilte der Bundesminister für Finanzen der VA mit, 
daß das Anbot der Finanzlandesdirektion in Höhe von 3 000 S auf einem 
Irrtum beruhte. Bei der Ermittlung des J\nbotes seien die Bestimmungen 
der Novelle zum Entschädigungsgesetz CSSR, BGBI. Nr. 557/1979, nicht 
berücksichtigt worden. Der Großmutter des Beschwerdeführers sei die Ent­
schädigung in Höhe von 12 000 S deshalb zuerkannt worden, weil bei der 
Errechnung dieses Betrages der gesamte Hausrat der Berechnung zugrunde 
gelegt wurde. Richtigerweise hätte jedoch - wie beim Beschwerdeführer 
- auch bei dessen Großmutter nur die Hälfte der für den Hausrat in Frage 
kommenden Rechnungseinheiten berücksichtigt werden dürfen. Wegen des 
zivilrechtlichen Charakters des Vergleiches zwischen der Finanzlandesdi -
rektion und der Großmutter des Beschwerdeführers sei eine Rückforde­
rung der zuviel ausbezahlten Entschädigung nicht möglich. 

Zum Vorbringen, dem Beschwerdeführer sei gesagt worden, er möge froh 
sein, wenn er überhaupt etwas bekomme, teilte der Bundesminister für Fi­
nanzen mit, die mit dem Entschädigungsantrag beJaßten Bediensteten der 
Finanzlandesdirektion hätten erklärt, eine solche Außerung nicht abgege­
ben zu haben. 

Aufgrund des Einschreitens der VA erfolgte die Neuberechnung der Ent­
schädigung. Dem Beschwerdeführer wurde eine Entschädigung von insge­
samt 16 190 Sangeboten. 

Obwohl der Beschwerdeführer die Finanzlandesdirektion wiederholt auf 
die ihm unrichtig erscheinende Berechnung des ihm zustehenden Entschä­
digungsbetrages hingewiesen hatte, erfolgte eine endgültige Richtigstellung 
des Anbotes erst im Zuge des Prüfungsverfahrens der VA. 
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1.4 Erlassung einer Strafverfügung wegen ZoUhinterziehung durch Zollbeamte 
außerhalb des Bundesgebietes 
VA 391 Z-1I81 V-AP 120/82 

P. H. aus Wien führte bei der VA Beschwerde gegen die Erlassung einer 
Strafvedügung wegen Zollhinterziehung im Bereiche des Bahnhofes Tarvis 
sowie gegen die Nichtbeachtung von Vedahrensvorschriften durch das als 
Finanzstrafbehörde einschreitende Zollamt Klagenfurt. Im Einschreiten 
österreichischer Zollbeamter auf italienischem Staatsgebiet erblicke er ei­
nen Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Die YA stellt~ nach Einholung einer Stellung.nah~e des Bundesministers 
für Fmanzen 1m Prüfungsvedahren fest, daß em Fmanzvergehen nach den 
Bestimmungen des Finanzstrafgesetzes nur dann strafbar ist, wenn es im In­
land begangen wurde. Dies ist dann der Fall, wenn der Täter im Inland ge­
handelt hat oder hätte handeln sollen oder wenn bei Tathandlungen im 
Ausland der Edolg im Inland eingetreten ist oder hätte eintreten sollen. Die 
Erlassung der Strafverfügung im Bereich des Bahnhofes T arvis durch .9ster­
reichische Zollbeamte war deswegen rechtswidrig, weil zwischen Oster­
reich und Italien kein Abkommen bestanden hatte, welches österreichischen 
Zollorganen auf italienischem Gebiet die Vornahme von Amtshandlungen 
gestattet hätte. Die VA erkannte daher der Beschwerde Berechtigung zu. 

1.5 Ungerechtfertigte Einleitung einer Exekution durch die Finanzprokuratur 
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VA 404 Z-1I81 V-AP 236/81 

Ing. H . H. aus Klosterneuburg, Niederösterreich, führte bei der VA Be­
schwerde darüber, daß er von verschiedenen Behörden wegen einer angeb­
lich noch offenen Telefonrechnung aus einer Erbschaft nach seiner Mutter 
in Höhe von 1 256 S mit Zahlungs aufträgen und Pfändungen vedolgt 
werde, obwohl er die hiefür zuständigen Behörden, insbesondere die Ein­
~ringungs~telle des Bezirksgeri~htes Klosterneubu.rg, seit 1978 wiederholt 
m KenntOls gesetzt habe, daß diese Forderungen Olcht zu Recht bestünden, 
weil die offene Telefonrechnung bereits bezahlt worden sei. 

Im Prüfungsvedahren der VA wurde nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Finanzen festgestellt, daß die von der Finanzpro­
kuratur beantragte Fahrnisexekution mit Beschluß vom 13. November 1978 
vom Bezirksgericht Klosterneuburg bewilligt wurde. Aufgrund eines Anru­
fes des Beschwerdeführers vom 16. Feber 1979 erlangte die .Finanzprokura-

. tur von der edolgten Zahlung der Gebührenschuld KenntOlS. Noch am sel­
ben Tage wurde das gegen den Beschwerdeführr eingeleitete Exekutions­
vedahren eingestellt. Ungeachtet dessen beantragte die Finanzprokuratur 
aufgrund eines Irrtums aber wegen der selben Forderung neuerlich die 
Pfändung der Pensionsbezüge des Beschwerdeführers. Durch einen Anruf 
des Beschwerdeführers vom 6. Feber 1980 stellte die Finanzprokuratur die 
beantragte Exekution ein. Noch am selben Tag wurde seitens der Finanz­
pro~u~atur die Pensionsversic.heru~gsanstalt verständigt, da~ aufgrund der 
bewllhgten Lohnpfändung keme Embehalte vorzunehmen smd. 

Im Prüfungsvedahren der VA entschuldigte sich die Finanzprokuratur für 
die in ihrem Vorgehen gelegene mangelnde Sorgfalt mit dem Hinweis auf 
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die bestehende Personalknappheit. Demgegenüber ist jedoch festzuhalten, 
daß eine Exekutionsführung immer einen besonderen Eingriff in die 
Rechtssphäre des Betroffenen bedeutet, was von der Behörde ein erhöhtes 
Maß an Sorgfalt verlangt. 

1.6 Lange Dauer eines Berufungsverfahrens bei der Zollbehörde 
VA 40 Z-1I82 BM Z1. V-AP 44/82 

Ing. M. E. aus Feldkirch, Vorarlberg, führte im Feber 1982 bei der VA Be­
schwerde, daß über seine Berufung gegen den Bescheid des Zollamtes Flug­
hafen Wien vom 12. August 1980 nicht entschieden wurde. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Finanzen folgendes fest: 

Ing. M. E. war im Juni 1979 von Per~ien nach Österreich übersiedelt, wobei 
ihm anläßlich seiner Einreise nach Österreich für vier Teppiche Eingangs­
abgaben vorgeschrieben worden waren. Im Juli 1979 hatte der Beschwerde­
fü~rer ein Ansuchen um Rüc:kerstatt';1ng de~ Ei!).gan~sabgaben eingebracht 
mit der Begründung, daß die Teppiche sem Ubersledlungsgut darstellen 
und in seiner früheren Wohnung in Persien bereits in Verwendung gestan­
den seien. Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Zollamtes Flughafen 
Wien vom 21. Juli 1980 abgewiesen. Eine dagegen rechtzeitig eingebrachte 
Berufung vom 12. August 1980 wurde zwar der Finanzlandesdirektion für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland zur Entscheidung vorgelegt, 
wurde jedoch in weiterer Folge nicht bearbeitet. Erst auf Grund des Ein­
schreitens der VA wurde der Beschwerdeführer zur Vorlage weiterer Be­
weismittel sowie zur Gegenäußerung zu der vom Abfertigungsbeamten ab­
gegebenen Stellungnahme eingeladen. 

Der Bundesminister für Finanzen begründete die Nichtbearbeitung des Ak­
tes über einei~hal~ Jahre .mit dem ~tarken Arbeitsanfall ur:d der angespann­
ten PersonalsItuatIon. Die VA, die durchaus Verständms für überdurch­
schnittliche Arbeitsbelastungen hat, vermochte in diesen Ausführungen 
zwar eine Erklärung, nicht aber eine Rechtfertigung zu erblicken. Auf­
grund der gesetzlichen Bestimmungen bestand die Pflicht zur Entscheidung 
"ohne unnötigen Aufschub", in begründeten Fällen innerhalb einer Frist 
von höchstens sechs Monaten, die wiederum nur dann überschritten wer­
den d~rf, wer,m d~r fristgerechten Erlassung. eines ~escheides unüberytindli­
che Hmdermsse Im Wege stehen. Sollen die Bestimmungen über die Ent­
scheidungspflicht nicht ins Leere gehen, so war durch entspreche~de 
dienstaufsichtsbehördliche Maßnahmen, etwa durch organisatorische An­
derungen und Entlastungen, die Grundlage dafür zu schaffen, daß der Ge­
setzesauftrag auch vollzogen werden kann. Der VA schien es jedenfalls un­
zumutbar, daß der Beschwerdeführer nunmehr nahezu zwei Jahre keine 
Entscheidung über seine Berufung erhalten hat, ohne daß eine allenfalls 
einzuwendende Aufwendigkeit oder Schwierigkeit des Falles die Dauer 
rechtfertigen. Die VA stellte daher in der Dauer des Berufungsverfahrens 
einen Mißstand fest. 

Da der Bundesminister für Finanzen mitteilte, daß der Akt nunmehr in Be­
arbeitung genommen. und mit d~r Erlassung der Berufungsentscheidung in 
Kürze zu rechnen sei, konnte eme Empfehlung entfallen. 

lSS 
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1.7 Teilweise Ablehnung eines Abfertigungsanspruches einer Vertragsbedienste­
ten des Bundes 
VA 89 Z-1I82 V -AP 87/82 

G: H .. aus Wien brachte in ihrer an die VA gerichteten ~eschwe~de vor, sie 
sei zWischen 1958 und 1960 mehrmals vorübergehend Im Postdienst, dann 
vom 7. Jänner 1960 bis 31. Mai 1968 als teilbeschäftigte Vertragsbedien­
stete in den Postdienst aufgenommen worden. Sie sei am 31 . Mai 1968 aus 
dem Postdienst ausgeschieden und habe am 4. Juni 1968 im Zolldienst als 
Vertragsbedienstete neu begonnen. Aufgrund einer Auskunft habe sie kei­
nen Anspruch auf Abfertigung erhoben, weil ihr mitgeteilt worden sei, daß 
die Zeit bei der Post in die nachfolgende Dienstzeit in der Zollverwaltung 
miteingerechnet werde. Als sie am 1. Feber 1982 aus der Finanzverwaltung 
ausgeschieden sei, habe sie nur eine Abfertigung auf der Grundlage einer 
vierjährigen Dienstzeit erhalten, weil ihr die Zeit bei der Post nicht ange­
rechnet worden sei. Darin erblicke sie einen Mißstand in der Verwaltung. 

Im Prufungsverfahren der VA wurde festgestellt, daß der Bund als Träger 
von Privatrechten anläßlich des Ausscheidens der Beschwerdeführerin aus 
dem Dienstverhältnis als Vertragsbedienstete die der Beschwerdeführerin 
zustehende Abfertigung unrichtig berechnet hatte. Die VA erkannte der 
Beschwerde daher Berechtigung zu. 

Aufgrund der Ergebnisse des Prufungsverfahrens der VA erteilte der Bun­
desminister für Finan.zen die Weisung, ~ie Abfertigung neu zu berechnen. 
In der Folge wurde die Höhe der AbfertIgung auf der Grundlage des neun­
fachen letzten Monatsentgeltes bemessen, womit der Beschwerdegrund be­
hoben wurde. 

1.8 Unklarer Fragebogen der Finanzverwaltung; unrichtige Gebührenvorschrei­
bung 
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VA 99 Z-1I82 V-AP 75/82 

A. B. aus Waidhofen/Ybbs, NÖ, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde vor, in seinem Haushalt lebe seit 1951 ein Stiefsohn, für den er 
entsprechende steuerliche Begünstigungen bezogen habe. Im Jahre 1978 
habe der Stiefsohn geheiratet und vom Beschwerdeführer 50000 S an Hei­
rats ausstattung erhalten. Das Finanzamt Amstetten habe auf der Lohn­
steuerkarte des Beschwerdeführers einen Lohnsteuerfreibetrag aus diesem 
Anlaß eingetragen. Vom Finanzamt für Gebühren und Verkehrssteuern in 
Wien habe er mittlerweile auch einen Fragebogen erhalten, den er deswe­
gen als Schikane empfinde, weil er eine Reihe von Fragen nicht beantwor­
ten könne. Beamte des Finanzamtes hätten ihm erklärt, sie hätten einen 
derartigen Fragebogen noch nie gesehen. Im übrigen sei er nicht darauf 
hingewies~n worden, daß er für die Bestätigu!1g betreffend die. He.iratsa.us­
stattul!g eme ?tempel~ebühr von 70 S zu ~ntnchten h~tte, worm em wel~e­
rer MIßstand Im BereIch der Verwaltung hege. Im übngen habe er den Em­
druck gewonnen, daß sich das Finanzamt nicht in der Lage gesehen habe, 
ihm zu helfen. 

Die VA stellte im Prufungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Finanzen fest, daß der Fragebogen unrichtiger-
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weise an den Beschwerdeführer ergangen war und erkannte der Be­
schwerde Berechtigung zu. 

Aufgrund des Einschreitens der VA teilte der Bundesminister für Finanzen 
mit, er werde die nächste Auflage des Fragebogens bürgernäher gestalten. 

Wenn sich auch die Gebührenpflicht für eine Bestätigung erst nach Ab­
schluß eines finanzbehördlichen Verfahrens herausstellt, so läge es nach 
Auffassung der VA im Interesse des Betroffenen, rechtzeitig davon infor­
miert zu werden. 

Die VA erkannte der Beschwerde wegen der mangelnden Servicebereit­
schaft der in der Sache befaßten Finanzbehörde Berechtigung zu. 

Darüber hinaus regt die VA Überlegungen zur Beseitigung der unter­
schiedlichen Behandlung von leiblichen Kindern und Stiefkindern in bezug 
auf die Steuerfreiheit für die Hingabe einer Heiratsausstattung oder eines 
Heiratsgutes durch den Gesetzgeber an. 

1.9 Nichtzuerkennung von Familien- und Schulfahrtenbeihilfe für Polizeiprakti­
kanten 
VA 105 Z-1/82 BM Fin Zl.: V-AP 64/82 

BM I Zl.: 51 193/602-11/2/82 

M. M. aus St. Andrä, Kärnten, brachte in seiner Beschwerde vor, daß sein 
Sohn das zweite Jahr der dreijährigen Polizeischule für Polizeipraktikanten 
in Wien besuche und im November 1982 das 18. Lebensjahr vollenden 
werde. Obwohl die Ausbildung bis 31. August 1983 andauere, werde eine 
Famili~nbeihilfe nicht gewährt. Eine bereits gewährte Schulfahrt~bei.hilfe s~i 
vom Finanzamt Wolfs berg schon zurückgefordert worden. Dann hege ein 
Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren befaßte die VA sowohl den Bundesminister für Fi­
nanzen als auch den Bundesminister für Inneres. 

Der Bundesminister für Finanzen verwies in seiner Stellungnahme darauf, 
daß gemäß § 5 Abs. 1 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 kein An­
spruch auf Familienbeihilfe für Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet ha­
ben und selbst Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 
1972 in einem 2 500 S monatlich übersteigenden Betrag beziehen, besteht. 
Zwar bleiben bei der Ermittlung der Einkünfte des Kindes die durch Gesetz 
als einkommensteuerfrei erklärten Bezüge sowie Entschädigungen aus ei­
nem gesetzlich anerkannten Lehrverhältnis außer Betracht, doch handelt es 
sich ~.ei den Bezügen der Polizeipraktikanten, die Dienstnehmer der Repu­
blik Osterreich sind, weder um durch Gesetz einkommensteuerfrei erklärte 
Bezüge noch um Entschädigungen aus einem gesetzlich anerkannten Lehr­
verhältnis. Für Polizeipraktikanten, die das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und deren Einkünfte im Sinne des Einkommensteuergesetzes 2 500 S mo­
natlich übersteigen, besteht daher kein Anspruch auf Familienbeihilfe. Bei 
Vorliegen aller übrigen Voraussetzungen besteht ein Anspruch auf Schul­
fahrtbeihilfe für ein Kind nur, wenn das Kind eine der im § 30 a Abs. 1 
lit. a-c und Abs. 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 aufgezählten 
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Schulen besucht. Da die Ausbildung der Polizeipraktikanten nicht in einer 
der genannten Schulen erfolgt, kann für die Fahrten zwischen Wohnung 
und Dienststelle (Bundespolizeidirektion Wien) bzw. zwischen Haupt­
wohnort und Zweitunterkunft (siehe § 30 c Abs. 4 des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes 1967) keine Schulfahrtbeihilfe gewährt werden. 

Der Bundesminister für Inneres verwies in seiner Stellungnahme auf die 
Regelung des § 20 b des Gehaltsgesezes 1956 und auf die hiezu ergangene 
Verordnung der Bundesregierung vom 20. Mai 1975, BGBI. Nr. 190, mit 
der der zumutbare Eigenanteil des Bediensteten an den Fahrtkosten mit 
185 S bemessen wurde. Nach Auffassung des Bundesministers für Inneres 
gebührt im vorliegenden Fall kein Fahrtkostenzuschuß, weil der Polizei­
praktikant die Wegstrecke zwischen Wien und St. Andrä nicht regelmäßig 
an Arbeitstagen zurücklegt. Eine ressortinterne Regelung für die Gewäh­
rung von Zuschüssen für die Polizeipraktikanten für di~ Fahrt in ihre Hei­
matg!?meinden ist nicht vorgesehen, doch besteht ein Ubereinkommen mit 
den Osterreichischen Bundesbahnen, wonach diese im Kulanzweg den Po­
lizeipraktikanten Tarifermäßigungen in der Form gewähren, daß sie Lehr­
lingskarten benützen können, wovon im vorliegenden Fall auch Gebrauch 
gemacht wurde. 

Die VA nimmt den gegenständlichen Beschwerdefall zum Anlaß, auf die 
für die Polizeipraktikanten sich aus der Anwendung des F<l;~ilienlastenaus­
gleichsgesetzes ergebenden Härten hinzuweisen und eine Anderung dieses 
Gesetzes im Sinne einer Ausdehnung seines Anwendungsbereiches auf Poli­
zeipraktikanten anzuregen. 

1.10 Unterlassung der Aushändigung von Lohnsteuerkarten durch eme Ge­
meinde 
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VA NÖ 130 Z-1I82 

J. W. aus Wilhe1msburg, NÖ, führte bei der VA Beschwerde darüber, daß 
ihm von seiner Gemeinde die im Einkommensteuergesetz vorgeschriebene 
Zusendung der Lohnsteuerkarte mit der Begründung verweigert worden 
sei, daß aufgrund einer Anordnung des Bürgermeisters die Lohnsteuerkar­
ten nicht versendet werden dürfen, sondern selbst abzuholen seien. Die 
Ehegattin des Beschwerdeführers habe sich daraufhin einen Urlaubstag 
nehmen müssen, um die Lohnsteuerkarten vom 1 km entfernten Gemeinde­
amt abzuholen. In der gesetzwidrigen Vorgangsweise der Gemeinde er­
blicke er einen Mißstand in der Verwaltung. 

In dem von der VA durchgeführten Prüfungsverfahren wurden der Landes­
hauptmann von Niederösterreich und der Bundesminister für Finanzen be­
faßt. Aus einer der VA übermittelten Stellungnahme der Stadtgemeinde 
Wilhe1msburg ergab sich die Richtigkeit des Beschwerdevorbringens. Der 
Bürgermeister begründete die Vorgangsweise damit, daß bei einer nach­
weislichen Postzustellung, wie sie das Einkommensteuergesetz vorsehe, für 
die Gemeinde an die 30000 S an Kosten entstünden. Er lehne "aus Grün­
den der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit eine derartige Geldverschwen­
dung ab". Im übrigen gäbe die Gemeinde die Lohnsteuerkarten "schon im­
mer" in der Form aus, daß sie abgeholt werden müssen. Der mit der Be­
schwerde befaßte Bundesminister für Finanzen stellte fest, daß die Ge-
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meinde Wilhelmsburg die Lohnsteuerkarten nicht entsprechend den gesetz­
lichen Bestimmungen und den diesbezüglichen Anweisungen des Finanz­
amtes den Arbeitnehmern ausgehändigt habe, der Finanzverwaltung aber 
kein Aufsichtsrecht über die Gemeinden zukomme. 

Die VA ging bei der Beurteilung des vorliegenden Beschwerdefalles von 
folgenden Erwägungen aus: 

Gemäß § 51 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1972 besteht für die Ge­
meinden die Verpflichtung, "die Lohnsteuerkarten sofort nach der Aus­
schreibung durch ihr Außendienstpersonal oder durch die Post den Arbeit­
nehmern auszuhändigen". Das Prüfungsverfahren der VA ergab, daß die 
Stadtgemeinde Wilhelmsburg diesem Gesetzesauftrag seit Jahren bewußt 
nicht nachkam, und zwar mit der Begründung, die vom Gesetzgeber ge­
wollte Vorgangsweise stelle eine abzulehnende Geldverschwendung dar. 
Abgesehen davon, daß es nicht Sache einer Gemeinde sein kann, den Ge­
setzesauftrag - mit welchen Argumenten auch immer - zu mißachten, 
übersieht der Bürgermeister der Stadtgemeinde Wilhelmsburg dabei, daß 
durch diese gesetzwidrige Vorgangsweise dem einzelnen Bürger nicht nur 
Unannehmlichkeiten, sondern auch Kosten entstehen, die den Aufwand der 
Postzustellung übersteigen. 

In der gesetzwidrigen Vorgangsweise der Stadtgemeinde Wilhe1msburg 
stellte die VA daher einen Mißstand fest. Da der Stellungnahme des Bür­
germeisters weiters zu entnehmen war, daß diese Vorgangsweise in Nieder­
österreich keinen Einzelfall darstellt, führte die VA amtswegig stichproben­
~eise Prüfungsverfahren .durch und .ste.'lte fest, d~ß dies~ gesetzwidrige 
Ubung auch für andere mederösterreichische Gemeinden gilt. 

Die VA konnte keine Maßnahmen des mit der Beschwerde befaßten Lan­
deshauptmannes von Niederösterreich zur gesetzmäßigen Ausfolgung der 
Lohnsteuerkarten in Niederösterreich erkennen. Im Hinblick auf die im 
Jahre 1982 erfolgte Neuausschreibung hat die VA dem Landeshauptmann 
von Niederösterreich empfohlen, dafür Sorge zu tragen, daß von allen Ge­
meinden in Niederösterreich die Bestimmung des § 51 Abs. 2 des Einkom­
mensteuergesetzes 1972 eingehalten wird. 

Anhand d~r Erhebu~gen .zeigt~ es sich, daß eine ein?eutige Reg~lung man­
gels Aufslchtsmöghchkelten Im übertragenen Wirkungsbereich gemäß 
Art. 119 Abs. 1 B-VG nicht sichergestellt werden konnte. 

Gemäß § 61 des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBI. Nr. 440/72, sind 
die Gemeinden verpflichtet, den Anweisungen des Finanzamtes zur Durch­
führung der §§ 49-60 betreffend die Lohnsteuerkarte nachzukommen. 

Daraus erhellt, daß das Finanzamt in diesen Angelegenheiten ein Wei­
sungsrecht gegenüber den Gemeinden hat und letzten Endes selbst einem 
Weisungsrecht des Bundesministers für Finanzen unterliegt. Aus diesem 
Gesetz ist sowohl nach Auffassung des Bundesministers für Finanzen als 
auch des Landeshauptmannes von Niederösterreich ein Aufsichtsrecht nicht 
ableitbar. 
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Gemäß § 51 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1972 hat die Gemeinde 
die Lohnsteuerkarte sofort nach der Ausschreibung durch ihr Außendienst­
personal oder durch die Post den Arbeitnehmern auszuhändigen. 

Die Absicherung dieser eindeutig umrissenen Aushändigungsverpflichtung 
kann vom Arbeitnehmer nicht erzwungen werden, weil die Zustellungsform 
nicht Gegenstand des § 299 der Bundesabgabenordnung (Bescheidaufhe­
bung durch die Oberbehörde im Wege des Aufsichtsrechtes) ist. 

Aufgrund dieser Darlegung, die Anlaß zu Befürchtungen gibt, daß mit wei­
teren, ähnlich gelagerten Beschwerdefällen auch in Zukunft zu rechnen 
sein wird, kommt die VA zum Ergebnis, daß es Sache des Gesetzgebers ist, 
nicht hinreiche~d auf die Du~chsetzbarkeit geprüfter ges~tzlicher Regelun­
gen neu zu bestimmen, um mcht der Behörde Gelegenheit zu geben, gegen 
den Sinn des Gesetzes zu verstoßen. 

1.11 Lange Dauer eines Verfahrens zur Gewährung eines Waisenversorgungsge-
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nusses 
VA 151 Z-1I82 BM ZI. V-AP 89/82 

H. G. aus Braunau, Oberösterreich, führte im März 1982 bei der VA Be­
schwerde, daß über seinen Antrag vom 31. August 1976 auf Zuerkennung 
eines Waisenversorgungsgenusses für die Zeit vom 1. September 1976 bis 
28. Feber 1977 noch nicht entschieden sei. 

Der Bundesminister für Finanzen teilte der VA im Prüfungsverfahren mit, 
daß die Ursache der Dauer in umfangreichen Erhebungen und Nachfragen 
sowohl beim Bundesministerium für Unterricht und Kunst als auch bei der 
"Adventistenmission" gelegen sei. Der Sachverhalt habe jedoch nunmehr 
geklärt werden können, und das Bundesrechenamt werde ersucht werden, 
die Anspruchsvoraussetzungen bescheidmäßig festzustellen und die Nach­
zahlung vorzunehmen. Am 5. August 1982 wurde sodann der Bescheid er­
lassen. 

Da der VA eine Verfahrensdauer von nahezu sechs Jahren für die Feststel­
lung des Waisenversorgungsgenusses ungebührlich lang schien, nahm sie 
Einsicht in die bezughabenden Akten und stellte folgendes fest: 

N ach dem Tod seines Vaters hatte der Beschwerdeführer am 31. August 
1976 beim damals zuständigen Bundesministerium für Landesverteidigung 
einen Antrag auf Zuerkennung des Waisenversorgungsgenusses gestellt. 
Mit Bescheid vom 5. April 1977 stellte das Bundesministerium für Landes­
verteidigung den Anspruch auf Waisenversorgungsgenuß ab Beginn des 
Sommersemesters 1977 für die Dauer der Schulausbildung des Beschwerde­
führers fest; weiters wurde darin die Feststellung getroffen, daß damit noch 
nicht über den Antrag vom 31. August 1976 abgesprochen sei. Ob dem Be­
schwerdeführer für die Zeit vom 1. September 1976 bis 28. Feber 1977 ein 
Waisenversorgungsgenuß zustehe, sollte mit gesondertem Bescheid ent­
schieden werden. In diesem Zeitraum hatte der Beschwerdeführer nämlich 
das "Seminar Schloß Bogenhofen", eine Ausbildungsstätte für Seelsorger 
der Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten, besucht. Das Bundesmi­
nisterium für Landesverteidigung vertrat die Meinung, daß dieses Seminar 
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nicht der für den Waisenversorgungsgenuß anspruchsvoraussetzenden Be­
dingung einer Berufsausbildung entsprach und wandte sich daher an das 
Bundesministerium für Finanzen sowie an das Bundesministerium für Un­
terricht und Kunst mit dem Ersuchen um Stellungnahme. 

Mit Bescheid des Zentralbesoldungsamtes vom 22. April 1977 wurde eben­
falls der Anspruch auf Waisenversorgungsgenuß ab 1. März 1977 für die 
~auer der Sch~lal:'sbildu.ng sowie ~ie ~onatliche Höh~ festgestel.lt. Au.ch in 
diesem Bescheid fmdet sich der Hmwels, daß "über die Gebührlichkelt des 
Waisenversorgungsgenusses für die Zeit vom 1. September 1976 bis 28. Fe­
ber 1977" gesondert abgesprochen werde. 

Im M.ärz 1978 gi.ng ~urch die Änd~rung des Dienstrechts-V e:f~hre~sgeset­
zes die Zuständigkeit zur Beschelderlassung vom BundesmmlStenum für 
Landesverteidigung auf das Zentralbesoldungsamt über. Durch Aktenüber­
mittlung im März 1978 teilte das Bundesministerium für Landesverteidi­
gung dem Zentralbesoldungsamt mit, daß zur Frage, ob es sich beim Semi­
nar Schloß Bogenhofen um eine dem Pensionsgesetz entsprechende Berufs­
ausbildung handle, das Bundesministerium für Finanzen sowie Unterricht 
und Kunst befaßt worden waren, von den genannten Ministerien jedoch 
eine Stellungnahme noch nicht eingelangt sei, worauf der Akt kalendiert 
wurde. 

Im Dezember 1978 wurde vom Zentralbesoldungsamt telephonisch festge­
stellt, daß noch immer keine Stellungnahme erfolgt sei, worauf der Akt 
ohne weitere Veranlassung neuerlich auf ein Jahr kalendiert wurde. Im No­
vember 1979 wurde die Frist auf ein weiteres halbes Jahr erstreckt, ebenso 
im April 1980. Währenddessen hatte der Beschwerdeführer bereits mehr­
mals die Erledigung seines Antrages vom August 1976 urgiert. 

Erst als der Beschwerdeführer sich an das Bundesministerium für Finanzen 
wandte und die zuständige Abteilung sich den Akt vorlegen ließ, wurde im 
Mai 1981 ein Schreiben an das Bundesministerium für Unterricht und 
Kunst gerichtet, da sich herausgestellt hatte, daß das ursprüngliche Ersu­
chen in Verstoß geraten war. Nach einem ergänzenden Auskunftsersuchen 
im Juni 1981 stellte sich heraus, daß das Bundesministerium für Unterricht 
und Kunst sich für die Anfrage nicht für zuständig erklärte, da es sich bei 
besagtem Seminar um eine interne Angelegenheit der betreffenden Reli­
gionsgesellschaft handle und somit nicht der Zuständigkeit der Schulbehör­
den unterliege. Eine weitere Veranlassung war bis zur Einleitung des Prü­
fungsverfahrens durch die Volks anwaltschaft aus den Akten nicht ersicht­
lich. Eine telephonische Anfrage bei der Adventisten-Mission ergab schließ­
lich, daß im Seminar Schloß Bogenhofen hauptberufliche Prediger ausge­
bildet werden, die für ihre Tätigkeit von der Adventisten-Mission ein Mo­
natsentgelt erhalten. Das Bundesministerium für Finanzen vertrat darauf 
die Ansicht, daß es sich im vorliegenden Fall um eine Berufsausbildung im 
weiteren Sinn handle, da die Regelung der Ausbildung durch bestimmte 
Rechtsvorschriften nicht zwingend vorgeschrieben sei. Da somit die An­
spruchsvoraussetzungen auf Waisenversorgungsgenuß vorlagen, wurde das 
Bundesrechenamt angewiesen, den entsprechenden Bescheid zu erlassen 
und die Nachzahlung vorzunehmen. 

161 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)162 von 202

www.parlament.gv.at



Al:lfgrund dieser Akteneinsicht stellt~, di.e VA fest, daß a.lso nicht "umfang­
reiche Erhebungen und Nachfragen die Ursache für die Verfahrensdauer 
waren, sondern das Bundesrechenamt vielmehr keine zielführenden Maß­
nahmen gesetzt hat, um das Verfahren zu einem Abschluß zu bringen. Statt 
dessen hatte es sich mit der Kalendierung des Aktes begnügt, ohne jemals 
mit den um Stellungnahme ersuchten Ressorts direkt Kontakt aufzuneh­
men. Bei einer derartigen Kontaktaufnahme hätte sich nämlich sogleich 
herausstellen müssen, daß das Bundesministerium für Unterricht und Kunst 
für die Beantwortung der Frage gar nicht zuständig war. Letzten Endes 
wurde aufgrund eines einzigen Telefonates mit der Adventisten-Mission 
die für die Bescheiderlassung relevante Rechtsfrage geklärt, nämlich, ob es 
sich beim Seminar Schloß Bogenhofen um eine Berufsausbildung, wie sie 
für den Waisenversorgungsgenußanspruch Voraussetzung ist, handelt oder 
nicht. Die VA stellte daher in der Dauer des Verfahrens von nahezu sechs 
Jahren einen Mißstand im Bereich der Bundesverwaltung fest. Da der Be­
scheid noch während des Prüfungsverfahrens erlassen wurde, konnte eine 
Empfehlung entfallen. 

1.12 Ungerechtfertigte Vorschreibung einer Zeugnisgebühr anläßlich der Eintra­
gung eines Steuerfreibetrages in eine Lohnsteuerkarte 
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VA 171 Z-1I82 
V-AP 106/82 

W. K. aus Wien führte bei der VA Beschwerde darüber, daß ihm für eine 
als Beilage zu einem Antrag auf Eintragung eines Steuerfreibetrages auf der 
Lohnsteuerkarte 1980 vorgelegte Bestätigung einer gemeinnützigen Woh­
nungs- und Siedlungsges. m. b. H ., die den Vermerk ,,An das Finanzamt" 
trage, eine Stempelgebühr vorgeschrieben worden sei. Eine derartige Bestä­
tigung könne nur als eine Mitteilung an das Finanzamt gewertet werden, 
nicht jedoch als Zeugnis gelten. In der Vorgangsweise liege ein Mißstand in 
der Verwaltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Finanzen fest, daß die dem Finanzamt vorgelegte 
Bestätigung den Vermerk ,,An das Finanzamt" trug und hiefür eine Stem­
pelgebühr vorgeschrieben wurde. Diese Vorschreibung wurde von der Ab­
gabenbehörde H. Instanz bestätigt. 

Die VA vertrat die Auffassung, daß die in Betracht kommende Bestimmung 
des § 14 Tarifpost 14 des Gebührengesetzes 1957 bürgernahe und service­
orientiert zu interpretieren gewesen wäre. per Bundesminister für Finan­
zen vertrat hiezu in dem im Amtsblatt der Osterreichischen Finanzverwal­
tung unter Nr. 109/1960 kundgemachten Erlaß die Auffassung, daß eine 
Mitteilung und kein gebührenpflichtiges Z.eugnis auc~ dann noch vorliegt, 
wenn aus dem gesamten Inhalt der Bestätigung der emzelne Adressat, für 
den das Schriftstück bestimmt ist, zu ersehen ist. Im Hinblick auf diesen Er­
laß war die Entscheidung der Abgabenbehörde H. Instanz unrichtig. Die 
VA erkannte der Beschwerde daher Berechtigung zu. 

Auch der Bundesminister für Finanzen vertrat im vorliegenden Fall die Auf­
fass~ng, ~aß die von ~er Berufungsbehörde ve~retene Rechtsansicht ge­
setzlich nicht gedeckt Ist und veranlaßte noch Im Prüfungsverfahren der 
VA im Aufsichtsweg die Aufhebung des Berufungsbescheides. 
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Da es sich beim vorliegenden Beschwerdefall nicht um einen Einzelfall han­
delt, erscheint er der VA besonders erwähnenswert und eine bürgernahe 
Auslegung der Bestimmungen des Gebührengesetzes als angezeigt. 

1.13 Steuerliche Nachteile infolge verspäteter Gehaltsauszahlung 
VA 196 Z-1/82 
V-AP 171/82 

H. M. aus Graz führte bei der VA Beschwerde darüber, daß Bezüge von 
y olk.s- und Hauptschulle~rern in der ?teiermark infolge v~rspäteter, näm­
lich Im Jänner des Folgejahres, getätigten Auszahlung beim Lohnsteuer­
Jahresausgleich nicht mehr berücksichtigt werden können. Darin liege ein 
Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren teilte der Bundesminister für Finanzen der VA mit, 
daß aufgrund der besonderen Problematik der verspäteten Gehalts- oder 
Pensionsauszahlungen und der .~amit verbundenen steuerlichen Nachteile 
auc~ sei~ens des Fin~nzresso.rts Uberlegungen angestellt werden, in welcher 
Welse diese Nachtede vermieden werden könnten. 

N ach Ansicht der VA wäre eine Lösung dieses Problemes nur durch Ände­
rung des Einkommensteuergesetzes zu erreichen. 

Der Bundesminister für Finanzen teilte der VA auch mit, daß eine Rege­
lung in Form einer generellen Ermächtigung an die Finanzämter in Fällen 
der ste.uerlichen N achtei!e durch verspätete <!ehalts- o.der .Pens~onsa.uszah­
lung elOe AbgabennachsIcht zu gewähren, mcht beabsIchtIgt seI, wed nach 
den Bestimmungen der Bundesabgabenordnung die Unbilligkeit der Einhe­
bung einer Abgabe von der besonderen Lage des besonderen Einzelfalles 
abhängig ist. 

In den der VA bekannt gewordenen Fällen wurden allerdings bei Verschul­
den der bezugsauszahlenden Stelle die durch eine verspätete Gehalts- oder 
Pensionsauszahlung entstandenen steuerlichen Nachteile in einem N ach­
sichtsverfahren behoben. 

1.14 Verweigerung der Gewährung einer Familienbeihilfe während der Zeit des 
freiwilligen Grundwehrdienstes 
VA213Z-1I82 BMFV-API18/82 

BMfLV 61943/1/82 

Dkfm. Dr. H. Sch. aus Pörtschach, Kärnten, brachte in seiner Beschwerde 
vor, sein 19-jähriger Sohn M. sei zum Landwehrstammregiment 71 in Kla­
genfurt eingerückt, wo er die von ihm gewählte Berufsoffizierslaufbahn be­
gonnen habe. Seitens des Finanzamtes Klagenfurt sei keinerlei Familienbei­
hilfe zuerkannt worden. Die Familienbeihilfe müßte den anspruchsberech­
tigten Angehörigen von Berufssoldaten wie jenen anderer Berufsgruppen­
mitglieder zustehen, d. h. bis zum Ausbildungsabschluß als Berufsoffizier 
bzw. bis zu jenem Zeitpunkt, zu dem die Einkünfte der in der Ausbildung 
befindlichen Berufssoldaten noch nicht die gesetzlich vorgeschriebene 
Höchstgrenze nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967 überschrei­
ten. Darin liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

163 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)164 von 202

www.parlament.gv.at



164 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung von Stellungnahmen 
des Bundesministers für Finanzen und des Bundesministers für Landesver­
teidigung fest, daß das Familienlastenausgleichsgesetz eine grundsätzliche 
Trennung der Anspruchsberechtigung bei voll- und minderjährigen Kin­
dern vorsieht. Für volljährige Kinder - von Sondertatbeständen abgesehen 
- besteht Anspruch auf Familienbeihilfe nur dann, wenn sich das volljäh­
rige Kind in Berufsausbildung befindet. Die Rechtsprechung des Verwal­
tungsgerichtshofes besagt, daß die Ableistung des pflichtgemäßen Präsenz­
dienstes schon dem Wesen nach keine Berufsausbildung im Sinne der ein­
schlägigen Bestimmungen des Finanzausgleichsgesetzes ist. Für die VA 
blieb daher nur noch die Frage zur Prüfung offen, inwieweit der freiwillig 
verlängerte Grundwehrdienst als Berufsausbildung angesehen werden 
kann. Nach Absolvierung des Einjährig-freiwilligen-Jahres (6 Monate 
Grundwehrdienst und 6 Monate freiwillig verlängerter Grundwehrdienst) 
ist bei Bestehen der Offiziersanwärterprüfung und der Erreichung eines 
Studienplatzes die Aufnahme in die Ausbildung zum Berufsoffizier mög­
lich. Eine Ernennung zum "Wachtmeister" ist nach Absolvierung der ein­
schlägigen Ausbildung während eines freiwillig verlängerten Grundwehr­
dienstes in der Dauer von 48 Monaten möglich. Gemäß § 27 Abs. 1 des 
Wehrgesetzes 1978 gliedert sich der Präsenzdienst in den ordentlichen und 
in den außerordentlichen Präsenzdienst. Der ordentliche Präsenzdienst 
umfaßt den Grundwehrdienst und die Truppenübungen (§ 27 Abs. 2 Wehr­
gesetz 1978). Der freiwillig verlängerte Grundwehrdienst wird in § 27 
Abs. 3 des Wehrgesetzes 1978 dem außerordentlichen Präsenzdienst zuge­
ordnet. pie y e9flic~tung zur Ableistung des G~ndwehrdienstes soll den 
Wehrpflichtigen m die Lage versetzen, durch T ednahme an den während 
des Grundwehrdienstes stattfindenden Ausbildungsvorhaben jenen Ausbil­
dungsstand zu erreichen, der ihm zur Ausübung des Dienstes, insbesondere 
im Fall eines Einsatzes gemäß § 2 Abs. 1 lit. a, b oder c befähigt. 

Aufbauend auf dem Grundwehrdienst dienen die Truppenübungen gemäß 
§ 28 Abs. 2 des Wehrgesetzes 1978 der Erhaltung des Ausbildungsstandes 
und der Unterweisung in einzelne Ausbildungsarten. Jenen Wehrpflichti­
gen, die sich zum freiwillig verlängerten Grundwehrdienst melden und de­
ren Meldung angenommen wird, werden während des freiwillig verlänger­
ten Grundwehrdienstes nach Maßgabe ihrer Fähigkeiten weitere Ausbil­
dungsinhalte vermittelt, die sie nach Abschluß der Ausbildungsvorhaben 
und nach Ablegung allenfalls erforderlicher Prüfungen in die Lage verset­
zen sollen, im Dienst Kaderfunktionen zu übernehmen. Ziel des freiwillig 
verlängerten Grundwehrdienstes ist daher nicht die Ausbildung des Wehr­
pflichtigen für einen militärischen Beruf (Offizier oder Unteroffizier), son­
dern vielmehr der Aufbau eines Kaders zur Erfüllung der verschiedenen 
militärischen Führungs-, Ausbildungs- und Verwaltungs aufgaben im Bun­
desheer, besonders im Hinblick auf einen möglichen Einsatzfall. 

Wenn daher der Bundesminister für Landesverteidigung ausführt, daß jene 
Wehrpflichtigen, die im Rahmen des freiwillig verlängerten Grundwehr­
dienstes eine. erweit.erte Ausbildung er.fahren haben, ~~sser geeignet sei~ 
werden, an emer weiterführenden Ausbildung zum OffiZier oder Unteroffi­
zier teilzunehmen, so kann die VA dieser Auffassung nicht entgegentreten. 
Es ist daher der Vorgang, die Zulassung zu einer derartigen Ausbildung 
von der Ableistung eines freiwillig verlängerten Grundwehrdienstes abhän­
gig zu machen, sachlich gerechtfertigt. Wenn aber die Finanzbehörde zum 
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Schluß kommt, die Ableistung des freiwillig verlängerten Grundwehrdien­
stes zähle nicht zur Berufsausbildung, so kann dies von der VA nicht als 
willkürliche oder falsche Interpretation der bestehenden Rechtslage angese­
hen werden. Ausschlaggebend für diese Beurteilung war auch der Vergleich 
anderer Rechtsbereiche, in denen zur Erlangung gewisser Berufsbefugnisse 
nicht nur eine bestimmte Ausbildung, sondern Praxiszeiten, d. s. berufliche 
Tätigkeiten oder spezielle Ausbildungsfunktionen, vorgeschrieben sind. 

Die VA nimmt den gegenständlichen Beschwerdefall zum Anlaß, auf die 
für freiwillige Grundwehrdiener sich aus der Anwendung des F~milienla­
stenausgleichsgesetzes ergebenden Härten hinzuweisen und eine Anderung 
dieses Gesetzes im Sinne einer Ausdehnung seines Anwendungsbereiches 
auf freiwillige Grundwehrdiener anzuregen. 

1.15 Nichtberucksichtigung energie sparender Maßnahmen als Sonderausgaben 
VA 217 2-1/82 
V-AP 117/82 

H. L. aus Eisenstadt, Burgenland, brachte in ihrer Beschwerde vor, sie habe 
gemeinsam mit ihrem Ehegatten in Eisenstadt einen Altbau gekauft und 
umgebaut. Dabei seien energiesparende Maßnahmen durch besondere Ver­
dichtung bei Fenstern und Wänden getroffen worden. Eine steuerliche Be­
günstigung der Ausgaben sei vom Finanzamt Eisenstadt abgelehnt worden. 
Darin liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Finanzen fest, daß das Finanzamt Eisenstadt eine 
steuerliche Begünstigung der Ausgaben der Beschwerdeführerin ohne die 
hiefür erforderlichen Ermittlungen abgelehnt hatte. Noch während des 
Prüfungsverfahrens wurde eine Besichtigung des ausgebauten Hauses vor­
genommen und festgestellt, daß die getätigten Aufwendungen als Sonder­
ausgaben im Rahmen der im Gesetz vorgesehenen Höchstbeträge berück­
sichtigt werden müssen. Aufgrund dieses Ergebnisses veranlaßte der Bun­
desminister für Finanzen eine Behebung der unrichtigen Abgabenbescheide 
nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung. Damit wurde der 
Grund für die Beschwerde, der die VA Berechtigung zuerkannt hatte, be­
hoben. 

1.16 Vorschreibung einer erhöhten Umsatzsteuer für Feuerwehrautos 
VA 221 2-1182 
V-AP 112/82 

F. B. aus Tribuswinkel, Niederösterreich, brachte in seiner an die VA ge­
richteten Beschwerde vor, daß für Feuerwehrautos eine 30prozentige Lu­
xussteuer vorgeschrieben werde. Darin liege ein Mißstand im Bereich der 
Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren der VA wurde nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Finanzen festgestellt, daß die Abgrenzung der dem 
erhöhten Steuersatz unterliegenden Wagengruppen streng nach objektiven 
Kriterien, und zwar nach 20lltarifnummern erfolgte. Das von der Freiwilli-
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gen Feuerwehr Tribuswinkel angeschaffte Kommandofahrzeug war deswe­
gen nicht in eine günstigere Zolltarifnummer einzureihen, weil es in erster 
Linie zur Personenbeförderung eingerichtet ist. Vom Autohändler wurden 
daher zu Recht 30% Umsatzsteuer verrechnet. 

Der Beschwerdefall gibt der VA Anlaß zur Bemerkung, daß die Einhebung 
eines höheren Steuersatzes für Fahrzeuge der gegenständlichen Art unge­
rechtfertigt erscheint und stellt die Einführung eines günstigeren Steuersat­
zes zur Erwägung. 

1.17 Rechtswidriger Einhebungsversuch von Eingangsabgaben 
VA 235 Z-1I82 

166 

V-AP 128/82 

J. St., Geschäftsführer der W.-Vertriebsgesellschaft m. b. H. in Wiener 
Neustadt, Niederösterreich, führte bei der VA Beschwerde gegen die Anla­
stung von Eingangsabgaben durch das Zollamt Wien, obwohl diesem be­
kannt sein mußte, daß die Firma W.-Vertriebsgesellschaft m. b. H. aufge­
löst worden sei. 

Im Prufungsverfahren stellte die VA fest, daß das Zollamt Wien mit Be­
scheid vom 14. Oktober 1980 der Speditionsfirma Otto W. Ges. m. b. H. 
eine Ersatzforderung in der Höhe von S 3 684,- für nicht gestelltes zoll­
hängiges Begleitscheingut vorgeschrieben hatte. Der Bescheid, mit dem die 
Haftung dieser Firma geltend gemacht wurde, wurde ordnungsgemäß zu­
gestellt. Der Fehler, der dazu geführt hatte, daß in der Folge die - noch 
dazu bereits aufgelöste - Firma W.-Vertriebsgesellschaft m. b. H. zu Un­
recht zur Zahlung des erwähnten Abgabenbetrages in Anspruch genommen 
wurde, entstand im anschließenden Einhebungsverfahren dadurch, daß bei 
der Eingabe in die Datenverarbeitungsanlage versehentlich anstelle der Ab­
gabenkontonummer der Speditionsfirma Otto W. Ges. m. b. H . die Abga­
benkontonummer der Firma W .-Vertriebsgesellschaft m. b. H. eingegeben 
wurde. Bedauerlicherweise unterlief der Fehler auch im Zuge einer Nach­
kontrolle. Im Anschluß an diese Buchung wurde an die Firma W.-Ver­
triebsgesellschaft m. b. H. im automatisierten Verfahren ein Tagesauszug 
mit den Daten der bezughabenden Vorschreibung übermittelt. Da dieser 
Tagesauszug von der Post nicht als unzustellbar zurückgestellt wurde und 
dahe~ ange~omme.n werden f!1ußt~, e~ sei tatsächlic~ zu~estellt worden, e~­
gab sIch keme weItere MöglIchkeIt emer Fehlerbenchugung. Da der weI­
tere Ablauf, beginnend von der Zahlungsfrist bis zur allfälligen Veranlas­
sung der Vollstreckung durch Ausstellung eines Rückstandsausweises voll­
automatisch erfolgte, kam es schließlich zu dem in Beschwerde gezogenen 
Vollstreckungsversuch. 

Die VA stellt im gegebenen Zusammenhang fest, daß diese Vollstreckung 
schon deshalb ins Leere gehen mußte, weil sie sich gegen eine bereits liqui­
dierte Ges. m. b. H. gerichtet hatte. Wenn seitens des Finanzamtes die Aus­
kunft erteilt wurde, daß der Betrag von 3 684 S zu bezahlen sei und dann 
eine Rückerstattung beantragt werden könne, so ist dazu festzuhalten, daß 
eine solche Vorgangsweise des Finanzamtes verfehlt war. 
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Aus Anlaß dieses Prüfungsverfahr~ns ersuchte der B~lOdesminister für Fi­
nanzen, dem Beschwerdeführer sem Bedauern über die vorgefallenen Feh­
ler und die ihm dadurch entstandenen Unannehmlichkeiten zum Ausdruck 
zu bringen und ordnete die Einstellung der Vollstreckung an. 

1.18 Verkauf von Bundesstempelmarken ; Schwierigkeiten infolge der hohen Ko­
sten für deren Bereithaltung 
VA 265 Z-I/82 Z1. 51 193/806-11/3/83 

E. V. aus Wien brachte in ihrer Beschwerde an die VA vor, sie habe am 
1: Jänner 1982 eine T~bak~rafik in der.Nähe eines Bezi~kspoli~eikommissa­
nates übernommen. Sie sei aufgrund emes Vertrages mit der Fmanzverwal­
tung verpflichtet, Stempelmarken in einem Ausmaß zu führen, das für sie 
einen erheblichen Kapitaleinsatz bedeute. Dieser Einsatz sei auch deswegen 
erforderlich gewesen, weil das Kommissariat keine Stempelmarken führe. 
Unter diesen Umständen sehe sich die Beschwerdeführerin gezwungen, den 
Vertrag betreffend den Stempelmarkenverschleiß aufzulösen, was wie­
derum zu einer Benachteiligung gegenüber anderen Tabaktrafiken führe. 
In der durch die Finanzlandesdirektion erzwungenen Koppelungsabnahme 
von Waren verschiedener Art (Bundesstempelmarken und KFZ-Marken) 
liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Noch während des Prüfungsverfahrens der VA teilte der Bundesminister 
für Inneres mit, daß nach Prüfung verschiedener Detailfragen und Kon­
taktnahme mit dem Bundesminister für Finanzen die Bundespolizeidirek­
tion Wien angewiesen wurde, den Stempelmarkenverschleiß beim in Be­
tracht kommenden Bezirkspolizeikommissariat trotz der damit verbunde­
nen erheblichen Schwierigkeiten in personeller, organisatorischer und kas­
sensicherungsmäßiger Hinsicht auf zweckmäßige Weise zu realisieren. Da­
mit war der Beschwerdegrund behoben. 

Es kann nach Auffassung der VA zweifellos zu Härten führen, wenn je­
mand vertraglich zur Führung von Stempelmarken in bestimmter Höhe ver­
pflichtet ist. Derartige Härten können jedoch durch eine Lösung ausgegli­
chen werden, wenn mit den betroffenen Personen im vornhinein das Ein­
vernehmen gepflogen wird. 

1.19 Gehäufte Vorschreibung von Jahresausgleichsforderungen 
VA 342 Z-1I82 
V-AP 185/82 

S. K. aus Ötztal-Bahnhof, Tirol, brachte in ihrer Beschwerde an die VA 
vor, ihr im Juni 1982 verstorbener Ehegatte habe von 1973 an sowohl eine 
Pension von der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten als auch 
eine Zusatzpension erhalten. Er habe daher zwei Lohnsteuerkarten vorge­
legt. Für das Jahr 1978 sei erst im März 1982 eine Steuernachforderung 
eingelangt. Da die Steuernachforderungen in sehr großen Zeitabständen 
erfolgten, wie z. B. im Jahr 1982 für das Jahr 1978, habe sie für die Nach­
zahlungen einen Kredit aufnehmen müssen. Darin liege ein Mißstand in 
der Verwaltung. 
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Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß die Beschwerdeführerin nach 
dem Tode ihres Ehegatten keine Möglichkeit hatte, ein Ansuchen um Be­
willigu.ng einer Abgabennachsicht ~u s~ellen. Andererseits bede~tete di.e 
Verpflichtung der Beschwerdeführenn, die Nachzahlungen als Erbm zu lei­
sten, eine besondere Härte. 

Nach Auffassung der VA hätte das Finanzamt bereits zu einem früheren 
Zeitpunkt die entsprechenden Jahresausgleichsbescheide für die Jahre 1976 
bis 1980 an den Ehegatten der Beschwerdeführerin erlassen müssen, wobei 
dadurch eine geringere, auf die einzelnen Jahre verteilbare Belastung einge­
treten wäre. 

1.20 Lange Dauer eines Berufungsverfahrens betreffend die nachträgliche Vor­
schreibung von Grunderwerbsteuer 
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VA 356 Z-1 /82 BM Z1. V -AP 192/82 

Dkfm. Dr. G. O. aus Altheim, Oberösterreich, führte am 24. September 
1982 bei der VA darüber Beschwerde, daß über seine Berufung vom 26. Fe­
ber 1980 gegen die Vorschreibung einer nachträglichen Grunderwerbsteuer 
für einen Kaufvertrag vom 28. Dezember 1976 noch nicht rechtskräftig 
entschieden sei. Er habe im Abgabenverfahren regelmäßig halbjährlich An­
suchen um Stundung des gesamten Abgabenrückstandes bis zur Entschei­
dung über die Berufung gestellt. Da die Abgabenbehörde die Stundung je­
weils nur für die Dauer des halben Jahres ausgesprochen hat, habe er an 
Eingabengebühren sowie mit den damit zusammenhängenden Aufwendun­
gen insgesamt über 700 S zu bezahlen gehabt. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren, in dem auch eine Stellungnahme des 
Bundesministers für Finanzen eingeholt wurde, folgendes fest: 

Mit Bescheid vom 25. Feber 1980 hatte das Finanzamt für Gebühren und 
Verkehrssteuern Linz Dkfm. Dr. G. O. Grunderwerbsteuer vorgeschrieben. 
Eine dagegen eingebrachte Berufung wurde mit Berufungsvorentscheidung 
vom 5. November 1980 abschlägig beschieden. Mit Schreiben vom 11. No­
vember 1980 stellte der Beschwerdeführer den Antrag auf En.tscheidung 
über die Berufung durch die Abgabenbehörde zweiter Instanz. Über diesen 
Antrag entschied die Finanzlandesdirektion für Oberösterreich bis zur Be­
schwerdeerhebung bei der VA nicht. Der Bundesminister für Finanzen be­
gründete die Verzögerung der Entscheidung in erster Linie mit der arbeits­
mäßigen Überbelastung des Sachbearbeiters, doch sei die entstandene 
Säumnis objektiv nicht zu rechtfertigen. Die Finanzlandesdirektion für 
Oberösterreich sei daher angewiesen worden, unverzüglich eine Entschei­
dung zu treffen. Die vom Beschwerdeführer beantragte Stundung sei des­
halb jeweils nur für einen Zeitraum von sechs Monaten gewährt worden, 
weil für das Finanzamt nicht absehbar gewesen sei, bis wann die Finanzlan­
desdirektion über die Berufung entscheiden würde. 

Die VA ging bei Beurteilung des vorliegenden Beschwerdefalles von fol­
genden rechtlichen Erwägungen aus: 

Auf Grund der Bestimmung des § 311 Bundesabgabenordnung sind die Ab­
gabenbehörden verpflichtet, über Anbringen der Parteien ohne unnötigen 
Aufschub, längstens jedoch innerhalb von sechs Monaten, zu entscheiden. 
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Im vorliegenden Fall wurden für die Verzögerung der Entscheidung von 
der Behörde weder unüberwindliche Hindernisse noch die schwierige Sach­
lage oder etwa die Nichtmitwirkung des Beschwerdeführers am Verfahren 
geltend gemacht. Die vom Bundesminister für Finanzen erwähnte Arbeits­
überlastung der Behörde kann jedoch nicht als Argument für die Befreiung 
von der .Entscheidungspf.1icht innerhalb vo~ sechs M~:maten g~werte~ wer­
den, weIl nach den Bestimmungen über die Entscheldungspfhcht die Ab­
sicht des Gesetzgebers angenommen werden kann, daß entsprechende or­
ganisatorische Änderungen oder Entlastungen herbeizuführen wären, um 
der Entscheidungspflicht nachkommen zu können. Da die Finanzlandesdi­
rektion für Oberösterreich nicht innerhalb der vorgesehenen Frist über die 
Berufung des Beschwerdeführers entschied, verletzte sie damit eine ihr auf­
erlegte gesetzliche Pflicht. Die VA stellte daher in der Dauer des gegen­
ständlichen Berufungsverfahrens einen Mißstand fest. 

Eine Empfehlung konnte im Hinblick auf die inzwischen erteilte Weisung 
des Bundesministers für Finanzen, nunmehr unverzüglich eine Entschei­
dung zu treffen, entfallen. 

Die VA stellt in diesem Zusammenhang eine Regelung des Inhaltes zur Er­
wägung, daß eine Stundung von Abgaben bis zur Erledigung einer im Ab­
gabenverfahren eingebrachten Berufung bewilligt werden sollte. 

1.21 Nichtberucksichtigung einer aus Ersparnissen geleisteten Heiratsausstattung 
als außergewöhnliche Belastung 
VA 374 Z-1/82 

M. E. aus V ordernberg, Steiermark, brachte in seiner an die VA gerichteten 
Beschwerde vor, er sei jahrelang gezwungen gewesen, Ersparnisse anzu­
sammeln, um seiner Tochter ein Heiratsgut in der Höhe von 100000 S bei 
der Eheschließung mitgeben zu können. Er habe beim Finanzamt Leoben 
die Eintragung eines Steuerfrei betrages auf seiner Lohnsteuerkarte für das 
Kalenderjahr 1982 beantragt. Das Finanzamt habe diese Aufwendungen als 
außergewöhnliche Belastung nicht anerkannt. Darin liege ein Mißstand in 
der Verwaltung. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren fest, daß das Finanzamt Leoben ge­
mäß § 34 des Einkommensteuergesetzes nur solche Aufwendungen aus au­
ßergewöhnliche Belastungen berücksichtigte, die ihrer Art nach das Ein­
kommen ?elasten, nicht ~b~r auch Vorgänge, die sich in der V ermägen~­
ebene ereignen, und damit Ihrer Art nach das Vermögen belasten. Da die 
gegenständliche Heiratsausstattung mit Ersparnissen geleistet wurde, ist da­
mit das laufende Einkommen nicht belastet worden und konnte dem An­
trag nicht entsprochen werden. Diese Auffassung entspricht auch der Judi­
katur des Verwaltungsgerichtshofes, weshalb ein Mißstand in der Verwal­
tung nicht festzustellen war. 

Dennoch ist die VA der Meinung, daß der Beschwerdefall mit der Eingren­
zung der Anerkennung der außergewöhnlichen Belastung bloß aus der Be­
lastung des laufenden Vermägens gegenüber dem angesparten Vermögen 
eine Ungleichbehandlung darstellt. 
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Mit dem erstmalig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1984 anzu­
wendenden Bundesgesetze, BGBI. Nr. 587/1983, ist die Anerkennung der 
Leistung eines Heiratsgutes als außergewöhnliche Belastung beseitigt wor­
den. 

1.22 Ablehnung einer erhöhten Familienbeihilfe bzw. eines Lohnsteuerfreibetra­
ges für ein erheblich behindertes Kind wegen Fristversäumnis 
VA 376 2-1182 
V-AP 198/82 

K. F. aus Wien brachte in seiner Beschwerde vor, sein am 12. Mai 1978 ge­
borener Sohn sei seit der Geburt behindert und ohne Prothese total gehun­
fähig. Erst als er das Kind in den Kindergarten gegeben habe, sei er von der 
Kindergartenleiterin aufmerksam gemacht worden, daß ihm in diesem Fall 
ein Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe zustehe. Er habe daraufhin am 
18. März 1982 einen diesbezüglichen Antrag an das Finanzamt gestellt. Die 
erhöhte Familienbeihilfe sei ihm erst seit Jänner 1982 zuerkannt worden. 
Viel später erst habe er erfahren, daß es auch Steuerabsetzbeträge für be­
hinderte Kinder gäbe. Als er dann am 2. April 1982 am Finanzamt um die 
Eintragung. dieses Steuerabsetzbetrages in die ~ohnsteuerkarte angesucht 
habe, wäre Ihm bedeutet worden, daß er um zwei Tage zu spät komme, um 
für das vergangene Jahr noch in den Genuß dieser steuerlichen Begünsti­
gung zu kommen. In dieser unzureichenden Information durch die Finanz­
behörden sähe er einen Mißstand in der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren der VA stellte sich heraus, daß das Verhalten der Be­
hörde gemäß § 10 Abs. 3 und 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 
(FLAG 1967) gedeckt ist. 

Die VA vertritt dazu die Auffassung, daß es sich offenkundig um eine 
Härte handelt, was der Bundesminister für Finanzen bestätigte. Dennoch 
bestehe keine Möglichkeit, im Rahmen der Abgabenverwaltung diesem 
~ achsichtsansuchen stattzug.eben, ~eil dieses l!-icht dazu ~ienen könne, 
eme versäumte Handlung, die zu emem steuerlichen Vorteil hätte führen 
sollen, und die vom Abgabenpflichtigen unterlassen worden sei, auf diese 
Weise nachzuholen. 

Die VA regt daher an, die die Härte bedingenden Regelungen des Gesetzes 
zu ändern, um in diesen Sonderfällen auch Familienbeihilfe rückwirkend 
seit der Geburt auszahlen zu können. Im übrigen sollte die Aufsicht über 
die Einhaltung der generellen Informationspflicht der Behörden durch die 
Aufsichtsbehörde besser gewährleistet werden. 

1.23 Finanzbehördliche Vollstreckung ohne Erlassung des hiefür erforderlichen 
Titelbescheides 
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VA 380 2-1182 
V-AP 200/82 

E. P. aus Bürmoos, Salzburg, führte bei der VA Beschwerde, daß am 
12. Oktober 1982 plötzlich ein Exekutionsbeamter des Finanzamtes Salz­
burg in ihrem Geschäft gestanden sei und nach Weigerung der Auszahlung 
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eines angeblich geschuldeten Betrages ohne Angabe von Gründen diesen 
der Kasse entnommen habe. Ein diesbezüglicher Bescheid sei ihr nie zuge­
stellt worden. Darin erblicke sie einen Mißstand in der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren der VA konnte nicht festgestellt werden, ob ein Ab­
gabenbescheid zugestellt worden war. Es stellte sich heraus, daß ein Zu­
stellnachweis im Rahmen des abgabenbehördlichen Verfahrens nicht zwin­
gend vorgeschrieben ist. Der Bundesminister für Finanzen vertrat die Auf­
fassung, daß diese behördliche Sicherstellung mit erhöhten Kosten und ei­
nem. erhö~ten Verwaltungs aufwand verbunden sei,. un? dies bei verhältnis­
mäßIg gerIngen Abgabenbeträgen dem Erforderms emer sparsamen Ver­
waltung widerspreche. 

Die VA hingegen ist der Meinung, daß unabhängig von einer finanziellen 
Belastung, die durch solche Zwangsmaßnahmen für den einzelnen entsteht, 
die Exekution selbst im Fall der gesetzlichen Deckung einen schwerwiegen­
den Einbruch in die Privatspähre darstellt, was nach einer gesetzlichen 
Normierung erhöhter Sorgfaltspflicht verlangt, weil die Möglichkeit zur 
Ergreifung eines Rechtsmittels von der Zust~llung. abhängt. Es bliebe an­
sonsten zu befürchten, daß der Rechtszug wIllkürlIch ausgeschlossen wer­
den könnte. 

1.24 Lange Dauer eines Berufungsverfahrens betreffend Anträge auf Berücksich­
tigung von Freibeträgen 
VA 393 Z-1I82 BM Z1. V-AP 212/82 

W. A. Sch. aus Mödlin~, Niederösterreich, wandte sich mit Schreiben vom 
20. Oktober 1982 an die VA und führte darüber Beschwerde, daß über 
seine Berufung gegen den Bescheid des Finanzamtes Mödling vom 
19. März 1981 bisher nicht entschieden worden sei. Der Beschwerdeführer 
wies darauf hin, daß das Finanzamt wegen der noch nicht ergangenen Ent­
scheidung der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und Bur­
genland auch über seine Anträge auf Berücksichtigung von Freibeträgen für 
das Jahr 1981 nicht entschieden habe. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Finanzen folgendes fest: 

Der Beschwerdeführer war im Kalenderjahr 1980 Angestellter im Außen­
dienst und beantragte am 30. Jänner 1981 auf Grund seiner Außendiensttä­
tigkeit das sogenannte "Vertreterpauschale" für das Jahr 1980. Das Finanz­
amt wies diesen Antrag mit Bescheid vom 19. März 1981 ab, weil es die An­
sicht vertrat, daß die Voraussetzungen für die Gewährung eines Freibetra­
ges nicht vorgelegen waren. Dagegen richtete sich die fristgerecht vom Be­
schwerdeführer eingebrachte Berufung, die am 5. Mai 1981 der Finanzlan­
desdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgenland als Abgabenbe­
hö.rde zweiter Instanz zur Entscheidung vorgelegt wurde. In der Zwischen­
zeit hatte der Beschwerdeführer auch für das Jahr 1981 Anträge auf Be­
rücksichtigung von Freibeträgen eingebracht, über die jedoch vom Finanz­
amt wegen des bei der Finanzlandesdirektion anhängigen Berufungsverfah­
rens nicht entschieden wurde. Mit Schriftsatz vom 11. Juli 1982 wies der 
Beschwerdeführer die Abgabenbehörde darauf hin, daß er befürchte, daß 
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sein Dienstgeber in Zahlungsschwierigkeiten komme und er aus diesem 
Grund um ehestmögliche Erledigung seiner Anträge ersuche. In diesem 
Schriftsatz wies er auch darauf hin, daß er sich an die VA wenden werde. 
Nachdem im Oktober 1982 noch immer keine Erledigung der Abgabenbe­
hörde über seine Anträge im Lohnsteuervedahren und über seine Berufung 
ergangen war, führte W. A. Sch. Beschwerde bei der VA. Erst im Zuge des 
Prüfungsvedahrens der VA erging die Entscheidung der Finanzlandesdi­
rektion für Wien, Niederösterreich und Burgenland vorn 25. November 
1982. Davon setzte der Bundesminister für Finanzen die VA mit Schreiben 
vorn 3. Feber 1983 in Kenntnis . 

Der Bundesminister für Finanzen begründete die lange Dauer des Beru­
fungsvedahrens bei der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland mit der angespannten Personalsituation bei der Finanzver­
waltung und wies auf den ständig steigenden Arbeitsanfall hin. Diese Situa­
tion sei auch bereits des öfteren vorn Rechnungshof aufgezeigt worden. Die 
VA konnte in diesen Ausführungen nur eine Erklärung, nicht aber eine 
Rechtfertigung für die Verletzung der Entscheidungspflicht, wie sie im 
§ 311 Bundesabgabenordnung normiert ist, erblicken. Nach der genannten 
gesetzlichen Bestimmung besteht die Verpflichtung zur Entscheidung 
"ohne unnötigen Aufschub", in begründeten Fällen innerhalb einer Frist 
von höchstens sechs Monaten, die wieder nur dann überschritten werden 
dad, wenn der fristgerechten Erlassung eines Bescheides unüberwindliche 
Hindernisse im Wege stehen. Die VA vertrat dazu die Ansicht, daß durch 
entsprecheI?:de dienstaufsichtsbehördliche Maßnahmen, etwa durch organi­
satorische Anderungen ,und Entl~stungen, d.ie Grundlage dafü~ geschaffe~ 
werden müßte, daß dle gesetzhchen Bestimmungen über dle Entschel­
dungspflicht auch eingehalten werden können. Da die Abgabenbehörde er­
ster Instanz die Entscheidung über weitere Anträge des Beschwerdeführers 
von der Entscheidung der Finanzlandesdirektion als Berufungsbehörde ab­
hängig gemacht hatte, erschien insbesondere im Hinblick auf die befürchte­
ten Zahlungsschwierigkeiten des Dienstgebers des Beschwerdeführers die 
18-monatige Dauer des Berufungsvedahrens nicht zumutbar. Dies insbe­
sondere auch deshalb, weil eine besondere Aufwendigkeit oder Schwierig­
keit des Falles die Dauer des Berufungsvedahrens nicht rechtfertigen 
konnte. Die VA stellte daher in der Dauer des gegenständlichen Berufungs­
vedahrens einen Mißstand im Bereich der Verwaltung fest. 

Da inzwischen im Zuge des Prüfungsvedahrens der VA eine stattgegebene 
Berufungsentscheidung erging, konnte eine Empfehlung entfallen. 

1.25 Verweigerung der Gewährung eines Freibetrages für außergewöhnliche Be­
lastung im Zuge einer Einkommensteuerveranlagung 
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VA 490 Z-1/82 
V-AP 1/83 

Dr. S. I. aus Güssing, Burgenland, beschwerte sich bei der VA darüber, daß 
sein Antrag auf Ergänzung der Einkommensteuererklärung zwecks Aner­
kennung des Heiratsgutes für seine Tochter als außergewöhnliche Bela­
stung nicht berücksichtigt worden sei. Darin liege ein Mißstand in der Ver­
waltung. 
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Im Prüfungsverfahren teilte der Bundesminister für Finanzen der VA mit, 
daß der ~eschwerdeführer .seinen An~ra.g auf Berücksichtigung einer außer­
gewöhnlIchen Belastung mcht - wie Im Veranlagungsverfahren vorgese­
hen - in seiner Einkommensteuererklärung, sondern in einer späteren Ein­
gabe gestellt habe. Aus verfahrenstechnischen Gründen konnte dieser An­
trag nicht berücksichtigt werden. Aus dem ihm zugestellten Bescheid hätte 
der Beschwerdeführer bei einiger Sorgfalt erkennen können, daß seinem 
Antrag nicht stattgegeben worden war und ein Rechtsmittel ergreifen kön­
nen. 

Aufgrund des Einschreitens der VA gab der Bundesminister die Zusiche­
rung, daß eine Aufhebung des Bescheides gemäß § 299 Bundesabgabenord­
nung erwogen wird, soweit die Voraussetzung für die Berücksichtigung des 
geltend gemachten Betrages als Heiratsausstattung erfüllt sind. Die Finanz­
landesdirektion wurde daher entsprechend angewiesen. 

Die VA erkannte nach Abschluß des Prüfungsverfahrens der Beschwerde 
Berechtigung zu. Der Beschwerdegrund konnte behoben werden. 

1.26 Haftung für Kraftfahrzeug-Steuerschulden eines Vorbesitzers 
VA 496 Z-1I82 
V-AP 7/83 

Ing. 1. K. aus Wien führte bei der VA Beschwerde gegen eine Beschlagnah­
meverfügung des Finanzamtes für Gebühren und Verkehrssteuern in Wien 
vom 30. November 1982. Dabei ginge es um einen Betrag von 2 448 S, der 
von der Vorbesitzerin an Kraftfahrzeugsteuer nicht beglichen worden sei. 
Das Finanzamt habe ca. drei Jahre benötigt, um festzustellen, daß diese 
Schuld beim Verursacher nicht einzutreiben sei. Der Schuldner habe dieses 
Fahrzeug ungefähr noch ein Jahr besessen, nachdem das Finanzamt auf­
grund der nichteingehenden Steuerkarte bereits von der Schuld Kenntnis 
hatte. Von der Möglichkeit zur Beschlagnahme habe das Finanzamt damals 
nicht Gebrauch gemacht. Beim Kauf eines gebrauchten Fahrzeuges sei es 
unmöglich vom Finanzamt zu erfahren, ob eine alte KFZ-Steuerschuld exi­
stiere, da das Finanzamt keine Auskünfte geben dürfe. Er werde jedoch 
ohne jede Vorwarnung (Mahnungen seien keine erfolgt) unter Termin­
druck zum Zahlen für eine fremde Schuld gezwungen. Das Finanzamt 
stünde offensichtlich unter keinem Termindruck, da die Schuldeintreibung 
auch bei langsamster Bearbeitung bei Dritten gewährleistet sei. Ein Antrag 
auf Zuerken.nung der aufschiebend~n ~irkl:lng, solange diese Angelegen­
heit durch die VA geprüft werde, sei beim Fmanzamt gestellt worden. Um 
die Verwertung des Fahrzeuges zu verhindern, wäre er trotz der geschil­
derten Mißstände in der Verwaltung gezwungen, bis zum 5. Jänner 1983 
den noch aushaftenden Betrag zu bezahlen. 

Im Prüfungsverfahren der VA mußte festgestellt werden, daß gestützt auf 
die nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (Erkenntnis 
vom 17. Oktober 1967, G 23/66) unbedenkliche Regelung des § 3 Abs. 2 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes - das Finanzamt zu Recht die Beschlag­
nahme verfügt hatte. Die sachliche Haftung des Fahrzeuges trifft den je­
weiligen Eigentümer. Es stünde diesem jedoch frei, die Haftungsfreiheit 
des Kaufgegenstandes durch Vorlage von entsprechenden Beweismitteln 

173 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)174 von 202

www.parlament.gv.at



(etwa Bestätigung über Abgabe der Steuerkarte) nachzuweisen. Der Bun­
desminister für Finanzen bestätigte, daß der Beschwerdeführer keine Mah­
nung erhalten habe, da die bezüglich.e Bescheidausführung unzweifelhaft 
auf den vormaligen Steuerschuldner und nicht auf den Adressaten der Be­
schlagnahmeverfügung bezogen werde. Dem Vorwurf der Beschlagnahme 
~hne "Vorwa~nung". sei entge~enzuhalten, "daß für eine solche unv~rbind­
bche Information keme gesetzliche Grundlage" bestünde. Da dem Eigentü­
mer der haftenden Sache ohnedies eine zumindest einmonatige Frist einge­
räumt werde, innerhalb der er die angedrohte V.erw~rtung des F~hrz~uges 
durch Zahlung der Schuld abwenden könne, sei keme Notwendigkeit für 
diese Vorwarnung gegeben. Eine Billigkeitsmaßnahme im Sinne einer Auf­
hebung einer bereits ausgesprochenen Beschlagnahme sei in der Bundesab­
gabenordnung nicht vorgesehen. Der Eigentümer einer haftenden Sache sei 
zufolge § 77 Abs. 2 der Bundesabgabenordnung dem Abgabepflichtigen 
nicht gleichgestellt. Mangels eines Antragsrechtes könne dem Eigentümer 
die auf der Sache haftende Abgabenschuld auch nicht gemäß § 236 der 
Bundesabgabenordnung nachgesehen werden. 

Aufgrund der geltenden Gesetzeslage und der Darlegungen des Bundesmi­
nisters mußte die VA feststellen, daß das Vorgehen der Finanzbehörden 
zwar keinen Mißstand, jedoch eine offenkundige Härte darstellt. 

Wie bereits im Fünften Bericht der VA an den Nationalrat (vgl. 
Seite 164 ff.) berichtet wurde, konnte ein ähnlicher Beschwerdefall auf­
grund der Gese~zeslage von der VA nicht zufriedenstellend ~elöst we~den. 
Der oben geschilderte Beschwerdefall läßt es daher notwendig erschemen, 
neuerlich auf die grundsätzliche Problematik der derzeit geltenden gesetzli­
ch~n Regelungen hinzuweisen. Aufgrund der geltenden gesetzes~age ist ein 
weiteres Anfallen solcher Beschwerdefälle fast unvermeidbar. Die VA ver­
tritt hier die Auffassung, daß im Wertsystem der derzeit geltenden Rechts­
o.rdnung diese Art der Sicherstellung durch die Sachhaftung v0l?- an sich ge­
nngen Beträgen für den Staat gegenüber der dadurch notwemg geworde­
nen Entbindung des generell herrschenden Verschuldensprinzipes allein 
ausreichen müßte, andere gesetzliche Lösungen zu suchen. Eine solche An­
häufung analoger Beschwerdefälle kann nicht nur ein Problem subjektiven 
Rechtsempfindens sein, sonder~ sollte auch für die gesetzgebenden Körper­
schaften ein Grund sein, eine Anderung zu überlegen. 

2 Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 
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Allgemeines 

Im Berichtszeitraum wurden 126 Beschwerden, den Ressortbereich des 
Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie betreffend, an die 
VA heran~etragen. Nach wie v~r bildet den Schwerpunkt der Beschwerde­
führung die behauptete Belästigung durch Lärm, Geruchs- und Staub­
emmissionen von Gewerbebetrieben, die zum Teil auch konsenslos geführt 
wurden, ohne daß die Behörde entsprechende Maßnahmen ergriffen hätte. 

Die Untätigkeit der Gewerbebehörde bei der überwachung der Einhaltung 
gewerberechtlicher Auflagen hat Anlaß zur Beschwerde bei der VA gege-
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ben. Wie etwa dem in Punkt 2.1 dargestellten Einzelfall zu entnehmen ist, 
haben die Gewerbebehörden entgegen der amtswegigen Beobachtungs­
pflicht die Entwicklung eines Betriebes toleriert, die sich letztlich zum 
Nachteil aller Parteien auswirkte. Der Betrieb mußte eingestellt werden, die 
Parteien mußten Jahre hindurch Immissionsbelästigungen durch Säumig­
keit der Behörde ertragen. 

Die VA ist der Meinung, daß die Gewerbeordnung mit dem § 79 die aktive 
Beteiligung der Anrainer und damit deren Einflußnahme auf den Bescheid­
inhalt gewährleisten w~llte. I?araus erg}bt sich zwin.gend .wie)m § 83 der 
Gewerbeordnung normiert wird, daß die Behörde die aktive Uberprüfung 
der einmal vorgeschriebenen Auflagen vorzunehmen hat. Der im Gewerbe­
recht verankerte Nachbarschaftsschutz gewinnt angesichts eines verstärk­
ten Umweltschutzbewußtseins insofern an Bedeutung, als die Negierung 
der Anrainerinteressen gegebenenfalls auch zu politischem Druck führt. 

Wenn auch der Gesetzgeber die Intention zu einem Interessensausgleich 
zeigt, ist sich die VA bewußt, wie schwierig es für die Behörden sein kann, 
diesen Ausgleich faktisch herbeizuführen. Dennoch darf der Versuch der 
Behörde, sich durch Untätigkeit einer Konfliktsituation zu entziehen, zu 
deren Bewältigung sie gesetzlich verpflichtet ist, nicht geduldet werden. 

Auch im Ressortbereich des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und 
Industrie haben Verfahrensverzögerungen Anlaß zu Beschwerden an die 
VA gegeben. Im Beispielsfall handelte es sich um einen Antrag auf Nach­
sicht vom Gewerbeausschluß, der notwendig wurde, weil über das Vermö­
gen des Beschwerdeführers ein Konkursverfahren anhängig gewesen war. 
Trotz de.r unte~ ~ahrheitspflicht abgegebenen Erklärung, alle Forderun­
gen bereits befnedlgt zu haben, wurde der Antrag des Beschwerdeführers 
vom 16. Oktober 1981 erst mit Bescheid des Landeshauptmannes von Wien 
am 25. November 1982 erledigt. Die mehr als einjährige Verfahrensdauer 
führte zur Mißstandsfeststellung der VA vom 10. März 1983. Die Prüfung 
ergab, wie in dem .unter P~nk~ 2.2 dargestellten .Einz.elfall ausgeführt, keine 
Begründung für die Säumigkeit der Behörde. Dies wiegt umso schwerer, als 
jedes Nachsichtsansuchen einen Hinweis auf eine bereits von der Behörde 
getroffene Vorentscheidung und die Abhängigkeit von weiteren behördli­
chen Entscheidungen in der Sache vermuten läßt, sodaß der blockierende 
Effekt auch nur einer Behörde den gesamten Verfahrenszug belastet. 

Die VA ist daher der Auffassung, daß alle mit Nachsichtsansuchen befaß­
ten Behörden an ihre Entscheidungspflicht gemäß § 73 A VG 1950 zu erin­
nern wären. 

Aus Anlaß eines Beschwerdefalles stellt die VA fest, daß die Frage der Not­
wendigkeit der Ausbilderprüfung bei der Ablegung der Konzessionsprü­
fung für das Fremdenführergewerbe in den einzelnen Bundesländern unter­
schiedlich beurteilt wird. Seitens des Bundesministers für Handel, Gewerbe 
und Industrie wurde im Prüfungsverfahren in Aussicht gestellt, daß bei der 
Neuregelung des Befähigungsnachweis~s für das Fremdenführergewerbe 
aufgrund der Gewerbeordnung 1973 ellle Lösung gefunden werden soll, 
um eine Ungleichbehandlung der Betroffenen, insbesondere auch, was die 
V orschreibung einer Prüfungsgebühr betrifft, auszuschließen. Die VA stellt 
eine baldmögliche Lösung der Frage durch legislative Maßnahmen zur Er­
wägung. 
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Einzelfälle 

2.1 Unterlassung gewerbebehördlicher Maßnahmen zur Herstellung des gesetz­
mäßigen Zustandes 

176 

VA 117 Z-2/81 

A. K. aus Wiener Neustadt wandte sich im November 1982 im Namen 
mehrerer Anrainer mit der Beschwerde an die VA, daß er durch den kon­
senslosen Betrieb der Aluminiumschmelzerei Firma Blockmetall einer unzu­
mutbaren Staub-, Geruchs- und Lärmbelästigung ausgesetzt sei. Obwohl 
die zuständige Gewerbebehörde über den rechtswidrigen Zustand infor­
miert sei, ergreife sie keine Maßnahme, worin ein Mißstand in der Verwal­
tung gelegen sei. 

Die VA leitete ein Prüfungsverfahren ein und ersuchte den Bundesminister 
für Handel, Gewerbe und Industrie um Stellungnahme. Einem der VA 
übermittelten Bericht war folgendes zu entnehmen: 

Nachdem die Firma Blockmetall Ende 1973 die Aluminiumschmelzerei 
übernommen hatte, stellte sie nach ersten Anrainerbeschwerden am 
25. September 1974 einen Antrag auf Änderung der Betriebsanlage, die so­
dann mit Bescheid des Magistrates Wiener Neustadt vom 8. August 1974 
genehmigt wurde. Aufgrund der Berufung von Anrainern wurde dieser Be­
scheid mit Entscheidung des Landeshauptmannes von Niederösterreich 
vom 13. Oktober 1974 behoben und zur Entscheidung an die I. Instanz zu­
rückverwiesen. Am 29. November 1977, also zwei Jahre später, wurde 
schließlich die Betriebsanlage mit der Auflage eines Probebetriebes geneh­
migt. Mit Bescheid des Landeshauptmannes von Niederösterreich vom 
28. Mai 1979 wurde einer Berufung keine Folge gegeben. Die Betriebsbe­
willigung war jedoch einer gesonderten Genehmigung vorbehalten worden. 

In einer zu diesem Zweck am 16. Mai 1980 durchgeführten Verhandlung 
wurde die Auflage erteilt, eine Abgasnachverbrennungsanlage zu errichten. 
Diese Auflage wurde später dadurch hinfällig, daß der Betriebsinhaber eine 
Filteranlage bei der Gewerbebehörde beantragte, die mit Bescheid vom 
9. März 1981 mit der Anordnung eines Probebetriebes genehmigt wurde. 
Dabei stellte sich heraus, daß die Errichtung einer Halle für die Anlage nö­
tig sei, für die am 10. Dezember 1981 die Baubewilligung erteilt wurde. Mit 
Bescheid vom 28. Jänner 1982 wurde der Probebetrieb bis 30. Juni 1982 
verlängert. Zum Zeitpunkt des Beric.htes des Bundesmin.isters für H~ndel, 
Gewerbe und Industrie war sowohl eme Berufung über diesen Bescheid an­
hängig als auch eine Berufung über den Bescheid vom 28. Jänner 1982, mit 
dem verschiedene weitere Auflagen genehmigt wurden. 

Mit Schreiben vom 22. September 1982 ersuchte die VA daher den Bundes­
minister für Handel, Gewerbe und Industrie um Ergänzung des seinerzeiti­
gen Berichtes. Am 6. April 1983 la~gte schließlich ei~ vom Bundesminister 
für Handel, Gewerbe und Industrie veranlaßter Bericht des Landeshaupt­
mannes von Niederösterreich ein, in dem festgestellt wurde, daß inzwi­
schen alle Bewilligungen rechtskräftig geworden seien. Darüber hinaus sei 
zu erwarten, "daß durch die für dieses Jahr geplante Errichtung der Filter­
anlage eine wesentliche Besserung in bezug auf Emissionen beziehungs­
weise Immissionen eintreten wird". 
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Die VA ging bei Beurteilung des vorliegenden Beschwerdefalles von fol­
genden rechtlichen Erwägungen aus: 

Gemäß § 81 Gewerbeordnung bedarf die Änderung einer Betriebsanlage 
dann einer gewerbebehördlichen Genehmigung, wenn sie geeignet ist, 
nachteilige Einwirkungen, wie etwa Staub-, Geruchs- und Lärmbelästigung 
der Nachbarn hervorzurufen. Wer eine s9.lche geänderte Anlage ohne Ge­
nehmigung betreibt beziehungsweise die Anderungen konsenslos errichtet, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 
30 000 S zu bestrafen. Die Gewerbebehörde erhielt zum ersten Mal im Mai 
1974 aufgrund von Anrainerbeschwerden Kenntnis von einer unzu~}ltba­
ren Belästigung. Im September 1974 suchte der Betriebsinhaber um Ande­
rung der Betriebsanlagegenehmigung an. Zu diesem Zeitpunkt war die An­
lage bereits im nicht genehmigten Umfang errichtet und wurde betrieben. 
Eine Betriebsanlagegenehmigung vom August 1975 wurde im Oktober des­
selben Jahres vom Landeshauptmann behoben. Dennoch schritt die Be­
hörde nicht gegen den in vollem Umfang betreibenden Betriebsinhaber ein. 
Im November 1977 wurde schließlich die Anlage mit der Anordnung eines 
Probebetriebes genehmigt, welcher Bescheid durch den Landeshauptmann 
von Niederösterreich im Mai 1979 bestätigt wurde. Die Betriebsbewilligung 
wurde jedoc.h einer gesonderten J?-ntscheidung vorbeh~lten. Ungeachtet 
dessen hat die Gewerbebehörde keme Maßnahmen ergnffen, um den Be­
triebs inhaber zu einem rechtmäßigen Verhalten zu veranlassen. Wie dem 
Bericht des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie zu entneh­
men ist, wurde bei der später erteilten Betriebsbewilligung die Auflage einer 
Abgasnachverbrennungsanlage, die schließlich durch eine Filteranlage er­
setzt wurde, erteilt. Wenn daher nun vom Landeshauptmann für Nieder­
österreich mitgeteilt wird, daß eine für dieses Jahr geplante Filteranlage 
eine Besserung in bezug auf Emissionen erwarten läßt, so muß die VA da­
von ausgehen, daß die Anlage entgegen einer entsprechenden Auflage der­
zeit ohne Filteranlage betrieben wird, was im übrigen auch vom Beschwer­
deführer bestätigt wird. In diesem Zusammenhang erscheint der VA der 
Hinweis des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie nicht zu­
treffend, daß es aufgrund der von den Nachbarn erhobenen Berufungen 
nicht möglich sei, im Betrieb der Blockmetall Gesellschaft m. b. H. & Co. 
KG jene Einrichtungen durchzuführen, die zu einer wesentlichen Verbesse­
rung der Umweltsituation führen würden. Der Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie übersieht nämlich dabei, daß die Umweltbelastung 
durch das rechtswidrige Verhalten des Gewerbetreibenden und die Untä­
tigkeit der Gewerbebehörde verursacht wird. Den belästigten Nachbarn da­
für die Schuld zu geben, scheint der VA daher nicht schlüssig zu sein. 

Da die Gewerbebehörde seit Jahren und bis zum gegebenen Zeitpunkt 
keine Maßnahme gegen den rechtswidrigen Zustand ergriffen hat, war 
darin ein Mißstand festzustellen. Zur Behebung dieses Mißstandes erteilte 
die VA dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie daher die 
Empfehlung, für einen der Rechtsordnung entsprechenden Zustand Sorge 
zu tragen. 

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie teilte der VA mit, 
daß er den Landeshauptmann von Niederösterreich angewiesen habe, im 
Sinne der Empfehlung für einen der Rechtsordnung entsprechenden Zu­
stand zu sorgen. Eine endgültige Regelung ist noch ausständig. 

177 

III-75 der Beilagen XVI. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)178 von 202

www.parlament.gv.at



2.2 Lange Dauer eines Verfahrens betreffend Nachsicht vom Gewerbeausschluß 
VA 72 Z-2/82 

178 

J. Sch. aus Wien wandte sich mit Schreiben vom 26. Juni 1982 an die VA 
und führte darüber Beschwerde, daß über seinen Antrag auf Nachsicht vom 
Gewerbeausschluß vom 16. Oktober 1981 von der Magistratsabteilung 63 
trotz Urgenzen nicht entschieden werde. 

Die VA stellte nach Einholung einer Stellungnahme des Bundesministers 
für Handel, Gewerbe und Industrie sowie Akteneinsicht folgendes fest: 

Am 16. Oktober 1981 hatte J. Sch. einen Antrag auf Nachsicht vom Gewer­
beausschluß beim Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 63, ge­
stellt, nachdem über sein Vermögen im Jahre 1979 ein Konkursverfahren 
anhängig gewesen war. Anläßlich der Abgabe des Antrages war mit J. Sch. 
eine Niederschrift aufgenommen worden, in welcher dieser unter Wahr­
heitspflicht erklärte, sämtliche im Konkursverfahren angemeldeten Forde­
~ngen befr~edigt zu haben. Die Magis~rats~~teilung 63 ersuc~te daraufhi~ 
dle zuständlgen Kammern um gutächthche Außerung, holte eme Strafregl­
sterauskunft ein und schaffte den Konkursakt bei. Von den Kammern 
wurde das Ersuchen befürwortet beziehungsweise kein Einwand erhoben; 
im Strafregister schien keine Verurteilung auf; am 27. Jänner 1982 langte 
der Gerichtsakt bei der Magistratsabteilung 63 ein. Bis zu diesem Zeitpunkt 
gibt die Verfahrensführung keinen Anlaß zur Beanstandung. Bis zum 
28. Juni 1982 erfolgte allerdings keine weitere Veranlassung. Am 28. Juni 
1982 wurde der Kanzlei der Auftrag erteilt, den Konkursakt zu photoko­
pieren und die Richtigkeit zu beglaubigen. Dieser Auftrag wurde am 6. Juli 
1982 erfüllt. Bis November 1982 ist im Akt keine weitere Veranlassung zu 
ersehen, obwohl der Beschwerdeführer sich inzwischen mit Beschwerde an 
die VA gewendet und der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu­
strie mit Schreiben vom 23. Juli 1982 den Landeshauptmann von Wien, per 
Adresse Magistratsabteilung 63, um Stellungnahme zur Verfahrensdauer 
ersucht hatte. Am 3. September 1982 urgierte das Landesgericht für Zivil­
rechtssachen Wien bei der Magistratsabteilung 63 den Konkursakt; mit 
Schreiben vom 18. Oktober brachte der Bundesminister für Handel, Ge­
werbe und Industrie sein Ersuchen um Stellungnahme zur Verfahrensdauer 
in Erinnerung. 

Am 10. November 1982 erstattete die Magistratsabteilung 63 schließlich an 
das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie Bericht. Dieser 
Bericht wurde vom Bundesminister der VA als Stellungnahme übermittelt. 
Aus di~s~r Stellungnahme war zwar der Inhalt des Verfahrens, nicht jedoch 
der zelthche Verfahrensablauf, über den das Prüfungsverfahren geführt 
wurde, ersichtlich, sodaß die bezughabenden Akten eingeholt werden muß­
ten. Im Bericht vom 10. November 1982 hatte der Landeshauptmann von 
Wien mitgeteilt, daß der Beschwerdeführer mit Schreiben vom 9. Novem­
ber 1982 zum Magistrat vorgeladen worden sei. Im Akt fällt dabei auf, daß 
dieses Schreiben eine spätere Ordnungsnummer trägt als der Bericht des 
Landeshauptmannes. Am 25. November 1982 fand schließlich die Vorspra­
che statt, bei welcher der Beschwerdeführer, wie auch schon am 16. Okto­
ber 1981, erklärte, keine offenen Schulden mehr zu haben und entspre­
chende Belege vorlegte. Am gleichen Tag wurde sodann der Bescheid erlas­
sen und dem Ansuchen Folge gegeben. 
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Die VA vertritt die Auffassung, daß die Dauer des Verfahrens unvertretbar 
lange Zeit in Anspruch genommen hat. Gemäß § 73 Abs. 1 AVG 1950 sind 
die Behörden verpflichtet, über Parteien anträge ohne unnötigen Aufschub, 
spätestens aber sechs Monate nach deren Einlangen zu entscheiden. Im 
vorliegenden Fall kann weder eine besondere Aufwendigkeit oder Schwie­
rigkeit die Dauer des Verfahrens rechtfertigen noch eine mangelnde Mit­
wirkung der beteiligten Stellen. Dazu kommt, daß J. Sch. bei der VA Be­
schwerde über die von .i~m behauptete Verfahrensverzögerung g~füh~t 
hatte und der BundesminIster für Handel, Gewerbe und IndustrIe mIt 
Schreiben vom 23. Juli 1982, eingelangt am 30. Juli 1982, den Landeshaupt­
mann von Wien um eine umgehende Erledigung ersucht hatte. Auch nach 
diesem Ersuchen wurden keine Verfahrensschritte gesetzt, um den Antrag 
zu erledigen. Die VA hat daher in der Dauer des in Beschwerde gezogenen 
Verfahrens einen Mißstand im Bereich der Verwaltung festesteIlt. Im Hin­
blick auf die nunmehr ergangene Entscheidung konnte eine Empfehlung 
entfallen. 

3 Bundesministerium für Inneres 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum wurden 209 Beschwerden, das Ressort des Bundesmi­
nisters für Inneres betreffend, an die VA herangetragen. 

Die gleichzeitige Ermittlung von Sachverhalten durch die Strafverfolgungs­
behörden wie sie nicht unter Punkt 3.1 dargestellt werden konnten, ver­
deutlichte die Notwendigkeit des reibungslosen Ineinandergreifens aller 
Behördenschri tte. 

Unter Beachtung der technischen Entwicklung auf dem EDV-Sektor ver­
tritt die VA die Auffassung, daß über die bestehende Kommunikations­
und Informationspflicht aller Behörden hinaus es möglich sein sollte, auch 
in verschiedenen behördlichen Verfahren relevante Daten in einer Weise zu 
speichern, daß die Zuordnung zum Verursacher durch ein durchdachtes 
Abrufungssystem jederzeit gewährleistet ist. 

Die Ungleichstellung zwischen Zivil- und Präsenzdiener wurde in dem un­
ter Punkt 3.6 dargestellten Einzelfall bei der Anerkennung eines im Zivil­
dienst erlittenen Gesundheitsschadens deutlich. 

Im Ermittlungsverfahren war jedoch nicht dieser ausschlaggebend, sondern 
die Verletzung des Parteiengehörs, die, wie der Beschwerdefall zeigt, die 
Lösung des Problems ohne Eingreifen der VA ermöglicht hätte. 

In einem Beschwerdefall stellte die VA fest, daß die Verwaltungsstrafbe­
hörde nicht das nach der Verwaltungsformularverordnung vorgesehene 
Formular einer Strafverhandlungsschrift, sondern ein eigenes "Kurzer­
kenntnis" verwendet hatte. Dieses enthielt bereits vorgedruckt einen 
Rechtsmittelverzicht, nicht aber die Rechtsbelehrung über die Möglichkeit, 
eine schriftliche Ausfertigung des mündlich verkündeten Straferkenntnisses 
zu verlangen. In diesem Zusammenhang stellt sich für die VA die Frage 
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nach der Zulässigkeit und Zweckmäßigkeit des Berufungsverzichtes im 
Ve~altu~gsstr~fverfahren. Angesic~ts der Tatsache, daß ~in ~echt~mittel­
verz1cht emerseits für den Beschuld1gten kaum zweckmäß1g sem w1rd und 
andererseits damit für die Behörde eine nur unerhebliche Verwaltungsver­
einfachung verbunden ist, schein.t ei~e Prüfung der Frage, ob die Bestim­
mungen über den Berufungsverz1cht 1m Verwaltungs strafverfahren zweck­
mäßig sind, einer näheren Prüfung wert zu sein. 

Einzelfälle 

3.1 Mangelhafte Erhebung von Zulassungs- und Fahndungsdaten im Bereiche 
des Kraftfahrrechtes 

180 

VA 89 Z-3/81 Z1.: 51 193/540-III2/81 

J. Sch. aus Wien brachte in seiner Beschwerde vor, er habe am 1. April 1981 
im Wachzimmer Schönbrunner Straße den Diebstahl seines Personenkraft­
wagens mit dem polizeilichen Kennzeichen W 453.597 gemeldet und am 
14. April 1981 die Abmeldung durchgeführt. Am 2. April 1981 sei der Wa­
gen in Wien 5, Josef-Schwarz-Gasse 2 - Ecke Arbeitergasse, vorschrifts­
widrig parkend aufgefunden worden, wovon er erst am 13. Mai 1981 an­
läßlich einer Lenkererhebung erfahren habe. Am 24. April 1981 sei die Ab­
schleppung durch das Bezirkspolizeikommissariat Margareten des noch im­
mer in Wien 5, Jösef-Schwarz-Gasse 2, abgestellten Wagens veranlaßt wor­
den. Eine Verständigung habe er erst am 19. Mai 1981 erhalten. Trotz der 
am 1. April 1981 erstatteten Diebstahlsanzeige habe die am 2. April 1981 
begonnene Amtshandlung bezüglich Falschparkens erst nach eil!-em Zeit­
raum von sechs Wochen zur Lenkererhebung geführt. Offenkund1g bestehe 
bei Feststellung des Zulassungsbesitzers keine Querverbindung zu den als 
gestohlen gemeldeten Kraftfahrzeugen. Auch der die Besichtigung des ab­
geschleppten Kraftfahrzeuges vornehmende Kriminalbeamte sei nicht ent­
sprechend informiert gewesen. 

Im Prüfungsverfahren der VA stellte sich heraus, daß das Besc~werdevor­
bringen den Tatsachen entsprach. Der Grund hiefür war das Uberschnei­
den von drei Amtshandlungen, aber auch Nachlässigkeiten, die zu einer 
Verzögerung der Verständigung des Eigentümers geführt haben. Der Stel­
lungnahme des Bundesministers war zu entnehmen, daß am 1. April 1981 
die polizeiliche Diebstahlsanzeige erstattet und noch an diesem Tag das 
Fahrzeug zur Fahndung ausgeschrieben sowie die "Entfremdung" in die 
EDV-Zentrale gespeichert worden war. Fast gleichzeitig begann ein Ver­
fahren wegen vorschriftswidrigen Abstellens des gestohlenen Fahrzeuges 
zu laufen. Der diensthabende Beamte hatte es, weil er keine Spur von Ge­
waltanwendung fand, unterlassen, in die Fahndungsliste zu schauen. Es be­
steht keine Dienstvorschrift, eine Fahndungsanfrage über jedes Fahrzeug, 
an dem ein Organmandat angebracht wird, zu stellen. Am 8. April 1981 
verfaßte der zuständige Kriminalbeamte einen Bericht über die gegenständ­
lichen, bisher erfolglos verlaufenen Ermittlungen. Zu diesem Zeitpunkt exi­
stierte noch kein Aktenvorgang über das verhängte Organmandat. Am 
14. April 1981 meldete der Beschwerdeführer das Fahrzeug ab. Unbescha­
det dessen wurde das Abschleppen des PKW von Sicherheitsbeamten ver­
anlaßt. Am 28. April 1981 wurde auf Anfrage des Verkehrsamtes festge­
stellt, daß keine aufrechte Zulassung des Fahrzeuges besteht, was allerdings 
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nur in einem Computerausdruck vermerkt wurde. Da der Bedienstete nach 
den bestehenden Dienstvorschriften nicht verpflichtet ist, den gesamten Ak­
teninhalt zu lesen, und derartige Akten keine Namen enthalten, war eine 
mit dem Tatbestand des Diebstahls verbundene Priorierung nicht möglich. 
Erst am 7. Mai 1981 wurde im Hinblick auf das verhängte, bislang nicht 
eingezahlte Organmandat automatisch von den Sicherheitsbehörden eine 
Zulassungsanfrage gestellt. Im Zuge der nun folgenden Lenkererhebung 
wurde erst am 13. Mai 1981 die Verbindung zur Diebstahlsanzeige vom 
1. April 1981 hergestellt. Die Verständigung des Zulassungsbesitzers er­
folgte erst mit diesem Zeitpunkt. 

Die VA erkannte der Beschwerde Berechtigung zu. 

Aufgrund des Einschreitens der VA sah sich der Bundesminister für Inneres 
veranlaßt, mit Dienstanweisungen die organisatorische Abwicklung zu ver­
bessern. Bei den täglichen Abschleppungen sollen auch Kraftfahrzeugs­
fahndungsanfragen gestellt werden. Bei Anfragen nach dem Zulassungsbe­
sitzer soll auch nach erfolgter Abmeldung des Kraftfahrzeuges auf die Tat­
sache einer allfällig laufenden Fahndung hingewiesen werden. 

Die VA unterstützt die Absicht, für die Bewältigung dieser verwaltungs­
technisch zum Teil getrennt verlaufenden Verwaltungsabläufe eine EDV­
Speicherung und Koppelung von relevanten Daten, die durch entspre­
chende Kennzeichnung auch eine Priorierung ermöglicht, in Verwendung 
zu nehmen. 

3.2 Abbruchsverfahren im öffentlichen Interesse - Verfahrensverzögerung 
VA 28 Z-3/82 4136/17-11/83 

Ing. W. N . aus Bludenz, Vorarlberg, brachte in seiner Beschwerde vom 
10. Feber 1982 bei der VA vor, daß bei der Anerkennung des beabsichtigten 
Abbruches des Miethauses St.-Gasse 28 und 30 Verfahrensverzögerungen 
entstanden seien, die er als Mißstand in der Verwaltung ansehe. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA fest, daß die Bezirkshauptmannschaft 
Bludenz am 3. Jänner 1974 über das Abbruchsansuchen vom 10. September 
1973 einen Bescheid erlassen habe, der den gewünschten Neubau des Miet­
hauses St.-Gasse 28 und 30 aus verkehrs- und städtebaulichen Gründen als 
im öffentlichen Interesse bestätigte. Der von der Mieterin L. B. erhobenen 
Berufung wurde mit ~escheid des Landeshauptmannes v0l?- Vorarlberg vom 
11. Oktober 1974 keme Folge gegeben und das öffenthche Interesse an 
dem projektierten Neubau neuerlich bestätigt. Die Berufungswerberin 
wandte sich sodann an das Bundesministerium für Inneres, welches im Rah­
men des Ermittlungsverfahrens am 13. Jänner 1976 feststellte, daß die Ein­
schreiter Ing. W. und E. N. gemäß § 19 Abs. 2 Z. 4 ades Mietengesetzes 
das Vorliegen eines öffentlichen Interesses nur auf Antrag eines Bauwer­
bers zu erkennen haben. Der Begriff "Bauwerber" setzt somit eine Antrag­
steIlung auf baubehördliche Bewilligung voraus. Da die Einschreiter Ing. 
W. und E. N. bislang nicht als Bauwerber fungierten, sei ihr Antrag auf­
grund der gegebenen Sachlage mangels Antragsberechtigung zurückzuwei­
sen. Im Zusammenhang mit der beabsichtigten Errichtung einer Fußgän­
gerzone in der M.-Gasse und der St.-Gasse wurde eine Befassung der Sach-
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verständigen für Raumplanung angeregt. Am 2. März 1972 wurde gemäß 
§§ 31 und 32 des Baugesetzes, LGBL Nr. 39/1972, die beantragte Baube­
willigung durch den Bürgermeister der Stadtgemeinde Bludenz erteilt. Die 
im Verfahren befaßte Abteilung VI e - Raumplanung und Baurecht des 
Amtes der Vorarlberger Landesregierung hat im Zusammenhang mit der 
beabsi~htigten .fußgänger~one im gegenstän.dlichen Bereic~ durch geplante 
verschIedene Offnungszelten für den Anlteferverkehr eme Verkehrszu­
nahme um vorsichtig geschätzte 50% angenommen. In diesem Sinne äu­
ßerte sich auch der Beschwerdeführer. Die Abbruchreife des Hauses wurde 
vom Beschwerdeführer nochmals am 16. September 1975 gegenüber dem 
Amt der Vorarlberger Landesregierung dargelegt. Am 12. März 1976 und 
7. April 1978 setzte sich der Beschwerdeführer abermals mit den Feststel­
lungen der Gutachter im Hinblick auf die Zunahme des Verkehrs und der 
damit verbundenen Notwendigkeit des Mietobjektes auseinander. Am 
30. April 1982 nahm der Bundesminister für Inneres e~stmals im Prüfungs­
verfahren Stellung. Gemäß § 19 Abs. 2 Z. 4 ades MIetengesetzes, BGBL 
Nr.210/1929, in der Fassung BGBL Nr.91176 sowie gemäß dem seit 
1. Jänner 1982 geltenden § 30 Abs. 2 Z. 15 des Mietrechtsgesetzes liegt ein 
wichtiger Grund für die Aufkündigung eines Mietvertrages insbesonQere 
dann vor, "wenn ein Haus ganz oder in dem Teil, in dem sich ein Mieten­
gegenstand befindet, abgetragen werden soll, mit dem Abbruch die Errich­
tung eines neuen Baues sichergestellt ist, die Bezirksverwaltungsbehörde 
auf Antrag des Bauwerbers mit Bescheid erkannt hat, daß der geplante Um­
bau (Neubau) aus Verkehrsrücksichten zu Assanierungszwecken, zur Ver­
mehrung der Wohnungen, die zur Beseitigung oder Milderung einer im 
Ortsgebiet bestehenden Wohnungsnot geeignet sind, oder aus anderen 
Gründen im öffentlichen Interesse liegt, sofern dem Mieter nach § 21 a Er­
satz beschafft wird" . Die zu Recht eingeschlagenen Verfahrenswege konn­
ten die Verzögerungen im Ablauf des Verfahrens nicht hinreichend erklä­
ren. Die Begründung waren einerseits die Wahrnehmung verfahrensrechtli­
cher Grundsätze der Amtswegigkeit und der materiellen Wahrheit, ander­
seits eine Fehlleistung der Kanzlei und die Passivität der Parteien. Der Bun­
desminister für Inneres wies den Landeshauptmann von Vorarlberg an, 
ehebaldigst die noch ausständigen Erhebungen durchzuführen. 

Am 27. April 1982 wandte sich der Beschwerdeführer neuerlich an die VA, 
da das Verfahren noch immer nicht beendet war. Am 30. April 1982 äu­
ßerte sich der Bundesminister für Inneres dahin gehend, daß Art. 103 
Abs. 4 B-VG in der Fassung lit. Art. I Z.32 B-VG-Novelle 1974 (BGBL 
Nr. 444), der administrative Instanzenzug in Angelegenheiten der mittel­
baren Bundesverwaltung seit 1. Jänner 1977 beim Landeshauptmann endet 
und deshalb trotz der ergänzenden Bestimmungen bezüglich der Aufrecht­
erhaltung des bisher bestehenden Instanzenzuges für die am 1. Jänner 1977 
anhängigen Rechtsmittelverfahren es zu einer Fehlleistung der Kanzlei ge­
kommen sei. 

Am 14. April 1983 erging der Bescheid des Bundesministers für Inneres, mit 
welchem der Berufung keine Folge gegeben und der angefochtene Bescheid 
mit der Maßgabe bestätigt wurde, daß das gegenständliche Bauvorhaben 
gemäß § 30 Abs. 2 Z. 15 des Mietrechtsgesetzes, BGBL Nr. 520/1981, aus 
städtebaulichen Gründen und aus Verkehrsrücksichten im öffentlichen In­
teresse liegt. 
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Eine mehr als 10 Jahre dauernde Verfahrensverzögerung veranlaßte die 
VA, der Beschwerde Berechtigung zuzuerkennen. Durch die Erlassung des 
genannten Berufungsbescheides wurde jedoch der Beschwerdegrund end­
gültig behoben. 

3.3 Verfahrensmängel bei Genehmigung eines benachbarten Sprengstoff-(Muni­
tions-) Lagers 
VA 52 Z-3/82 Zl. BM 226 37512-II/13/82 

Ing. J. Z. aus Peggau, Steiermark, führte bei der VA Beschwerde, daß sein 
Grundstück 150 m vom Stollenmund eines Sprengmittellagers entfernt sei, 
dieses durch die Errichtung des Lagers eine Wertminderung erfahren habe 
und ihm aufgrund der Gesetzeslage kein Parteiengehör zustehe. 

Im Prüfungsverfahren der VA stellte sich heraus, daß die Bezirkshaupt­
mannschaft Graz-Umgebung nach den Bestimmungen des Schieß- und 
Sprengmittelgesetzes 1935 in der Fassung BGBI. Nr. 232/1959 drei gegen­
ständliche Verfahren durchgeführt, nämlich ein Genehmigungs-, ein Erwei­
terungs- sowie ein Betriebsbewilligungsverfahren, und diese auch abge­
schlossen habe. Diesen drei Bescheiden wurden mit Berichtigungsbescheid 
vom 7. April 1982 unter Berufung auf § 62 Abs.4 AVG 1950, BGBI. 
Nr. 1972, die §§ 74, 77 und 359 Abs. 1 der Gewerbeordnung 1973, BGBI. 
Nr. 50/1974, in der geltenden Fassung im Zusammenhang mit § 27 Abs. 2 
d~s Arb.eitnehmerschutzgesetzes, BGBI. Nr. 234/1972., zugrunde ge.legt. 
Die BezIrkshauptmannschaft Graz-Umgebung führte hlezu aus, daß dieser 
Berichtigungsbescheid nach Herstellung des mündlichen Einvernehmens 
mit der Sicherheitsdirektion für das Bundesland Steiermark bzw. nach In­
kenntnissetzung des Bundesministeriums für Inneres durch die Sicherheits­
direktion erlassen worden war. 

Dieser Bescheid wurde dem Beschwerdeführer mangels ParteisteIlung nicht 
zugestellt. Da der Beschwerdeführer sich bei der ersten Verhandlung ver­
schwiegen hatte, trafen die Präklusionsfolgen nach § 42 A VG 1950 ein. 

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie vertrat aufgrund 
der Stellungnahme des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung die 
Auff.assung, daß d~r mittlerweile .rechtskräftig gewordene Berichtigungsbe­
scheid vom 7. Apnl 1982 über die von § 62 Abs. 4 AVG 1950 gezogenen 
Grenzen für eine Berichtigung hinausgegangen sei, daß jedoch dem Be­
schwerdeführer durch den Wec~~el der gesetzlichen Basis kein Nachteil er­
wachsen sei. Die gutächtlichen Außerungen im Rahmen des Sprengmittel­
gesetzes wären ausreichend geeignet gewesen, jedes Sicherheitsrisiko abzu­
decken. Es sei hingegen insofern eine Besserstellung eingetreten, als nun­
mehr von Amts wegen ein Tätigwerden der Behörde nach § 79 der Gewer­
beordnung 1973 veranlaßt werden könne, weshalb sich weitere Maßnah­
men zunächst erübrigen. Auf die Frage der VA, ob das aufgrund des 
Schieß- und Sprengmittelgesetzes durchgeführte Verwaltungsverfahren tat­
sächlich den gewerblichen Betriebsanlagen-Genehmigungsverfahren gleich­
zuhalten sei, antwortete der Bundesminister für Handel, Gewerbe und In­
dustrie, daß eine völlige Identität der Verfahrensbestimmungen verschiede­
ner Gesetzeswerke generell nicht zu erwarten sei. Hingegen trüge diese 
Frage zur Klärung bei, ob der Beschwerdeführer ParteisteIlung erlangt 
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habe. Wie bereits oben dargestellt, wären in bei den Fällen die Präklusions­
folgen eingetreten. Im Falle eines gemäß der Gewerbeordnung amtswegi­
gen Einschreitens genießt der Beschwerdeführer im Sinne des erweiterten 
Nachbarschaftsschutzes auch Parteistellung. 

Die VA hat sich den Überlegungen des Bundesministers für Handel, Ge­
werbe und Industrie angeschlossen, vertritt jedoch die Auffassung, daß der 
Austausch gesetzlicher Grundlagen in einem Verwaltungsverfahren nicht in 
der Form eines Berichtigungsbescheides erfolgen kann. 

3.4 Verweigerung der Entgegennahme einer Anzeige durch die Bundesgendar­
merie ; Unterlassung der Weiterleitung einer Anzeige an das Gericht 
VA B 57 Z-3/82 Zl.: 3704/120-11/4/82 

Mag. E. A. S. aus Wien brachte bei der VA eine Beschwerde wegen Ver­
weigerung der Entgegennahme von Anzeigen durch den Gendarmeriepo­
sten Großwarasdorf sowie unzureichender Ermittlungstätigkeit dieser 
Dienststelle vor. Die Beschwerdeführerin habe am 19. Juni 1982 mit weite­
ren Verwandten Anzeige gegen unbekannte Täter wegen boshafter Sachbe­
schädigung erstatten wollen. Geg~nstand der Sachbeschädigung seien Zie!­
pflanzen und Bäume gewesen, dIe nach Angaben der Beschwerdeführenn 
mit Unkrautvertilgungsmittel besprüht worden sein sollen. Die Entgegen­
nahme der Anzeige sei von einer Bestätigung des landwirtschaftlichen Be­
zirksreferates abhängig gemacht worden. Ein weiterer Versuch der Anzei­
generstattung vor Erlangung der entsprechenden am 13. August 1982 aus­
gestellten Bestätigung sei fehlgeschlagen. Bei der am 11. September 1982 
erfolgten Vorlage der Bestätigung sei versucht worden, die Entgegennahme 
bzw. die Bearbeitung der Anzeige zu verweigern. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Inneres fest, daß zumindest die im September 1982 
unter Vorlage einer Bestätigung des landwirtschaftlichen Bezirksreferates 
erstattete Anzeige nicht bloß in Form eines Aktenvermerkes festzuhalten, 
sondern weiterzuleiten gewesen wäre. 

Die VA vertritt aufgrund des Ergebnisses des Prüfungsverfahrens die Auf­
fassung, daß es nicht Sache der Behörde ist, die Entgegennahme einer An­
zeige von den eigenen Erwartungen über deren Ausgang abhängig zu ma­
chen. Der Bundesminister für Inneres schloß sich dieser Meinung an und 
trug Sorge, daß die Anzeige an das zuständige Gericht weitergeleitet und 
den zuständigen Gendarmeriebeamten eine entsprechende Belehrung erteilt 
wurde. Wenn auch die Vorfälle vor dem September 1982 durch die VA 
nicht hinreichend geklärt werden konnten, so konnte durch die letztge­
nannte Maßnahme der Beschwerdegrund behoben werden. 

3.5 Nichtvollziehbarkeit eines Aufenthaltsverbotes 
VA 84 Z-3/82 Zl.: 213 917/4-11/14/82 
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F. T . aus Graz führte in seiner an die VA gerichteten Beschwerde aus, er 
h~be .anläßlich seines Eintrittes in die französische F~em~enlegion die öster­
reichische Staatsbürgerschaft verloren. Nach DesertIon 1m Jahre 1969 habe 
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er in einem italienischen Internierungslager von der Österreichischen Bot­
schaft ist Rom eine Bestätigung über seine österr~ichische Staatsbürger­
schaft erhalten, die eine Einreiseberechtigung nach Osterreich aufwies. Die 
Einreise sei jedoch an der österreichischen Grenze verwehrt und diese Be­
scheinigung abgenommen worden. Bei einem nochmaligen Versuch der 
Einreise sei er wegen illegalen Grenzübertrittes zu drei Tagen Arrest verur­
teilt und am 3. Mai 1971 ein Aufenthaltsverbot ausgesprochen worden. 
Dieses Aufenthaltsverbot lasse keine andere Möglichkeit als die als Rechts­
brecher weiterzuleben. 

Im Prüfungsverfahren der VA bestätigte die Stellungnahme des Bundesmi­
nisters den Inhalt der Beschwerde. Darüber hinaus stellte sich heraus, daß 
der Beschwerdeführer eine Reihe von Straftaten im In- und Ausland ge­
setzt hatte, die zu mehrfacher gerichtlicher Verurteilung führten, die in der 
Regel der Ausstellung eines Fremdenpasses entgegenstehen. Desgleichen ist 
das Bestehen eines Aufenthaltsverbotes als Hinderungsgrund für die Aus­
stellung eines Fremdenpasses zu werten. Der Bundesminister für Inneres 
mußte angesichts der persönlichen Umstände des Beschwerdeführers, der 
faktisch nicht außer Landes geschafft werden konnte, den weiteren Aufent­
halt in Österreich durch Erteilung von Vollstreckungsaufschüben gemäß 
§ 6 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes gestatten. 

Die VA konnte daher dem Beschwerdeführer nur empfehlen, nach § 6 
Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes jeweils rechtzeitig um Gewährung des 
V ollstreckungsaufschubes anzusuchen. 

U nbeschadet des kriminellen Vorlebens des Beschwerdeführers bleibt das 
bereits im Fünften Bericht an den Nationalrat dargestellte Problem einer 
durch die geltende Gesetzeslage geschaffenen ausweglosen Situation, die 
dadurch verursacht wird, daß Aufenthaltsverbote verhängt werden, obwohl 
keine Möglichkeit zur Ausreise besteht, aufrecht. 

3.6 Feststellung der Unterbrechung eines ordentlichen Zivildienstes 
VA 131 Z-3/82 Zl. 19607/1-1/2182 

Dipl.-Ing. Dr. E. O. aus Rohrbach, Oberösterreich, führte bei der VA dar­
über Beschwerde, daß durch Entscheidung des Bundesministers für Inneres 
sein ordentlicher Zivildienst aufgrund seiner Krankheit unterbrochen wor­
den sei. Er erblicke in dieser Entscheidung deshalb einen Mißstand im Be­
reich der Verwaltung, weil sein Gesundheitsschaden mit der Ableistung des 
Zivildienstes in ursächlichem Zusammenhang stehe und man auf seine dies­
bezüglichen Argumente nicht eingegangen sei. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Inneres sowie durch Akteneinsicht folgendes fest: 

Dr. O. war zur Ableistung seines ordentlichen Zivildienstes für die Zeit 
vom 1. Feber bis 30. September 1982 der Verbandsleitung des Sozialhilfe­
verbandes Linz-Land zugewiesen worden und leistete Hilfsdienste in einem 
Altersheim. Am 13. März 1982 meldete sich Dr. O. krank und mußte sich 
am 23. März einer Leistenbruchoperation unterziehen. Nach Entlassung 
aus der stationären Behandlung wurde er bis auf weiteres von seinem Arzt 
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als arbeitsunfähig erklärt, bis er sich aufgrund einer Thrombose am linken 
Bein neuerlich in stationäre Behandlung begeben mußte. Vom 6. Mai bis 
13. Mai 1982 befand er sich im Krankenhaus. 

Am 4. Mai 1982 wandte sich die Verbandsleitung des Sozialhilfeverbandes 
Linz-Land mit dem Ersuchen an das Bundesministerium für Inneres, den 
Beschwerdeführer vom Sozialhilfeverband abzuziehen, da zum einen damit 
zu rechnen sei, daß er noch "zwei Monate rekonvaleszent sein wird", zum 
an~~re~ er "offc:nbar nervlic~ den Belastungen im ~tenheim nicht gewach­
sen seI. Nach emer telephomschen Rücksprache mIt dem Krankenhaus am 
11. Mai 1982, in der der Spitals aufenthalt des Zivildieners bestätigt wurde, 
erließ das Bundesministerium für Inneres am selben Tag einen Bescheid, 
mit dem gemäß § 19 Abs. 3 in Verbindung mit § 18 Z. 2 des Zivildienstge­
setzes die Leistung des ordentlichen Zivildienstes von Amts wegen mit Wir­
kung vom 12. Mai 1982 unterbrochen wurde. Laut Aktenvermerk wurde 
dem Zivildiener telephonisch "die Sachlage erläutert und nahm dieser die 
Unterbrechung des oZD mit Wirkung vom 12. Mai 1982 zur Kenntnis". 

Der Bescheid wurde der Mutter des Beschwerdeführers am 17. Mai 1982 
zugestellt; am 18. Mai 1982 richtete Dr. O. ein Schreiben an das Bundesmi­
nisterium für Inneres, in dem er feststellt, daß es unzulässig sei, den ordent­
lichen Zivildienst dann zu unterbrechen, wenn man sich das entsprechende 
Leiden in Ausübung des Zivildienstes geholt hat und ersuchte, die Angele­
genheit nochmals zu überdenken. Dem Schreiben war ein ärztliches Gut­
achten angeschlossen, aus dem hervorging, daß der Beschwerdeführer sich 
beim Heben eines Pfleglings im Altenheim einen Leistenbruch zugezogen 
h<l:tte? der. operiert werden mußte. Als Folge dic:ser Le.istenbruchoperation 
seI eme tIefe Venenentzündung aufgetreten, dIe statIonär zu behandeln 
war. Die Dienstunfähigkeit des Beschwerdeführers sei daher auf eine in 
Ausübung des ordentlichen Zivildienstes zugezogene Gesundheitsschädi­
gung zurückzuführen. 

Zu diesem Schreiben teilte das Bundesministerium für Inneres mit, daß 
darin weder ein Grund für eine Wiederaufnahme noch für eine Aufhebung 
des Bescheides erblickt werden könne, zumal dem Zivildiener "im Rahmen 
des Parteiengehörs die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Ergebnis des 
Ermittlungsverfahrens geboten wurde, anläßlich welcher er die Unterbre­
chung seines ordentlichen Zivildienstes im Sinne des § 19 Abs. 3 in Verbin­
dung mit § 18 Z. 2 des Zivildienstgesetzes zur Kenntnis genommen hat". 

Die VA ging bei Beurteilung des Beschwerdefalles von folgenden Erwägun­
gen aus: 

Gemäß § 18 Z. 2 des Zivildienstgesetzes (ZDG) hat der Bundesminister für 
Inneres den Zivildienstpflichtigen einer anderen Einrichtung zuzuweisen, 
wenn die Eignung des Zivildienstpflichtigen für die Dienstleistung nicht 
mehr gegeben ist. Ist eine geeignete andere Einrichtung nicht zu finden, so 
hat der Bundesminister für Inneres den Dienst gemäß § 19 Z. 3 zu unter­
brechen. Hingegen ist gemäß § 19 a Zivildienstgesetz der Zivildienstlei­
stende vorzeitig aus dem Zivildienst zu entlassen, wenn er nach Feststellung 
des zuständigen Amtsarztes zum Zivildienst dauernd oder vorübergehend 
unfähig ist und die Dienstfähigkeit innerhalb von 30 Tagen nicht zu erwar­
ten ist; ist die Dienstunfähigkeit auf eine Gesundheitsschädigung infolge 
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des Zivildienstes zurückzuführen, so kann eine Entlassung nur mit Einver­
ständnis des Zivildieners durchgeführt werden. 

Im vorliegenden Fall ist durch ein ärztliches Gutachten die Kausalität zwi­
schen Gesundheitsschaden und Zivildienst bestätigt. Der Beschwerdeführer 
gibt an, bei seiner Krankmeldung im Altenheim ausdrücklich darauf hinge­
wiesen zu haben, daß er sich den Leistenbruch in Ausübung seines Dienstes 
zugezogen habe. Im übrigen sei er vom zuständigen Sachbearbeiter des 
Bundesministeriums für Inneres während seines Krankenstandes am 3. Mai 
1982 zu Hause angerufen worden, wobei er ebenfalls auf die Ursache sei­
nes Gesundheitsschadens hingewiesen habe. Als ihm am 11. Mai 1982 im 
Krankenhaus telephonisch die Unterbrechung des Zivildienstes mitgeteilt 
worden sei, habe er weder ein.~ positive noch negative Stellungnahme abge­
geben und sei auch zu einer Außerung nicht aufgefordert worden. 

Aus dem Akt des Bundesministeriums für Inneres ergibt sich, daß kein Ver­
such unternommen wurde, die Ursache des Leistenbruches zu erfahren. 
Über das Gespräch des Sachbearbeiters mit dem Beschwerdeführer am 
5. Mai 1982, in welchem dieser auf die Kausalität hingewiesen haben soll, 
existiert kein Vermerk. Der zuständige Sachbearbeiter hat sich aber auch 
nicht mit dem Altenheim in Verbindung gesetzt, um hier allenfalls Näheres 
zu erfahren. Nach Auffassung der VA war bereits diese mangelhafte Er­
mittlung nicht geeignet, den Sachverhalt einwandfrei zu klären. 

Ein gravierender Mangel muß jedoch in der Unterlassung des Parteienge­
hörs vor Bescheiderlassung erblickt werden. Dem Akt ist lediglich zu ent­
nehmen, daß dem Beschwerdeführer die Unterbrechung des Zivildienstes 
zur Kenntnis gebracht wurde, was vom Beschwerdeführer auch bestätigt 
wird. In einer derartigen telephonischen Kontaktaufnahme kann aber kei­
nesfalls die in den allgemeinen Verwaltungsvorschriften festgelegte Wah­
rung des Parteiengehörs erblickt werden, bei welchem dem Betroffenen 
Gelegenheit zur Geltendmachung seiner Rechte und rechtlichen Interessen 
zu geben ist. Die Wahrung des Parteiengehörs stellt jedoch einen funda­
mentalen Grundsatz des Ermittlungsverfahrens dar, sodaß angesichts der 
Bedeutung, die diesem Grundsatz zukommt, der Bescheid mit Rechtswid­
rigkeit infolge Mangelhaftigkeit des Verfahrens behaftet ist. Schon aus die­
sem Grund kann der Stellungnahme des Bundesministers für Inneres nicht 
beigepflichtet werden, daß "hinsichtlich des Vorbringens vom 18. Mai 1982 
Präklusion gegeben" sei, da er anläßlich des T elephonates Gelegenheit ge­
habt hätte, diesen Sachverhalt zumindest zu behaupten. Der VA erscheint 
vielmehr, daß der Einwand des Kausalzusammenhanges zwischen Krank­
heit und Zivildienst vom Beschwerdeführer ohne sein Verschulden im Ver­
fahren nicht geltend gemacht werden konnte. Diesem Umstand kommt im 
vorliegenden Fall deshalb besondere Bedeutung zu, weil eine vorzeitige 
Entlassung aus dem Zivildienst, die bei einer 30 Tage überschreitenden 
Dienstunfähigkeit auszusprechen ist, an das Einverständnis des Zivil dieners 
geknüpft ist, wenn die Gesundheitsschädigung auf den Zivildienst zurück­
zuführen ist. 

Aus den oben angeführten Gründen hat die VA in dem in Beschwerde ge­
zogenen Bescheid einen Mißstand festgestellt und zu seiner Beseitigung die 
Empfehlung an den Bundesminister für Inneres beschlossen, den Bescheid 
zu beheben und neuerlich zu entscheiden. 
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Der Beschwerdefall gibt der VA darüber hinaus Anlaß zu folgender Bemer­
kung: 

Das Bundesministerium für Inneres hatte nach Unterbrechung des ordentli­
chen Zivildienstes bei der Bezirkshauptmannschaft Rohrbach um eine amts­
ärztliche Untersuchung des Beschwerdeführers ersucht. Da der zuständige 
Amtsarzt Dr. V. zufällig jener Arzt ist, der den Beschwerdeführer privat be­
handelt und daher auch das seinerzeitige ärztliche Gutachten über die Kau­
salität der Gesundheitsschädigung zum Zivildienst erstellt hat, wandte sich 
dieser mit der Anfrage an das Bundesministerium für Inneres, ob es er­
wünscht sei, daß er die amtsärztliche Untersuchung durchführe oder ob 
darin eine gewisse Befangenheit erblickt werden könnte. Weiters führte er 
in seinem Schreiben aus, "ich möchte fragen, ob Obgenannter von meinem 
Vertreter, . ... , untersucht werden soll". Das Bundesministerium für Inne­
res kam diesem Ersuchen um Klärung der offenen Fragen nicht nach, son­
dern wertete vielmehr die Anfrage des Arztes als Erklärung der Befangen­
heit, die "im Licht der von Dr. O . mit Schreiben vom 18. Mai 1982 vorge­
legten ärztlichen Bestätigung des Dr. Viehböck befremdend" erscheine. 
Das Bundesministerium habe jedoch "dem Ersuchen des Amtsarztes, seinen 
Privatpatienten durch einen Vertreter amts ärztlich untersuchen zu lassen, 
zugestimmt" . 

Abgesehen davon, daß nach Auffassung der VA weder ein derartiges Ersu­
chen des Amtsarztes vorlag, noch die Erklärung der Befangenheit, sondern 
lediglich diesbezügliche Anfragen, kann die VA in der Vorgangsweise des 
Amtsarztes nichts Befremdliches erblicken, sondern erachtet sie vielmehr 
als korrekten Hinweis auf die gesetzlichen Bestimmungen über die Befan­
genheit. 

Mit Bescheid des Bundesministers für Inneres vom 10. Mai 1983 wurde ei­
nerseits die Wiederaufnahme des Verfahrens auf Unterbrechung des or­
dentlichen Zivildienstes gemäß § 19 Abs. 3 in Verbindung mit § 18 Z. 2 
ZDG, BGBL Nr. 187/1974, abgeschlossen und mit rechtskräftigem Be­
scheid des Bundesministers für Inneres vom 11. Mai 1982 gemäß § 69 
Abs. 1 lit. b in Verbindung mit § 70 AVG 1950 von Amts wegen verfügt, an­
dererseits wurden die Bescheide des Bundesministers für Inneres vom 
11. Mai 1982 und vom 19. Juli 1982 gemäß § 68 Abs. 2 AVG 1950 aufgeho­
ben. 

Der Bundesminister für Inneres kam somit der Empfehlung der VA nach, 
weil sich i~ wiederaufgenommenen V e.~ah!en bestätigt hatte, daß sich ?ie 
Gründe, die zur Unterbrechung des ZlVlldienstes geführt hatten, auf eme 
im Dienst zugezogene Gesundheitsschädigung zurückführen ließen. Der 
Beschwerdegrund war damit behoben. 
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4 Bundesministerium für Justiz 

14 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum wurden 781 Beschwerden und sonstige Eingaben, das 
Ressort des Bundesministeriums für Justiz betreffend, an die VA herange­
tragen. 

Wie schon in den früheren Berichten zum Nationalrat erwähnt, führten 
teils organisatorische Mängel, teils Fehlverhalten wiederholt zu Verfah­
rensverzägerungen bei Gericht. Es zeigte sich auch, daß die Betroffenen 
mangels der erforderlichen Manuduktionspflicht über die zielführende 
Möglichkeit der Rechtsverfolgung im Unklaren gelassen wurden. 

Die Betroffenen versuchten oft im Zivilrechtsweg Rechte durchzusetzen, 
für deren Gestaltung Verwaltungsbehörden zuständig sind und auch inner­
halb der gesetzlich festgelegten Frist zu entscheiden hätten. Diese V or­
gangsweise wurde auch durch die Untätigkeit der Behörde provoziert. 

Im Zusammenhang mit einem vom Beschwerdeführer als zu kurz bezeich­
neten Gerichtstermin wurde festgestellt, daß die Zivilprozeßordnung vor­
sieht, die erste Tagsatzung so anzuberaumen, daß zwischen Zustellung und 
Tagsatzung 14 Tage liegen, wobei in dringenden Fällen diese Frist auf An­
trag auch bis zu 24 Stunden verkürzt werden kann, sofern es dem Beklag­
ten möglich ist, in kurzer Zeit zur Tagsatzung zu erscheinen. 

Im Hinblick auf die zunehmende Mobilität wird diese kurze Frist manch­
mal als Härte empfunden. 

Die Unterlassung einer Ladung sowie der Benachrichtigung vom Ausgang 
dieses gerichtlichen Verfahrens gab Anlaß zur Beschwerde. Wie der zustän­
dige Richter auf Veranlassung der VA in seiner Rechtfertigung vorbrachte, 
habe er den Hinweis auf die PrivatbeteiligtensteIlung des Beschwerdefüh­
rers im Akt überlesen und es daher verabsäumt, den Beschwerdeführer zur 
Hauptverhandlung zu laden und vom Ausgang des gerichtlichen Strafver­
fahrens in Kenntnis zu setzen. 

An die VA wurde auch das Problem des Ersatzes der Kosten, die demjeni­
gen erwachsen, gegen den wegen des Verdachtes einer gerichtlich strafba­
ren Handlung ein Verfahren durchgeführt wird, das schließlich mit Einstel­
lung oder mit einem Freispruch endet, herangetragen. 

Diesem Problem wurde durch das Strafverfahrensänderungsgesetz 1983 
Rechnung getragen. 

Ein Strafgefangener wandte sich wegen einer Einweisung in eine Strafan­
stalt für gefährliche Rückfallstäter an die VA. Der Bundesminister für Ju­
stiz regte bei der Generalprokuratur diesbezüglich die Erhebung einer 
Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes an. Der Oberste Ge­
richtshof hob daraufhin die einschlägigen Beschlüsse der Gerich.~shöfe I. 
und 11. Instanz auf und trug dem Gerichtshof 1. Instanz auf, vor Uberstel­
lung des Beschwerdeführers in eine Anstalt für gefährliche Rückfallstäter 
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darüber zu entscheiden, ob seine Unterbringung in einer solchen Anstalt 
notwendig ist. 

Wie an dem unter Punkt 4.4 dargestellten Einzelfall zu ersehen ist, wurde 
durch ein schadhaftes Turngerät der Unfall einer Schülerin während einer 
Turnstunde verursacht. Das Bezirksgericht vedügte auf Antrag der Staats­
a~waltschaft ~ie Ein~tell~ng des Strafvedahrens gegenüber der Lehrerin. 
Die VA hat die Motivation der Staatsanwaltschaft überprüft und kam zu 
dem Ergebnis, daß die Aktenlage allein nicht zu einer so weitreichenden 
Maßnahme ausreichte, sondern zusätzliche Erhebungen notwendig gewe­
sen wären. 

Ein in den Sozialbereich übergreifendes Problem stellt das Problem der 
Sachwalterschaft dar. Nach dem Gesetz ist die Kindesmutter derzeit nicht 
immer Sachwalterin und wird daher über die Gewährung von Unterhalts­
ansprüchen, aber auch über die Herabsetzung oder Erhöhung dieser Lei­
stungen vom Gericht nicht informiert. Da die Kindesmutter in diesem Ver­
fahren nicht Partei ist, ist es dem Gericht verwehrt, der Kindesmutter eine 
Entscheidungsausfertigung zuzustellen. Die Stellung als "biologische, so­
ziale und wirtschaftliche" Mutter stellt keinen Anspruch auf Zustellung der 
gerichtlichen Entscheidung dar. Die VA stellt im Hinblick auf ein in der 
S<?rgfaltsl'flicht gelegenes In~eresse s?wie auch z~r Existenzsicherung der 
Kinder eme Anderung der emschlägigen Vorschnften zur Erwägung, um 
eine rasche Information der Kindesmutter über den Stand des Vedahrens 
zu gewährleisten. 

Einzelfälle 

4.1 Verzögerung eines Ehescheidungsvedahrens 
VA 36 Z-4/82 31 23612-Pr 3/82 
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M. M. aus Wien führte bei der VA am 21 . Jänner 1982 Beschwerde über 
die lange Dauer eines be.im Lande~gericht für Zivilrec~tssache~ Wien se~t 
dem Jahre 1972 anhängigen Scheidungsvedahrens. Die Auswirkung sei, 
daß sie vor Beendigung des Scheidungsverfahrens keine Ausgleichszulage 
bekomme. 

Im Prüfungsvedahren der VA stellte sich heraus, daß die erste Vedahrens­
verzögerung dadurch entstanden war, daß das Scheidungsbegehren des 
Gatten der Beschwerdeführerin zunächst mit Urteil vom 7 . November 1978 
abgewiesen wurde, weil sich die Beschwerdeführerin selbst dagegen gestellt 
hatte. Die weiteren Vedahrensverzögerungen ließen sich auf einen Richter­
wechsel, auf. schwere psychische Erkrank~ngen, auf einen ständigen Wech­
sel des Arbeitsplatzes und andere persönhche Umstände zurückführen. 

Die VA erkannte der Beschwerde Berechtigung zu, da nach der letzten 
mündlichen Streitverhandlung am 24. April 1981 die nächste Verhandlung 
erst für den 31. März 1982 anberaumt wurde. 

Der Bundesminister für Justiz schloß sich der Haltung der VA an. Der Prä­
sident des Oberlandesgerichtes Wien überwachte daraufhin den Fortgang 
des gerichtlichen Vedahrens bis zu seinem Abschluß. 
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Im Zuge des Einschreitens der VA konnte in Kürze die von der Beschwer­
deführerin angestrebte Scheidung ausgesprochen werden, womit der Be­
schwerdegrund behoben war. 

4.2 Verwendung eines schwer verständlichen Formulares bei der Gewährung ei­
nes Unterhaltsvorschusses 
VA 37 Z-4/82 35 240/1-Pr 3/82 

R. Sch. aus Wien brachte in ihrer an die VA gerichteten Beschwerde vor, 
sie sei weder über die Höhe des Unterhaltsbetrages einer angeblich durch­
geführten Exekution noch über die Einschaltung des Jugendamtes infor­
miert worden. Es sei ihr lediglich ein Beschluß (vgl. beiliegendes Faksimile) 
des Bezirksgerichtes Floridsdorf zugemittelt worden, der für sie unver­
ständlich sei. Darin liege ein Mißstand im Bereich der Verwaltung. 

Im Prüfungsverfahren der VA nahm der Bundesminister für Justiz dahin­
g~hend Stellung, daß das Bezirksgeri~ht ~loridsdorf die minderjährigen 
KInder S. und C. der Beschwerdeführenn mit Beschluß vom 28. Feber 1977 
zur Pflege und Erziehung übergeben und am 12. April 1977 diesen post­
amtlich hinterlegt hatte. Am 8. Mai 1978 bestellte das Gericht das Städti­
sche Bezirksjugendamt für den 21. Bezirk gemäß § 22 JWG zum besonde­
ren Sachwalter der Kinder zur Durchsetzung der Unterhaltsansprüche an 
den ehelichen Vater. Auch dieser Beschluß wurde postamtlich hinterlegt. 
Am 8. Jänner 1980 verpflichtete das Gericht den Vater ab dem 27. Septem­
ber 1979 zu einer monatlichen Unterhaltsleistung von je 1 000 S pro Kind. 
Dieser Beschluß wurde nur dem Städtischen Bezirksjugendamt für den 
21. Bezirk zugestellt. Am 5. März 1980 gewährte das Gericht den beiden 
Kindern Unterhaltsvorschüsse gemäß § 4 Z. 2 UVG bis 30. September 
1980. Diese Beschlüsse wurden der Beschwerdeführerin als Zahlungsemp­
fängerin (vgl. § 14 UVG) am 11. März 1980 nachweislich zugestellt. Am 
17. Juni 1982 wurde die Beschwerdeführerin anläßlich eines anhängigen 
Verfahrens auf Unterhaltserhöhung vom Bezirksgericht Floridsdorf vorge­
laden. Da die Beschwerdeführerin nicht Sachwalterin war, wurden ihr nicht 
alle Beschlüsse zugestellt, was durch die Rechtslage gedeckt ist. 

Ein Beiblatt zum Beschluß nach § 4 Z.2 UVG, aus dem der Bürger die 
Höhe der gewährten Unterhaltsvorschüsse ablesen kann, ist derzeit nicht 
aufgelegt. 

Im Dienste eines verbesserten Zuganges zum Recht hat der Bundesminister 
für Justiz prüfen lassen, ob ein solches Beiblatt mit Rücksicht auf die sich 
ändernden Richtsatzhöhen aufs.elegt werden könne. Das Beschlu.ßmus~er 
sollte so gestaltet werden, daß die Höhe des nach dem Alter des KIndes 1m 
Einzelfall in Betracht kommenden Richtsatzes zum Zeitpunkt der Be­
schlußfassung abgelesen werden kann. 
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GE'w1öhrung (VOll Untcrh~,J. tG,nrschüs;;~n 
- -- I~em. § 4 ( 2) U\'U) -

AnGaoen 

.• • ~c b •• tim . , •• (;, • • 19~~ • • ..•.. . . • . ... ..•.•• 
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des . ... • . .. . , • . ••. -.-.-.- . . .. •• •.••••• • •••••••• monatlicher Unt ·;·rnal ts­
boi trog S •. • . • . •. .. •. ,-.-.-.-• •• 

1) j~g wi rd e in lLonatEcher Untcriw l t:;,'ors~~uß 
'lto-::txY.xxxxxY.xY.Y. ;~ xxx:r>)j,:§,xY.xxxxXXXX}:;o:rff.YQaiz:H'öile: ~·o·&x:<XXX):;: ,,:;;yy.:2\{ 

~adt1 c~xhtl r.bxt l; l1~xl!.nX'deTx:m;n:t;Cm~'ti( nJWe5:Ti'ifcffi( }rt~cl:it' cilt'i c' ~r?i;';:' x 

pem g:i: (:m lS~ !irr. ~l'\ t 1Gl;~X!f(\ 1. o'(..;r~'i 'b·ely.1l'.:.ycnv~~:t:·29 '!P/I'O' -:!;: >>r 'li!-J 2R'r,'{f ;' :' J ='B'b 

e-1"3~ClJl'y.F~l;!rxß ;: :t08:' T:qU:;VGY. - vom 1 . 1 • 1979 bis 31 • 'i . 1 91>0 in der 

Höhe - Xf5ftHS!lXVICI,t?-!HYjP'·~l5X~1i5~X:r.{17'N~1jVÖ') - de r Hälfte 
J.!!'10 v on 1 . t l . I ~) "O .J 1 S 30 . 9'. 1 9 tJo 

( § 6 Abs. 2 Z. 2 UVG) - /dreier Vierte l (§ 6 Abs . 2 Z. 3 UVG) -

des jowc il igen Richtsatzes für pensioc s b erechtigt e Halbwais3n 

n ach §§ 293 Abs . 1 Bucbst . c bb erster Fall , § 108 f ASVG -
Bewährt. 

2) Die VorschUsse sind zu zahl en an ••••• ~ .••••• ~ ••••.••.•.•.••••••• 
1210 Wi en R L. (jasse 1 - 3/22 /1 
.... . ..... J • .................... . ............ .. .. .. .......................... .. .................. .... .............. 

3) Der Pr äsident des Oberlandese;erj. cht'3s "iien wird WII' di e Aus ­

zahlun~ der Vorschüsse ersucht. 

4) Dem Unterhaltsschuldner wird aufgetragen , a ll e we iter en 
Unterhal tsbQträge - sonst hätten sie keine schuldbefreiend~ 
Wirkuns ( § 27 Abs . 1 UVG) - an •. 1'!~ . 1}~7;~t;'11l.jl!'1t;~~,!r.;~ .~ .• r~ •• ~1 ••• • ~~;~j ;'1-: 

... 161.0. . .l'IJ. .eI1..,. Am. S!li:!:z . , ...................................... . i .. ............ .. ........ .. .. ...... .......... .. 

zu zahl en . 
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wird er'sucht, 111::; gesetzlicher Vertreter des Kindc::; die bevor­
schußten Unterhnltsbeitr3ge einzutreiben und, so~ e it c i~G~bracht. 

monatlich dem Pr;;'sidenten des Oberlandesgerichtes "'ien :GU über­
weisen. 

6) Dem UnterhaI tsschuldner wird aufgetrae;en. dic Pauschnlcr:bühr 
von ,48.-- S binnen 14 Tagen an das unterzeichnete Gericht 
"zu zahlen. 

'.richtiger Hinweis! 

Der Unterhaltsschuldner, der gesetzliche Vertreter de::; Kindes 
(§ 9 UVG) und derjenige, der das Kind pflegt und erzi~",t. h::'::)en ' 
dem Gericht unverzügli,ch den Eintritt jedes Grundes für die P.erllb­
setzung oder Einstellung der Vorschüsse mitzuteilen (§ 21 GiG); sie 
werden auf ihre allfällige Ersatzpflicht (§ 22 UVG) nufmerks:!!.l I;,%[loh",;. 

Das Bezirk~ugendarnt f.d.21. Bezirk stellte arn 31.10.1979 den 
Antrag, den Kindern einen UnterhaI tsvorschuss gem. § 4( 2) UVG ". 
zu bewilligen. 
Da der Unterhaltspflichtige erst Mitte 1979 aus der Haft entlassen 
wurde und noch keine Unterhaltsperpflichtung vorlag, stellte 
das Bezirksjugendarnt den Antra~ bis zur Schaffung eines rechts­
kräftigen Unterhaltstitels gern. § 4(2) UVG. den Kindern den Unter­
hal"t zu sichern. 
Der Unterhamtspflichtige hat bisher durch sein Verhalten die 
Schaffung eines rechtskräftigen vollstreckbaren Unterhaltstltels 
vereitelt, sodass antragsgernäss VorschU::;se gern. § 4(2) UVG. zu be­
willen waren. 

t .: \:'! ~~ ;;J v!;c..: ~. rJ 
~ ··:.t ) r'~V 

~~ '~,~~~=i~~~~~~~;:: ~;~;~~~7;~;~,u~;·· 
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4.3 Unverständliches Formular "Zahlungsaufforderung"; nachteilige Folgen für 
den Zahlungspflichtigten 

194 

VA 323 Z-4/82 35 36712-Pr 3/82 

K. R. aus Wien brachte bei der VA vor, er habe im Zuge einer Einverlei­
bung des Eigentums je zur Hälfte einer Liegenschaft eine Zahlungsauffor­
derung (vgl. das folgende Faksimile) erhalten. Dieser Zahlungsaufforde­
rung sei zwar die Höhe und die Drohung für den Fall der nicht rechtzeiti­
gen Entrichtung der Zahlung klar zu entnehmen gewesen; aufgrund der 
formlosen Zustellung sei aber der Lauf der Zahlungsfrist kaum eindeutig 
zu bestimmen. Die Gestaltung und die Ausdrucksform seien für den Staats­
bürger nicht verständlich. 

Im Prüfungsverfahren der VA nahm der Bundesminister für Justiz dahin 
gehend Stellung, daß nach dem Gerichts- und Justi~verwaltungsgeb~hr~n­
gesetz 1962 der Anspruch des Bundesschatzes auf die Gebühr für die Em­
tragung in öffentliche Bücher bereits mit der Einbringung der entsprechen­
den Eingabe bei Gericht entstehe; mit diesem Zeitpunkt wird also die Ge­
bühr fällig. Entrichtet der Zahlungspflichtige den geschuldeten Betrag nicht 
sogleich, so hat der Kostenbeamte nach den Bestimmungen des gerichtli­
chen Einbringungsgesetzes 1962 die Einhebung der Gebühr mittels eines 
"Zahlungsauftrages" zu veranlassen. Dieser Zahlungs auf trag hat nach dem 
Gesetz eine Aufstellung der geschuldeten Beträge und die Aufforderung zu 
enthalten, den Betrag binnen 14 Tagen bei Zwangsfolge einzuzahlen. Da­
bei kann der Kostenbeamte in bestimmten Fällen dem Gebührenpflichtigen 
auch eine Erhöhung bis zum Dreifachen der fehlenden Gebühr vorschrei­
ben. Doch ist bei der Festsetzung dieser Gebührenerhöhung insbesondere 
zu berücksichtigen, inwieweit dem Gebührenschuldner bei Beachtung der 
gesetzlichen Bestimmungen das Erkennen der Gebührenpflicht zugemutet 
werden konnte, sowie ob die Nichtzahlung der Gebühr erstmalig oder wie­
derholt erfolgt ist. 

Von diesem "Zahlungsauftrag" ist die "Zahlungsaufforderung" zu unter­
scheiden, mit der der Kostenbeamte vor Erlassung des Zahlungs auftrages 
den Zahlungspflichtigen auffordern kann, die fällig gewordene Gerichtsge­
bühr binnen 8 Tagen zu entrichten. Dieser Zahlungsaufforderung hat keine 
Rechtskraftwirkung und ist bei Nichtbeachtung auch nicht unmittelbar mit 
Zwangsfolgen verbunden. Sie ist also eine Art Erinnerung des Zahlungs­
pflichtigen; ihre Erlassung steht im Ermessen des Kostenbeamten. 

Eine solch~ ~ahlungsaufforderung ist dem Beschwe~deführ.er zugestellt 
worden. Die m dem Vordruck enthaltene Erläuterung ist dahm gehend zu 
verstehen, daß die Entrichtung der Gebühr dann als rechtzeitig gilt, wenn 
sie innerhalb von 8 Tagen - gerechnet ab Zustellung der Zahlungsauffor­
derung - erfolgt. Da in der Praxis die Zahlungsaufforderung mit gewöhn­
lichem Brief zugestellt wird, bedeutet dies, daß das genaue Ende der Frist 
für den Kostenbeamten nicht ohne weiteres aus den Akten erkennbar ist. 
Dem wird in der Praxis in der Weise Rechnung getragen, daß mit der Er­
lassung des "Zahlungsauftrages" im allgemeinen über die 8 Tage hinaus 
zugewartet wird. Es ist dies wirtschaftlicher, als die Zustellung der "Zah­
lungsaufforderung" mit Rückscheinbrief, für den die Postgebühr wesent­
lich höher ist. 
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Nachdem sich der Bundesminister für Justiz zunächst für den Inhalt der 
ergangenen "Zahlungsaufforderung" ausgesprochen hatte, gab doch der 
Beschwerdefall aufgrund der Befassung der VA Anlaß zu einer erneuten 
Diskussion über das Formularwesen und dessen Verbesserung, wobei der 
VA seitens des Bundeskanzleramtes eine Bereinigung der Angelegenheit 
zugesagt wurde. 

Wenn auch im Beschwerdefall das genannte Formular zu Schwierigkeiten 
geführt hatte, wobei der Beschwerde von der VA Berechtigung zuerkannt 
wurde, so wurde im Prüfungsverfahren doch eine verstärkte Kooperation 
zwischen dem Bundesminister für Justiz und dem Bundeskanzleramt im 
Hinblick auf die weitere Verbesserung des Formularwesens zugesichert, um 
in Zukunft derartige Beschwerdefälle zu vermeiden. 
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___ _ 3~.e.zir.Ls... -gericht -3.t .• ilc j t /'",) 3 n Akten:teichen 

Grundbuchs-
Zi vilrech ts, 

St,. f, 

Zahlungsaufforderung 

H G .. che ___ . __ . __ ._ .. 

. . H G: , p.8ufm3nn, C- ·gasse • 1150 ','iien Zahlun;.pfhdltJger : ,. __ _ _____ ,_ ..... __ . __ .. _._ .......... ____ . _ _ _ ... ___ _ . . _______ _ __ _ 

In der oben be~eichneten Zivilrechts- : Strafsache .ind die umseits Ye",eichneten Gebühren und Kosten auf­
eelaufen. Sie werden ersucht, diesen Betrag binnen acht Tagen auf das PomchedJtonto de. Gerichtes einzuuhlen; 
ein Erlagschein für die Einz.ah)ung ist &n&eschlossen. Geridltsgebühren und Ausfertigungskosten können auch in 
Geridnskostenma"ken entrichtet werden. Die Gerichtskostenmarken sind auf die untere H:ilf te der Rückseite zu 
kleb.,,; die.e Hälfte ist abzutrennen und an das Gericht zurückzusenden. 

W cnn Sie sich durch dieses Ersuchen beschwert erachten, steht e. Ihnen frei, es dem Gericht zurückzu.enden, 

Ihre Einwendungen 7U erklären und gegebenenfalls die Erlassung eines Zahlungsauftrage. zu begehren. Von Amts 
wegen wird das Geridlt einen Zahlungsauftrag erlassen und Ihnen zustellen, wenn Sie den Betrag nicht rechtzeitig 
mtrichten. Die ErlassUD& des Z:hlungsauftrases ist für Sie mit ","eitereo Kosten ,·erbunden . Auch kön"en GeriLhts­
cebühren und Konen, die nicht rechtzeitig entrichtet werden, bis zum Dreifachen des fehlbetrages erhöht . ·.rden 
<S <12 Ab .. 1 GJGebG«. 1962, BGEL Nr. 289, und § Ja Abs. 5 GEG 1962, BGBL N~. 28E, in der fassunG der 
Novelle BGBL Nr. 155/ 1965). 

Ude. Ordn. 
Gegenltand und angewendete Vorsdlrift Wen de. Gegenstandes 

Zu uhlen 
Z.hl Nr. 

S I • 

1 1 1 "/ Eintrasungsgeb~hr 85.000,- 850 -., 
-

I--

-

-

I Summe . 850~-

Im 
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4.4 Antrag auf Einstellung eines gerichtlichen Strafverfahrens ohne vorherige 
ausreichende Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen 
VA 665 Z-4/82 Zl. 37 69812-Pr 3/83 

J. R. aus Graz, Steiermark, vertreten durch Rechtsanwalt Dr. M. Sch., 
Graz, führte bei der VA darüber Beschwerde, daß ein bei der Staatsanwalt­
schaft geführtes Verfahren gegen die Lehrerin I. F. eingestellt worden sei. 
Ursache des Verfahrens sei gewesen, daß die Schülerin P. R. in der Turn­
stunde bei einer Turnübung an den Ringen infolge deren mangelhafter Si­
cherung verunglückt sei. Obwohl aus einem Polizeibericht die mangelhafte 
Sicherung hervorgegangen sei, sei gegen die dafür verantwortliche Lehrerin 
kein Strafantrag gestellt und in weiterer Folge ein Amtshaftungsantrag von 
der Finanzprokuratur abgelehnt worden. In dieser offenbar mangelhaften 
Ermittlung sei ein Mißstand im Bereich der Verwaltung gegeben. 

Die VA stellte nach Einholung einer Stellungnahme des Bundesministers 
für Justiz sowie durch Akteneinsicht folgendes fest: 

Am 8. Jänner 1982 war die Funkstreife von einem Sportunfall und .~inem 
notwendigen Rettungseinsatz verständigt worden. Während einer Ubung 
an den Ringen war die Schülerin P. R. mit dem Kopf voraus auf die am Bo­
den liegende. Matte gestürzt, da sich plöt~lich die Si~herung der Ringe g~­
löst hatte. Die dazu befragte verantworthche Lehrenn gab an, sowohl die 
Einstellung der Höhe als a.uch die Fi:cierung der Ringe selbst durc~geführt 
und überprüft zu haben. Sie könne Sich das Herausrutschen der Sicherung 
nicht erklären und fühle sich am Zustandekommen des Unfalles nicht 
schuldig. Die Schülerin wurde in das Krankenhaus gebracht, wo eine Kopf­
prellung sowie eine Prellung der Halswirbelsäule festgestellt und sie sodann 
in ambulante Behandlung nach Hause entlassen wurde. In einem Bericht 
der Bundespolizeidirektion Graz vom 25. Jänner 1982 wird die Sicherung 
der Ringe beschrieben und festgestellt, daß bei richtigem Sichern kaum die 
Möglichkeit bestehe, daß die Ringe zu Boden stürzen können. Die Polizei 
kommt nach den durchgeführten Erhebungen in diesem Bericht zu dem 
Schluß: "Der Unfall ist durch unsachgemäßes Sichern des Ringseiles bezie­
hungswiese dessen Verlängerung (Ketten) verursacht worden." Die Schüle­
rin befand sich nach dem Polizeibericht zu diesem Zeitpunkt noch in häus­
licher Pflege und war nicht in der Lage, dem Unterricht beizuwohnen. 

Aufgrund dieses Akteninhaltes stellte die Staatsanwaltschaft Graz zur Zahl 
NSt 960/82 am 4. Feber 1982 beim Bezirksgericht für Strafsachen Graz 
den Antrag auf Einstellung des Verfahrens gegen die Lehrerin I. F. gemäß 
§ 90 Abs. 1 StPO. Vier Tage später wurde vom Bezirksgericht die bean­
tragte Einstellung verfügt. 

Die VA ging bei Beurteilung des vorliegenden Beschwerdefalles von fol­
genden rechtlichen :t:rwägungen aus: Nach der St~afprozeß~rdnung fällt 
dem Staatsanwalt die Aufgabe zu, nach Prüfung emer Anzeige oder der 
Akten sowie nach nötigenfalls veranlaßten Nachforschungen und Untersu­
chungen ausreichende Anhaltspunkte für die Beantwortung der Frage zu 
finden, ob er gegen eine bestimmte Person das Strafverfahren zu veranlas­
sen habe oder, wenn die Voraussetzungen für die Annahme eines strafba­
ren Verhaltens fehlen, die Zurücklegung der Anzeige zulässig erscheint. 
Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen die Staatsanwaltschaft eine An-
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klage zu erheben hat, enthält die Strafprozeßordnung keine bestimmte 
Aussage, doch ergibt sich aus den Bestimmungen, daß es einer Anklage ent­
gegensteht, wenn es an genügenden Gründen fehlt, den Beschuldigten einer 
Tat für verdächtig zu halten. Es ist somit nicht Aufgabe der Staatsanwalt­
schaft, auf Grund einer von ihr getroffenen Beweiswürdigung über Schuld 
oder Unschuld zu entscheiden, sondern sie hat nach einer Tatbestandswür­
digung bei Vorliegen ei~es objektiv begründeten Verdachtes Anklage zu er­
heben. Grundlage für Jede AntragsteIlung der Staatsanwaltschaft bezie­
hungsweise Zurücklegung der Anzeige muß somit immer eine gewissen­
hafte Prüfung des Sachverhaltes sein, die sodann als Entscheidungsgrund­
lage vom Gericht herangezogen werden kann. 

Im vorliegenden Fall hat die Staatsanwaltschaft ihren Antrag auf Einstel­
lung des Vedahrens damit begründet, daß 
1. der Sportunfall keine Gesundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit 

von mehr als dreitägiger Dauer zur Folge hatte; 
2. kein Nachweis eines fahrlässigen Verhaltens der Verantwortlichen zu 

erbri~gen. gev:esen sei, die sich unw~d~rlegbar damit verantwortet habe, 
daß sie die Ringe ordnungsgemäß fIXiert habe; 

3. im gegen~tändlichen Fall unter de~ Annahme eines fahrläs~ige~ Fehlver­
haltens die Voraussetzungen für die mangelnde Strafwürdlgkelt der Tat 
vorgelegen seien. 

Zur Dauer der Gesundheitsschädigung ist festzustellen, daß die Schülerin 
zwar nach ambulanter Behandlung nach Hause entlassen wurde, doch ist 
dem Bericht der Bundespolizeidirektion Graz, der siebzehn Tage später 
verfaßt wurde, zu entnehmen, daß sie sich noch in häuslicher Pflege be­
finde und nicht in der Lage sei, dem Unterricht beizuwohnen. Sonstige Er­
hebunge~ finden sich nicht im ~t. Aus dem Akt ist somit nicht ersichtlich, 
worauf die Staatsanwaltschaft Ihre Annahme gestützt hat. 

Der Annahme, die Verantwortliche habe sich "unwiderlegbar damit verant­
wortet", daß sie die Ringe ordnungsgemäß fixiert habe, muß der Bericht 
der Bun~espolizeidirektio~ Graz vom 25. Jänner 1982 entgegengehalten 
werden, In dem ausdrücklich festgestellt Wird, daß der Unfall durch un­
sachgemäßes Sichern des Ringseiles beziehungsweise dessen Verlängerung 
verursacht worden sei. Die von der Staatsanwaltschaft Graz angenommene 
Unwiderlegbarkeit ist für die VA somit nicht nachvollziehbar. 

Zur Annahme der Staatsanwaltschaft schließlich, daß im Falle eines fahrläs­
sigen Fehlverhaltens die Voraussetzungen für die mangelnde Strafwürdig­
keit der Tat vorlägen, ist ~estzuhalten, daß di~s nach den Bestimmungen 
der Strafprozeßordnung keine Grundlage für einen Antrag auf Vedahrens­
einstellung nach § 90 Abs. 1 StPO darstellen kann, da eine Entscheidung 
darüber einzig dem Richter zusteht und die Beurteilung durch die Staatsan­
waltschaft der Vorwegnahme einer richterlichen Entscheidung gleichkäme. 
Da somit der Einstellungsantrag der Staatsanwaltschaft Graz nicht der 
Sach- und Rechtslage entsprochen hat, hat die VA darin einen Mißstand im 
Bereich der Verwaltung festgestellt. Da das Gericht ohne weiter Veranlas­
sung antragsgemäß einen Einstellungsbeschluß gefaßt hat, mußte eine wei­
tere Maßnahme der VA unterbleiben. 
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4.5 Unterlassung der Mitteilung über die Einstellung eines Strafverfahrens 
VA 693 Z-4/82 36 635/1-Pr 3/82 

R. S. aus Schruns, Vorarlberg, führte bei der VA Beschwerde darüber, daß 
in einem vom Bezirksgericht Dornbirn gegen ihn eingeleiteten Strafverfah­
ren am 17. November 1976 eine Hauptverhandlung stattgefunden habe. Im 
August 1980 habe er von seinem Rechtsanwalt erfahren, daß das Strafver­
fahren bereits mit Beschluß des Bezirksgerichtes Dornbirn vom 6. Oktober 
1977 eingestellt worden sei, wovon aber weder er noch sein Rechtsanwalt 
verständigt worden sei. 

Im Prüfungsverfahren stellte die VA fest, daß das Beschwerdevorbringen 
den Tatsachen entsprach. In einer am 17. November 1976 stattgefundenen, 
auf unbestimmte Zeit vertagten Hauptverhandlung wurde vom Bezirksge­
richt Dornbirn ein Sachverständigengutachten eingeholt und hierauf am 
6. Oktober 1977 der Beschluß zur Einstellung des gegen den Beschwerde­
führer geführten Strafverfahrens gefaßt. Durch ein Versehen des zuständi­
gen Richters wurde dieser Beschluß weder dem Beschwerdeführer noch sei­
nem Verteidiger zugestellt. 

Aufgrund des Einschreitens der VA wurde nachträglich die Zustellung des 
Beschlusses des Bezirksgerichtes Dornbirn vom 6. Oktober 1977 veranlaßt 
und dieser sowohl dem Beschwerdeführer als auch seinem Verteidiger am 
5. Mai 1983 zugestellt, sodaß von einer weiteren Veranlassung der VA Ab­
stand genommen werden konnte. 

5 Bundesministerium für Landesverteidigung 

Allgemeines 

Im Berichtszeitraum wurden 57 Beschwerden, das Ressort des Bundesmini­
sters für Landesverteidigung betreffend, an die VA herangetragen. Beson­
ders ist dabei der unter Punkt 5.1 dargestellte Einzelfall zu erwähnen. Ent­
gegen der damals gehegten Erwartung der VA, mit der Mißstandsfeststel­
lung diese Angelegenheit bereinigt zu haben, hat ein Folgefall bewiesen, 
daß diese Angelegenheit weiterhin beobachtet werden muß. Es darf auf die 
Zusicherung des Bundesministers für Landesverteidigung hingewiesen wer­
den, keine gemeinschaftliche Haftung, sondern nur mehr eine auf Einzel­
haftung basierende Waren- und Geldgebarung in allen Unteroffiziersmes­
sen und Offizierskasinos zuzulassen. 

Einzelfall 

5.1 Feststellung der Gemeinschaftshaftung von Ordonnanzen sowie einer dar­
aus resultierenden Ersatzkostenforderung für Fehlbestände in einer Unter­
offIZiersmesse 
VA 56 Z-5/81 Zl. 58 098/1/81 

J. F. aus Wien führte bei der VA Beschwerde darüber, daß von ihm eine Er­
satzleistung von 1 700 S für Fehlbestände in der Unteroffiziersmesse gefor-
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dert werde. Bei seiner Einteilung als Ordonnanz habe er gemeinsam mit 
sechs weiteren Wehrmännern einen Waren- und Geldbestand im Wert von 
15 000 S übernommen und die Verpflichtung abgeben müssen, gemeinsam 
mit seinen Kollegen für allfällige Abgänge zu haften. Bereits bei der ersten 
Verrechnung sei auf jeden Soldaten eine Entschädigungspflicht von 800 S 
entfallen, doch sei er unter Berücksichtigung seiner noch zu kurzen Zutei­
lung von der Zahlung befreit worden. Bei der nächsten Verrechnung habe 
sich wieder ein Fehlbestand ergeben, worauf von jedem Soldaten 1 700 S 
Ersatz gefordert worden seien. Als der Beschwerdeführer sich darauf zum 
Rapport melden wollte, sei er auf den Beschwerdeweg verwiesen und we­
gen seiner Meldung zu einem zusätzlichen Dienst eingeteilt worden. F. er­
blickte einen Mißstand darin, für etwas haftbar gemacht zu werden, was 
nicht in seinem Einflußbereich liege, da bei der Dienstablöse das jeweils üb­
rige Geld sowie Ware ohne Abrechnung übergeben werde, sodaß nie fest­
stellbar sei, wie und bei welcher Ordonnanz der Fehlbestand entstünde. 

Die VA stellte im Prüfungsverfahren nach Einholung einer Stellungnahme 
des Bundesministers für Landesverteidigung folgendes fest : 

Wehrmann F. hatte als eingeteilte Ordonnanz am 23. November 1981 auf 
Aufforderung des Messeverwalters zusammen mit sechs weiteren Ordon­
nanzen eine Empfangsbestätigung über den Betrag von 15 000 S unter­
schrieben. Dieser Wert war den Ordonnanzen in Form von Waren und 
Geld zur "gemeinschaftlichen Haftung und V erwah~ng" übergeben wor­
den. Etwa alle zwei bis drei Wochen erfolgte eine Überprüfung und Ab­
rechnung durch den Messeverwalter in der Form, daß bei einer Mehrein­
nahme des übernommenen Betrages diese aliquot als "Trinkgeld" aufgeteilt 
wurde, ebenso aber auch festgestellte Fehlbeträge von den Ordonnanzen 
aliquot zu begleichen waren. Der beschwerdegegenständliche Betrag von 
1 700 S ergab sich durch die anteilsmäßige Auf teilung eines in der Zeit vom 
20. August bis 10. November 1981 entstandenen Mankos. Nachdem der 
Beschwerdeführer eine Ersatzkostenleistung verweigerte, meldete er sich 
ursprünglich zum Rapport, nahm jedoch dann Abstand und wendete sich 
an die Volksanwaltschaft. Eine zusätzliche Diensteinteilung aufgrund der 
Rapportmeldung konnte nicht verifiziert werden. 

Die VA vertritt dazu die Auffassung, daß die bis zum Beschwerdefall prak­
tizierte gemeinschaftliche Haftung nicht den in den übrigen Rechtsberei­
chen geltenden Grundsätzen entspricht, da der einzelne Wehrmann weder 
den entstandenen Fehlbetrag kennen konnte noch die volle Verfügungsge­
walt über den übernommenen Betrag hatte, sodaß er nicht in der Lage war, 
die Gebarung bis zur jeweils vom Messeverwalter durchgeführten Abrech­
nung entsprechend zu beeinflussen. Nach Meinung der VA kann ein Fehl­
verhalten von Einzelnen, das unter Umständen bis zum strafbaren Tatbe­
stand reichen kann, nicht durch das Haftbarmachen der Gemeinschaft gut­
gemacht werden. Die VA hat daher in der in Beschwerde gezogenen V or­
gangsweise einen Mißstand festgestellt. 

Der mit der Beschwerde befaßte Bundesminister für Landesverteidigung 
gab noch im Zuge des Prufungsverfahrens Weisung, von einer Ersatzko­
stenforderung gegenüber dem Beschwerdeführer Abstand zu nehmen. Dar­
über hinaus wurde aufgrund dieses Anlaßfalles die gemeinschaftliche Haf­
tung verboten und eine auf Grundlage der Einzelhaftung basierende Wa-
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ren- und Geldgebarung in allen Unteroffiziersmessen und Offizierskasinos, 
wie dies im übrigen in den Soldatenheimen bisher schon praktiziert wurde, 
angeordnet. Da damit nicht nur der Beschwerdegrund behoben, sondern 
auch das zugrunde liegende Problem bereinigt wurde, war eine weitere 
Maßnahme der VA entbehrlich. 
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